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145. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 12. Februar 2020

Beginn: 13.00 Uhr

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Guten Tag, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Bitte 

nehmen Sie Platz. Die Sitzung ist eröffnet.

Für die heutige 145. und die morgige 146. und die 
147. Sitzung am Freitag konnte zwischen den Fraktionen 
im Ältestenrat keine Tagesordnung vereinbart werden. 
Die Fraktion der AfD hat dem Vorschlag der anderen 
Fraktionen widersprochen. Ich habe daher den Bundestag 
mit der vorgeschlagenen Tagesordnung einberufen. Nach 
§ 21 Absatz 3 unserer Geschäftsordnung ist für die Ge-
nehmigung der Tagesordnung ein Plenarbeschluss erfor-
derlich.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die noch zu be-
schließende Tagesordnung um die in der Zusatzpunkte-
liste aufgeführten Punkte zu erweitern:

ZP 1 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD

Strategie zur Vorbeugung gegen das Corona-
virus in Deutschland

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Florian Toncar, Christian Dürr, Frank 
Schäffler, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der FDP

Sparer schützen, Vermögensaufbau und Al-
tersvorsorge fördern

Drucksache 19/16794

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

ZP 3 Beratung des Antrags der Abgeordneten Michael 
Link, Sandra Weeser, Alexander Graf 
Lambsdorff, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der FDP

Für eine enge und vertrauensvolle Partner-
schaft mit dem Vereinigten Königreich nach 
dem Brexit – Stellungnahme des Deutschen 
Bundestages zum Verhandlungsmandat für 

die künftigen Beziehungen zwischen der Euro-
päischen Union und dem Vereinigten König-
reich nach dem Brexit

hier: Stellungnahme gegenüber der Bundesre-
gierung gemäß Artikel 23 Absatz 3 des Grund-
gesetzes

Drucksache 19/17098

ZP 4 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 26)

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Jürgen Martens, Stephan Thomae, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP

Terroristische Online-Inhalte grund-
rechtskonform bekämpfen

Drucksache 19/17099

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Wieland Schinnenburg, Michael Theurer, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP

Gesundheitsprävention stärken und ziel-
gerichtet weiterentwickeln

Drucksache 19/17094

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

ZP 5 Weitere abschließende Beratungen ohne Aus-
sprache

(Ergänzung zu TOP 27)

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Roman Johannes Reusch, Stephan Brandner, 
Jens Maier, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD
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Antrag auf Normenkontrolle beim Bun-
desverfassungsgericht gemäß Artikel 93 
Absatz 1 Nummer 2 des Grundgesetzes 
wegen des Gesetzes zur Neuregelung ge-
setzlicher Vorschriften zur Mietenbegren-
zung im Land Berlin

Drucksache 19/17129

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und 
Energie (9. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Dr. Julia Verlinden, Oliver 
Krischer, Christian Kühn (Tübingen), weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Ölheizungen ersetzen, Subventionen für 
fossile Heizungen streichen

Drucksachen 19/13069, 19/15953

ZP 6 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion DIE LINKE

Nach der Wahl des Thüringer Ministerpräsi-
denten Thomas Kemmerich – Auswirkungen 
auf Demokratie und internationale Beziehun-
gen

ZP 7 Beratung des Antrags der Abgeordneten Frank 
Sitta, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Ökologie digital gestalten

Drucksache 19/17097

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Ausschuss Digitale Agenda 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen 
Federführung offen

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Der Tagesordnungspunkt 6 soll abgesetzt und stattdes-
sen der Antrag auf der Drucksache 19/16794 mit dem 
Titel „Sparer schützen, Vermögensaufbau und Altersvor-
sorge fördern“ mit einer unveränderten Debattenzeit von 
30 Minuten aufgerufen werden. Der Tagesordnungs-
punkt 20 d wird zusammen mit Tagesordnungspunkt 26 
aufgerufen werden.

Schließlich mache ich noch auf eine nachträgliche 
Ausschussüberweisung im Anhang der Zusatzpunkte-
liste aufmerksam:

Der am 19. Dezember 2019 (137. Sitzung) überwiese-
ne nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss) zur 
Mitberatung überwiesen werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Anpas-
sung des Medizinprodukterechts an die Ver-
ordnung (EU) 2017/745 und die Verordnung 

(EU) 2017/746 (Medizinprodukte-EU-Anpas-
sungsgesetz – MPEUAnpG)

Drucksachen 19/15620, 19/16406

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

Damit kommen wir zur Feststellung der Tagesordnun-
gen für die 145. bis 147. Sitzung mit den genannten 
Ergänzungen. Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dage-
gen? – Wer enthält sich? – Dann ist die Tagesordnung 
gegen die Stimmen der AfD mit den Stimmen der übrigen 
Fraktionen so beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf der Ehrentribüne 
hat der Präsident der Knesset des Staates Israel, seine 
Exzellenz Herr Juli-Joel Edelstein, mit einer Delega-
tion Platz genommen. Er hält sich auf meine Einladung 
zu einem offiziellen Besuch in Berlin auf. Sehr geehrter 
Herr Präsident Edelstein, ich begrüße Sie im Namen aller 
Kolleginnen und Kollegen des Deutschen Bundestages 
sehr herzlich und freue mich, mit Ihnen gemeinsam die 
enge Beziehung unserer Häuser weiter vertiefen zu kön-
nen!

(Beifall)
Der Abgeordnete Keuter hat mich gebeten, ihm das 

Wort zu einer Erklärung außerhalb der Tagesordnung 
nach § 32 unserer Geschäftsordnung zu erteilen, und zwar 
zum Thema „Parlamentarisches Demokratieverständnis 
in Deutschland“. § 32 unserer Geschäftsordnung dient 
nicht dazu, die Aussprache über einen Tagesordnungs-
punkt aufzugreifen oder eine Sachdiskussion einzuleiten, 
die der Reaktion anderer Abgeordneter bedürfte. Die Er-
klärung außerhalb der Tagesordnung steht auch nicht zur 
Verfügung, um eine politische Stellungnahme zu einer 
bestimmten im Bundestag oder in der Öffentlichkeit dis-
kutierten Frage abzugeben. Deshalb vermag ich der Bitte 
nicht nachzukommen. Sollte im Übrigen der Hintergrund 
der Bitte die Wahl des Ministerpräsidenten in Thüringen 
sein, so verweise ich darauf, dass dies Thema der morgi-
gen Aktuellen Stunde sein wird. Der Abgeordnete Keuter 
kann ja dazu als Redner gemeldet werden.

Damit rufe ich den Tagesordnungspunkt 1 auf:

Befragung der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat mitgeteilt, dass heute die Mi-
nisterin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Frau 
Dr. Giffey, zur Verfügung steht.

Frau Bundesministerin, wenn Sie mögen, haben Sie 
das Wort zu einleitenden Ausführungen.

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordnete! Wir sind in einer besonderen Sit-
zungswoche, in einer besonderen Zeit für die deutsche 
Demokratie. Nach den Ereignissen in Thüringen in der 
letzten Woche sind viele Bürgerinnen und Bürger des 
Landes in Sorge um den Zustand unserer Demokratie,

(Zurufe von der AfD)
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um die Verlässlichkeit und Stabilität unserer Regierungs-
arbeit. Es ist wichtig, dass wir ein Zeichen setzen, dass 
diese Regierungsarbeit verlässlich und stabil ist, und dass 
es auch einen demokratischen Konsens der die Regie-
rungskoalition tragenden Parteien gibt, dass eben Mehr-
heitsbildung und Regierungsbildung mit der AfD ausge-
schlossen sind. Es ist gut, dass diese Entscheidung so 
gefallen ist und dass sich die die Regierung und die Koa-
lition tragenden Parteien dazu bekannt haben.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
LINKEN)

Wir haben die Aufgabe, unsere Demokratie zu schützen, 
Menschen zu beteiligen und dafür zu sorgen, dass der 
soziale Zusammenhalt in unserem Land erhalten bleibt.

(Zuruf von der AfD: Sie beschädigen die De-
mokratie!)

Deshalb arbeitet auch das Bundesfamilienministerium als 
Gesellschaftsministerium daran, die Dinge voranzutrei-
ben, die der Zivilgesellschaft und den Akteuren, die sich 
in Deutschland für die Demokratie einsetzen, den Rücken 
stärken: mit Mut, mit Zuversicht, mit Kraft, damit das 
Leben aller Menschen, die in Deutschland leben, gut 
und sicher gestaltet werden kann.

Wir bauen dafür ganz konkret in der Familienpolitik 
auf eine gute frühkindliche Bildung und eine gute Be-
treuung der Kinder in der Grundschule, in der Jugend-
arbeit. Wir haben mit dem Gute-Kita-Gesetz und dem 
Starke-Familien-Gesetz wichtige Schwerpunkte gesetzt. 
Wir werden eine deutsche Stiftung für Engagement und 
Ehrenamt auf den Weg bringen. Wir werden in diesem 
Jahr mit der europäischen Ratspräsidentschaft einen 
Schwerpunkt auf Jugend- und Demokratiebildung, auf 
die Gleichstellung der Geschlechter, auf die Bekämpfung 
der Kinderarmut setzen, uns ganz klar erneut gegen Ge-
walt an Frauen, gegen Gewalt an Kindern und Jugend-
lichen positionieren und für ein demokratisches Land ein-
treten.

Das ist eine Politik, für die die Regierungsarbeit ins-
gesamt steht.

(Zuruf von der AfD: Das ist nicht wahr!)
Auf dieser Basis würde ich Ihnen heute in der Regie-

rungsbefragung zur Verfügung stehen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Vielen Dank, Frau Bundesministerin. – Falls die AfD 

möchte, könnte eines ihrer Mitglieder die erste Frage 
stellen.

(Zuruf von der AfD: Bitte was?)
– Ob Sie eine Frage stellen wollen. Sie haben es nicht 
gemeldet.- Frau Harder-Kühnel, möchten Sie das Wort zu 
einer Frage?

(Mariana Harder-Kühnel [AfD]: Ja, gerne!)
– Wenn Sie bitte die Liebenswürdigkeit haben würden, 
dies anzumelden. Danke. – Sie haben das Wort.

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Frau Ministerin, in der letzten Woche gab es zahlreiche 

Forderungen von Spitzenpolitikern einschließlich der 
Bundeskanzlerin, die demokratische Wahl des Minister-
präsidenten Kemmerich durch den Thüringer Landtag 
rückgängig zu machen. Als Grund dafür wurde angege-
ben, dass auch Abgeordnete der thüringischen AfD- 
Landtagsfraktion diesen mitgewählt haben. Gleichzeitig 
gab es zahlreiche Demonstrationen gegen diese Wahl. Es 
wurde auch von Drohungen gegen den Minister persön-
lich und dessen Familie berichtet. Können Sie ausschlie-
ßen, dass im Rahmen des von Ihrem Ministerium geför-
derten Bundesprogramms „Demokratie leben!“ Vereine, 
Organisationen oder deren Mitglieder organisiert und be-
wusst Druck ausgeübt haben, um die demokratische Wahl 
des Thüringer Ministerpräsidenten durch sogenannten 
Druck auf der Straße rückgängig zu machen?

(Martina Stamm-Fibich [SPD]: Druck ist ge-
nau richtig!)

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, grundsätzlich haben 
wir die Überzeugung, dass diejenigen, die durch unsere 
Bundesprogramme gefördert werden, sich gegen jede 
Form der Gewaltausübung stellen, egal von welcher Sei-
te. Das Programm „Demokratie leben!“ arbeitet dafür, 
Demokratie zu fördern, Extremismus vorzubeugen und 
Gewalt zu bekämpfen. Deshalb ist es eine klare Distan-
zierung von jeder Form von Gewalt.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und der LINKEN)

Ich finde, wir sollten an den Grundfesten des Programms 
festhalten. Dafür steht auch das Familienministerium.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage?

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Ja, gerne.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Bitte, gerne, Frau Kollegin.

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Also würden Sie die Förderung von Vereinen und Or-

ganisationen, die zur Rückgängigmachung demokrati-
scher Wahlen auffordern, als Verstoß gegen das Neutra-
litätsgebot betrachten und diese Förderung unverzüglich 
einstellen?

(Lachen bei der AfD – Timon Gremmels 
[SPD]: Ich habe auch demonstriert!)

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Wir stellen keine Förderung ohne begründeten Anlass 
unverzüglich ein. Es geht darum, dass sich Trägerinnen 
und Träger im Rahmen ihrer Projektumsetzung auch ent-
sprechend verhalten und ihre Programme umsetzen. Soll-
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te es dort Probleme geben, dann werden wir uns diese 
genau anschauen, aber vor dem Hintergrund der Pro-
gramminhalte und der Förderung, die auch ausgespro-
chen wurde.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Lesen Sie mal das Grundgesetz! – Gegenruf 
von der AfD: Lesen Sie es mal!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Der hinter Ihnen sitzende Kollege hat sich zuerst ge-

meldet. Wer ist es? – Herr Reichardt. Entschuldigung, 
dass ich nicht alle Namen weiß.

(Martin Reichardt [AfD]: Das ist kein Pro-
blem!)

Wenn ich die Bemerkung machen darf: Wenn der Bun-
destag noch größer würde, würde es für die Sitzungslei-
tung und den Präsidenten noch schwieriger, die Namen 
aller Kolleginnen und Kollegen präsent zu haben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Herr Kollege Reichardt.

Martin Reichardt (AfD):
Am 8. Februar fand eine Demonstration gegen die 

Wahl des Ministerpräsidenten in Thüringen statt. Laut 
Aussagen von Kevin Kühnert demonstrierte dort die Zi-
vilgesellschaft. An dieser Demonstration nahm auch eine 
Gruppe namens RAF – „Roter Aufbau Friedrichshain“ – 
teil, die in ihren einschlägigen Verlautbarungen unter 
anderem Ulrike Meinhof huldigt und die Angriffe auf 
AfD- und FDP-Politiker guthieß bzw. als notwendig 
erachtete. Sehen Sie hier tatsächlich die Zivilgesellschaft 
verwirklicht, und sehen Sie hier nicht die Gefahr, dass 
durch einen Herrn Kühnert Gewalt gegen den politischen 
Gegner verharmlost und legitimiert wird, und sehen Sie 
nicht auch die Gefahr, dass dadurch die Regierung und 
das, was Sie hier alles gerade gesagt haben, konterkariert 
wird?

(Leni Breymaier [SPD]: Kevin Kühnert ist ein 
guter Mann!)

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, wir befinden uns hier 
in der Befragung der Bundesregierung. Wir sind nicht 
diejenigen, die die Demonstrationen in der letzten Woche 
in ihrer Beteiligung zusammengestellt haben. Ich kann 
aber für die Mitglieder der Sozialdemokratischen Partei 
sagen: Wir haben einen Grundkonsens, dass wir uns ge-
gen jede Form von Gewalt stellen. Dieser Grundlinie ent-
spricht auch jedes Regierungshandeln. Insofern würde 
ich gerne zur eigentlichen inhaltlichen Ausrichtung der 
Regierungsbefragung zurückkehren. Ich kann Ihnen ger-
ne weitere Ausführungen zu unserer Arbeit im Ministe-
rium dazu machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Lief der nicht auch 
in der dritten Reihe mit in Chemnitz?)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Herr Kollege Reichardt, möchten Sie 

eine Nachfrage stellen? Sie haben das Recht zur Nach-
frage.

Martin Reichardt (AfD):
Ja. – Sie haben gesagt, dass die Sozialdemokratische 

Partei einen Grundkonsens gegen Gewalt hat.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Jawoll! 
Sehr gut! Exakt! – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Im Gegensatz zu 
Ihnen!)

Sind Sie dann der Meinung – auch im Namen der Regie-
rung –, dass Herr Kühnert gegen diesen Grundkonsens 
offensichtlich mit solchen Legitimationsversuchen ver-
stoßen hat?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Ich bin hier nicht Rede und Antwort stehend für Herrn 
Kühnert, sondern für die Bundesregierung, und dazu ha-
be ich Ihnen bereits alles gesagt, was es zu sagen gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich sage nur: Chemnitz in der dritten Reihe! – 
Leni Breymaier [SPD]: Kevin ist nicht allein zu 
Haus!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt hat der Kollege Huber zu diesem Thema eine 

Frage und dann der Kollege Müller.

Johannes Huber (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Ich möchte zurückkom-

men auf das Programm „Demokratie leben!“.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Sehr gutes 
Programm!)

Die Kinder des Ministerpräsidenten in Thüringen

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Auch ein 
guter Mann!)

müssen von der Schule abgeholt werden, seine Frau wur-
de angespuckt. Sie konnten in letzter Konsequenz auch 
nicht ausschließen, ob auch Mitglieder von Ihnen, vom 
Ministerium geförderten Gruppen daran beteiligt waren, 
den Druck auf der Straße mit initiiert zu haben. Von daher 
möchte ich Sie schon fragen, ob Sie glauben, dass diese 
Programme erstens zur Eskalation

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Ja, sind Sie 
jetzt gegen Demonstrationen, oder was? – 
Timon Gremmels [SPD]: Sie tragen zur Eska-
lation bei!)

und zweitens zur Erosion der demokratischen Verhältnis-
se in Deutschland beitragen.

(Zuruf von der SPD: Verleumdung!)
Oder: Welche Maßnahmen ergreifen Sie zukünftig, um 
diese Spaltung in der Gesellschaft, um diese Übergriffe 
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insbesondere auf Mandatsträger und deren Familien auf 
der Straße zurückzufahren und zu deeskalieren? – Vielen 
Dank.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Nummer zieht nicht! Die Leute sind 
nicht so doof!)

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Ich glaube, Sie verdrehen hier in einem nicht zu ver-
tretenden Maße die Tatsachen und die Intention des Pro-
gramms „Demokratie leben!“.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Das Programm „Demokratie leben!“ hat die Ausrichtung, 
Demokratie zu fördern, Vielfalt zu gestalten und Extre-
mismus vorzubeugen. Alle Aktionen, die im Rahmen 
dieses Programmes laufen, richten sich auf das Zusam-
menführen der Gesellschaft und nicht auf die Spaltung. 
Ich finde es wichtig, dass wir auch in diesem Geiste alle 
Projekte begleiten, die wir machen. Wir haben umfang-
reiche wissenschaftliche Evaluierungen dazu. Alle Pro-
jekte müssen sich einer intensiven Projektauswahl stel-
len. Ich kann hier nicht akzeptieren, dass Sie die 
Programmintention in Richtung Spaltung und Eskalation 
umdrehen. Das Gegenteil ist der Fall.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Nachfrage?

Johannes Huber (AfD):
Vielen Dank. – Die Botschaft hör ich wohl, allein mir 

fehlt der Glaube.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Wenn wir davon ausgehen, diese Programme würden zur 
Deeskalation beitragen: Was würden Sie denn in dem Fall 
machen, wenn sich herausstellt, dass die Gruppen, die 
von Ihnen gefördert werden, doch daran beteiligt sind, 
den Druck auf der Straße mit zu initiieren? Welche Sank-
tionen würden Sie gegenüber diesen Gruppen in Betracht 
ziehen?

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Darf jetzt 
keiner mehr demonstrieren, oder was? – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wollen Sie jetzt auch noch die Versammlungs-
freiheit abschaffen? Oder wollen Sie nur noch 
rechte Versammlungen?)

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Wenn Sie den Begriff des Drucks auf der Straße hier 
verwenden und damit meinen, dass Menschen sich für 
eine demokratische, offene Gesellschaft einsetzen, dann 

finde ich nicht, dass wir hier über Sanktionswürdigkeit 
sprechen,

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und der FDP)

sondern darüber, dass Menschen für unsere Demokratie 
eintreten und dass diejenigen, die diese Demokratie 
weiter erhalten wollen, auch weiter Unterstützung be-
kommen. Sollten Sie Anlässe haben und sie benennen 
können, dass es sich wirklich um demokratiefeindliche 
Aktionen handelt, dann müssen wir uns das anschauen. 
Dann bitte ich Sie, uns das mitzuteilen, und dann werden 
wir uns das im Detail ansehen und prüfen.

Aber ich finde eine grundsätzliche Verurteilung all 
derer, die hier aufgestanden sind, die nach den Ereignis-
sen in Thüringen in Sorge um das Land sind, nicht in 
Ordnung. Da müssen wir ganz klar eine Grenze ziehen, 
was demokratisch ist und was nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Die nächste Frage zu diesem Thema stellt der Kollege 

Müller, Die Linke.

Norbert Müller (Potsdam) (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Ministerin, ich 

denke, die demokratischen Fraktionen hier im Haus

(Zuruf von der AfD: Da sind Sie doch gar nicht 
dabei, bei den demokratischen Fraktionen!)

sind sich mit Ihnen und der Bundesregierung einig, dass 
„Demokratie leben!“ in der Vergangenheit einen un-
glaublich wertvollen Beitrag zur Stärkung der Zivilge-
sellschaft geleistet hat. Deswegen waren wir uns bei der 
Aufstockung der Mittel immer einig. Ich fand es auch gut, 
dass der Deutsche Bundestag mit großer Mehrheit be-
schlossen hat, keine Kürzungen vorzunehmen.

Nun ist es trotzdem so, dass durch die Umstrickung der 
Förderinstrumente eine Vielzahl von Pilotprojekten, von 
Modellprojekten nicht mehr in die Förderung fallen. Ich 
habe Sie bereits mehrmals dazu befragt – auch im feder-
führenden Familienausschuss –, dass viele Modellprojek-
te nicht zur Antragstellung aufgefordert wurden. Sie ha-
ben in der Vergangenheit geantwortet – zuletzt erst im 
Januar –, dass Sie nochmals eine Runde mit den nachge-
meldeten Projekten durchführen werden.

Mich würde nun interessieren – weil wir uns einig sind, 
wie wichtig gerade die Modellprojekte für die Stärkung 
der Zivilgesellschaft sind –, was bei diesem Nachmelde-
verfahren herausgekommen ist, wie viele zusätzliche 
Modellprojekte noch in die Förderung aufgenommen 
werden könnten und was mit jenen passiert, die häufig 
bereits über Jahre eine ausgezeichnete Arbeit leisten und 
deren Förderung nun bedauerlicherweise an ein Ende ge-
kommen ist.
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Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Müller, wir stellen 
über das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ die 
Summe von 115,5 Millionen Euro pro Jahr zur Verfü-
gung. Das Programm ist in diesem Jahr pünktlich gest-
artet. Die Fördermittel sind im Weitesten vergeben.

Ich kann Ihnen berichten, dass wir 300 Partnerschaften 
für Demokratie in ganz Deutschland, sowohl in städti-
schen als auch in ländlichen Räumen, fördern. 160 Mo-
dellprojekte sind es jetzt im Endeffekt geworden, inklu-
sive Begleitprojekten, inklusive Projekten gegen 
Rechtsextremismus, auch zu mobilen Opferberatungen. 
Und wir haben die 16 Landes-Demokratiezentren und 
außerdem noch die Kompetenzzentren, die wir unterstüt-
zen. Das ist eine breite Förderung mit über 115 Millionen 
Euro.

Wir haben nicht alle Projektanträge unterstützen kön-
nen. Die Antragszahl war mit über 1 000 schlicht zu groß. 
Aber wir unterstützen natürlich bei der weiteren Beratung 
in Bezug auf Landesmittel und andere Förderquellen und 
werden uns auch in diesem Haushaltsjahr wieder für die 
entsprechende Ausstattung von „Demokratie leben!“ 
starkmachen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Nachfrage? – Wenn Sie mir immer ein 

Zeichen geben könnten.

(Zuruf von der LINKEN: Machen wir!)

– Danke.

Norbert Müller (Potsdam) (DIE LINKE):
Vielen Dank für den Hinweis. – Frau Ministerin, nun 

ist es so – Sie haben darauf hingewiesen –: 160 Modell-
projekte werden jetzt gefördert. Da hat es erheblich 
Druck gegeben, auch auf Ihr Haus, damit dies noch ge-
lingen konnte und eine nachträgliche Aufstockung der 
Mittel erfolgen konnte. Es gibt aber über 300 Partner-
schaften für Demokratie. Das sind Mittel, die de facto 
an die öffentliche Hand fließen, an Kommunen und an 
die Länder, die sie – das weiß ich wohl – weiterreichen, 
aber damit außerhalb der Verantwortung des Bundestages 
und auch unserer Verantwortung als Haushaltsgesetzge-
ber sind.

Natürlich würde mich interessieren – weil es hier um 
Modellprojekte mit größerer Ausstrahlung geht –, ob Sie 
sich vorstellen könnten, bei den Haushaltsberatungen für 
das Jahr 2021 „Demokratie leben!“ noch einmal aufzus-
tocken, damit es möglich wird, in größerer Zahl insbe-
sondere die Modellprojekte aus der Zivilgesellschaft zu 
fördern, ohne einen Filter von Landesverwaltungen und 
Kommunalverwaltungen einzubauen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr.

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Ich will hier ganz klar betonen, dass die Modellprojek-
te, auch die Kompetenznetzwerke, weit mehr Ausstattung 
mit Einzelmitteln bekommen als die Partnerschaften für 
Demokratie. Ich will auch dem Bild, dass die Partner-
schaften für Demokratie nur Geld für die Kommunen 
bedeuten, entgegenwirken. Wir haben über die Partner-
schaften – 300 an der Zahl – Tausende – über 4 000 – 
Partnerschaftsprojekte vor Ort, die gefördert werden. Das 
heißt, auch die kommunalen Partnerschaften bekommen 
Geld für die Akteure vor Ort.

Was die Frage angeht, inwieweit wir es ermöglichen 
können, auch noch zusätzliche Mittel im Rahmen dieser 
Haushaltsberatungen bereitzustellen: Das wird Gegen-
stand der regierungsinternen Verhandlungen und Gesprä-
che sein.

Ich denke, ein wichtiges Signal ist erst einmal, dass wir 
mit der Modellprojektausstattung, mit der generellen 
Ausstattung des Programms eine Verlässlichkeit für die 
gesamte Förderperiode haben. Wir haben uns daher mit 
dem Finanzministerium darauf geeinigt, dass über die 
gesamte Förderperiode über 460 Millionen Euro zur Ver-
fügung gestellt werden. Das ist, glaube ich, ein gutes 
Signal für die Demokratieförderung im Land.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Vielen Dank. – Jetzt stellt der Kollege Straetmanns, 

Die Linke, zum selben Themenkomplex noch eine Frage.

Friedrich Straetmanns (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Frau Ministerin, Sie haben gerade auf 

die Frage meines Kollegen zu den Modellprojekten zur 
Demokratieförderung geantwortet. Ich will Ihnen ein 
Beispiel nennen, das mich sehr betroffen gemacht hat. 
Es gibt eine Jugendorganisation, die mit folgenden Slo-
gans um neue Mitglieder wirbt: „Linke und Gutmenschen 
gehen dir auf die Nerven?“ Unter anderem heißt es dann: 
„Du kannst gut jagen und entsorgen …?“ Wenn Sie wis-
sen wollen, welche Jugendorganisation das ist, dann 
schauen Sie einmal da vorne nach rechts. Das ist die 
Jugendorganisation der AfD, die mit diesen Worten um 
neue Mitglieder wirbt.

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Hört! Hört! – 
Leni Breymaier [SPD]: Hört! Hört!)

Sind Sie in Anbetracht dieser öffentlichen Bekundungen 
einer Jugendorganisation der Meinung, dass genügend in 
die Modellprojekte zur Demokratieförderung gesteckt 
wird?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Ich will sagen, dass die Aufgabe, gegen solche Um-
triebe vorzugehen, eine Aufgabe für uns alle ist, auf allen 
Ebenen, im Bund, im Land und in den Kommunen. Die-
ser Aufgabe kann sich niemand, der für die Demokratie 
eintritt, entziehen. Deshalb kann eigentlich nie genug ge-
tan werden. Aber ich sage Ihnen auch: Wir haben es ge-
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schafft, mit „Demokratie leben!“ europaweit ein einzig-
artiges und das größte Demokratieförderprogramm einer 
Landes- und Staatsregierung aufzustellen, das Sie über-
haupt finden können, auch im Vergleich zu anderen EU- 
Mitgliedstaaten. Dass man immer noch mehr tun kann, ist 
keine Frage. Das muss unser Bestreben sein; das wird 
Gegenstand der weiteren Gespräche sein. Es ist auch 
wichtig, zu sagen, dass all die Bemühungen auf jeder 
Ebene im Land gemacht werden müssen und alle Ebenen 
in Deutschland eine Verantwortung dafür tragen, dass das 
gelingt.

Friedrich Straetmanns (DIE LINKE):
Vielen Dank.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Dann hat in diesem Zusammenhang 

noch der Kollege Aggelidis, FDP, eine Frage.

Grigorios Aggelidis (FDP):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Ministerin, aus 

ganz Deutschland erreichen uns Beschwerden von Trä-
gern wegen der Haushaltskürzungen im Bundespro-
gramm „Demokratie leben!“, die nicht zurückgenommen 
wurden, oder von Trägern, die aufgrund der Neuausrich-
tung quasi herausfallen. Mich würde im Anschluss an die 
Fragen, die die Kollegen gestellt haben, in diesem Zu-
sammenhang interessieren: Wie haben Sie eigentlich si-
chergestellt, dass nach der Rücknahme der Kürzungen in 
den Programmen und nach der Neuausrichtung im Aus-
wahlprozess der ganze Prozess für die Beteiligten, gerade 
für die, die eben nicht zum Zuge kommen, transparent ist 
und vor allem auch die Begründung substanziell nach-
vollziehbar ist?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Ich will noch einmal ganz klar sagen: Wir haben keine 
Haushaltskürzungen bei „Demokratie leben!“. Das Pro-
gramm ist in der gleichen Höhe weitergeführt worden. 
Wir haben auch die Sicherheit, dass es in den nächsten 
vier Jahren mindestens in dieser Höhe weitergeht. Wir 
hatten ein Auswahlgremium von fast 60 Expertinnen 
und Experten gehabt. Die Kriterien dafür sind transparent 
und bei uns auf allen Webdarstellungen usw. verfügbar; 
das können wir allen mitteilen. Wir hatten über 1 000 Be-
werbungen und konnten nicht für jedes Projekt im Detail 
ausführlich begründen, warum eine Förderung so oder so 
nicht stattgefunden hat. Wenn es aber Nachfragen gibt, 
können wir das entsprechend beantworten. Wir haben 
festgelegte Kriterien, die für die Trägerinnen und Träger 
auch nachvollziehbar sind.

Wir konnten jetzt im zweiten Lauf bei den innovativen 
Modellprojekten noch zusätzliche Projekte mit aufneh-
men und können sie umsetzen. Wir haben eben – das ist 
ein gutes Zeichen – in Deutschland so viele Projektträger, 
die sagen: „Wir wollen uns daran beteiligen“, dass wir 
einfach nicht allen gerecht werden können. Es gibt aber 
auch Anträge, die schlicht nicht förderfähig sind; auch 
das müssen wir sehen. Es sind Steuergelder, die verwen-
det werden; das muss verantwortungsvoll geschehen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Vielen Dank. – Die nächste Frage stellt der Kollege 

Maik Beermann, CDU/CSU.

Maik Beermann (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Ministerin, ich 

möchte gern ein anderes Thema ansprechen, das, glaube 
ich, in die Mitte unserer Gesellschaft, aber auch hier ins 
Hohe Haus gehört, und das ist das Thema Mobbing. Ich 
habe den Eindruck, dass wir uns auch hier verstärkt um 
dieses Thema kümmern sollten. Sie haben 2018 Respekt 
Coaches und Anti-Mobbing-Profis installiert und auch 
das Budget 2019 erhöht. Meine Frage wäre in diesem 
Zusammenhang: Was plant das Haus, in diesem Bereich 
noch mehr auf den Weg zu bringen?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Mobbing ist ein großes Thema. Dagegen vorzugehen, 
muss vor allen Dingen in der Jugend- und der Schulso-
zialarbeit der Länder verortet sein. Wir haben hier mit 
unserem Modellprogramm „Respekt Coaches/Anti-Mob-
bing-Profis“ ein Zeichen gesetzt. Wir sind an über 
200 Schulen in Deutschland mit dieser speziellen Form 
der Jugendsozialarbeit unterwegs und haben dort sehr, 
sehr gute Erfolge. Es wird sehr gut angenommen. Es ist 
ein Riesenthema, das ist richtig. Aber hier muss man ganz 
klar sagen: Es ist kein originäres Thema des Bundes. Wir 
können nur Impulsgeber sein. Wir können Modellinitiati-
ven anstoßen und natürlich auch den Ländern Anreize 
geben, in diesem Bereich mehr zu tun.

Für uns wird das im Rahmen des Jugendmedienschutz-
gesetzes, das wir aktuell auf den Weg bringen, ein Thema 
sein; denn wir müssen uns auch über die digitalen Räume 
Gedanken machen. Cybergrooming, Cybermobbing oder 
Fragen der Abzocke im Netz betreffen in ganz besonderer 
Weise den Jugendschutz. Deshalb werden wir darauf ent-
sprechend eingehen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage, Herr Kollege Beermann?

Maik Beermann (CDU/CSU):
Ja, vielen Dank. – Ich habe gerade schon erwähnt, dass 

wir 2019 das Budget von 20 Millionen auf 23 Millionen 
Euro erhöht haben. Dabei ging es konkret um religiöses 
Mobbing. Nun gibt es aber nicht nur religiöses Mobbing, 
sondern ganz unterschiedliche Arten von Mobbing. Sind 
Sie nicht auch der Meinung, dass man den Begriff weiter 
ausdehnen sollte?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Auf jeden Fall gibt es ganz unterschiedliche Formen 
des Mobbings. Wir sehen, dass das religiöse Mobbing nur 
einen Teilbereich darstellt. Wir haben die Erfahrung ge-
macht, auch durch die Arbeit der Respekt Coaches, dass 
es da keine klaren Trennlinien gibt. Wenn man mit Kin-
dern und Jugendlichen gegen Mobbing arbeitet – das gilt 
vor allem für die Arbeit mit Jugendlichen –, merkt man, 
dass die Grenzen fließend sind. Schon jetzt wird im Rah-
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men des Programms, das wir weiterführen wollen, das 
Thema Mobbing in der Breite behandelt.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Jetzt muss ich in Richtung FDP schauen. 

Ist die Frage, zu der Sie sich gemeldet haben, damit 
erledigt? – Dann können Sie jetzt die nächste Frage stel-
len, Herr Aggelidis.

Grigorios Aggelidis (FDP):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Ministerin, welche 

Begründung geben Sie den Eltern, die seit Anfang 2018 
auf die Reform des Elterngeldes warten? Sie wurde An-
fang 2018 von Ihrer Vorgängerin versprochen, von der 
jetzigen Bundesregierung bzw. von Ihnen für 2019 ver-
sprochen, und zwar zweimal, zuerst für das erste Halb-
jahr, dann für das zweite Halbjahr. Welche Begründung 
haben Sie dafür, dass der Gesetzentwurf noch nicht vor-
liegt?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Ich kann Ihnen dazu eine erfreuliche Mitteilung ma-
chen. Wir haben in der Tat im letzten Jahr sehr intensiv 
daran gearbeitet. Es gab umfangreiche Abstimmungen, 
auch mit unserem Koalitionspartner und dem Bundes-
kanzleramt. Ich kann Ihnen mitteilen, dass wir gestern 
die Freigabe vom Bundeskanzleramt bekommen haben, 
jetzt in die Ressortabstimmung zu gehen. Der Gesetzent-
wurf ist gestern in die Ressortabstimmung gegangen. Die 
entsprechenden Beteiligungsverfahren werden zügig be-
ginnen.

Dieses Gesetz soll dazu dienen, die Flexibilität von 
Elternzeitmodellen zu erhöhen. Beiden Elternteilen, Vä-
tern und Müttern, soll ermöglicht werden, in Teilzeit zu 
arbeiten und Elterngeld zu beziehen. Auch das Thema 
Frühchen bzw. frühgeborene Kinder soll besonders be-
rücksichtigt werden. Es geht darum, dass Familie und 
Beruf durch eine stärkere Flexibilisierung des Elterngel-
des besser vereinbar sind. Das ist jetzt alles auf einem 
guten Weg. Ich bin sehr zuversichtlich, dass wir die Res-
sortabstimmung zügig durchziehen können und den Ge-
setzentwurf im Frühling dieses Jahres ins Kabinett be-
kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Die Kollegin Werner, Die Linke, hat eine 

Nachfrage zu diesem Thema.

Katrin Werner (DIE LINKE):
Danke schön, Frau Ministerin Giffey. – 13 Jahre nach-

dem das Elterngeld eingeführt wurde, ist es eine gute 
Nachricht, dass die Reform jetzt auf den Weg gebracht 
wird. Wir haben schon im Ausschuss und auch hier im 
Plenum darüber diskutiert. Für die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf sind zeitliche Fragen, Teilzeitfragen, die 
eine Seite. Aber wir wissen alle auch, dass in den letzten 
13 Jahren Mieten gestiegen sind und Lebensmittel teurer 
geworden sind, und wir wissen, dass gerade Familien mit 

einem geringen Einkommen oder ohne Einkommen auf 
den Mindestbetrag des Elterngeldes angewiesen sind. 
Wenn man den Inflationsverlust der letzten 13 Jahre aus-
gleichen wollte, müsste man das Elterngeld jetzt um 50 
bzw. 25 Euro erhöhen. Das haben Sie im Familienaus-
schuss abgelehnt. Vielleicht können Sie einmal sagen, ob 
diese Überlegung in dem Entwurf, der jetzt auf den Weg 
gebracht wird, berücksichtigt wird. Oder gilt wieder das 
Gesetz, dass der Bundestag noch viele Änderungen vor-
nehmen kann? Dann würde ich dafür werben, dass wir 
auch diesen Punkt angehen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Frau Bundesministerin.

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, natürlich muss jede 
Verbesserung beim Elterngeld auch finanziert werden. 
Wir reden hier über die größte, bekannteste und belieb-
teste Familienleistung Deutschlands. Aber wir reden 
auch darüber, dass bereits jetzt fast 60 Prozent des Ge-
samtetats des Familienministeriums für das Elterngeld 
verwendet werden, über 7 Milliarden Euro im Jahr. Das 
heißt, wenn wir hier Verbesserungen einführen wollen, 
muss die Finanzierung sichergestellt sein.

Wir haben uns bei der Reform darauf konzentriert – Sie 
werden das der veröffentlichten Beteiligung der Verbän-
de entnehmen können –, Verbesserungen hinsichtlich der 
Teilzeitmöglichkeiten und Flexibilität für beide Eltern-
teile zu erreichen, Verbesserungen für geringfügig und 
selbstständig Beschäftigte zu erreichen und Verbesserun-
gen beim Thema Frühgeborene zu erreichen. Eine Erhö-
hung, so wie Sie sie beschreiben, ist nicht Bestandteil der 
Reform.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Dann stellt die Kollegin Doris 

Achelwilm, Die Linke, die nächste Frage.

Doris Achelwilm (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Vielen Dank, Frau Mi-

nisterin. Uns interessiert die Gleichstellungsstrategie des 
Bundes, die vor Kurzem endlich, auf der Hälfte der Stre-
cke, angekündigt wurde, als Jahresplan vorerst. Wie se-
hen die nächsten Schritte des Aktionsplanes aus? Was 
haben Sie da konkret vor? Wie werden Sie da im Laufe 
des Jahres, aber auch darüber hinaus an die Öffentlichkeit 
gehen? Inwiefern wird der sogenannte Gender Care Gap 
Berücksichtigung erfahren? Das ist die un- und unterbe-
zahlte Sorgearbeit, die zu Recht wieder massiv in den 
Schlagzeilen steht. Da muss mehr getan werden, und 
das unverzüglich. Da würde uns interessieren, inwieweit 
auch das Teil der Gleichstellungsstrategie sein wird.

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Die Gleichstellungsstrategie des Bundes ist in der Tat 
ein wesentliches Vorhaben dieser Koalition – wir haben 
alle Ressorts daran beteiligt –, sie ist sozusagen jetzt in 
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der Fertigstellung. Wir werden sie im ersten Halbjahr 
entsprechend veröffentlichen, auch ins Kabinett bringen.

Wir haben mit dieser Gleichstellungsstrategie ein gan-
zes Portfolio an Themen. Dazu zählen die Themen Gen-
der Pay Gap, Gender Care Gap, aber auch die Fragen von 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, von Frauen in Füh-
rungspositionen, vom Kampf gegen Gewalt an Frauen. 
Das sind also sehr unterschiedliche Themenbereiche. 
Wir haben bei uns im Haus eine große Projektgruppe 
gegründet für die Aufwertung der sozialen Berufe, in 
allen sorgenden Feldern. 80 Prozent derjenigen, die im 
Sorgebereich tätig sind, sind Frauen. Das sind also große 
Themen. Wenn wir über die Aufwertung der sozialen 
Berufe sprechen, dort auch mehr tun wollen, überhaupt 
Erwerbstätigkeit von Frauen ermöglichen wollen, dann 
ist das ein Thema, das damit einhergeht. Das Führungs-
positionengesetz, das im Moment ja auch in der Pipeline 
ist, wird dem genauso entsprechen. Wir haben mehrere 
Gesetzesvorhaben, die an die Themen der Gleichstel-
lungsstrategie anknüpfen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage?

Doris Achelwilm (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Der Gleichstellungsbericht, der zum 

Ende der letzten Legislatur bearbeitet wurde und dann 
auch noch veröffentlicht wurde, der wird auch Grundlage 
der Strategie sein? Also das, was die Sachverständigen-
kommission beraten hat. Oder wie ist da sozusagen die 
Abstimmung, die Verzahnung?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Wir werden in diesem Jahr eine gesamtgesellschaft-
liche Berichterstattung bei uns im Haus zu Ende bringen: 
Es wird nicht nur den Gleichstellungsbericht, sondern 
auch den Familien-, den Jugend-, den Alten- und den 
Ehrenamtsbericht geben. Dieser Bericht befindet sich 
jetzt in der Bearbeitung. Die Sachverständigenkommis-
sion arbeitet intensiv daran und wird das veröffentlichen. 
Natürlich werden diese Erkenntnisse ebenso in die Be-
arbeitung der Gleichstellungsstrategie einfließen; das tun 
sie schon jetzt.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Jetzt hat endlich Leni Breymaier, SPD, 

die nächste Frage.

Leni Breymaier (SPD):
Danke, Herr Präsident, für das nette Wort. – Sehr ge-

ehrte Frau Ministerin, wir haben jetzt etwas gehört zur 
Gleichstellungsstrategie der Bundesregierung. Die EU- 
Kommission hat Ende Januar ihr Arbeitsprogramm vor-
gelegt. Die Gleichstellungskommissarin, Helena Dalli, 
hat angekündigt, für den 8. März, den Internationalen 
Frauentag, eine EU-Gleichstellungsstrategie wieder auf-
leben zu lassen. Meine Frage an Sie ist: Wie wird die 
Bundesregierung Frau Dalli hier unterstützen, und wel-
che Prioritäten wird die Bundesregierung hier festlegen?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Wir haben im Zuge der Vorbereitung auf die deutsche 
EU-Ratspräsidentschaft gerade auch aus unserem Haus 
den Schwerpunkt bei der Gleichstellungspolitik gesetzt, 
neben der Förderung der Demokratie und der aktiven 
Jugendarbeit in diesem Bereich. Wir werden bei der 
Gleichstellungspolitik zwei große Felder bearbeiten: 
Das eine ist das Thema Entgeltgleichheit, Equal Pay, 
das andere die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen; 
das werden unsere großen Schwerpunktthemen im Rah-
men der EU-Ratspräsidentschaft. Das wird jetzt schon 
entsprechend vorbereitet. Wir arbeiten sehr eng mit der 
zuständigen EU-Kommissarin zusammen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage? – Frau Breymaier.

Leni Breymaier (SPD):
Gerne; vielen Dank, Herr Präsident. – Eine Nachfrage 

dazu: Wir kennen ja alle die Situation in Osteuropa. Ich 
nehme jetzt Polen oder Ungarn nicht wirklich als einen 
Hort des Feminismus oder der Gleichstellungspolitik 
wahr. Sie haben uns im Ausschuss erzählt und berichtet, 
dass Sie inzwischen Kontakt mit Ihren Ministerkollegin-
nen und Ministerkollegen hatten. Schätzen Sie es so ein, 
dass Sie da Mehrheiten für das wichtige Ziel „Equal Pay“ 
und den wichtigen Kampf gegen Gewalt an Frauen orga-
nisieren können? Kriegen wir da Mehrheiten hin? Wie 
schätzen Sie das ein?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Wir haben ja den Ansatz einer Trio-Ratspräsident-
schaft, sodass wir mit unseren Kolleginnen und Kollegen 
aus Slowenien und Portugal zusammenarbeiten – gerade 
auch im Bereich „Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen“. Ende letzten Jahres gab es dazu ein informelles 
Ministerinnentreffen in Stockholm, auf dem wir genau 
darüber gesprochen haben.

Wir sehen, dass die Ansätze, die wir hier in Deutsch-
land gewählt haben, als sehr fortschrittlich angesehen 
werden. Die Bemühungen im Rahmen unserer Initiative 
„Stärker als Gewalt“ und auch in Bezug auf das Hilfe-
telefon gegen Gewalt an Frauen werden europaweit sehr 
beachtet. Wir werden in diesem Zusammenhang mit Bei-
spielen und einem Best-Practice-Austausch versuchen, 
auch an dieser Stelle mit den Kolleginnen und Kollegen 
gut zusammenzuarbeiten und auch Mehrheiten für unsere 
Anliegen zu finden.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Frau Kollegin Schauws, Bündnis 90/Die 

Grünen, stellt die nächste Frage. – Anschließend folgt die 
Frau Kollegin Bauer.

Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Ministerin, ich 

habe zur EU-Ratspräsidentschaft noch eine Nachfrage. 
Sie haben auch hier das ganze Thema „Gleichstellung 
im Erwerbsleben und Entgeltgleichheit“ als Themen-
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schwerpunkt angekündigt. Das, was die Bundesregierung 
zu diesem Thema gemacht hat, war nicht erfolgreich; das 
Entgelttransparenzgesetz ist ja kein Vorzeigeprojekt für 
eine erfolgreiche Strategie für den Abbau der Entgeltun-
gleichheit.

Meine Frage lautet: Was ist Ihr konstruktiver Beitrag 
im Rahmen der EU-Ratspräsidentschaft zu diesem The-
ma?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Grundsätzlich will ich einmal sagen, dass diese Fest-
stellung, das Entgelttransparenzgesetz hätte gar nichts 
gebracht, von uns nicht geteilt wird. Natürlich gibt es 
Dinge, die noch entwickelt, verbessert, ausgebaut werden 
müssen, aber das Entgelttransparenzgesetz hat einen we-
sentlichen Paradigmenwechsel bewirkt; die Einstellung 
zu der Grundaussage „Über Geld spricht man nicht“ hat 
sich nämlich verändert. In den Betrieben wird dieses 
Thema sehr stark wahrgenommen; es wird über Entgelt-
strukturen gesprochen. Wir erleben in der Evaluierung, 
dass viele Betriebe – auch große Unternehmen – ihre 
Entgeltstrukturen freiwillig selbst überprüft haben.

Wir müssen aber natürlich noch mehr dafür tun – auch 
in Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften –, die Mi-
tarbeiterinnen und Mitarbeiter über ihre Rechte aufzuklä-
ren und sie zu ermutigen und zu unterstützen, ihr Recht 
auf Entgelttransparenz einzufordern. Auch hier ist der 
Austausch mit den europäischen Kolleginnen und Kol-
legen sicherlich sehr wertvoll. Wir können unsere Erfah-
rungen dort einbringen; das werden wir auch tun. Und wir 
werden uns auch über bessere und weiterentwickelte eu-
ropaweite Ansätze austauschen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage? – Frau Schauws.

Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich teile Ihre Analyse nicht ganz, weil ich nicht glaube, 

dass man die veränderte Einstellung zu dem Ausdruck 
„Über Geld spricht man nicht“ als Erfolg verbuchen 
kann. Ich glaube, da hätte schon mehr kommen müssen, 
und die Evaluation zum Entgelttransparenzgesetz zeigt 
eben auch, dass die Wirkung hier begrenzt ist.

Aber nach vorne geschaut: Miteinander zu sprechen, 
ist immer sinnvoll. Haben Sie denn tatsächlich auch ein 
Projekt zum Thema „Gender-Pay-Gap-Abbau“ geplant, 
und haben Sie geplant, konkret Maßnahmen zu ergreifen, 
die auch EU-weit Strahlkraft entwickeln könnten, damit 
Sie hier auch wirklich vorangehen können?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Wir werden im Rahmen der Präsidentschaft ganz kon-
kret zu einem großen Gleichstellungsministerinnentref-
fen nach Potsdam einladen. Das wird eine mehrtägige 
Veranstaltung sein, auf der wir genau dieses Thema in 
den Mittelpunkt stellen werden. Wir haben auch darüber 
gesprochen, inwieweit wir die Parlamentarier aus 

Deutschland einbeziehen können, und wir werden Sie 
natürlich auch entsprechend darüber informieren.

Es geht genau darum, dass wir auf dieser Konferenz 
gemeinsam mit den anderen Ministerinnen und Ministern 
beraten wollen, welche Schritte gegangen werden. Das 
wird im November sein, und da wird das Thema „Equal 
Pay“ ein ganz wesentlicher Schwerpunkt sein.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Jetzt hat Frau Bauer, FDP, die nächste 

Frage.

Nicole Bauer (FDP):
Sehr geehrte Frau Ministerin, Sie haben 2020 als 

Gleichstellungsjahr ausgerufen und wollen eine Gleich-
stellungsstrategie verabschieden. Mich und meine Frak-
tion würde dabei interessieren, welche Ressorts daran 
beteiligt sind und wo Sie aus Ihrer Sicht dabei die größten 
Herausforderungen sehen.

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Grundsätzlich will ich sagen: Wir sind zwar das 
Frauenministerium, und uns wird immer gerne gesagt, 
dass wir das ganze Thema Gleichstellung auch alleine 
bearbeiten können, ich finde aber – und das ist auch die 
tiefe Überzeugung bei unserer Arbeit für die Gleichstel-
lungsstrategie –, das ist eine Querschnittsaufgabe, die alle 
Ressorts angehen muss. Ich finde auch, dass der Bund 
zum Beispiel beim Thema „Frauen in Führungspositio-
nen“ mit gutem Beispiel vorangehen muss. Bei unserer 
Reform des Führungspositionengesetzes, des Bundesgre-
mienbesetzungsgesetzes und auch des Bundesgleichstel-
lungsgesetzes geht es deshalb auch darum, zunächst ein-
mal in den Bundesbehörden und in den bundeseigenen 
Unternehmen Frauen in Führungspositionen durchzuset-
zen. Wir sind im Moment bei einem Frauenanteil in Füh-
rungspositionen von 35 Prozent. Da ist noch Luft nach 
oben. Wir wollen bis 2025 die Parität. Das sind Dinge, die 
natürlich alle Ressorts angehen und bei denen auch alle 
Ressorts in der Verantwortung sind. Insofern: Alle sind 
daran beteiligt und müssen auch ihren Beitrag dazu leis-
ten.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage, Frau Kollegin?

Nicole Bauer (FDP):
Wird denn die Gleichstellungsstrategie dann einen ver-

bindlichen, aber auch verpflichtenden Charakter tragen? 
Wie stellen Sie deren Umsetzung sicher?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Die Gleichstellungsstrategie ist zunächst einmal eine 
Strategie, die im Kabinett beschlossen wird. Ich betrachte 
Kabinettsbeschlüsse schon für alle Regierungsmitglieder 
als verbindlich. Darüber hinaus wird es ja im Zuge dieser 
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Strategie auch rechtliche Rahmenbedingungen geben, die 
geschaffen werden.

Wir arbeiten im Moment sehr intensiv mit dem Bun-
desjustizministerium an einem neuen Führungspositio-
nengesetz, das eben nicht nur die Bundesbehörden und 
uns als staatliche Seite verpflichtet, sondern bei dem wir 
ebenso sagen: Auch in der Wirtschaft ist es absolut wün-
schenswert und notwendig, dass da mehr Frauen in eine 
Führungsposition gehen, um ein positives Beispiel und 
ein Signal zu setzen. Dafür müssen sich aus meiner Sicht 
alle Frauen parteiübergreifend starkmachen, damit wir 
diesen gesellschaftlichen Wandel voranbringen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Jetzt stellt die nächste Frage Katja 

Dörner, Bündnis 90/Die Grünen.

Katja Dörner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Ministerin, es liegt 

seit einigen Wochen ein Referentenentwurf aus dem Haus 
der Justizministerin zur Aufnahme von Kinderrechten ins 
Grundgesetz vor. Es gibt an dem Formulierungsvorschlag 
starke Kritik seitens der Kinderrechteverbände, aber auch 
von Verfassungsrechtlern und Verfassungsrechtlerinnen, 
die sagen: Die vorgeschlagene Formulierung liegt weit 
unterhalb dessen, wozu uns die UN-Kinderrechtskonven-
tion verpflichten würde, und auch unterhalb dessen, was 
bereits durch die ständige Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts im Sinne der Kinder normiert ist.

Ich würde Sie gerne als Familienministerin um Ihre 
Einschätzung der Formulierung, insbesondere mit Blick 
auf die Frage der Vorrangstellung des Kindeswohls und 
der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen, bitten.

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Es gab ja zur Frage der Kinderrechte ins Grundgesetz 
einen langen, langen Vorlauf, etwa eine interministerielle, 
auch Bund-Länder-übergreifende Arbeitsgruppe, die da-
ran gearbeitet hat, wie eine tatsächliche Umsetzung der 
Kinderrechte ins Grundgesetz aussehen könnte. Natürlich 
war unser Ministerium daran intensiv beteiligt. Wir ha-
ben im letzten Jahr sehr viel mit Kindern und Jugend-
lichen daran gearbeitet, zum Beispiel mit der Kinderrech-
te-Bustour, und anderen Aktivitäten.

Uns geht es darum, dass das Recht auf Schutz, auf 
Förderung, auf Beteiligung in den Kinderrechten im 
Grundgesetz verankert wird. Es gab verschiedene Formu-
lierungen, die jetzt durch die große Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe vorgeschlagen worden sind. Es ist jetzt ein 
Vorschlag gemacht worden, der von einer Kompromiss-
findung getragen ist.

Natürlich wünschen wir uns als Familienministerium, 
dass noch ein Stück weit über das hinausgegangen wird. 
Aber wir müssen immer sehen, dass eben auch jede Form 
von politischer Entscheidung die Kunst des Möglichma-
chens ist. Wir haben hier unterschiedliche Positionen. 
Wir schätzen das so ein, dass es da auch noch Gespräche 
braucht. Wir werden uns als Familienministerium ent-

sprechend positionieren: Schutz, Förderung und Beteili-
gung von Kindern und Jugendlichen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage, Frau Dörner?

Katja Dörner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, vielen Dank. – Ich möchte das doch gerne noch mal 

konkretisieren, auch mit Blick auf die Frage der Vorrang-
stellung; dazu haben Sie sich nicht geäußert. Diese Vor-
rangstellung ist in der UN-Kinderrechtskonvention sehr 
stark normiert. Halten Sie die jetzige Formulierung „an-
gemessene Berücksichtigung des Kindeswohls“ für kon-
form mit der UN-Kinderrechtskonvention und auch für 
adäquat mit Blick auf die ständige Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Uns geht es zunächst einmal darum, dieses große, 
wichtige Signal zu setzen, dass die Kinderrechte ins 
Grundgesetz kommen. Wir würden aus Sicht des Fami-
lienministeriums das Wort „angemessen“ für verzichtbar 
halten; so haben wir uns auch geäußert. Wir finden, dass 
die Berücksichtigung der Kinder in diese Formulierung 
entsprechend einfließen sollte. Das ist aber keine Aus-
sage, die ich heute an dieser Stelle für die ganze Bundes-
regierung treffen kann. Darüber gibt es noch Gesprächs-
bedarf. Aber als Kinderministerin spreche ich mich 
natürlich für eine auch sehr weitgehende Regelung aus.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Ich habe jetzt zu diesem Fragekomplex drei weitere 

Fragen – ich sage das nur, damit das jeder weiß –: erst 
der Kollege Müller, dann der Kollege Huber und dann die 
Kollegin Haßelmann. – Herr Müller.

Norbert Müller (Potsdam) (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Ministerin, ich 

möchte bei Frau Dörner anschließen, allerdings nicht 
bei der Frage der Vorrangstellung des Kindeswohls, son-
dern bei der Frage der Beteiligung. Wie Sie wissen, habe 
ich beim Wissenschaftlichen Dienst des Deutschen Bun-
destages ein Gutachten in Auftrag gegeben, der zu der 
Erkenntnis gekommen ist – das ist ja für uns als Abge-
ordnete des Deutschen Bundestages durchaus maßgeb-
lich –, dass insbesondere der Formulierungsvorschlag 1 
der Bund-Länder-Kommission – das ist der, den sich die 
Bundesregierung nun zu eigen macht und der am wenigs-
ten weit geht, mithin also gar kein Kompromiss, sondern 
die dünnste Variante, die auf dem Tisch lag –, „bezüglich 
der Beteiligungs- und Mitspracherechte der Kinder hinter 
den völkerrechtlichen Staatenverpflichtungen aus Art. 12 
UN-KRK zurückbleibt. Daraus könnten sich Interpreta-
tionsprobleme ergeben.“

Wenn Sie sagen, Sie setzten sich dafür ein, dass das bei 
der Vorrangstellung des Kindeswohls noch einmal ange-
messen geklärt werde, setzen Sie sich dann auch dafür 
ein, dass beim Vorschlag der Bundesregierung, bevor es 
zur Kabinettsentscheidung kommt, die Frage von Beteili-
gungs- und Mitwirkungsrechten von Kindern ebenfalls 
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noch einmal deutlich gegenüber diesem Vorschlag ge-
schärft wird, der jetzt aus dem Hause Lambrecht auf 
dem Tisch liegt und der nach Einschätzung des Wissen-
schaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages hinter 
den völkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepu-
blik bei Umsetzung der UN-KRK zurückbleibt?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Ich würde an dieser Stelle gerne an das Bundesjustiz-
ministerium, von dem ja der Gesetzentwurf kommt, dazu 
abgeben wollen, Herr Präsident, wenn Sie einverstanden 
sind.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Kollege Lange.

Christian Lange, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Bundesministerin, 
Herr Kollege, in der Tat, Frau Bundesministerin 
Lambrecht hat sich in Abwägung der verschiedenen Va-
rianten, die die Bund-Länder-Arbeitsgruppe präsentiert 
hat, für die Variante 1 entschieden. Unser Anliegen ist 
es, dass wir jetzt in einen Gesetzgebungsprozess eintre-
ten. Sie haben ja bereits die Ausführungen gehört. Es 
wird jede Menge Anregungen geben, die wir voller Freu-
de erwarten werden. – Vielen Dank.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt hat der Kollege Huber eine Frage zu diesem The-

menkomplex.

Johannes Huber (AfD):
Genauso ist es, Herr Präsident; vielen Dank. – Frau 

Ministerin, eine kurze Nachfrage muss ich dann doch 
noch einmal zu dem Themenkomplex „Kinderrechte ins 
Grundgesetz“ stellen. Sie haben gesagt, Sie wollen jetzt 
Kinderrechte – das ist auch das geflügelte Wort – im 
Grundgesetz verankern. Sind Sie denn tatsächlich der 
Meinung, dass keinerlei Kinderrechte bereits im Grund-
gesetz verankert seien?

(Norbert Müller [Potsdam] [DIE LINKE]: Ach 
Gott!)

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Sie zielen mit Ihrer Frage darauf ab, dass es gar nicht 
nötig wäre, das zu tun, weil ja schließlich in Artikel 1 
schon von der Würde des Menschen gesprochen wird 
und die Kinder da bereits enthalten wären. Dieser Argu-
mentation folgend, hätte man auch eigentlich gar nicht 
den Gleichbehandlungsgrundsatz von Männern und 
Frauen verankern sollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich finde aber, dass es gut ist, dass er verankert wurde, 

und ich finde auch, dass wir ein Signal setzen sollten, 
dass Kinder eben keine kleinen Erwachsenen sind und 
dass es wichtig ist, ihnen in unserer deutschen Verfassung 

explizit Rechte zu gewähren und ihre Rechte entspre-
chend zu formulieren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Frau Kollegin Haßelmann.

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Vielen Dank auch 

Ihnen, Frau Ministerin. Sie hatten jetzt gerade an das 
Justizministerium abgegeben. Dennoch kann ich mir 
noch kein Bild machen. Sie haben jetzt beide gesagt, da 
habe eine Abwägung stattgefunden, die in der rechtlichen 
Einordnung aus unserer Sicht nicht weitgehend genug 
und hinreichend klar Vorgaben hinsichtlich der interna-
tionalen Kinderrechtskonvention beinhaltet. Welche Art 
Abwägung war das denn, zu wessen Gunsten oder zu 
wessen Lasten?

Sie haben jetzt beide, sowohl Herr Lange als auch Sie, 
gesagt: Ja, das war eine schwierige Abwägung. – Aber 
fest steht ja, wie meine Kollegin Katja Dörner gesagt hat, 
dass Sie sich für die abgeschwächte Variante der Formu-
lierung des Kindeswohls entschieden haben. Wogegen 
haben Sie das abgewogen? Was gilt mehr als das Wohl 
des Kindes?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Es ist ja deutlich geworden, gerade aus der Frage des 
Kollegen von der AfD, dass es auch Menschen gibt, auch 
politische Kräfte, die sich grundsätzlich gegen eine Auf-
nahme der Kinderrechte in das Grundgesetz stellen und 
dann auch entsprechend vermitteln wollen, dass dies eine 
unzulässige Einmischung in das Elternrecht wäre.

Ich will hier noch einmal klarstellen, dass es uns mit 
diesem Schritt darum geht, die Rechte des Kindes gegen-
über dem Staat zu stärken, die Rechte auf Schutz, auf 
Förderung, auf Beteiligung. Aber wir sind natürlich in 
einer Situation, in der wir diese Diskussion führen, dass 
es Menschen gibt, die das überhaupt nicht in das Grund-
gesetz aufnehmen wollen. Für uns ist es wichtig, dass wir 
diesen Schritt gehen, dass wir es schaffen, dieses Signal 
zu setzen, und dass wir es möglich machen und den 
gangbaren Weg dafür wählen, der natürlich im Sinne 
der Kinder so weitgehend wie möglich ist. Aus unserer 
Sicht, derjenigen des Kinderministeriums, des Familien-
ministeriums, ist das Kindeswohl ganz oben anzusiedeln. 
Deshalb wollen wir ja auch, dass die Kinder ein explizites 
Recht in unserer Verfassung bekommen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Dann stellt die nächste Frage der Kollege Reichardt, 

AfD.

Martin Reichardt (AfD):
Frau Ministerin, Sie haben ja im Rahmen Ihrer Haus-

haltsrede eine Offensive im Bereich der Fachkräfte für 
Erziehung angekündigt. Diese Offensive ist mit 5 000 
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Plätzen von Ihnen angekündigt worden. Sie ist dann bei 
etwa zweieinhalbtausend Plätzen zum Erliegen gekom-
men. Sie haben angekündigt, dass das Ganze eingestellt 
werden soll. Weiterhin fehlen 300 000 Erzieher in 
Deutschland.

(Marianne Schieder [SPD]: Erzieherinnen vor 
allen Dingen!)

Vor diesem Hintergrund haben Sie vollmundig verkün-
det, dass jetzt auch noch eine Ganztagsbetreuung für 
Grundschulkinder geschaffen werden soll, für die weitere 
100 000 Erzieher notwendig sind. Meine Frage geht da-
hin: Ist es denn nicht angemessen, die von uns schon seit 
jeher vertretene Forderung aufzugreifen, dass die häus-
liche Erziehung und die Krippenerziehung endlich 
gleichgestellt werden, um hier auch den Fachkräftebe-
reich zu entlasten und die häusliche Erziehung entspre-
chend mit den notwendigen Mitteln zu fördern?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich will ganz klar 
sagen, dass die Förderung der Fachkräfte im Erziehungs-
bereich für uns eine sehr hohe Priorität hat. Deshalb ha-
ben wir die Fachkräfteoffensive des Bundes angescho-
ben. Sie wurde auch nicht eingestellt, sondern sie läuft 
bis 2022 weiter. Wir haben in der Tat mit dem Jahrgang, 
der letztes Jahr begonnen hat, 2 500 junge Menschen ge-
winnen können, die diese Ausbildung machen und bis 
zum Jahr 2022 durch den Bund gefördert werden. Es ist 
richtig, dass wir jetzt keinen zweiten Jahrgang bilden 
konnten. Es ist im Zuge der Haushaltsverhandlungen 
nicht möglich gewesen, die entsprechenden Mittel bereit-
zustellen.

Ich kann Ihnen aber trotzdem sagen, dass wir nach der 
Umsetzung des Gute-KiTa-Gesetzes in allen 16 Bundes-
ländern dieses Ausbildungsmodell, das wir mit der Fach-
kräfteoffensive fördern, umsetzen und dass die Bundes-
länder Mittel in Höhe von 560 Millionen Euro einsetzen, 
um die Fachkräfteausbildung und -gewinnung zu fördern 
und zu unterstützen. Das ist ein Weg, den die Länder 
weiter gehen müssen; denn – ich erinnere noch einmal 
daran –: Es ist Aufgabe der Länder, in die Erzieheraus-
bildung zu investieren, auch in die vergütete, praxisinteg-
rierte Ausbildung. Der Bund kann hier nur anschieben 
und unterstützen. Das werden wir auch weiterhin tun.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Vielen Dank. – Wollen Sie eine Nachfrage stellen? – 

Herr Kollege Reichardt.

Martin Reichardt (AfD):
Ja. – Ich habe ja nun die Zahlen genannt: Uns fehlen 

jetzt schon 300 000 Erzieher. Wir haben nach Ihrer An-
kündigung noch einen weiteren Bedarf von 100 000 Er-
ziehern. Ihre Offensive hat also zweieinhalbtausend Er-
zieher gebracht. Sehen Sie vor dem Hintergrund einer 
solchen Offensive, die offensichtlich irgendwo im klei-
nen einstelligen Prozentbereich ihr Ende findet, tatsäch-
lich die realistische Möglichkeit, das, was Sie hier ankün-
digen, irgendwie zu verwirklichen?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Es geht darum, dass der Bund ein Modell entwickelt, 
eine Initiative startet, die von den Ländern entwickelt 
werden soll. Es geht nicht nur um diese 2 500 Plätze. 
Wir haben zwei weitere Säulen: Das ist die Praxisanlei-
tung, die unterstützt wird, und die Möglichkeit, Weiter-
qualifizierung von Erzieherinnen und Erziehern zu reali-
sieren, die bereits im Beruf sind.

Ich sage es noch einmal: Das, was wir angeschoben 
haben, hat bei den Ländern zusätzliche Aktivität gene-
riert. Mittel in Höhe von über 500 Millionen Euro – auch 
Mittel des Bundes – werden aufgrund des Gute-KiTa-Ge-
setzes eingesetzt, um die Erzieherinnen und Erzieher zu 
unterstützen. Natürlich müssen die Bemühungen der 
Länder weit darüber hinausgehen, um den von Ihnen ge-
nannten Bedarf sicher zu decken. Da geht der Appell 
ganz klar an die Jugend- und Familienminister, an die 
zuständigen Landesminister, dazu Initiativen zu ergrei-
fen. Das wird nicht von heute auf morgen gehen. Aber 
der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grund-
schulalter ist ja auch erst für das Jahr 2025 vorgesehen. 
Das heißt, es ist noch Zeit, sich entsprechend vorzuber-
eiten. Daran müssen jetzt eben alle arbeiten.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Vielen Dank. – Ich habe jetzt zu diesem Thema drei 

weitere Fragen. Ich sage es zur Orientierung: Frau 
Dr. Bull-Bischoff, Herr Huber und Frau Dörner. Frau 
Dr. Bull-Bischoff, Die Linke, bitte.

Dr. Birke Bull-Bischoff (DIE LINKE):
Frau Ministerin, die Frage des Fachkräftemangels ist 

gerade von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern an-
gesprochen worden. Die eine Seite, die quantitative Seite, 
betrifft den Umfang der Fachkräfte. Die andere Seite ist 
die der Professionalisierung des Berufes. Die Kultusmi-
nisterkonferenz entwirft gerade eine neue Form der Aus-
bildung, die nunmehr nicht mehr dem DQR 6, sondern 
dem DQR 4 zuzuordnen ist, was de facto – das ist nicht 
anders zu beurteilen – eine Dequalifizierung ist. Ich 
möchte Sie vor diesem Hintergrund fragen: Wie beurtei-
len Sie diese Entwicklung?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Wir haben, wie gesagt, eine Projektgruppe im Ministe-
rium, die sich mit der Aufwertung der sozialen Berufe 
beschäftigt, und wir sind ganz klar der Auffassung, dass 
wir jeglicher Form von Reduzierung der Qualifikation 
entgegenwirken müssen. Wir arbeiten für die Aufwer-
tung, das heißt für ein hohes Qualifikationsniveau.

Man muss jetzt überlegen: Natürlich gibt es Bestrebun-
gen, dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken; aber das 
darf nicht zulasten der Qualität gehen. Deshalb müssen 
wir auch vor dem Hintergrund der Bezahlung von Erzie-
herinnen und Erziehern sicherstellen, dass die Berufe auf-
gewertet werden, und uns dafür einsetzen, dass am Ende 
eben auch eine adäquate Bezahlung steht. Deshalb sind 
wir sehr dafür, dass auch in die andere Richtung gearbei-
tet wird.
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Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Herr Kollege Huber, AfD.

Johannes Huber (AfD):
Frau Ministerin, wenn ich Ihren Rechtsanspruch auf 

Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder zu Ende denke, 
dann stellt sich mir die Frage, ob Sie diesen Rechtsan-
spruch im engeren Sinne gemeint haben, sprich dass El-
tern, wenn das Ziel 2025 nicht erreicht ist, diesen Rechts-
anspruch dann einklagen können. Oder haben Sie den 
Begriff des Rechtsanspruches im weiteren Sinne gemeint, 
also dass man diesen nicht einklagen könnte, wenn das 
Ziel nicht erreicht wird?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Ich will dazu sagen, dass bereits jetzt etwa die Hälfte 
der Kinder im Grundschulalter in der Ganztagsbetreuung 
ist. Da gibt es je nach Bundesland sehr unterschiedliche 
Formen; aber wir fangen hier nicht von null an. Der 
Bedarf, den wir zusammen mit dem Deutschen Jugend-
institut schätzen, liegt bei etwa 75 Prozent. Das bedeutet, 
wir haben ein Gap von 25 Prozentpunkten. Wir sehen, 
dass überall da, wo gute Angebote gemacht werden, der 
Bedarf steigt. Aus diesem Grund diskutieren wir mit den 
Ländern darüber, wie wir das in Stufen, in Entwicklungs-
schritten machen können. Es gibt eine Vereinbarung zum 
Ganztag: Sie umfasst die Klassen 1 bis 4, acht Stunden 
am Tag, fünf Tage die Woche mit entsprechender Ferien-
betreuung. Das sind klare Parameter. Wir unterstützen als 
Bund. Wir haben ein Gesetz zur Errichtung eines Sonder-
vermögens auf den Weg gebracht, um die Länder mit 
2 Milliarden Euro bei Investitionen zu unterstützen. 
Und natürlich geht es ganz klar darum, mit den Ländern 
zu verhandeln, wie das möglich ist und wie man hier 
stufenweise vorgehen kann; aber es ist notwendig, dass 
sich da alle auf den Weg machen. Deshalb diskutieren wir 
jetzt auch, wie wir diesen Rechtsanspruch so gestalten, 
dass es machbar ist, das zu garantieren.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage, Herr Huber?

Johannes Huber (AfD):
Ganz kurze Nachfrage: Dann habe ich Sie richtig ver-

standen, dass aktuell nicht geplant ist, dass man diesen 
Rechtsanspruch einklagen könnte?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Das wird Gegenstand der Gespräche sein. Es ging jetzt 
erst einmal darum, wie groß der Bedarf überhaupt ist, und 
um die Frage, wie wir den Rechtsanspruch verankern. Es 
ist vorgesehen, ihn in das SGB VIII aufzunehmen. Und 
natürlich ist die Einführung eines Rechtsanspruches auch 
damit verbunden, dass er einforderbar ist. Wie genau das 
in die Umsetzung geht, wird jetzt auch Gegenstand des 
Gesetzgebungsverfahrens sein.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Jetzt hat dazu Frau Kollegin Dörner, 

Bündnis 90/Die Grünen, eine Frage.

Katja Dörner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich möchte noch einmal auf die sogenannte Fachkräf-

teoffensive zurückkommen und noch einmal deutlich ma-
chen, dass Sie, Frau Ministerin, im Jahr 2018 dezidiert 
angekündigt haben, dass Sie im Rahmen der Fachkräf-
teoffensive zwei Jahrgänge, also insgesamt 5 000 Fach-
schülerinnen und Fachschüler, fördern wollen und dass 
Sie in den Jahren 2019 bis 2022 zusätzlich zu den Mitteln, 
die im Rahmen des sogenannten Gute-KiTa-Gesetzes 
verankert sind, 300 Millionen Euro zur Verfügung stellen 
wollen. Ich höre aus den Ländern, dass sie sehr überrascht 
waren und auch sehr enttäuscht darüber sind, dass Sie 
diese klare Zusage, die Sie gemacht haben, nicht einhal-
ten. Ich möchte von Ihnen wissen: Wie ist es dazu ge-
kommen, dass Sie Ihre eigene Ankündigung, Ihre eigene 
Zusage in diesem, wie wir, glaube ich, alle finden, extrem 
wichtigen Feld der Fachkräftegewinnung nicht einhal-
ten?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Sehr geehrte Frau Dörner, wie Sie wissen, ist mir das 
Thema sehr, sehr wichtig, und ich habe für die Umset-
zung auch sehr gekämpft. Ich habe diese Ankündigung 
gemacht; das ist richtig. Wir hatten die Planung, mit zwei 
Jahrgängen in die Fachkräfteoffensive zu gehen; das ist 
auch richtig.

In den Haushaltsberatungen im letzten Jahr wurden 
aber auch viele Aspekte deutlich, die wir genauso reali-
sieren mussten; das wissen Sie. Sie haben sich auch ein-
gesetzt für den Bundesfreiwilligendienst, für die Frage 
der Aufstockung der Mittel des Kinder- und Jugendhilfe-
plans, für „Demokratie leben!“ in dieser Größenordnung, 
für die Aufstockung der Mittel für Mehrgenerationenhäu-
ser, für große Projekte, die uns allen genauso wichtig 
sind, für viele andere Dinge. Wir haben – das muss ich 
an dieser Stelle sagen – entgegen unseren ursprünglichen 
Planungen in diesen Haushaltsberatungen auch im Zuge 
der Zusammenarbeit in der Großen Koalition dafür ein-
fach nicht die entsprechenden Voraussetzungen schaffen 
können. Ich bedauere das; das sage ich Ihnen ganz offen.

Aber ich bin sehr froh, dass wir es geschafft haben, 
dieses Modell in allen 16 Bundesländern zu installieren, 
dass die Bundesländer das Modell aufgreifen und dass im 
Rahmen der Verwendung der Mittel des Gute-KiTa-Ge-
setzes sogar über 300 Millionen Euro, nämlich 560 Mil-
lionen Euro, für die Fachkräfte eingesetzt werden.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Vielen Dank. Die rote Lampe signalisiert eigentlich, 

dass die Redezeit abgelaufen ist. – Frau Dörner hat noch 
eine Nachfrage.

Katja Dörner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich muss Ihre Antwort also so interpretieren, dass die 

dringend notwendige volle Finanzierung der Fachkräf-
teoffensive an Finanzminister Olaf Scholz gescheitert ist?
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Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Das können Sie so nicht interpretieren. Es besteht in-
nerhalb der Regierungskoalition eine unterschiedliche 
Auffassung darüber, wie der Bund an der Finanzierung 
von Fachkräften beteiligt werden soll. Sie wissen, dass es 
auch die Position gibt, dass die Finanzierung der Fach-
kräfteoffensive ausschließlich durch die Länder zu erfol-
gen hat. Ich will Ihnen auch sagen: Ich bin sehr dankbar, 
dass der Bundesfinanzminister uns zugesagt hat, die Mit-
tel aus dem Gute-KiTa-Gesetz zu verstetigen. Wir können 
sie entsprechend für unsere Prioritäten einsetzen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Jetzt hat die Frau Kollegin von Storch, 

AfD, dazu noch eine Frage. Dann stellt die nächste Frage 
die Frau Kollegin Dr. Mannes, CDU/CSU.

Beatrix von Storch (AfD):
Ich möchte anknüpfen an die Frage von Herrn Kol-

legen Huber, die eben gestellt worden ist. Sie haben ge-
sagt: Es wird geprüft, ob der Anspruch auf Ganztagsbe-
treuung ein einklagbarer Anspruch werden soll. – Es ist 
also noch nicht beschlossen. Ich würde gerne von Ihnen 
wissen, ob Sie die Wertung für richtig halten, die dahin-
terstünde: Wenn ich einen einklagbaren Anspruch habe, 
der vom Staat nicht erfüllt werden kann, habe ich einen 
Schadensersatzanspruch. – Ist es ein Schaden für Eltern, 
wenn sie ihre Kinder nicht abgeben können? Und ist für 
diesen Schaden – das Kind als Schaden – der Staat ver-
antwortlich? Ist das die richtige Wertung? Unterstützen 
Sie das?

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Nein, das ist nicht die richtige Wertung; denn dahinter 
steht Ihre – sehr häufig geäußerte – Grundkonnotation: 
Wir schicken die armen Kinder in die Fremdbetreuung 
und die armen Eltern in die doppelte Berufstätigkeit. – 
Ich will dem widersprechen. Denn es geht hier nicht 
darum, welcher Schaden verursacht wird, sondern es geht 
darum, eine gute Kinderbetreuung in Deutschland zu rea-
lisieren, verlässliche Rahmenbedingungen und Struktu-
ren für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu schaf-
fen. Und es geht darum, dass wir den Eltern, die es 
möchten, garantieren, dass sie eben nicht nur während 
der Kitazeit ihrer Kinder, sondern auch, wenn die Kinder 
ins Grundschulalter kommen, eine verlässliche und gute 
Nachmittagsbetreuung angeboten bekommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Da entsteht kein Schaden. Es ist vielmehr eine Entwick-
lung, die den Elternwünschen entspricht.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage?

Beatrix von Storch (AfD):
Ja. – Das ist eine juristische Schlussfolgerung, die 

damit einhergeht: Wenn ich einen einklagbaren Anspruch 

begründe und den nicht erfüllen kann, dann erfolgt daraus 
de jure ein Schaden. Das Wertbild, das dahintersteht, ist 
eines, das Sie bedenken sollten. Wir fragen uns, ob es der 
richtige Werteansatz ist, dass Eltern einen Schaden ha-
ben, weil sie sich um ihre Kinder kümmern müssen und 
leider nicht arbeiten gehen können; das steckt dahinter.

(Timon Gremmels [SPD]: Ich krieg gleich ei-
nen Schaden, wenn Sie so weitermachen!)

Ich würde gerne wissen, wie Sie inhaltlich dazu stehen.

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Ich glaube, Frau von Storch, ich habe mich dazu schon 
deutlich geäußert. Eltern entsteht selbstverständlich kein 
Schaden, wenn sie sich um ihre Kinder kümmern müssen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aber es ist schon so, dass uns sehr viele Eltern in Um-
fragen sagen: Wir würden gerne Familie und Beruf ver-
einbaren. Wir möchten beides: Wir möchten uns gut um 
unsere Kinder kümmern, aber sie auch betreut wissen, 
während wir arbeiten gehen. – Diesem Wunsch der Eltern 
müssen wir doch entsprechen. Unser Wertekanon ist der, 
dass wir Familien nicht vorschreiben wollen, wie sie es 
zu machen haben, sondern dass wir ermöglichen – mit 
einem Anspruch, nicht mit einer Pflicht –, dass Familie 
und Beruf vereinbar sind, auch wenn die Kinder im 
Grundschulalter sind. Das ist unser Anspruch, und von 
dem sind wir geleitet in dem, was wir hier tun.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Marianne Schieder [SPD]: Sehr gute Ministe-
rin!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt hat die Kollegin Dr. Astrid Mannes, CDU/CSU, 

die nächste und abgesehen von einer Nachfrage im Übri-
gen auch die letzte Frage in dieser Regierungsbefra-
gung. – Frau Kollegin.

Dr. Astrid Mannes (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Ministerin, ich 

möchte zum Bundesprogramm „Sprach-Kitas“ fragen. 
Ich möchte erst mal vorwegstellen, dass ich es für ausge-
sprochen wichtig und von daher auch für richtig halte, 
dass wir in die Sprachförderung im vorschulischen Be-
reich investieren. Ich möchte daher fragen, ob Sie das 
Bundesprogramm fortsetzen werden und ob es auch 
Möglichkeiten oder Pläne Ihrerseits gibt, es auszubauen.

Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Vielen Dank. – Ich kann Ihnen positiv bestätigen, dass 
die Sprachkitas sehr, sehr wertvolle Akteure sind. Wir 
erachten dieses Programm als sehr erfolgreich und sehr 
positiv. Dieses Programm ist in der Finanzausstattung in 
diesem Jahr mit über 200 Millionen Euro sehr hoch an-
gesiedelt. Das Programm läuft seit mehreren Jahren. 
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Über 7 000 solcher Sprachkitas werden in Deutschland 
gefördert. Die Finanzplanungen für die kommenden Jah-
re bewegen sich nicht in dieser Höhe. Für uns ist es ein 
ganz wesentlicher Punkt in den Verhandlungen im regie-
rungsinternen Prozess, dass wir es schaffen – da können 
Sie auch gerne unterstützen; da wünsche ich mir Ihre 
Unterstützung –, dieses Programm fortzusetzen. Ich halte 
es für sehr erfolgreich, sehr notwendig und sehr gut, wenn 
der Bund an dieser Stelle agiert. 200 Millionen Euro im 
Jahr sind ein großes Budget; dafür müssen wir auch po-
litische Mehrheiten finden. Ich wünsche mir natürlich, 
dass unser Koalitionspartner die Arbeit des Familienmi-
nisteriums unterstützt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Vielen Dank. – Den letzten Wunsch verweise ich an die 

nächste Sitzung des Koalitionsausschusses.

Ich beende die Regierungsbefragung mit dem Dank an 
die Bundesministerin Frau Dr. Giffey.

(Beifall SPD)
Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, 

übergebe ich die Sitzungsleitung an meine Kollegin 
Claudia Roth.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Ich grüße Sie. Einen schönen Nachmittag von mir 

Ihnen allen, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Fragestunde

Drucksache 19/17043

Die mündlichen Fragen auf Drucksache 19/17043 wer-
den in der üblichen Reihenfolge aufgerufen.

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend auf. Ich be-
grüße recht herzlich die Parlamentarische Staatssekretä-
rin Caren Marks.

Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Stephan 
Brandner auf:

Wie hat sich innerhalb der letzten zehn Jahre nach Kenntnis 
der Bundesregierung die Anzahl der Antragsteller für den so-
genannten Kinderzuschlag entwickelt, und wie hoch war der 
prozentuale Anteil an nichtdeutschen Antragstellern und An-
tragstellern mit mehr als einer Staatsangehörigkeit (bitte in 
absoluten Zahlen sowie dem prozentualen Anteil an der Ge-
samtzahl aller Antragsteller angeben und in Jahresscheiben 
aufschlüsseln)?

Ich bitte Sie, Frau Marks, die Frage zu beantworten.

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, das mache ich sehr ger-
ne. – Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen! Die Frage, die Herr Brandner gestellt hat, be-
zieht sich auf den Kinderzuschlag. Ganz kurz vorweg: 
Der Kinderzuschlag dient dazu, Familien mit wirklich 

kleinem Einkommen zu unterstützen. Eltern, die genug 
für sich selbst verdienen, aber nicht oder nur knapp für 
den gesamten Bedarf der Familie aufkommen können, 
sollen durch den Kinderzuschlag entsprechend unter-
stützt werden, und zwar unabhängig von den Leistungen 
der Grundsicherung. Diese Familien decken ihren Le-
bensunterhalt – das ist mir wichtig zu betonen – zu einem 
ganz erheblichen Teil aus eigenen finanziellen Mitteln. 
Sie sollen wissen, dass sich Arbeit lohnt. Das ist der 
Grundtenor des Kinderzuschlags.

Der Bundesregierung, Herr Brandner, liegt keine Sta-
tistik über eingegangene Anträge vor. Der Bundesregie-
rung liegen jedoch Daten über die abschließend bearbei-
teten Anträge in den Jahren 2018 und 2019 vor. 2018 
waren es 258 128 Anträge, und im Jahr 2019 waren es 
277 000. Bei den genannten Zahlen handelt es sich – das 
will ich dazusagen – sowohl um bewilligte als auch um 
abgelehnte Anträge.

Zu der Staatsangehörigkeit der Gesamtheit der Antrag-
steller liegen der Bundesregierung keine statistischen Da-
ten vor. Eine statistische Erfassung der Staatsangehörig-
keit erfolgt lediglich bei bewilligten Anträgen und auch 
hier nur für Fälle, die monatlich laufend gezahlt werden. 
Also, eine Aufbereitung der Daten im Sinne Ihrer Frage-
stellung steht nicht zur Verfügung und kann deshalb auch 
nicht vorgelegt werden.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Vielen Dank. – Ich hatte ja nach den letzten zehn Jah-

ren gefragt. Jetzt sagen Sie, für 2018 und 2019 hätten Sie 
Zahlen. Schließe ich daraus richtigerweise, dass es für die 
Zeit vor 2018 überhaupt keine Zahlen gibt?

Und noch mal: Wenn Sie nicht aufgrund meiner Frage 
Daten rausrücken wollen – sage ich mal salopp –, viel-
leicht können Sie ja die Daten rausrücken, die Sie haben. 
Wie viele nichtdeutsche Bezieher von diesem Zuschlag 
gibt es denn – also aufgrund der bewilligten Anträge, wie 
Sie gesagt haben?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Staatssekretärin.

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Also, es geht nicht darum, Daten nicht rauszurücken; 
vielmehr werden diese, Ihre Fragestellung zugrunde le-
gend, nicht erhoben. Bei den Anträgen an sich wird nicht 
entsprechend unterschieden. Wir haben natürlich Zahlen, 
beispielsweise aus dem Jahr 2010. Da gab es 119 308 
Berechtigte, die den Kinderzuschlag entsprechend erhal-
ten haben. Wir haben keine Zahlen über den Jahresver-
lauf bezüglich der Antragstellung, wonach Sie gefragt 
haben. Wie gesagt: Das wird nicht erhoben.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Brandner noch mal.
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Stephan Brandner (AfD):
Dann beschränken wir uns auf die bewilligten Anträge. 

Jetzt haben Sie 2010 rausgepickt. Sie haben auch zu 2018 
und 2019 was gesagt. Wie sind denn die entsprechenden 
Zahlen für 2014, 2015 und 2016?

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Diese konkrete Frage lag so entsprechend nicht vor. 
Ich kann Ihnen aber gerne anbieten: Wenn Sie einen kon-
kreten Stichtag nennen – es wird nicht für laufende Jahre 
erhoben –, können wir Ihnen gerne für einen laufenden 
Monat die entsprechende Zahl zur Verfügung stellen.

Stephan Brandner (AfD):
Dann kann ich Sie einfach anschreiben, und dann ge-

ben Sie mir eine Auskunft. So machen wir das?

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Ja, genau. – Aber wir benötigen wirklich ein konkretes 
Datum mit einem Monat; denn das wird nicht über Jah-
resverläufe erhoben, auch nicht was die Antragstellung 
angeht, sondern in Bezug auf die bewilligten Anträge. 
Dazu kann ich Ihnen zu einer konkreten Frage die Ant-
wort geben.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank. – Frage 2 der Abgeordneten Filiz Polat 

wird schriftlich beantwortet.

Wir kommen zur Frage 3 des Kollegen Dr. Rainer 
Kraft:

Welche Haltung hat die Bundesregierung in Bezug auf die 
„Kindergarantie“ der Europäischen Kommission, vor allem die 
beiden Forderungen, „Fehlanreize, die Eltern von der Aufnah-
me einer Beschäftigung abhalten“, zu beseitigen und „ineffizi-
ente oder unangemessene Zuwendungen für Kinder bzw. Fa-
milien“ zu beenden (https://ec.eurapa.eu/social/main.jsp? 
catId=1060&langid=de)?

Frau Staatssekretärin.

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Herr Kollege Kraft, zum ersten Teil Ihrer 
Frage, zu den laufenden Prüfungen, möchte ich Ihnen 
Folgendes mitteilen: An den laufenden Prüfungen sind 
alle Bundesministerien – –

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das war nicht meine 
Frage!)

– Die Frage 3 ist von Frau Polat, nicht?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Nein, die Frage 2 ist von Frau Polat, und die wird 

schriftlich beantwortet. Frage 3, bitte schön. Da geht es 
um die Kindergarantie-Initiative der Europäischen Kom-
mission.

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Entschuldigung.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Da hat man Ihnen etwas Falsches aufgeschrieben; aber 

Herr Kraft hat es ja gemerkt.

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Das ist bei mir nicht angekommen. Wenn sich die 
Fragen aufgrund der Verschriftlichung in der Nummerie-
rung verändern, tut es mir leid. Ich antworte natürlich auf 
Ihre Frage, die sich auf die EU-Kindergarantie bezieht, 
Herr Kraft.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Genau.

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Ein Vorschlag für eine EU-Kindergarantie ist im Ar-
beitsprogramm der EU-Kommission erst für das Jahr 
2021 angekündigt. Vor diesem Hintergrund kann die 
Bundesregierung hierzu natürlich auch noch keine Hal-
tung entwickelt haben. Die von Ihnen genannten Heraus-
forderungen, Fehlanreize oder aber auch ineffiziente oder 
unangemessene Leistungen zu vermeiden, sind selbstver-
ständlich Gegenstand der Arbeit der Bundesregierung, 
auch wenn es um die Ausgestaltung und Fortentwicklung 
familienpolitischer Leistungen geht.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Dr. Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Danke, Frau Präsident. – Die aufgeworfenen Frage-

stellungen beziehen sich natürlich auf den „Intermediate 
Report“, also auf den Zwischenreport, der hier genannt 
worden ist. Meine Frage an Sie ist: Wenn es darum geht, 
Fehlanreize zu vermeiden, indem man Eltern von der 
Aufnahme einer Beschäftigung abhält, würden Sie dann 
sagen, dass der Wunsch, bei den Kindern zu Hause zu 
bleiben und sich persönlich um die Erziehung und die 
Versorgung der Kinder zu kümmern, einen Fehlanreiz 
darstellt, der einen Elternteil davon abhält, einer Beschäf-
tigung nachzugehen? Würden Sie sagen, dass es Aufgabe 
der Bundesregierung oder der EU ist, diesen „Fehlan-
reiz“ – in Anführungszeichen – zu beseitigen?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Staatssekretärin.

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Bezüglich Ihrer Nachfrage – es war eben schon in der 
Befragung der Bundesregierung Thema, als Ministerin 
Giffey antwortete –: Die Lebenswirklichkeit von Fami-
lien ist natürlich sehr unterschiedlich, und Familien leben 
auch sehr unterschiedlich. Aufgabe der Bundesregierung 
ist es, auch die familienpolitischen Leistungen genauso 
vielfältig aufzustellen, dass die Familien ihr Familienle-
ben so leben können, wie sie es leben wollen. Darum gibt 
es diesbezüglich auch keine Fehlanreize. Weil sich Ge-
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sellschaft, weil sich Familienleben entwickelt, sind wir 
natürlich immer daran interessiert – das ist auch unser 
politischer Auftrag –, gemeinsam mit dem Parlament 
diese Leistungen zu evaluieren, zu prüfen und dann auch 
entsprechend gesetzlich zu überarbeiten und dem Parla-
ment andere Vorschläge zu unterbreiten.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Dr. Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank. – Frau Staatssekretärin, zum zweiten 

Punkt, wo es darum geht, ineffiziente und unangemesse-
ne Zuwendungen für Kinder bzw. Familien zu beenden: 
Welche ineffizienten bzw. unangemessenen Zuwendun-
gen für Kinder bzw. Familien können Sie denn innerhalb 
Deutschlands identifizieren, auf die sich dieser EU-Zwi-
schenreport bezieht?

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Wir können keine ineffizienten Leistungen für Kinder 
identifizieren. Ganz im Gegenteil: Wir haben in den letz-
ten Jahren einige Leistungen, die es bisher schon gab, 
effizient weiterentwickelt, um Familien noch zielgenauer 
zu unterstützen. Ich will nur daran erinnern, dass wir den 
Kinderzuschlag weiterentwickelt haben; das war ja eben 
auch Thema bei der Fragestellung Ihres Kollegen 
Brandner. Wir haben den Unterhaltsvorschuss ausgebaut 
und auch die steuerliche Entlastung für Alleinerziehende 
erhöht bzw. nach der Kinderanzahl gestaffelt und zusätz-
lich zum Elterngeld das Elterngeld Plus mit Partner-
schaftsmonaten eingeführt. Es geht also darum, die Leis-
tungen passgenau weiterzuentwickeln oder – das war der 
Fall, als vor einigen Jahren das Elterngeld als neue Leis-
tung hinzugekommen ist – auch neue Leistungen zu ent-
wickeln, die Familien mit ihren heutigen Herausforde-
rungen gerecht werden.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. – Dann kommen 

wir jetzt zur Frage 4 von Herrn Johannes Huber:
Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Perso-

nalbedarf im Sinne von unbesetzten Stellen in der Altenpflege 
generell – Altenpflegefachkräfte und Altenpflegehelfer inklu-
diert – im Jahr 2019, und wie bewertet die Bundesregierung die 
Wirksamkeit ihrer Maßnahmen zur Besetzung der offenen 
Stellen im Hinblick auf den Vergleich der Zahlen des Jahres 
2018?

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Herr Huber fragt nach den offenen Arbeitsstellen in 
den Berufen der Altenpflege. Im Jahresdurchschnitt 
2019 waren bei der Bundesagentur für Arbeit 23 500 
offene Arbeitsstellen gemeldet, darunter 15 000 für die 
Altenpflegefachkräfte und rund 8 000 für Altenpflegehel-
fer. Im Jahresdurchschnitt des Jahres 2018 waren insge-
samt rund 24 000 offene Arbeitsstellen in der Altenpflege 
gemeldet, darunter wiederum rund 15 000 für Altenpfle-
gefachkräfte und rund 8 600 für Altenpflegehelfer.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Huber.

Johannes Huber (AfD):
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin, für die Beantwor-

tung meiner Frage. – Meine Nachfrage an Sie: Haben Sie 
neben den absoluten Zahlen auch Kenntnis über die Pro-
zentzahlen, sprich: über die Arbeitslosenquote in der Al-
tenpflege?

Darauf basierend meine zweite Nachfrage: Setzen Sie 
zur Behebung des Problems der offenen Stellen eher auf 
ausländische Fachkräfte, wie auch der Gesundheitsminis-
ter das möglicherweise schon vorgeschlagen hat, oder 
wollen Sie eher inländische Potenziale nutzen?

(Kordula Schulz-Asche [BÜNDIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wo sind die denn?)

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Zu den Prozentzahlen kann ich Ihnen leider keine Aus-
kunft geben. Ich will aber an dieser Stelle noch mal daran 
erinnern, dass wir gemeinsam mit dem Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales und dem Bundesministe-
rium für Gesundheit ja auch wirklich einen Aktionsplan 
für den gesamten Pflegeberuf verfolgen und dass dabei 
alle drei Ministerien Seite an Seite mit unterschiedlichen 
Aufgabenschwerpunkten aktiv sind. In unserem Haus ist 
es Schwerpunkt, für die Neuaufstellung der Pflegeberufe 
entsprechend zu werben und auch deutlich zu machen, 
wie viel Potenzial und wie viele Möglichkeiten in diesem 
doch so wichtigen und wertzuschätzenden Beruf stecken. 
Die Konzertierte Aktion Pflege, die der Bund gemeinsam 
mit den Ländern, aber auch mit den relevanten Akteuren 
in der Pflege auf den Weg gebracht hat, und auch die 
Ausbildungsoffensive Pflege sind ganz wichtige Be-
standteile.

Es gibt ja zum Beispiel die Kampagne des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
„Mach Karriere als Mensch!“. Es gibt die Vollfinanzie-
rung der dreijährigen Umschulung in der Pflege und die 
beabsichtigte Verbesserung der Entlohnungsbedingungen 
auf Grundlage des Pflegelöhneverbesserungsgesetzes. 
Das sind ganz wichtige Beiträge, um auch die Potenziale, 
die wir in diesem Land haben, entsprechend zu heben. 
Darüber hinaus wird es sicherlich notwendig sein, auch 
interessierte, gut ausgebildete Fachkräfte aus anderen 
Ländern anzusprechen, –

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Kollegin.

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

– wenn wir selbst nicht genügend haben. – Entschul-
digung, Frau Präsidentin.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Bitte achten Sie auf die Farbe der Ampel, insbesondere 

auf das grüne Licht.
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Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Ja.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Huber, Sie haben noch eine Nachfrage? – Keine 

Frage mehr. Dann kommt jetzt Dr. Kraft an die Reihe.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsident. – Frau Staatssekretärin, 

es war im August oder September vergangenen Jahres, 
als Gesundheitsminister Spahn in Mexiko war, um sich 
um die Anwerbung von mexikanischen Pflegern zu be-
mühen. Wie ist der Status dieser Anwerbebemühungen?

Caren Marks, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Herr Kraft, dazu kann ich Ihnen als Parlamentarische 
Staatssekretärin im Bundesfamilienministerium leider 
keine Auskunft geben. Die Frage müssten Sie dann an 
das Bundesgesundheitsministerium richten; denn wir 
verfügen nicht, jedenfalls nicht ad hoc, über die Daten, 
wie derzeit die Situation ist.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Frau Kollegin Marks. – Dann kommen 

wir jetzt zum Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Gesundheit. Ich begrüße recht herzlich den Parlamen-
tarischen Staatssekretär Dr. Thomas Gebhart.

Wir kommen zur Frage 5 des Kollegen Johannes 
Huber:

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Perso-
nalbedarf im Sinne von unbesetzten Stellen in der Kranken-
pflege generell – Fachkräfte und Hilfskräfte in der Kranken-
pflege inkludiert – im Jahr 2019, und wie bewertet die 
Bundesregierung die Wirksamkeit ihrer Maßnahmen zur Be-
setzung der offenen Stellen im Hinblick auf den Vergleich der 
Zahlen des Jahres 2018?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Dr. Gebhart, bitte.

Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Gesundheit:

Frau Präsidentin, ich beantworte die Frage wie folgt: 
Im Jahresdurchschnitt 2018 waren rund 15 700 offene 
Arbeitsstellen für Arbeitskräfte in Berufen der Gesund-
heits- und Krankenpflege, des Rettungsdienstes und der 
Geburtshilfe bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldet. 
Davon richteten sich rund 12 000 Stellen an ausgebildete 
Krankenpflegefachkräfte und 1 600 Stellen an Kranken-
pflegehelfer.

Im Jahresdurchschnitt 2019 waren rund 16 200 offene 
Stellen für Arbeitskräfte in Berufen der Gesundheits- und 
Krankenpflege, des Rettungsdienstes und der Geburtshil-
fe bei der Bundesagentur gemeldet. Davon richteten sich 
rund 12 400 Stellen an ausgebildete Krankenpflegefach-
kräfte und 1 600 Stellenangebote an Krankenpflegehel-
fer.

Diese Zahlen gebieten Dringlichkeit. Zur Verbesse-
rung der personellen Basis und der Arbeitsbedingungen 
in der Pflege hat die Bundesregierung daher bereits zahl-
reiche Maßnahmen auf den Weg gebracht. Nennen möch-
te ich hier insbesondere das Pflegepersonal-Stärkungsge-
setz.

Es geht aber weiter: Durch die Konzertierte Aktion 
Pflege wurden im vergangenen Jahr weitere umfassende 
Maßnahmen für eine größere Wertschätzung, Unterstüt-
zung und Entlastung von Pflegekräften vereinbart. Zu-
dem soll mittels Initiativen zur Anwerbung ausländischer 
Pflegekräfte die Personalsituation verbessert werden. 
Den genannten ergriffenen Maßnahmen gilt es nun auch 
die notwendige Zeit einzuräumen, damit sie ihre Wirkung 
entfalten können. Die in der Konzertierten Aktion Pflege 
vereinbarten Maßnahmen werden dabei durch ein be-
gleitendes Monitoring überprüft.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank. – Herr Huber.

Johannes Huber (AfD):
Vielen Dank für die Antwort auf meine Frage. – Auch 

an Sie hätte ich die gleichen Nachfragen. Zum Ersten: 
Kennen Sie bei der Krankenpflege die Höhe der aktuellen 
Arbeitslosenquote? Zum Zweiten: Setzen Sie im Gesund-
heitsministerium eher auf die Anwerbung ausländischer 
Kräfte, oder wollen Sie zuerst die inländischen Potenziale 
nutzen?

Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Gesundheit:

Die Quote kann ich Ihnen im Moment nicht nennen; 
aber ich weiß aus vielen Gesprächen und Erfahrungen, 
dass viele Träger und Einrichtungen, insbesondere auch 
Krankenhäuser, händeringend nach Arbeitskräften, nach 
Pflegekräften suchen. Die Zahl der offenen Stellen 
spricht auch eine deutliche Sprache.

Zum zweiten Teil Ihrer Frage. Wir setzen auf ein gan-
zes Bündel an Maßnahmen, immer mit dem Ziel, mehr 
Stellen in der Pflege zu schaffen und vor allem die Ar-
beitsbedingungen für die Pflegekräfte, die da sind, zu 
verbessern. Die Maßnahmen müssen Hand in Hand ge-
hen. Zu dem Bündel der Maßnahmen gehört auch, zusätz-
liche Pflegekräfte aus dem Ausland anzuwerben. Zu-
nächst einmal geht es aber um Maßnahmen wie eine 
bessere Bezahlung für die Pflegekräfte, die da sind. Es 
geht um mehr Ausbildung in der Pflege. Es geht um mehr 
Stellen, insbesondere um die Arbeitsbelastung zu verrin-
gern. Das sind die Kernpunkte der Maßnahmen, die wir 
bereits beschlossen haben und die so langsam beginnen, 
ihre Wirkung zu entfalten.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Huber? – Dann Dr. Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Danke, Frau Präsident. – Wenig überraschend, verehr-

ter Herr Staatssekretär Gebhart: Wie ist der Status der 
Anwerbebemühungen in Mexiko, die Gesundheitsminis-
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ter Spahn im vergangenen Spätsommer, beginnenden 
Herbst des letzten Jahres angestoßen hat?

Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Gesundheit:

Wir haben mit drei Ländern Vereinbarungen getroffen. 
Das sind die Philippinen, der Kosovo und das von Ihnen 
erwähnte Land Mexiko. Die Dinge laufen jetzt an. Wir 
haben die DeFa, die Deutsche Fachkräfteagentur, ins Le-
ben gerufen, die dabei helfen soll, dass die Pflegekräfte 
hierherkommen können, dass die Sprache und vieles 
mehr geprüft wird. Wir erwarten, dass in diesem Jahr, 
2020, diese Maßnahmen ganz konkrete Auswirkungen 
zeigen. Ich habe vor wenigen Tagen von einem Träger 
gehört, dass er in Kürze die ersten Pflegekräfte von den 
Philippinen erwartet.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Herr Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Sie haben jetzt einige Länder genannt, bei denen Sie 

angefragt haben, ob Sie Pflegekräfte abwerben dürfen. 
Wie stellen Sie sicher, dass diese Fachkräfte – es sind 
zweifelsohne Fachkräfte – dann nicht in den Ländern 
fehlen, aus denen sie kommen?

Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Gesundheit:

Wir haben uns sehr genau überlegt, was die Kriterien 
sind, die wir für die Auswahl der Länder anlegen. Dazu 
gehören mehrere Kriterien. Die Länder müssen selbst ein 
Interesse daran haben. Sie müssen über eine gute Aus-
bildung verfügen und einiges mehr. Aber eines der Krite-
rien ist, dass es sich um Länder handelt, in denen mehr 
Pflegekräfte vorhanden sind, als dort im Moment benö-
tigt werden. Denn eines wollen wir mit Sicherheit nicht: 
dass wir Fachkräfte aus Ländern abwerben, die in ihren 
Heimatländern dringend gebraucht werden.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank. – Dazu eine Rückfrage von der Kollegin 

Schulz-Asche.

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Meine Frage ist: Haben Sie eine Statistik darüber, wie 
viele Pflegefachkräfte aus Deutschland aufgrund der bes-
seren Bezahlung und der besseren Arbeitsbedingungen in 
umliegende Länder abwandern, zum Beispiel in die skan-
dinavischen Länder, in die Niederlande oder in die 
Schweiz?

Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Gesundheit:

Diese Statistik liegt mir im Moment nicht vor; aber ich 
kann Ihnen gerne im Nachgang entsprechende Zahlen, 
sofern sie verfügbar sind, nachreichen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Frau Kollegin, Sie 

können gleich stehen bleiben. Denn jetzt rufe ich Frage 6 
der Kollegin Kordula Schulz-Asche auf:

Plant die Bundesregierung gesetzliche Regelungen, welche 
die Möglichkeit für Radiologinnen und Radiologen, unge-
rechtfertigte Zusatzeinnahmen durch den Einsatz von Kon-
trastmitteln zu generieren, beenden würden (www. 
tagesschau.de/investigativ/ndr-wdr/radiologen-kontrastmittel- 
107.html), und, wenn nein, wieso nicht?

Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Gesundheit:

Frau Kollegin, ich beantworte Ihre Frage wie folgt: Die 
Abrechnung von Kontrastmitteln in der gesetzlichen 
Krankenversicherung wird regional vereinbart bzw. gere-
gelt. Nach Presseberichten haben Krankenkassen auch 
aufgrund der Berichterstattung im Sommer 2019 Anpas-
sungen bei den Abrechnungsregelungen vereinbart, die 
zu Ausgabensenkungen der Krankenkassen führen. Eine 
Gesetzesänderung ist derzeit nicht vorgesehen. Ergän-
zend wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage zur Abrechnung von Kontrastmitteln 
vom 26. September 2019 verwiesen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Kordula Schulz-Asche.

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Wie bewertet die Bundesregierung den Status quo aus 
medizinisch-ethischer und rechtlicher Sicht? Zum Bei-
spiel wird § 299a des Strafgesetzbuches, der Geldzahlun-
gen an Ärzte ausdrücklich untersagt, zum Papiertiger, 
wenn trotz gesetzlicher Regelung immer noch derartige 
Einkünfte bei Ärzten möglich sind.

Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Gesundheit:

Wir haben, nachdem es diese Presseberichte im letzten 
Jahr gegeben hat, ein Gespräch geführt. Wir haben zu 
diesem Gespräch eingeladen: den Spitzenverband der 
Krankenkassen, die KBV, den Berufsverband der Deut-
schen Radiologen, die Aufsichtsbehörden. Wir haben 
miteinander etliche Fragen besprochen. Aber es ist noch-
mals klar geworden – auch in diesem Gespräch –, dass 
diese regionalen Vereinbarungen dem Ziel einer wirt-
schaftlichen und qualitätsgesicherten Versorgung ent-
sprechen. Diese Pauschalen der Krankenkassen sind zu-
lässige Vergütungsformen. Es gab übrigens keine 
Hinweise auf auffällige Mengenentwicklungen. Gleich-
wohl hat das Bundesministerium für Gesundheit eine 
Überprüfung dieser Pauschalverträge durch die Selbst-
verwaltungen angeregt. Wie wir der Presse erneut 
entnehmen können, ist die Selbstverwaltung aktiv gewor-
den, und es kam zu einer Anpassung der Abrechnungsre-
gelungen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Schulz-Asche, eine Nachfrage?
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Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ja. – Wie bewerten Sie denn in diesem Zusammen-
hang, gerade auch bezogen auf Ihre Antwort, dass Re-
cherchen des WDR und des NDR 2016 ergaben, dass sich 
auf den ersten fünf Plätzen der größten Anwendungsbeo-
bachtungen ausschließlich Kontrastmittelpräparate be-
fanden, die den Ärzten pro Patient bis zu 100 Euro ein-
brachten?

Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Gesundheit:

Es gab diese Berichte, aber wir haben ja – ich habe es 
eben gesagt – angeregt, dass die Regelungen überprüft 
werden, und dieser Anregung wurde gefolgt. Wie berich-
tet wird, haben die Kassen Kürzungen der Pauschalen 
vorgenommen.

Wir werden übrigens demnächst noch einmal den 
GKV-Spitzenverband zu einem Gespräch einladen, wer-
den Kontakt aufnehmen, um zu erfahren, wie jetzt der 
aktuelle Stand ist. Da geht es dann auch um die Frage, 
in welcher Größenordnung es denn zu Anpassungen ge-
kommen ist.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank. – Die Frage 7 der Kollegin Klein- 

Schmeink wird schriftlich beantwortet.

Vielen Dank Ihnen, Dr. Gebhart.

Dann kommen wir jetzt zum Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur. Ich begrüße herzlich den Parlamentarischen Staats-
sekretär Enak Ferlemann.

Die Fragen 8 und 9 des Kollegen Kindler werden 
schriftlich beantwortet.

Wir kommen zur Frage 10 des Kollegen Dr. Hoffmann.
Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, dass circa 50 Pro-

zent aller Starts und aller Landungen am EuroAirport Basel- 
Mulhouse-Freiburg in niedriger Höhe über deutsches Hoheits-
gebiet fliegen, und hat die Bundesregierung Kenntnis davon, 
dass im Gegensatz dazu circa 10 Prozent aller Starts und aller 
Landungen am EuroAirport Basel-Mulhouse-Freiburg den Be-
treiberstaat Schweiz belasten, der diese An-/Abflugverfahren 
neu und ohne deutsche behördliche Genehmigung eingeführt 
hat (www.badische-zeitung.de/buergerinitiative-beklagt- 
ausweichverkehr)?

Herr Staatssekretär.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Der Kollege fragt nach dem Flughafen Basel. 
Ich gebe folgende Antwort: Die An- und Abflugverfah-
ren am EuroAirport Basel-Mulhouse über französischem 
Hoheitsgebiet werden nach französischem Recht festge-
legt. Für Flugverfahren über deutschem Hoheitsgebiet 
gelten die Regelungen des Luftverkehrsgesetzes. Deut-
sche Vertreter sind Mitglieder der Trinationalen Umwelt-
kommission, in der über die An- und Abflugverfahren am 
EuroAirport beraten wird.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Dr. Hoffmann.

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Ihrer Antwort entnehme ich eine gewisse Entfernung 

Berlins von Basel. Die Realität sieht schon so aus, dass 
unser Markgräflerland im Vergleich zu den Nachbarlän-
dern relativ stark belastet wird. Ich glaube, da müsste sich 
die Bundesregierung einsetzen. Deshalb lautet meine 
Nachfrage, ob sich die Bundesregierung für eine Entlas-
tung und ein etwa gleichwertiges Aufteilen der Lärm-
kulisse bei den An- und Abflügen in Basel einsetzen 
wird.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Natürlich wollen wir unsere Bevölkerung vor mög-
lichst viel Lärm schützen. Gleichwohl gibt es bestimmte 
An- und Abflugbedingungen für Flughäfen, und danach 
richten sich ja auch die Anflugbedingungen.

Sie wissen, es gibt einen unabhängigen Mediator, der 
die Fluglärmproblematik zwischen Deutschland und der 
Schweiz einer Lösung zuzuführen versucht. Der hoch 
angesehene Kollege ist dort unterwegs und versucht sein 
Bestes, um es möglicherweise zu einem Abkommen zwi-
schen Deutschland und der Schweiz kommen zu lassen. 
So weit sind wir aber noch nicht.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Hoffmann, Sie haben noch eine Frage?

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Aber wieso werden in Basel Startverfahren geflogen 

ohne die erforderliche deutsche Genehmigung?

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Weil das nach anderem Recht geht.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Danke schön. – Dann kommen wir zu Frage 11 des 

Kollegen Torsten Herbst:
Auf wie vielen Kilometern der Bundesautobahnen galten 

zum Stichtag 1. Januar 2020 Geschwindigkeitsbegrenzungen 
aufgrund von Straßenschäden (bitte nach Bundesländern auf-
schlüsseln), und auf wie vielen Kilometern der Bundesauto-
bahnen galten diese Geschwindigkeitsbegrenzungen bereits 
seit drei Monaten oder länger?

Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Der Kollege fragt, wie viele Geschwindigkeitsbegren-
zungen wir zum Stichtag 1. Januar 2020 auf Autobahnen 
haben. Ich gebe folgende Antwort: Die Durchführung der 
Straßenverkehrs-Ordnung und der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zur StVO und damit auch die Anordnung 
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von Geschwindigkeitsbeschränkungen fällt in die Zu-
ständigkeit der Landesbehörden. Diese entscheiden ab-
hängig vom Einzelfall vor Ort, welche Anordnung ge-
troffen wird.

Geschwindigkeitsbeschränkungen haben vielfältige 
Anlässe wie zum Beispiel Tagesbaustellen, Wander-
baustellen und Bergungsarbeiten. Der Bund hat im Ein-
zelfall weder aufsichtsrechtliche Eingriffs- noch Wei-
sungsrechte. Im Übrigen liegen der Bundesregierung 
keine weiteren Informationen vor.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Herbst.

Torsten Herbst (FDP):
Mir ging es darum, dass geschaut wird, wo für längere 

Zeit aufgrund von Straßenschäden, die ja nicht spontan 
eintreten, Geschwindigkeitsbegrenzungen eingeführt 
wurden und wie lange es dauert, bis dann an die Scha-
densbeseitigung herangegangen wird. Da wundert mich 
etwas, dass der Bund offenbar gar kein Interesse daran 
hat, zu gucken, was mit seinen Mitteln eigentlich passiert. 
Ist das denn zukünftig im Rahmen der Autobahn GmbH 
geplant, dass man da genauer hinschaut?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Wenn die Autobahn GmbH ab 01. Januar 2021 die 
komplette Verantwortung für alle Autobahnen übernom-
men hat, können Sie auch diese Auswertung tagesaktuell 
von uns bekommen.

Torsten Herbst (FDP):
Da freuen wir uns drauf.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Danke schön. – Die Fragen 12 und 13 des Kollegen 

Gastel und die Frage 14 der Kollegin Baerbock werden 
schriftlich beantwortet.

Wir kommen zu Frage 15 des Kollegen Stefan 
Schmidt:

Wie ist der aktuelle Zeitplan für die Barrierefreiheit der 
Bahnhöfe entlang der zu elektrifizierenden Bahnstrecke Hof– 
Regensburg, und inwiefern gibt es konkrete Pläne der Bundes-
regierung, die Barrierefreiheit der Bahnhöfe gegenüber der 
Elektrifizierung der oben genannten Bahnstrecke Hof–Regens-
burg vorzuziehen, wie es beispielsweise in Weiden i.d.OPf. 
angedacht ist (www.onetz.de/oberpfalz/weiden-oberpfalz/csu- 
spd-gemeinsam-fuer-bahnhof-durchstich-id2958668.html)?

Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Der Kollege fragt zur Barrierefreiheit von Bahnhöfen 
auf der Bahnstrecke Hof–Regensburg. Ich gebe folgende 
Antwort: Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG muss 
zunächst für alle Stationen an der Strecke die Vorplanung 

zur Elektrifizierung vorliegen. Dann können die Auswir-
kungen der Maßnahme auf die jeweilige Stationsinfra-
struktur beurteilt werden. Maßnahmen wie die Herstel-
lung der Barrierefreiheit können dann gesondert 
umgesetzt werden.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Schmidt.

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Ferlemann. – Verstehe ich Sie rich-

tig, dass das heißt: „Es wird keine Barrierefreiheit dieser 
Bahnhöfe geben, bevor nicht die Elektrifizierung durch-
gängig geplant ist“, oder kann man die Barrierefreiheit 
nicht auch losgelöst von der Elektrifizierung betrachten 
und vorziehen? Denn die Elektrifizierung wird ja doch 
noch das eine oder andere Jahr auf sich warten lassen 
müssen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Es macht nur Sinn, wenn man die Maßnahmen zumin-
dest zusammen durchplant. Es wäre ja verheerend, wenn 
wir eine Station barrierefrei machen und anschließend 
feststellen: Im Rahmen der Elektrifizierung müssen wir 
sie wieder komplett umbauen. – Deswegen ist es sinnhaft, 
die Auswirkungen der Elektrifizierungsmaßnahmen in 
der Vorplanung abzuwarten und zu gucken, ob sie Ein-
wirkungen auf die Gestaltung des Bahnhofes haben, um 
konkret festzustellen, ob es gegebenenfalls möglich ist, 
Maßnahmen zur Barrierefreiheit vorzuziehen, ohne auf 
die Elektrifizierung selber warten zu müssen. Aber sinn-
voll ist, dass es gemeinsam betrachtet wird, damit wir da 
kein Stranded Investment haben.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Schmidt.

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Ich verstehe Sie dann so, dass solche 

Überlegungen, wie es sie aktuell in Weiden gibt, Barrie-
refreiheit im Rahmen eines vorgezogenen Projekts umzu-
setzen, zumindest nicht auf eine sehr kurzfristige Um-
setzung hinauslaufen, sondern es eher dem Wahlkampf 
geschuldet ist, dass solche Forderungen aufkommen.

Zweite Nachfrage: Wann ist aus Ihrer Sicht frühestens 
Zeit, dass Maßnahmen zur Barrierefreiheit, nachdem man 
die Vorplanungen entsprechend abgewartet hat, vorgezo-
gen werden können?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Ferlemann.
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Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Zu Spekulationen über Wahlkampfgeplänkel äußert 
sich die Bundesregierung logischerweise nicht.

Zur Frage, wann das der Fall sein kann: Das hängt 
davon ab, wann wir mit der Vorplanung der Elektrifizie-
rung fertig sind. Das ist ja eine sehr frühe Vorplanungs-
stufe, sodass man auf absehbare Zeit auch tatsächlich 
vorgezogene Barrierefreiheitsmaßnahmen durchaus ein-
planen kann.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank. – Dann kommen wir zur Frage 16 des 

Kollegen Stefan Gelbhaar:
Wie positioniert sich die Bundesregierung bezüglich der Er-

höhung der Gebühren für Bewohnerparken auf 10 bis 240 Euro 
jährlich, die im Bundesrat am 14. Februar 2020 abgestimmt 
werden wird, und falls die Bundesregierung den Antrag nicht 
befürwortet, wann legt die Bundesregierung einen eigenen Än-
derungsvorschlag diesbezüglich vor (bitte konkrete Jahreszahl, 
wenn möglich, konkreten Monat nennen)?

Herr Staatssekretär.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Der Kollege fragt nach der Erhöhung der Gebühren für 
Bewohnerparken. Ich gebe folgende Antwort: Bundesmi-
nister Scheuer hat am 7. Februar 2020 die für den Verkehr 
zuständigen Landesminister und -senatoren angeschrie-
ben und vorgeschlagen, diese Thematik im Lenkungs-
kreis des Bündnisses für moderne Mobilität zu diskutie-
ren, der am 17. Februar zusammenkommt.

Des Weiteren hat das BMVI statt einer Änderung der 
Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr ei-
ne Änderung des § 6a Absatz 6 Satz 1 des Straßenver-
kehrsgesetzes vorgeschlagen. Die vorgeschlagene Ände-
rung räumt Ländern und Kommunen den größtmöglichen 
Gestaltungsspielraum ein.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Gelbhaar.

Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das klingt ganz anders als das, was wir jetzt in den 

Zeitungen lesen konnten. Dort lässt sich Herr Scheuer 
mit Gedanken zitieren, in denen er Angst vor überzoge-
nen Anwohnerparkgebühren formuliert. Deswegen 
möchte ich nachfragen: Welche Angst haben Sie da ge-
nau? Glauben Sie, dass die Gemeinden, die Kommunen 
da die Bürgerinnen und Bürger über Gebühr benachteili-
gen werden? Ist es die Angst des Verkehrsministers, dass 
die Kommunen da selber Politik machen?

Um es ein bisschen zuzuspitzen: Wie wird sich die 
Bundesregierung zu den konkreten Vorschlägen, die im 
Bundesrat vorliegen, positionieren, die dazu führen wür-
den, dass das Anwohnerparken teurer gemacht werden 
könnte, aber nicht müsste? Und: Stimmt es, dass der 
Bundesverkehrsminister in dem Kontext von einem Ver-
kündungshindernis gesprochen hat, also den Bundeslän-

dern erklärt hat: „Wenn ihr daran was ändert, dann wird 
es keine StVO-Novelle geben“, oder stimmt das nicht?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Frau Präsidentin, das war jetzt eine ganze Reihe von 
Fragen ineinandergeschachtelt.

(Stefan Gelbhaar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie schaffen das!)

Ich bemühe mich mal, das zu beantworten, ohne die Fra-
gen durcheinanderzubringen.

Ich will es mal so beantworten, Herr Kollege: Ja, es 
könnte ein Verkündungshindernis im Hinblick auf die 
StVO-Novelle sein; wir sehen das so – das müssen wir 
dann aber rechtlich genau prüfen –, wenn es denn so 
eintritt. Wir haben die Bundesländer davor gewarnt, die-
sen Beschluss zu fassen, weil wir dann möglicherweise 
die StVO-Novelle nicht in Kraft setzen können.

Der andere Punkt ist: Angst hat der Bundesminister vor 
gar nichts,

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das glaubt hier niemand!)

sein Staatssekretär auch nicht. Was wir haben, ist: Wir 
sind ein bisschen in Sorge, dass mögliche Gebührenerhö-
hungen dann, wenn der Klageweg beschritten wird, zu-
rückgenommen werden müssen, weil die Rechtsgrund-
lage, auf der diese Gebührenerhöhungen vorgenommen 
werden, nicht ausreichend ist. Deswegen haben wir ja 
einen anderen Weg vorgeschlagen, den wir für den rich-
tigeren halten. Das Ziel ist aber das Gleiche: den Kom-
munen eine möglichst große Handlungsfreiheit einzuräu-
men.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Gelbhaar.

Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wie Sie das erklären, klingt immer sehr schön. Ich 

möchte trotzdem noch mal den Sinnzusammenhang be-
leuchten. Herr Scheuer hat in den Zeitungen nicht gesagt: 
„Es wird nach dem bestmöglichen Weg gesucht“, son-
dern er hat gesagt, er sorge sich darum, dass dann über-
zogene Parkgebühren fällig werden. Das ist was anderes, 
als Sie jetzt gerade sagen, nämlich dass es quasi den 
Kommunen schon ermöglicht werden soll, aber eine bes-
sere Rechtsgrundlage gefunden werden muss. Das sind 
widersprüchliche Aussagen. Vielleicht können Sie das 
aufklären. Das zum einen.

Zum anderen: Wenn die Straßenverkehrs-Ordnung da-
hin gehend geändert würde, dass drinsteht: „Die Kommu-
nen müssen eine rechtssichere Gebührendefinition vor-
nehmen“, und das dann im Zweifel vor Gericht beklagt 
wird: Warum soll die StVO das Problem sein und nicht 
die einzelne Gebührenfindung vor Ort?
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Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Erst mal danke für das Lob. – Es gilt immer das, was 
der Staatssekretär hier sagt.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das glauben wir sofort!)

Und: Der Minister hat genau das Gleiche erklärt wie ich.

Der Punkt ist: Wenn es aufgrund der Rechtsgrundlage, 
die derzeit da ist oder die angestrebt wird, zu überzoge-
nen Gebühren kommt, dann kann es eben sein, dass sie 
rechtswidrig sind und wir den Kommunen damit einen 
großen Ärger einbrocken. Deswegen wäre es sinnvoller, 
dass wir, wenn wir Freiheit für die Kommunen haben 
wollen, das auf eine andere Rechtsgrundlage stellen.

Im Übrigen ist es nicht die StVO, die wir ändern müs-
sen, sondern wir müssen das Straßenverkehrsgesetz dafür 
ändern. Das ist ja unser Vorschlag, es so rechtssicher zu 
machen. Dann können die Kommunen auf einer rechts-
sicheren Grundlage die Gebühren erheben, und dann ist 
das auch für die Menschen nachvollziehbar. So, wie das 
im Bundesrat vorgeschlagen wurde, sehen wir es nicht.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen herzlichen Dank. – Herr Gelbhaar kann gleich 

stehen bleiben. Wir kommen zur Frage 17:
Wie positioniert sich die Bundesregierung bezüglich der im 

Bundesratsverfahren zur StVO-Novelle durch das Land Berlin 
vorgeschlagenen Einführung von Verkehrssicherheitszonen, in 
die Lkw ohne Abbiegeassistenten zum Schutz des Lebens von 
Radfahrenden und zu Fuß Gehenden nicht einfahren dürfen, 
und inwiefern hat sich die Bundesregierung im Zusammen-
hang mit der StVO-Novelle mit der Einführung einer ähn-
lichen Regelung in Österreich auseinandergesetzt, die es 
Kommunen ermöglicht, in bestimmten Bereichen das Rechts-
abbiegen durch Lkw zu untersagen?

Herr Ferlemann, bitte.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Der Kollege fragt nach den Lkw-Abbiegeassistenten 
und möglichen Schutzzonen. Ich gebe folgende Antwort: 
Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur setzt seit Sommer 2018 mit der „Aktion Abbie-
geassistent“ nationale Anreize für eine freiwillige Selbst-
verpflichtung zur Aus- und Nachrüstung von Lkws und 
Bussen mit Abbiegeassistenten und fördert dies seit An-
fang 2019 durch ein eigenes Förderprogramm. Ab 2020 
werden Kraftfahrzeuge des mautpflichtigen Güterkraft-
gewerbes über das De-Minimis-Programm gefördert.

Der im Rahmen des Bundesratsverfahrens zur Verord-
nung zur Veränderung straßenverkehrsrechtlicher Vor-
schriften eingebrachte Antrag Berlins zur Schaffung 
von Verkehrssicherheitszonen wird nicht befürwortet, 
da dieser im Ergebnis unverhältnismäßig ist. Konflikt-
situationen beim Abbiegevorgang können vorbeugend 
auch durch bauliche Gestaltung oder organisatorische 
Prävention wie zum Beispiel vorgezogene Aufstellflä-

chen für Radfahrer im Blickfeld der Lkw-Fahrer vermie-
den werden.

Die in Österreich vorgeschlagene Regelung weicht von 
dem Berliner Antrag nicht unerheblich ab. Zudem ist das 
Verhaltensrecht europarechtlich nicht harmonisiert, so-
dass Regelungen aus anderen Ländern nicht ohne Weite-
res auf das deutsche Rechtssystem übertragbar sind.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Danke schön. – Herr Gelbhaar, bitte.

Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Auch hier findet gerade etwas Bemerkenswertes statt: 

Bisher hat das Bundesverkehrsministerium meiner Auf-
fassung nach in Verkennung der europarechtlichen Lage – 
das passiert ja im Verkehrsministerium häufiger mal – 
stets die Auskunft erteilt: Das kann alles gar nicht sein, 
denn es ist europarechtswidrig. – Jetzt habe ich gehört, 
dass die Begründung von einer rechtlichen zu einer politi-
schen geworden ist, nämlich dass die Einführung von 
Verkehrssicherheitszonen nicht europarechtlich hoch-
problematisch, sondern unverhältnismäßig wäre. Das ist 
eine ganz andere Gemengelage. Deswegen noch mal klar 
zum Nachvollziehen: Ist das Verkehrsministerium jetzt 
inzwischen zu einer anderen Auffassung gelangt, was 
die europarechtliche Einschätzung angeht? Das muss 
man eigentlich so sehen; denn Wien macht ja in der Tat 
vor, dass es europarechtlich anscheinend geht. Und wenn 
ja: Ist der Glaube, dass eine Unverhältnismäßigkeit vor-
liegt, beim Schutz von Leben wirklich die richtige Argu-
mentationsstruktur?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Also, die Einschätzungen des Verkehrsministeriums 
sind immer richtig, und sie bleiben es auch.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Steffi 
Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ohne 
rot zu werden! – Stefan Gelbhaar [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich mag Ihre Ironie!)

Zum anderen ist es so: Die Zonen, die Sie einführen 
wollen, könnte man theoretisch einführen. Nach dem 
deutschen Recht ist es nur so: Es ist unverhältnismäßig. 
Das heißt, Sie können den Schutz des Radfahrers zum 
Beispiel – darum geht es Ihnen ja; uns auch – auch mit 
anderen Maßnahmen sicherstellen. Eine Zone auszuwei-
sen, wo Sie ein generelles Abbiegeverbot für alle Lkws 
anordnen wollen, ist einfach unverhältnismäßig. Das 
würde nach unserer Einschätzung bei jedem Gericht 
durchfallen. Deswegen können wir eine solche Regelung 
nicht vorschlagen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Gelbhaar.
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Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Jetzt ist das Wunderschöne, dass niemand ein Abbie-

geverbot für Lkws fordert. Eine Verkehrssicherheitszone 
ist dadurch gekennzeichnet, dass dort nur Lkws einfahren 
können, die einen Abbiegeassistenten haben. Das heißt, 
ein Lkw darf natürlich weiterhin abbiegen, aber er darf 
überhaupt nur in die Zone hinein, wenn er den techni-
schen Maßstab erfüllt. Das ist qualitativ etwas anderes.

Da stelle ich mir schon die Frage: Wenn es wirklich so 
ist, dass, wie Sie sagen, diese Regelung unverhältnismä-
ßig ist, dann heißt das ja, dass es unverhältnismäßig ist, 
zugunsten vieler Menschenleben eine technische Be-
schränkung im Straßenverkehr vorzunehmen. Ich kann 
mir nicht vorstellen, dass der Europäische Gerichtshof, 
ein Verfassungsgericht oder irgendein anderes Gericht 
dieser Rechtsauffassung folgt. Da müssen wir nicht nach 
Europa schauen. Deswegen noch einmal auf den Punkt 
gebracht: Ich habe noch nicht verstanden, was genau Sie 
als unverhältnismäßig ansehen?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Wenn Sie eine Zone ausweisen und allen Lkws ver-
bieten, rechts abzubiegen, mit Ausnahme der Lkws – 
nach Ihrer Regelung –, die einen Abbiegeassistenten ha-
ben, verbieten Sie einer ganzen Reihe von Verkehrsteil-
nehmern, rechts abzubiegen. Die Frage, die sich stellt, ist: 
Ist das verhältnismäßig? Natürlich wollen auch wir den 
Schutz der Radfahrer oder der zu Fuß Gehenden, wie Sie 
sie nennen. Man kann aber auch durch bauliche Maßnah-
men zu Veränderungen kommen. Dafür braucht man kei-
ne Zone auszuweisen, in der man es Lkws grundsätzlich 
verbietet, rechts abzubiegen. Das ist die Unverhältnismä-
ßigkeit. Man müsste also Kreuzung für Kreuzung vor-
gehen. Da wir davon ausgehen, dass man gegen eine 
Zonenausweisung rechtliche Schritte einleiten würde – 
es ist in Deutschland ja mittlerweile üblich, dass man 
versucht, so etwas auf dem Klageweg zu verhindern –, 
ist unsere Befürchtung, dass das dann als unverhältnis-
mäßig eingestuft würde.

Es wäre also sinnvoller, mit baulichen Maßnahmen die 
Fußgänger und Radfahrer zu schützen. Das kann man 
sogar mit relativ einfachen Maßnahmen erreichen, wenn 
man es will. Wir schlagen unter anderem vor, dass die 
Lkws nur im Schritttempo abbiegen dürfen, um etwa dem 
Sicherheitsbedürfnis der Radfahrer mehr entgegenzu-
kommen. Es gibt aber auch eine Fülle von baulichen 
Maßnahmen, die Sie alle kennen; es gibt sie hier in Berlin 
auch schon zu besichtigen. Das könnte man einführen. 
Insofern gibt es mildere Mittel, und damit ist das unver-
hältnismäßig.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank. – Wir kommen zur Frage 18 der Kollegin 

Daniela Kluckert:
Wie ordnet der Bundesminister für Verkehr und digitale 

Infrastruktur, Andreas Scheuer, den im Bundesrat eingebrach-

ten Vorschlag zur Mikromobilität, über den am 14. Februar 
2020 entschieden wird und der es Städten und Kommunen 
durch § 29 Absatz 4 der StVO-Novelle ermöglichen könnte, 
E-Scootern oder Leihrädern strenge Auflagen zu erteilen oder 
diese gänzlich zu verbieten, ein?

Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Die Kollegin Kluckert fragt, wie immer, zur Mikro-
mobilität. Ich gebe folgende Antwort: Aus Sicht des Bun-
desministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur 
stellen Elektrokleinstfahrzeuge eine sinnvolle Ergänzung 
moderner Mobilitätsangebote dar. Die Statuierung eines 
Erlaubnisvorbehalts durch einen neuen § 29 Absatz 4 der 
Straßenverkehrsordnung würde eine bundeseinheitliche 
Regelung gewährleisten und dennoch den Städten und 
Kommunen die notwendige Flexibilität bei der Handha-
bung der Abstellproblematik ermöglichen, zum Beispiel 
über Auflagen oder mengenmäßige Beschränkungen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Kluckert.

Daniela Kluckert (FDP):
Vielen Dank, Herr Staatssekretär, und vielen Dank, 

Frau Präsidentin. – Die Mikromobilität, die E-Scooter, 
haben wir ja erst seit dem letzten Sommer. Wir haben 
lange darum gerungen, ob wir sie überhaupt zulassen. 
Wir haben sie letzten Sommer zugelassen. Jetzt wird 
natürlich zu Recht beklagt, dass Regelungen fehlen, die 
die Mikromobilität mit Blick auf ein vernünftiges Mit-
einander besser in Stellung bringen.

Unser Vorschlag war immer, miteinander ins Gespräch 
zu kommen, dass das Verkehrsministerium beispielswei-
se so etwas wie ein Forum Mikromobilität einrichtet, in 
dem sich Kommunen und Anbieter treffen, damit wir 
nicht nur reagieren und Verbote erlassen, sondern mit-
einander Regelungen treffen. Diese Regelungen können 
zum Beispiel so aussehen: E-Rollern wird untersagt – die 
Digitalisierung bietet die Möglichkeit dazu –, auf Geh-
steigen zu fahren, und in Fußgängerzonen wird dafür ge-
sorgt, dass sie Schritttempo fahren. – Haben Sie so ein 
Forum der Mikromobilität mal angeregt bzw. durchge-
führt?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Es sind diverse Gespräche von Ländervertretern mit 
den Anbietern geführt worden. Sie haben leider zu kei-
nem befriedigenden Ergebnis geführt. Deswegen haben 
die Länder uns aufgefordert, über regulatorische Maß-
nahmen nachzudenken. Wir sehen selber, auch durch 
eigene Anschauung in den Städten, dass das so nicht 
bleiben kann. Deswegen müssen wir zu Regelungen 
kommen. Das reine Gespräch miteinander ist da nicht 
ausreichend. Insofern müssen wir Maßnahmen vorschla-
gen, und das werden wir auch tun.
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Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Kluckert, haben Sie eine Nachfrage?

Daniela Kluckert (FDP):
Ja, gerne. – Sie sagen, die Gespräche haben nicht aus-

gereicht. Was genau haben Sie denn da zu probieren ver-
sucht? Und vor allem: Wie schätzen Sie denn diesen 
wirklich jungen Markt ein? Es besteht ja die Gefahr, dass 
wir einen Flickenteppich mit den unterschiedlichsten Re-
gelungen in Deutschland bekommen. Teilweise ist die 
Rede von einem kompletten Verbot. Sehen Sie die Mög-
lichkeit, dass Kommunen den Verleih von E-Scootern in 
den Städten ganz verbieten können? Wie schätzen Sie die 
Auswirkungen auf diesen wirklich jungen Markt ein?

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Das ist ein interessanter Markt, ein wachsender Markt 
und vor allem für die junge Generation ein ergänzendes 
Fortbewegungsmittel, das wir durchaus als sinnvoll er-
achten. Es stellt sich nur die Frage nach dem Missbrauch 
der Abstellflächen. Darum geht es in den allermeisten 
Kommunen. Man muss ja nur durch Berlin gehen; dann 
sieht man, auf wie vielen Fußwegen umgefallene Fahr-
zeuge liegen und den Fußverkehr behindern. Die Interes-
senverbände der Fußgänger haben sich massiv an uns 
gewendet und gesagt: Das muss aufhören, das funktio-
niert so nicht. – Deswegen müssen wir dafür eine Rege-
lung finden.

Man hat erst versucht, das im Gesprächswege auch mit 
den Anbietern – es sind ja professionelle Anbieter – zu 
klären. Allein, man sieht ja auch hier in Berlin zum Bei-
spiel, dass es nicht funktioniert. Es gibt Städte, in denen 
das funktioniert, wo es diese Problematik nicht gibt. Es 
gibt andere Städte, vor allem die großstädtischen Bal-
lungsräume, wo das auf den Geh- und Radwegen zu 
einem massiven Problem geworden ist.

Deswegen ist es am sinnvollsten, die Ebene entschei-
den zu lassen, die am besten entscheiden kann, und das ist 
dann jeweils die Kommune. Insofern müssen wir die 
rechtlichen Rahmenbedingungen so setzen, dass Kom-
munen auch entscheiden können.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Herr Ferlemann. – Wir kommen jetzt zur 

Frage 19 der Kollegin Kluckert:
Wie bewertet der Bundesminister für Verkehr und digitale 

Infrastruktur, Andreas Scheuer, den aktuellen Stand bzw. den 
Fortschritt des autonomen Fahrens in Deutschland, insbeson-
dere im europäischen Vergleich?

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Die Kollegin fragt nach dem autonomen Fahren. Ich 
gebe folgende Antwort: Seit der 2015 von der Bundesre-
gierung verabschiedeten Strategie zum automatisierten 
und vernetzten Fahren hat die Bundesregierung konti-
nuierlich Maßnahmen auf den Weg gebracht, um optima-
le Rahmenbedingungen und Voraussetzungen für die Ein-
führung von Systemen des automatisierten bis hin zum 
autonomen und vernetzten Fahren zu schaffen. Dabei hat 

sich Deutschland als Vorreiter und internationaler Im-
pulsgeber etabliert.

Mit dem Achten Gesetz zur Änderung des Straßenver-
kehrsgesetzes hat Deutschland als erstes Land der Welt 
die Voraussetzungen und Bedingungen, sich während des 
Fahrens vom Verkehr abwenden zu dürfen, geregelt. Die 
Schaffung eines Rechtsrahmens zum autonomen Fahren 
in geeigneten Anwendungsfällen wird weiter intensiv be-
arbeitet.

Es bedarf auch in internationalen Regelungen der Be-
schreibung automatisierter Fahrfunktionen. Hierfür setzt 
sich die Bundesregierung auf Ebene der Wirtschaftskom-
mission der Vereinten Nationen für Europa ein.

Nachdem bereits 2017 durch die Änderung des Stra-
ßenverkehrsgesetzes Regelungen zum hoch- und teilwei-
se vollautomatisierten Fahren in der Bundesrepublik 
Deutschland geschaffen worden sind, erarbeitet das Bun-
desministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
derzeit einen Rechtsrahmen zum autonomen Fahren in 
geeigneten Anwendungsfällen. Mithilfe des Gesetzes soll 
der Einsatz fahrerloser Fahrzeuge über die reine Erpro-
bung hinaus ermöglicht werden. In näherer Zukunft ist 
insbesondere der Einsatz von Shuttles zur Personenbe-
förderung, sogenannte People Mover, realistisch. Derar-
tige, teilweise auch vom BMVI geförderte Projekte sind 
mit Testfahrern bereits im Praxistest. Im Ergebnis werden 
diese Fahrzeuge im öffentlichen Straßenverkehr aber nur 
auf Strecken eingesetzt werden können, die besonderen 
Anforderungen genügen müssen, zum Beispiel: hochge-
naue Karte der Strecke vorhanden.

Im Bereich der Forschung hat das BMVI Anfang 2019 
die Förderrichtlinie „Ein zukunftsfähiges, nachhaltiges 
Mobilitätssystem durch automatisiertes Fahren und Ver-
netzung“ veröffentlicht. Ein zweiter Förderaufruf mit ei-
nem Fördervolumen von circa 80 Millionen Euro ist am 
11. Februar 2020, also gerade aktuell, im Bundesanzeiger 
veröffentlicht worden.

Mit dem Aktionsplan „Forschung für autonomes 
Fahren“ haben das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung, das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie und das BMVI einen fachübergreifenden For-
schungsrahmen erarbeitet.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Herr Ferlemann. – Frau Kluckert.

Daniela Kluckert (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, 

Sie hatten ja gerade schon angesprochen, dass es neuer 
Regelungen bedarf. Nach denen hatte ich ja auch gefragt. 
Eigentlich waren sie für März dieses Jahres angekündigt. 
Jetzt wollte ich fragen: Bleiben Sie hier im Zeitplan? Wir 
sehen ja, dass die sogenannten People Mover – um ver-
ständlich zu machen, um was es da eigentlich geht – bei-
spielsweise auf Flughäfen, in Gebieten, wo sozusagen 
wenig Verkehr ist, wo die Fahrzeuge keine Personen zu 
erwarten haben, oder auch in Brüssel schon sehr wohl 
fahren. Das heißt, den Vorsprung, den wir vielleicht sogar 
einmal hatten, haben andere längst eingeholt. Deswegen 
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noch einmal die Frage: Wann können wir auf diese Regel-
ungen hier in Deutschland hoffen?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Also, nach wie vor sind wir weltweit führend, und wir 
wollen die Regelung so schnell wie möglich in Kraft 
setzen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Kluckert, noch eine Frage?

Daniela Kluckert (FDP):
Ja. – Okay, so schnell wie möglich – das hoffen wir 

auch. Aber wir hoffen natürlich auch, dass sie auch tat-
sächlich vorgelegt wird.

Die zweite Frage ist in diesem Bereich: Wie steht es 
um Experimentierräume hier bei uns? Wir sehen, dass in 
den Vereinigten Staaten bereits 16 Millionen Fahrzeug-
kilometer mit autonomem Fahren zurückgelegt worden 
sind. Hier in Deutschland ist es im Verhältnis dazu nur 
eine geringe Anzahl von Kilometern. Das liegt vor allem 
auch daran, dass hier in Deutschland jedes einzelne Fahr-
zeug, jeder einzelne Fahrer zugelassen werden muss und 
es keine Räume gibt, in denen Unternehmen tatsächlich 
auch frei experimentieren können. Deswegen meine Fra-
ge: Sind auch Experimentierräume, die wichtig sind für 
Unternehmen, gerade auch für kleinere Unternehmen, 
vorgesehen? Haben Sie da Anpassungsüberlegungen?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Ja, wir haben diese Anpassungsüberlegungen. Je mehr 
wir auf diesem Feld vorgehen, desto besser ist das; denn 
das ist ein Teil der Zukunft der Mobilität. Aber wir müs-
sen das natürlich rechtssicher machen. Es darf nicht zu 
schweren Unfällen kommen, womöglich noch mit Perso-
nenschaden. Das würde der ganzen Automatisierung des 
Fahrens schaden. Deswegen müssen wir dort sehr vor-
sichtig sein. Wir haben vor, eine Reihe von Testfeldern 
zu errichten, die Sie zum Teil auch kennen und auf denen 
wir dieses automatisierte Fahren ausprobieren werden.

Das autonome Fahren liegt noch ein bisschen in der 
Zukunft, aber auch das weitgehend automatisierte Fahren 
bedarf dieser rechtlichen Regelung. Die wollen wir schaf-
fen, damit gerade unsere Automobilwirtschaft in 
Deutschland an der Spitze der Welt bleibt.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Eine Zusatzfrage vom Kollegen Gelbhaar.

Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich will das wunderbare Stelldichein zum Thema Au-

tomobilwirtschaft jetzt ein bisschen stören, weil bei den 
Themen „Autonomes Fahren“ und „Automobilwirt-
schaft“ ein paar Aspekte immer völlig ausgeblendet wer-
den, und das ist auch bei Ihrer Antwort wieder mal sehr 
klar deutlich geworden.

Ich habe mir die Frage noch einmal angeschaut. Sie 
war, ehrlich gesagt, relativ neutral formuliert – auch für 
die FDP. Deswegen möchte ich noch mal nachfragen: Sie 
haben jetzt über Autos und ein bisschen über People 
Mover berichtet, aber zu der ganzen Autonomisierung 
des Fahrens im Bahnbereich ist kein Wort gekommen, 
und tatsächlich sehen wir seit der U3 in Nürnberg auch 
relativ wenig davon. Deswegen würde ich Sie bitten, mir 
zu sagen: Was sind die Anstrengungen der Bundesregie-
rung, auch im Bahnbereich – bei den U-Bahnen, bei den 
Straßenbahnen, im Bereich des Fernverkehrs – autono-
mes Fahren hinzubekommen? Da haben wir nämlich 
schon die separierten Strecken. Da brauchen wir nichts 
Konkreteres, dass etwa Fahrpläne eingereicht werden 
müssen oder so; die existieren alle. Also, wo ist da die 
Aktivität?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Ferlemann.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Auch auf diesem Feld haben wir große Aktivitäten – 
wie bei allen Verkehrsträgern. Wir haben sie in der 
Schifffahrt, und wir haben sie natürlich auch auf der 
Schiene.

Zum ITS-Weltkongress in Hamburg werden wir einen 
Abschnitt des S-Bahn-Systems in Hamburg so ausstatten, 
dass die ganze Welt der Verkehrswirtschaft, die die schö-
ne Stadt Hamburg ja im nächsten Jahr besuchen wird, auf 
dieser Teststrecke einmal sehen kann, wie weit wir in 
Deutschland sind, um solche innovativen Projekte vor-
stellen zu können.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Herr Ferlemann. – Die Frage 20 des Ab-

geordneten Stephan Kühn wird schriftlich beantwortet. 
Damit entlasse ich Sie mit flinken Grüßen.

Damit kommen wir zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit. Ich begrüße Florian Pronold ganz herzlich.

Die Frage 21 des Kollegen Stephan Kühn, die Frage 22 
der Kollegin Lisa Badum, die Frage 23 des Kollegen 
Dr. André Hahn und die Fragen 24 und 25 der Kollegin 
Sylvia Kotting-Uhl werden schriftlich beantwortet.

Wir kommen zur Frage 26 der Kollegin Judith 
Skudelny:

Wie und auf welcher gesetzlichen Grundlage will die Bun-
desregierung das Vorhaben umsetzen, Wasserstoff nur in der 
Industrie und im Luft- und Seeverkehr, aber nicht im Pkw- 
Verkehr einzusetzen (www.bmu.de/rede/rede-von-svenja- 
schulze-bei-der-handels-blatt-jahrestagung-zukunft-stahl/)?
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Herr Pronold.

Florian Pronold, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Skudelny fragt 
nach den gesetzlichen Grundlagen, auf denen die Bun-
desregierung ihre Vorhaben zu Wasserstoff gründen will. 
Meine Antwort: Zur Förderung der Nutzung von erneuer-
baren Energien im Verkehr gelten ab dem Jahr 2021 die 
Vorgaben der novellierten Erneuerbare-Energien-Richtli-
nie, der sogenannten RED II. Die Richtlinie sieht vor, 
strombasierte Kraftstoffe im Verkehr zur Erfüllung der 
Verpflichtung von Kraftstoffanbietern anrechenbar zu 
machen. Die Bundesregierung bereitet derzeit die natio-
nale Umsetzung der RED II vor. Gegenstand der Diskus-
sionen innerhalb der Bundesregierung ist auch, ob neben 
der Anrechenbarkeit im Rahmen der RED II für bestimm-
te Teilsektoren zusätzliche Verpflichtungen und Förder-
instrumente sinnvoll erscheinen.

Bei ausgewählten chemischen und industriellen Proz-
essen ist Wasserstoff schon heute unabdingbar. Künftig 
soll erneuerbarer Wasserstoff den bereits heute verwen-
deten fossil erzeugten Wasserstoff ersetzen. Er kann 
darüber hinaus durch die Verwendung als Grundstoff 
weitere Produktionsprozesse in der Industrie dekarboni-
sieren, für die es nach derzeitigem Stand der Technik 
keine Möglichkeit der Elektrifizierung gibt, etwa für eine 
treibhausgasneutrale Erzeugung von Primärstahl.

Anlagenkapazitäten zur Erzeugung von Strom aus er-
neuerbaren Energiequellen sind generell begrenzt. Da die 
strombasierte Produktion von Wasserstoff und seiner Fol-
geprodukte erhebliche Effizienzverluste mit sich bringt, 
ist es sinnvoll, Wasserstoff dort einzusetzen, wo energie-
effizientere Lösungen, wie beispielsweise der direkte 
Einsatz von Strom, nicht möglich oder ökonomisch sinn-
voll sind. Dazu gehören zum Beispiel Teile der Industrie 
und insbesondere der Luft- und Seeverkehr.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Herr Pronold. – Frau Skudelny.

Judith Skudelny (FDP):
Vielen Dank, Herr Pronold. – Die Ansätze, Rohstoffe 

in bestimmte Industriezweige zu lenken und sie aus ande-
ren herauszuhalten, sind sehr planwirtschaftlich. Wenn 
Sie schon sagen, wir hätten Knappheitssignale dadurch, 
dass die weltweite Produktion nicht ausreichend ist, ist es 
eigentlich im Sinne der sozialen Marktwirtschaft, dass 
diese Knappheitssignale zu steigenden Preisen führen 
und die steigenden Preise dazu führen, dass die Knapp-
heit durch Anlagenbau und durch die Erzeugung von 
weiterem Wasserstoff behoben wird.

Meine Frage im Rahmen dessen, dass Sie planwirt-
schaftliche Ansätze haben, ist jetzt: Wie wollen Sie In-
vestitionen in die Herstellung von Wasserstoff so tätigen, 
dass wir keine Rohstoffknappheit mehr haben?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Pronold.

Florian Pronold, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit:

Erst einmal bewegen wir uns in einem europarechtli-
chen Rahmen, was den Einsatz von Wasserstoff im Ver-
kehr angeht. Das ist RED II. Da geht es um die Frage der 
Anrechenbarkeit.

Der zweite Bereich ist, wie wir insgesamt das Hoch-
laufen der Produktion von Grünem Wasserstoff in 
Deutschland organisieren. Da ist die Haltung meines Mi-
nisteriums, dass wir über den Weg der Förderung ver-
suchen sollten, das Hochlaufen von Grünem Wasserstoff 
primär dort zu organisieren, wo andere effizientere Mög-
lichkeiten, wie zum Beispiel direkter Stromeinsatz, nicht 
möglich sind. Bei der knappen Ressource erneuerbarer 
Energie ist es für die Produktion natürlich schon aus-
schlaggebend und auch klimapolitisch sinnvoll, dass 
man sich auf die Bereiche konzentriert, wo es keine effi-
zienteren Einsatzmöglichkeiten gibt.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Skudelny.

Judith Skudelny (FDP):
Vielen Dank, Herr Pronold. – Habe ich Sie richtig ver-

standen, dass Sie bei der Erzeugung von Grünem Wasser-
stoff ausschließlich innerhalb nationaler Grenzen denken 
und nicht berücksichtigen, dass beispielsweise im afrika-
nischen Raum Solarenergie deutlich günstiger ist und 
dass es in anderen Ländern mehr Wind und damit mehr 
Windenergie gibt? Denn auch dort kann erneuerbarer 
Wasserstoff erzeugt und im Rahmen eines globalen Han-
dels, wie wir das auch bei anderen Energieträgern haben, 
von uns importiert werden. Nach unserer Überzeugung 
lässt der globale Welthandel in diesem Bereich die Preise 
fallen, und wir erreichen so die Anwendung Grünen Was-
serstoffs in allen Bereichen, was nötig ist, um dem Klima-
wandel zu begegnen.

Florian Pronold, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit:

Es gibt nicht die Annahme im Umweltministerium, 
dass man Grünen Wasserstoff allein national produzieren 
könnte und dass dieser dann zukünftig in ausreichenden 
Mengen vorhanden ist. Vielmehr muss es im Bereich 
Wasserstoff zu einer weltweiten Produktion kommen; 
aber um das Klima zu schützen, muss es tatsächlich Grü-
ner Wasserstoff sein, der nachhaltig produziert wird. Wir 
selber fördern zum Beispiel in zwei Ländern, unter ande-
rem in Marokko, entsprechende Versuchsprojekte, um 
dort Grünen Wasserstoff zu produzieren.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Dr. Hoffmann, Sie haben noch eine Frage zum 

Wasserstoff? – Gut.

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, dass Sie die zusätzliche 

Frage noch zulassen. – Herr Staatssekretär, meine Frage 
an Sie ist: Wird die Bundesregierung Initiativen mit Blick 
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auf die Rahmenrichtlinien der EU unternehmen, die ja 
bisher die CO2-neutralen Kraftstoffe oder die aus der 
Produktion von Grünem Wasserstoff entstandenen Kraft-
stoffe für den CO2-Verbrauch der Flotten nicht aner-
kennt? Diese können nicht industriell produziert werden, 
weil die Autoindustrie aufgrund der fehlenden Anerken-
nung nicht investiert. Wird die Bundesregierung hier Ini-
tiativen unternehmen, diese Regelung vorzeitig vor 2023 
zu ändern?

Florian Pronold, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit:

Wir haben auf der Grundlage von RED II diese Frage 
auf europäischer Ebene entschieden. Es ist so, dass 
strombasierte Kraftstoffe eben über die RED II gefördert 
werden. Davon zu unterscheiden ist die Frage, ob es dann 
eine zusätzliche – in Klammern – doppelte Anrechnung 
und Förderung in der Frage der Flottengrenzwerte gibt. 
Wir werden in den Beratungen zur Umsetzung der RED II 
und zu allem, was daraus folgt, natürlich all die Fragen 
aufnehmen, die sich auf den stärkeren Einsatz im Ver-
kehrsbereich beziehen.

Ich will aber noch mal unsere Haltung deutlich ma-
chen: Wir sind der felsenfesten Auffassung, egal ob nach 
marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten oder nach Klima-
schutzgesichtspunkten, dass der primäre Einsatz von 
strombasierten Kraftstoffen in den Bereichen sinnvoller 
ist, in denen eine direkte Stromanwendung schwer mög-
lich ist. Das sind der Luftfahrtverkehr und der Schiff-
fahrtsverkehr. Das sind jenseits des Verkehrs viele indust-
rielle Prozesse.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
So, dann kommen wir zur letzten Frage in der Frage-

stunde. Sie kommt von Dr. Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsident.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Präsidentin!

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, Sie hatten ge-

rade Grünen Wasserstoff angesprochen. Die erste Frage: 
Wie genau ist Grüner Wasserstoff definiert? Haben Sie 
dafür eine Höchstgrenze von Gramm CO2, die bei der 
Herstellung von Grünem Wasserstoff emittiert werden 
darf?

(Stefan Gelbhaar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Lies Wikipedia!)

Die zweite Frage ist: Wie wollen Sie sicherstellen, dass 
auf den internationalen Märkten, im internationalen Han-
del der Grüne Wasserstoff nicht mit nicht-grünem Was-
serstoff gepanscht wird? Wie wollen Sie das an den Gren-
zen unterscheiden? Welche Maßnahmen soll der Zoll 
ergreifen, um geschmuggelten nicht-grünen Wasserstoff 
zu verhindern?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Pronold.

Florian Pronold, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit:

Der Grüne Wasserstoff ist so definiert, dass er allein 
aus erneuerbaren Energien produziert wird. Wir werden 
auch bei der Frage des Einsatzes von Grünem Wasserstoff 
im nationalen Bereich erst einmal europäisch eine Rege-
lung treffen müssen. Sie haben zum Beispiel bei den 
paraffinierten Kraftstoffen im Nachhinein keine Nach-
weismöglichkeit, wie sie hergestellt worden sind. Des-
wegen wird es darauf ankommen, um Nachhaltigkeitsge-
sichtspunkte zu berücksichtigen, dass wir zum Beispiel 
ausschließen, dass Palmöl in eine europäische Wasser-
stoffproduktion eingeht.

Im Folgenden wird dann auch noch zu klären sein – das 
ist nicht so einfach –, wie man sozusagen ein Panschen 
von Grünem Wasserstoff unterbindet; denn der Nachweis 
ist bei einigen Produkten zum Schluss sehr schwierig 
bzw. bei paraffinierten Kraftstoffen überhaupt nicht mög-
lich.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen herzlichen Dank, Herr Pronold. – Vielen herz-

lichen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen. Ich beende 
damit die Fragestunde.

Bevor ich zum Zusatzpunkt „Aktuelle Stunde“ kom-
me, möchte ich einen karnevalistischen Adel begrüßen, 
und zwar das Prinzenpaar aus Zossen. Herzlich willkom-
men hier bei uns im Haus!

(Beifall)
Dann rufe ich den Zusatzpunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD

Strategie zur Vorbeugung gegen das Corona-
virus in Deutschland

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, Platz zu neh-
men, und gebe zuerst das Wort Herrn Jens Spahn.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jens Spahn, Bundesminister für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Der von China ausgehende Ausbruch des Coronavirus 
hat inzwischen weltweite Auswirkungen. Auch wenn 
der Schwerpunkt der Erkrankung weiterhin in China 
liegt, sind zahlreiche Fälle und Infektionen auch in ande-
ren Ländern der Welt, so auch hier bei uns in Deutschland 
und in den anderen EU-Ländern, zu verzeichnen. Die 
Gefahr für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutsch-
land durch die neue Atemwegserkrankung schätzt das 
Robert-Koch-Institut aktuell weiterhin als gering ein.

Ich habe in den vergangenen Wochen wiederholt ge-
sagt: Wir sind wachsam, wir sind aufmerksam, wir sind 
gut vorbereitet. Das hat das deutsche Gesundheitswesen 
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in den letzten Wochen unter Beweis gestellt. Die Weltge-
sundheitsorganisation hat uns das auch verschiedentlich 
und wiederholt bestätigt.

Mit Stand heute haben sich 16 Menschen bei uns in 
Deutschland mit dem Virus infiziert. Sie sind isoliert und 
werden klinisch behandelt, und ihr direktes Umfeld wird 
engmaschig betreut. Ich wünsche allen infizierten Patien-
ten hier bei uns in Deutschland, aber auch auf der Welt 
eine vollständige Genesung und danke allen Helferinnen 
und Helfern, die rund um die Eindämmung des Virus 
engagiert sind.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD, der LINKEN und der FDP)

Damit ist es uns gelungen – aktuell, Stand jetzt –, eine 
schnelle Ausbreitung des Virus hier bei uns in Deutsch-
land zu verhindern. Wir haben damit Zeit gewonnen, 
Zeit, um das Virus zu analysieren; denn die eigentliche 
Gefahr, die eigentliche Unsicherheit entsteht ja vor allem 
dadurch, dass wir eben nicht abschließend etwas über 
Ansteckungswege, über Inkubationszeiten oder auch 
über den klinischen Verlauf wissen, wie er sich dann eben 
möglicherweise auch über mehrere Wochen entsprechend 
abzeichnen wird.

Wir gewinnen Zeit, um eine angemessene Reaktion zu 
erarbeiten und in der weiteren Folge auch zu ermögli-
chen, und – auch das ist wichtig – wir gewinnen Zeit, 
um zu verhindern, dass diese Atemwegserkrankung zeit-
gleich mit der jetzt beginnenden Grippewelle die Runde 
macht und damit zusätzlich und gleichzeitig die ent-
sprechenden Kapazitäten sowohl in der ambulanten als 
auch in der stationären Versorgung belegt werden.

Das will ich hier ganz deutlich sagen – ich habe es auch 
gerade schon im Ausschuss für Gesundheit gesagt –: 
Ganz ausschließen können wir natürlich nicht, dass sich 
aus einer regional begrenzten Epidemie in China am En-
de doch eine weltweite Pandemie entwickelt. Das ist ein 
Marathon und kein Sprint, und es könnte – so ehrlich 
muss man sein – noch schlechter werden, bevor es besser 
wird.

Ich finde, es gehört auch mit dazu, dass wir immer, 
wenn wir informieren, aktuell auf dem Stand der Stunde, 
des Tages informieren und die Lage entsprechend be-
schreiben und in den Blick nehmen. Aber weil es eine 
dynamische Lage ist, wie wir nicht zuletzt auch in China 
sehen, können wir eben nicht sagen, wie es sich in den 
nächsten Tagen und Wochen bei uns in Deutschland und 
in Europa weiter entwickelt.

Umso wichtiger ist es, dass wir die notwendige Vor-
sorge weiterbetreiben. Wir haben schon dadurch Vorsor-
ge getroffen, dass es Pandemiepläne hier bei uns in 
Deutschland gibt. Dazu finden regelmäßig Übungen statt. 
Darüber hinaus haben wir in den letzten Tagen unmittel-
bare Maßnahmen ergriffen, um die Bevölkerung hier in 
Deutschland bestmöglich vor dem Virus zu schützen. Wir 
haben Piloten von China-Direktflügen verpflichtet, vor 
der Landung in Deutschland den Tower über den Gesund-
heitszustand ihrer Passagiere zu informieren. Es muss 

also in jedem Fall verpflichtend eine Meldung gemacht 
werden. Das macht schon qualitativ einen Unterschied.

Wir haben Reisende aus den betroffenen Gebieten ver-
pflichtet, auf Aussteigekarten Angaben zu ihrem Flug, zu 
ihrem künftigen Aufenthaltsort und ihrer Erreichbarkeit 
in den nächsten 30 Tagen zu machen. Wir diskutieren 
aktuell mit den Verantwortlichen der Flughäfen und mit 
den betroffenen Bundesländern wie auch auf europä-
ischer Ebene – dazu komme ich gleich noch – mögliche 
weitere Maßnahmen.

Aber eines will ich deutlich sagen, weil ich diese For-
derung verschiedentlich lese: Fiebermessen an den Flug-
häfen macht keinen Sinn.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Das erweckt zwar den Eindruck, dass Maßnahmen er-
griffen werden und dass irgendwas getan wird. Aber es 
macht keinen Unterschied; denn die Infektionen, die wir 
entdeckt haben – etwa bei der aus China nach München 
eingereisten Person, durch deren Einreise sich in der di-
rekten und indirekten Folge 14 Infektionen ergeben ha-
ben –, wären weder bei der Ein- noch bei der Ausreise 
durch Fiebermessen erkannt worden, weil die entspre-
chende Fiebersymptomatik nicht vorlag. Ich halte nichts 
davon, irgendeine Scheinsicherheit zu suggerieren, die 
sich aus solchen Messungen ergibt.

Wir haben darüber hinaus Ärzte, Kliniken und Labore 
verpflichtet, auch begründete Verdachtsfälle zu melden 
und nicht nur bestätigte Fälle, damit wir tatsächlich einen 
besseren Überblick über die Lage in Deutschland haben. 
Übrigens ist die Labordiagnostik mittlerweile flächende-
ckend verfügbar und nicht wie am Anfang nur an der 
Charité und in ausgewählten Universitätskliniken, die 
damit befasst waren. Sie ist für die Ärzte und die Labor-
diagnostikzentren, die die Diagnostik vornehmen, auch 
abrechenbar.

Wir haben darüber hinaus Maßnahmen zur Aufklärung 
der allgemeinen und der Fachöffentlichkeit eingeleitet. 
Sie sind wichtig, damit wir umfangreich das, was wir 
wissen, in Fragen und Antworten auf Hotlines oder auch 
in den sozialen Medien darstellen und immer wieder 
aktualisieren: auf den Seiten des Ministeriums, des Ro-
bert-Koch-Institutes und der Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung.

Wir haben zudem deutsche Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürger mit ihren Familien aus Wuhan zurückgeholt. 
Das haben wir deswegen gemacht, weil es eben aus Wu-
han und aus der Provinz keine Reiseverbindungen mehr 
gibt. Alle Möglichkeiten, aus der Provinz heraus- und in 
sie hineinzukommen, sind im Grunde gesperrt. Damit 
wurde es notwendig, unsere Staatsbürger, jedenfalls die, 
die darum gebeten haben, auszufliegen.

Zu ihrer eigenen Sicherheit, zu der Sicherheit ihres 
Umfeldes, aber auch zum Schutz der Gesamtbevölkerung 
haben wir eine zentrale Unterbringung während der In-
kubationszeit von 14 Tagen vorgesehen. Ein Großteil der 
Rückkehrer ist in der Südpfalz-Kaserne der Bundeswehr 
in Germersheim untergebracht. Weitere 20 Rückkehrer 
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sind hier in Berlin-Köpenick im DRK-Klinikum unterge-
bracht. Ich möchte ein herzliches Dankeschön den Solda-
tinnen und Soldaten, aber auch den Mitarbeitern und Hel-
fern des Deutschen Roten Kreuzes sagen, die es möglich 
gemacht haben – das geschah am Ende in wenigen Stun-
den –, das tatsächlich gemeinsam mit uns umzusetzen. 
Ohne sie wäre es nicht gegangen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der AfD)

Das will ich dazusagen: Eine derartige Maßnahme hat-
ten wir in der jüngeren bundesrepublikanischen Ge-
schichte bisher nicht. Der Umgang mit dem neuen Virus 
zeigt die Größe der Aufgabe, die uns gerade beschäftigt 
und die uns in Zukunft angesichts einer vernetzten Welt, 
wie wir sie heute erleben, wahrscheinlich noch häufiger 
beschäftigen wird.

Deswegen ist es auch wichtig, international abge-
stimmt auf diesen Ausbruch des Coronavirus zu reagie-
ren. Ich werde mich morgen mit meinen Kolleginnen und 
Kollegen aus der Europäischen Union in Brüssel zu ei-
nem Gesundheitsministerrat treffen, um dort weitere 
Maßnahmen abzustimmen, unser Verhalten und unser 
Sicheinbringen auch innerhalb der Weltgesundheitsorga-
nisation miteinander zu koordinieren und die Fragen der 
Impfstoffentwicklung und der Therapieentwicklung und 
auch die Frage von möglichen Maßnahmen rund um das 
Einreisen zu besprechen.

Ich will wenige Tage nach dem Brexit ausdrücklich 
sagen, dass für mich in diesen Fragen von Sicherheit 
und Gesundheitssicherheit die Verantwortung nicht an 
den Grenzen der Europäischen Union endet, sondern dass 
wir unsere Nachbarn einbinden müssen, um Gesamteu-
ropa abzudecken. Deswegen werbe ich sehr für einen 
engen Austausch auch mit Großbritannien, der Schweiz, 
Norwegen und anderen Nachbarländern in dieser Frage. 
Ein Virus macht an den Grenzen nicht halt, und deswegen 
gilt es, dass ganz Europa sich abstimmt: die Europäische 
Union, aber auch die Nachbarländer darüber hinaus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Dr. Andrew 
Ullmann [FDP])

Ich werde in wenigen Minuten mit meinen Kollegin-
nen und Kollegen aus den G-7-Staaten in einer Telefon-
konferenz noch einmal über die Lage und die weiteren 
Maßnahmen sprechen, weswegen ich jetzt schon um Ver-
zeihung bitte, Frau Präsidentin, wenn ich dann – mit 
Ihrem Einverständnis – kurz vor vier zu dieser Telefon-
konferenz gehe – die Bundesregierung bzw. das Ministe-
rium wird hier natürlich auch weiterhin entsprechend ver-
treten sein –; denn ich finde es wichtig, dass wir uns 
tatsächlich mit so vielen Partnern wie möglich auch inter-
national abstimmen.

Abschließend: Es ist jetzt schon absehbar, dass wir 
auch Schlüsse werden ziehen müssen. Ich jedenfalls bin 
willens – auch aufgrund der Erkenntnisse der letzten Wo-
chen –, Ihnen, dem Bundestag, und dem Bundesrat in der 
Folge das, was wir an Änderungsbedarf im Infektions-
schutzgesetz, aber auch in anderen gesetzlichen Regel-

ungen sehen, vorzulegen; denn ich spüre schon, dass es 
im Zusammenspiel von Bund, Ländern und Kommunen, 
wo es aktuell durch viel persönliches Engagement aller 
Beteiligten gut klappt, in einer Lage wie dieser Sinn 
macht, auch noch andere Strukturen aufzubauen.

Ich möchte gleichzeitig, noch einmal verbunden mit 
dem Dank an alle Beteiligten, die mitgeholfen haben, 
auch sagen, dass wir hier gemeinsam eine Verantwortung 
haben. Wir als Bundesregierung und auch ich als Bun-
desminister kommen unserer Verantwortung mit der best-
möglichen Transparenz und Offenheit nach. Wir infor-
mieren immer über den jeweiligen Stand, sobald wir 
Wissen haben. Woran ich mich nicht beteilige, sind Spe-
kulationen oder Verbreitung von Halbwissen und Halb-
wahrheiten, weil angesichts eines solchen Virus natürlich 
auch viel Unsicherheit in der Bevölkerung herrscht. Und 
wir sehen gerade, was Menschen asiatischer Herkunft an 
Diskriminierung und an Zurückweisung aus Unsicher-
heit, aber manchmal eben auch wegen vorschneller Reak-
tionen erleben müssen. Ich will sagen: Das ist aus meiner 
Sicht inakzeptabel, und wir alle haben eine Verantwor-
tung, immer wieder deutlich zu machen, dass das durch 
nichts begründet ist. Keine Unsicherheit der Welt begrün-
det solche Reaktionen, wie wir sie in Teilen sehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD, der FDP und der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Minister, darf ich Sie bitten, zum Ende zu kom-

men?

Jens Spahn, Bundesminister für Gesundheit:
In diesem Sinne – das will ich abschließend sagen – 

möchte ich einfach alle Kolleginnen und Kollegen bitten: 
Ja, da, wo Kritik angebracht ist, muss auch kritisiert wer-
den; das gehört immer zur politischen Arbeit dazu. Aber 
wir haben hier alle eine besondere Verantwortung im 
Umgang mit diesem Virus und in der Kommunikation 
gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Jens Spahn. – Ich gehe davon aus, dass 

die Kolleginnen und Kollegen Verständnis haben, dass 
Sie kurz vor vier zur Telefonkonferenz gehen; denn Ihr 
Haus ist ja vertreten, und Sie haben es angekündigt. So 
geht es auch, indem man das vorher sagt.

Nächster Redner: Detlev Spangenberg für die AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Detlev Spangenberg (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir werden heute noch eine Menge über die Krankheit 
selbst hören; deswegen werde ich mich etwas mehr auf 
die Prophylaxe, also auf die Vorbeugung, beschränken 
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und dazu ein paar Worte sagen. Das Virus – das sei trotz-
dem noch einmal betont – ist ja eine neue Form des 
SARS-Virus und hat bislang seit Dezember innerhalb 
weniger Wochen in weit über 30 Ländern zu mehr als 
43 000 Erkrankten geführt – wir wissen das alle, aber 
wir müssen das noch einmal betonen –; über 1 000 sind 
bereits gestorben.

Diese neue Viruserkrankung hat sich durch den heuti-
gen vielfachen weltweiten Austausch, durch Reisen, häu-
fig bedingt durch globalisiertes Handeln und verlagerte 
Produktionsstandorte, natürlich rasend schnell verbreitet. 
Somit – da sind wir uns bestimmt einig – sind Kontrollen 
und wirkungsvolle Maßnahmen gegen eine weitere Aus-
breitung unbedingt erforderlich. Wir, die AfD, haben in 
diesem Zusammenhang in der vergangenen Woche einen 
Antrag erarbeitet, der Maßnahmen zum bestmöglichen 
Schutz vor Verbreitung der Krankheit in Deutschland 
vorsieht.

(Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Auf welchen Erkenntnissen beruht 
denn dieser Antrag?)

Das ist eine Ergänzung. Das bedeutet nicht Rechthaberei, 
sondern wir sind genau wie alle anderen auch verpflich-
tet, die Gesundheit in Deutschland sicherzustellen.

Die ohnehin schon seit Jahren zunehmend schwieriger 
werdende Medikamenten- und Wirkstoffversorgung 
durch Auslagerung der Produktion nach China und In-
dien kann sich durch diese neue Viruserkrankung drama-
tisch verschlechtern; das haben wir ja heute auch ganz 
kurz im Ausschuss angesprochen. Zahlreiche Medienbe-
richte widmen sich auch dieser Problematik. Liefereng-
pässe oder gar Versorgungsschwierigkeiten gehören für 
deutsche Apotheker, Pharmahersteller und Händler sowie 
auch für Patienten – und das muss man sagen – dank einer 
verfehlten Politik leider zum Alltag. Die „ÄrzteZeitung“ 
vom 10. Februar meldet gleiche Probleme in anderen EU- 
Ländern – Sie haben das bestimmt gelesen –; das „Han-
delsblatt“ vom 11. Februar macht ähnliche Ausführun-
gen.

Die derzeitige Ausgestaltung der Rabattverträge, so 
unsere Meinung, wird auch als Ursache für Medikamen-
tenknappheit angesehen, zusammen mit der Importquote. 
Krankenkassen und viele Vertreter aus der Politik bestrei-
ten dies allerdings. Wie gesagt, es gibt da unterschied-
liche Meinungen.

Dadurch, dass wir seit Langem – beginnend in den 
80er-Jahren – die Produktion von Wirkstoffen für Medi-
kamente ausgelagert haben, vor allem nach China und 
Indien, und dass wichtige Stoffe teilweise nur an einzel-
nen Standorten hergestellt werden, besteht eine gefähr-
liche Abhängigkeit für Deutschland und Europa, so un-
sere Meinung. Fälle aus der jüngeren Vergangenheit 
haben uns das schon deutlich vor Augen geführt.

Sie erinnern sich: Im vergangenen Jahr diskutierten wir 
die Problematik der Verunreinigung blutdrucksenkender 
Mittel durch Nitrosamine. Diese entstanden durch den 
Herstellungsprozess in China und führten letztlich zu 
einem Lieferengpass bei einem Medikament. Sie erin-
nern sich: Das war die Verunreinigung von Valsartan 

durch Nitrosodimethylamin; das war damals ein großer 
Skandal.

Nach einer Explosion in einer Fabrik im chinesischen 
Licheng-Distrikt in 2016 kam es ebenfalls zu Liefereng-
pässen.

(Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Kommen Sie noch mal zum The-
ma zurück?)

– Ich bin bei der Vorbeugung; beruhigen Sie sich. – Jetzt 
wird wegen des neuen Virus in einigen westlichen Wer-
ken Chinas die Produktion eingestellt; auch das wurde 
heute angedeutet. Derzeit spricht man von 48 Wirkstof-
fen, die davon betroffen sein können. Auch das könnte 
wieder tiefgreifende Folgen für die Medikamentenver-
sorgung in Deutschland bedeuten. Gerade in der derzei-
tigen Situation ist das kreuzgefährlich.

Wie gesagt: keine Erfindung, keine Panikmache – da 
stimmen wir auch mit der Regierung überein. Vielmehr 
möchten wir, dass das in zahlreichen Medienberichten 
auch noch mal betont wird. In einem Bericht vom 4. Feb-
ruar aus der „APOTHEKE ADHOC“ kommt zum Aus-
druck, dass inzwischen auch das Bundesinstitut für Arz-
neimittel und Medizinprodukte, BfArM, beunruhigt ist 
und den Austausch mit dem Bundesverband der Pharma-
zeutischen Industrie nicht nur sucht, sondern ihn wohl 
auch schon begonnen hat.

Ich beziehe mich noch mal auf unseren Antrag mit dem 
Titel „Lieferengpässe bei Arzneimitteln wirksam begren-
zen, Abhängigkeit der Arzneimittelversorgung vom 
Nicht-EU-Ausland abbauen“, den wir eingebracht haben. 
Dieser Antrag wird eigentlich morgen im Zusammen-
hang mit dem Fairer-Kassenwettbewerb-Gesetz beraten, 
aber er passt auch zu diesem Thema; denn wir müssen 
eine Verbindung herstellen zwischen der Abhängigkeit 
und der Gefahr einer Epidemie oder Pandemie, was es 
auch immer sein wird.

Wir fordern in unserem Antrag eine Meldepflicht der 
Nichtverfügbarkeit verschreibungspflichtiger Medika-
mente durch pharmazeutische Unternehmen, wobei das 
in vielen Ländern bereits üblich und schon Pflicht ist. 
Weiter fordern wir, dass von Knappheit betroffene Mittel 
nicht exportiert werden dürfen – das hatten wir auch 
schon gesagt – und dass die Vergabe von Rabattverträgen 
neu geregelt wird. Mindestens zwei Anbieter müssen vor-
handen sein, von denen einer die Herstellung innerhalb 
der EU gewährleistet.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, wir brauchen wieder eine 
größere Unabhängigkeit von dem nichteuropäischen 
Ausland. Unsere Forderungen sind in Bezug auf die jetzt 
sichtbaren Gefahren als vorläufige, machbare und rasch 
umsetzbare Maßnahmen anzusehen.

Des Weiteren hat sich die AfD-Fraktion bereits im 
Dezember 2018 mit der Problematik der Importquote be-
schäftigt. Die Importquote zwingt uns im ganz sensiblen 
Bereich der Medikamentenversorgung – gesetzlich ver-
ordnet und somit systematisch – in die Abhängigkeit von 
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Billigprodukten aus dem fernen Ausland – mit den Prob-
lemen, die wir heute diskutieren.

Meine Damen und Herren, Deutschland und andere 
europäische Länder müssen als Standort für Forschung 
und Herstellung im Pharmaziebereich wieder an Bedeu-
tung gewinnen. Das ist unsere Forderung.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Detlev Spangenberg (AfD):
Ja, letzter Satz. – Billige Importe im Medikamentenbe-

reich, meine Damen und Herren, dürfen nicht zulasten 
der Gesundheit der Bevölkerung gehen, die hier in 
Deutschland lebt. Das ist eindeutig unsere Aussage.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin: für die SPD-Frak-

tion Heike Baehrens.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Heike Baehrens (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Krisenmanagement zwischen der Weltgesundheits-
organisation, den nationalen Behörden, den öffentlichen 
Gesundheitsdiensten und den Forschungseinrichtungen 
hierzulande funktioniert. Ich danke allen beteiligten In-
stitutionen und ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
die in den letzten Wochen in aller Besonnenheit dazu 
beigetragen haben und sich weiter engagieren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Beim Ausbruch einer solchen Epidemie sind Transpa-
renz und funktionierende Meldewege das A und O. Alle 
Staaten müssen nach den internationalen Gesundheits-
vorschriften offen und breit kommunizieren. Dies war 
im Falle Chinas – zumindest zu Beginn – nicht so. Darum 
konnte sich das Virus dermaßen schnell ausbreiten.

Als Vorsitzende des Unterausschusses Globale Ge-
sundheit weiß ich, wie wichtig es beim Kampf gegen 
die weitere Ausbreitung des Virus ist, insbesondere jene 
Länder zu schützen, die ein schwaches Gesundheitssys-
tem haben. Darum war es so wichtig, dass die Weltge-
sundheitsorganisation Ende Januar den internationalen 
Gesundheitsnotstand ausgerufen hat, um die internationa-
le Zusammenarbeit zu forcieren und zu stärken.

In dieser Krisensituation kann man die Rolle der Welt-
gesundheitsorganisation nicht hoch genug einschätzen. 
Es wird einmal mehr deutlich, welchen Wert sie für die 
Weltgemeinschaft hat. Die WHO ist die einzige normge-
bende Instanz im Gesundheitsbereich auf internationaler 
Ebene. In dieser Funktion müssen wir sie stärken, weil 

wir derartige Gesundheitskrisen nur im Rahmen eines 
effektiven Multilateralismus bewältigen können.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Insofern ist jeder weitere Euro, den wir dort einsetzen, gut 
investiert.

Dieses neue Virus – CoV-19, wie es seit gestern heißt – 
ist bereits das dritte Coronavirus in 17 Jahren. Deshalb 
begrüße ich es sehr, dass der Haushaltsausschuss heute – 
so hoffe ich – eine außerplanmäßige Ausgabe von 23 Mil-
lionen Euro beschlossen hat; denn es ist gut und wichtig, 
jetzt unmittelbar zu reagieren, mit einer Taskforce und 
auch mit einer eigenen Forschungsgruppe zu Coronavi-
ren am Robert-Koch-Institut hier in Berlin.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ebenso wichtig ist, CEPI, die Produktentwicklungspart-
nerschaft zur Bereitstellung von Impfstoffen, in dieser 
Situation weiter zu stärken. Hier hat das Bundesfor-
schungsministerium schon viel investiert; das muss noch 
weiter ausgebaut werden.

Aber die wohl wichtigste Erkenntnis aus den vergan-
genen Wochen ist: Solch krisenhaften Ereignissen kann 
nur in starken Gesundheitssystemen wirkungsvoll begeg-
net werden. Das bedeutet: Langfristige Investitionen in 
die Stärkung der Gesundheitssysteme weltweit sind uner-
lässlich.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Das sehen wir im Übrigen auch im Kongo, wo heute mehr 
Kinder an Masern als an Ebola sterben.

Es reicht eben nicht aus, nur Infektionskrankheiten ein-
zudämmen; vielmehr müssen wir dafür sorgen, dass in 
allen Ländern krisenresistente, funktionsfähige und zu-
gängliche Gesundheitssysteme etabliert werden, die 
zum jeweiligen kulturellen Kontext passen. Dies schafft 
auch Vertrauen in staatliche Strukturen und berücksich-
tigt die Sicherheitsinteressen anderer Staaten. Ich würde 
es begrüßen, wenn wir den anstehenden EU-Afrika-Gip-
fel unter deutscher Ratspräsidentschaft nutzen, um unsere 
Partnerschaft unter diesem Fokus weiter aufzubauen.

(Beifall bei der SPD)
Die seit gestern laufende WHO-Konferenz mit For-

scherinnen und Forschern zeigt: Wir haben eine realisti-
sche Chance, den Ausbruch zu stoppen, wenn wir weiter-
hin in vernünftige und wissenschaftlich fundierte 
Interventionen investieren; daran arbeiten unsere inter-
national vernetzten Forschungsinstitute mit großer Ex-
pertise und Erfahrung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Tedros Adhanom Ghebreyesus, der WHO-Gene-
raldirektor, hat gestern an die Solidarität der Forschenden 
appelliert. Mit Erlaubnis der Präsidentin möchte ich ihn 
zitieren:
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Veröffentlichungen, Patente und Gewinne sind nicht 
das, was jetzt zählt. Das Wichtigste ist, den Aus-
bruch zu stoppen und Leben zu retten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Heike Baehrens. – Nächster Redner: für 

die FDP-Fraktion Dr. Andrew Ullmann.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Das neue Coronavirus, Covid-19, macht Angst in der 
Bevölkerung. Diese Angst in der Bevölkerung ist nicht 
Angst vor Husten, Schnupfen, Heiserkeit oder gar Fieber, 
sondern Angst vor dem Tod. Diese Angst ist durch Nicht-
wissen verursacht; diese Angst ist durch fehlende Daten 
verursacht. Dieses Nichtwissen muss beseitigt werden; 
das ist sowohl eine nationale als auch eine internationale 
Aufgabe. Und an dieser Aufgabe droht die Regierung zu 
scheitern.

(Beifall bei der FDP)
Wir tun nicht genug – da bin ich anderer Meinung als 

unser Bundesminister – bezüglich der Aufklärung. Ich 
bekomme Meldungen, die überaus peinlich sind, von xe-
nophoben Auswüchsen gegenüber Menschen mit asiati-
scher Herkunft in Deutschland. Da müssen wir etwas 
machen. In diesem Punkt stimme ich mit dem Minister 
durchaus überein: Informationen, Ausbildung, Wissen 
und Gesundheitskompetenz sind notwendig; denn in Zu-
kunft möchte ich mich nicht mehr für Menschen in 
Deutschland schämen, die aufgrund des Aussehens eines 
Menschen fremdenfeindlich sind.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Kersten 
Steinke [DIE LINKE])

Es wird heute viel gelobt. Wir sind aber in Deutschland 
für einen Ausbruch nicht gut gerüstet bzw. bezüglich der 
Pandemieprophylaxe nicht gut aufgestellt. Vier Punkte 
möchte ich hier gerne aufzählen.

Erstens. Die Kompetenz in der Infektionsmedizin fehlt 
in Deutschland flächendeckend. Fachärzte für Infektiolo-
gie gibt es nicht flächendeckend, auch wenn wir mit 
Professor Drosten an der Charité einen international an-
erkannten Virologen, der die Diagnostik hier in Deutsch-
land vorangebracht hat, haben. Deshalb ist mein Appell 
an die Bundesärztekammer und an die Landesärztekam-
mern hier und jetzt: Setzen Sie sich endlich für den Fach-
arzt für Infektiologie in Deutschland ein, um eine bessere 
Versorgung für unsere kranken Menschen zu erreichen!

(Beifall bei der FDP)
Zweitens. Wir brauchen eine Strukturreform der Kran-

kenhäuser; denn nicht jedes Krankenhaus ist so aufge-
stellt, dass dort Infektionskrankheiten auch behandelt 
werden können.

Drittens. Auch die klinische Forschung – da sind wir 
mit der Bundesregierung einer Meinung – muss gestärkt 
werden; denn nur durch Forschung können wir den neuen 
Herausforderungen in der Medizin begegnen.

(Beifall bei der FDP)
Viertens. Wir sind bei der internationalen Zusammen-

arbeit bezüglich der globalen Gesundheit nicht gut auf-
gestellt. Um die Gefahren für die eigene Bevölkerung 
besser abschätzen zu können, brauchen wir Daten. Es 
ist nicht ausreichend, zu wissen, wie viele Menschen 
infiziert oder verstorben sind. Wir verstehen noch nicht, 
wie die Risiken aussehen. Wir brauchen die Daten, die 
die chinesische Regierung der Staatengemeinschaft wei-
terhin vorenthält bzw. uns nach der Salamitaktik nur 
scheibchenweise zur Verfügung stellt.

Dreist ist auch, dass von ihr die international anerkann-
te Falldefinition der WHO zum Coronavirus vor Kurzem 
umgestellt wurde, damit die Zahlen in den nächsten Ta-
gen besser werden. Dabei irritiert es mich – bei allem 
Lob –, dass der Generaldirektor der WHO, Dr. Tedros, 
die chinesische Regierung für ihr Verhalten lobt. Dieses 
Verhalten würde ich sehr stark verurteilen.

Unsere Forderung ist klar: China muss sich an interna-
tionale Regeln halten; denn wer globale Sicherheit for-
dert, muss gleichzeitig maximale Transparenz bieten. 
Das gilt für jedes Land und – das sage ich ausdrücklich – 
auch für jede Insel, unabhängig von den jeweiligen politi-
schen Vorstellungen.

(Beifall bei der FDP)
Ohne Gesundheit gibt es keinen Wohlstand und ohne 

Wohlstand auch keine Gesundheit. Wir müssen begrei-
fen, dass Gesundheit in der globalisierten Welt auch ein 
Wirtschaftsfaktor ist; denn Pandemien gefährden Leben 
und die wirtschaftliche Stabilität. Die wirtschaftlichen 
Folgen für Deutschland sind noch nicht zu übersehen. 
Doch bereits jetzt treibt uns die Sorge des Zusammenbre-
chens von Lieferketten von China an deutsche Firmen 
um.

Gerade heute Morgen habe ich mit Vertretern einer 
Firma gesprochen, die Computerchips aus China impor-
tiert. Man hat dort Sorge, dass diese Chips in den nächs-
ten Wochen ausgehen, weil die Produktion in China erst 
mal eingestellt wurde. Auch die Herstellung von Arznei-
stoffen – das ist bereits angeklungen – in der stark be-
troffenen Provinz Hubei steht still. Wir sind davon in 
Deutschland unmittelbar betroffen, und die Lieferengpäs-
se werden sich weiter verschlimmern.

Die große Sorge auch der Wirtschaft ist, dass Absatz-
märkte ebenfalls einbrechen können. Die Bundesregie-
rung bietet bis dato keine Lösung für diese Herausforde-
rungen. Wir müssen begreifen: Wenn China hustet, meine 
Damen und Herren, liegt die Weltwirtschaft im Kranken-
haus.

(Beifall bei der FDP – Christian Freiherr von 
Stetten [CDU/CSU]: Im wahrsten Sinne des 
Wortes!)

Letztendlich brauchen wir eine der Zeit angepasste 
Strategie für die globale Gesundheit. Infektionen kennen 
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keine Staatsangehörigkeit. In der globalisierten Welt ist 
es naiv, zu glauben, dass sich Gesundheit und Wohlbe-
finden innerhalb der eigenen Grenzen gewährleisten las-
sen. Krankheiten kennen keine Grenzen, und nur durch 
eine weltweite Zusammenarbeit können wir drängende 
Gesundheitsprobleme lösen und eine mögliche Katastro-
phe verhindern.

Deshalb wollen wir Freie Demokraten das Thema 
„globale Gesundheit“ als Querschnittsthema in allen Mi-
nisterien integrieren und eine strategische Koordinations-
stelle im Kanzleramt einrichten, um Schwächen der Ko-
ordination und Kohärenz in der deutschen globalen 
Gesundheitspolitik zu überwinden.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Kommen Sie bitte zum Schluss!

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Dazu gehören drei Forderungen. Diese werde ich in 

einem Tweet nachliefern.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP, der 
CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Dr. Ullmann.

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Ich darf zum Abschluss sagen: Die Lehre aus diesem 

Ausbruch sollte sein, dass wir auch über den Ernstfall 
hinaus dafür sorgen müssen, dass die Gesundheitsversor-
gung in Zukunft allgemein verbessert wird. Wir sollten 
für eine Pandemie gerüstet sein; denn Fragen der globa-
len Gesundheit lassen sich nur gemeinsam lösen.

Herzlichen Dank, und ich bitte um Entschuldigung für 
das Überziehen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Dr. Ullmann. – Nächster Redner: für die 

Fraktion Die Linke Harald Weinberg.

(Beifall bei der LINKEN)

Harald Weinberg (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine Damen und Herren! Vorab ein paar 
Worte zum Umgang des Ministeriums und des Ministers 
mit dem Coronavirusausbruch. Ich habe Sie mehrmals in 
Talkshows gesehen, Herr Minister, und fand es wohl-
tuend, dass Sie sich deutlich gegen Panikmache und Alar-
mismus gewandt haben. Dafür möchte ich mich noch mal 
herzlich bei Ihnen bedanken.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU/CSU und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 
Abgeordneten der SPD und der FDP)

Das gilt auch für die entsprechenden beteiligten Insti-
tutionen – das Robert-Koch-Institut usw. usf. –, die wirk-
lich für Transparenz und dafür gesorgt haben, dass es 

eben nicht zu einer Panikmache gekommen ist. Natürlich 
ist es richtig, Vorsorge zu treffen, um Infektionsketten zu 
vermeiden. Im Vergleich zu anderen Pandemien oder 
auch Epidemien, die wir haben – Influenza, Grippe –, 
und im Vergleich zum Problem der Infektionen mit multi-
resistenten Keimen in Krankenhäusern ist es noch ein 
überschaubares Problem, mit dem wir hier konfrontiert 
sind. Dennoch ist es wichtig und richtig, die Fälle, die in 
Deutschland bekannt sind, einzudämmen, keine Frage.

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch ein paar 
nachdenkliche Sachen vorbringen.

Wir haben unser Gesundheitssystem so stark auf Öko-
nomie, Markt, Wettbewerb und Kommerz getrimmt, dass 
bei einem solchen Ereignis dann außergewöhnliche Maß-
nahmen, Krisenstäbe und Krisenmanagement organisiert 
werden müssen. Ich glaube aber, es gehört zu den Auf-
gaben eines Gesundheitssystems, auf solche Ereignisse 
wie drohende Pandemien vorbereitet zu sein.

(Beifall bei der LINKEN)
Dazu braucht es Vorhaltungen. Dazu braucht es zum 

Beispiel Vorhaltungen in den Krankenhäusern, die in ei-
nem durch Fallpauschalen finanzierten Krankenhaussys-
tem nicht finanziert werden und daher zu wenig vorhan-
den sind. Dazu braucht es einen Katastrophenschutz, der 
entsprechend ausgestattet und finanziell ertüchtigt ist. 
Und dazu braucht es einen handlungsfähigen und wirk-
samen öffentlichen Gesundheitsdienst.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der ist nach jahrzehntelanger Kürzungspolitik dazu nicht 
wirklich in der Lage.

Hinzu kommt natürlich auch das Problem der födera-
len Strukturen. Ich denke, wenn wir das am Ende aus-
werten, sollte man im Zusammenhang mit den Erfahrun-
gen, die wir jetzt mit dieser Pandemie machen, in der Tat 
darüber nachdenken, ob man nicht so etwas wie einen 
nationalen öffentlichen Gesundheitsdienst bräuchte.

Dann sollte dieser und sollten andere Ausbrüche uns 
noch etwas anderes lehren: In einer globalen Welt kann 
für die Nationalstaaten nicht das Prinzip „Rette sich, wer 
kann“ gelten. Es ist schon eine Weile allen klar, dass wir 
in einer globalen Welt eine Strategie einer universellen 
Gesundheitssicherung benötigen. Es scheint jedoch vie-
len in den Metropolen des Westens nicht klar zu sein, was 
dies bedeutet: nicht nur Aufmerksamkeit für und Abwehr 
von globalen Bedrohungsszenarien, sondern strukturelle 
Stärkung der lokalen Basisgesundheitsstrukturen in den 
ärmsten Ländern dieser Welt.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Oder wie Satya Sivaraman es ausdrückt – ich zitiere –:

Pandemien belehren uns darüber, dass alle Men-
schen gleich geboren und deshalb auch in gleicher 
Weise sterblich sind. Dem entspricht, dass die Ge-
fahr einer globalen Pandemie nur abgewendet wer-
den kann, wenn das Konzept einer „Gesundheit für 
alle“ endlich verwirklicht und überall auf der Welt 
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die einfache Wahrheit anerkannt wird, dass jedes 
öffentliche Gesundheitssystem nur so stark ist wie 
sein ärmster Patient.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Harald Weinberg. – Bevor ich die nächs-

te Rednerin aufrufe, möchte ich ganz herzlich auf der 
Besuchertribüne unsere Kolleginnen und Kollegen von 
der französischen Assemblée nationale willkommen hei-
ßen. Bienvenue au parlement allemand! Herzlich will-
kommen!

(Beifall)
Nächste Rednerin: für Bündnis 90/Die Grünen 

Kordula Schulz-Asche.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn wir 
heute über das Coronavirus reden, dann reden wir über 
eine konkrete Situation, und zwar genau zum jetzigen 
Zeitpunkt; denn natürlich kann sich viel verändern. Bun-
desgesundheitsminister Spahn hat zu Recht gesagt, es 
könnte auch schlechter werden, bevor es besser wird. 
Lassen Sie mich deswegen ein schnelles erstes Fazit der 
bisherigen Entwicklung ziehen: Wir können sagen, dass 
sich unser System des Infektionsschutzes der Bevölke-
rung in Deutschland weitgehend bewährt hat. In Deutsch-
land sind 16 Personen infiziert. Wir wünschen den Fami-
lien und den Betroffenen alles Gute; das gilt natürlich 
auch für alle Betroffenen weltweit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und der LINKEN)

Ein besonderer Dank geht aber auch an die Institutio-
nen hier in Deutschland, die in den letzten Tagen und 
Wochen intensiv gearbeitet haben. Dazu gehören beson-
ders das Robert-Koch-Institut, das Paul-Ehrlich-Institut 
und das Bernhard-Nocht-Institut und die Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung zur Information der Be-
völkerung. Dazu gehören auch – das ist schon erwähnt 
worden – die Charité, das Deutsche Rote Kreuz und die 
Bundeswehr – alle haben hier zusammengearbeitet –, und 
nicht zu vergessen die Gesundheitsämter in den Städten 
und Kommunen, die am Infektionsschutz beteiligt sind 
und die in den letzten Wochen eine hervorragende Arbeit 
gemacht haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, viele sind direkt betroffen, 
um die es sich zu kümmern gilt, und mit Sicherheit wer-
den wir bald auch ausführlicher über die Lehren reden, 
die aus dieser Infektion zu ziehen sind. Wir werden An-
passungen vornehmen müssen. Wir werden unter Um-

ständen über die bessere Zusammenarbeit verschiedener 
Institutionen – auch international – reden müssen, und 
wir werden dann auch über die Finanzierung reden. Da 
möchte ich insbesondere noch mal die Gesundheitsämter 
ansprechen, die in den letzten Jahrzehnten zusammenges-
part wurden. Wenn wir wollen, dass auf der kommunalen 
Ebene gute Arbeit gemacht wird, dann müssen dort aus-
reichend Personal und Kompetenz vorhanden sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Harald Weinberg [DIE LINKE])

Das Gleiche gilt für die Forschung im Bereich der Infek-
tionskrankheiten. Auch hier müssen wir sehr viel konse-
quenter und verstärkt nachlegen.

Meine Damen und Herren, Viren machen nicht an Län-
dergrenzen halt. Deswegen ist es wichtig und richtig, dass 
wir europa- und weltweit zusammen mit der WHO ver-
suchen, die Erkrankung einzudämmen. Internationale So-
lidarität mit den betroffenen Menschen ist jetzt gefragt, 
nicht zuletzt auch in den Ländern, die keine gut entwi-
ckelten Gesundheitssysteme haben. Ich freue mich, dass 
das Robert-Koch-Institut schon angefangen hat, auch in 
diesen Ländern mehr Informationen zu verbreiten und 
auszubilden.

Was mir aber Sorgen macht, ist, dass die chinesische 
Regierung nach wie vor nicht ausreichend Informationen 
zur Verfügung stellt und immer noch nicht umfassend mit 
der WHO und den beteiligten Institutionen kooperiert. 
Das gilt auch für den Umgang mit Taiwan. Auch in Tai-
wan haben die Menschen ein Recht auf Infektionsschutz 
im Rahmen der internationalen Bekämpfung des Virus 
SARS-CoV-2.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der CDU/CSU sowie bei Ab-
geordneten der FDP)

Sachgerechte Informationen sind bei Infektionskrank-
heiten zentral; denn mit ihnen sind immer Verunsiche-
rung und Angst verbunden. Die Kompetenzen sind hier 
in Deutschland im Robert-Koch-Institut gebündelt, und 
ich kann nur immer wieder empfehlen, wenn es zu Infek-
tionskrankheiten Fragen gibt: Informieren Sie sich in 
Deutschland auf den Seiten des Robert-Koch-Instituts! 
Hier ist die wissenschaftliche Kompetenz gebündelt. Ma-
chen Sie das bitte, bevor Sie allen möglichen Leuten 
glauben – die mir nämlich auch Sorgen machen –, die 
Fake News und Verschwörungstheorien verbreiten und 
mit Rassismus vorgehen. Auch hier die Empfehlung, 
meine Damen und Herren: Halten Sie sich an das, was 
das Robert-Koch-Institut empfiehlt, und glauben Sie 
nicht irgendwelchen falschen Botschaften!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der LINKEN)

Viren machen nicht vor vernagelten Türen oder Gren-
zen halt. Verschwörungstheorien und Rassismus fördern 
die Verbreitung von Viren, und zwar nicht nur in China, 
sondern auch hier bei uns.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von 
der AfD: So ein Blödsinn!)

– Ja, Herr Spangenberg, zu Ihnen komme ich noch.

Der WHO-Chef rief dieser Tage zur globalen Solida-
rität auf. Genau das ist die richtige Antwort zur Vermei-
dung einer Pandemie,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

und nicht, meine Damen und Herren von der AfD, Hass 
und Hetze; die sind genau das Gegenteil von einer ver-
nünftigen Antwort.

Herr Spangenberg, dass Sie heute offensichtlich die 
falsche Rede dabei hatten, ist ein Zeichen dafür, wie 
wenig Sie geeignet sind, über solche Fragen wie einen 
wirklich kompetenten und umfassenden Infektionsschutz 
der Bevölkerung zu reden.

(Stephan Brandner [AfD]: Beruhigen Sie sich 
doch wieder, Frau Schulz-Asche! Ganz ruhig!)

– Was? Sie sind doch der Aufgeregte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ach, Herr Brandner, so gut, wie Sie sich aufregen kön-
nen, und so, wie Sie allein im Netz unterwegs sind, hoffe 
ich nur, dass Sie sich nicht weiter ausbreiten können mit 
dem, was Sie gerade an Hass und Hetze gegen bestimmte 
Personengruppen in unserem Land auslösen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Unglaublich!)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Kordula Schulz-Asche. – Nächster Red-

ner: für die CDU/CSU-Fraktion Rudolf Henke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Rudolf Henke (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren! Welches Ziel verfolgen die 
Behörden in Deutschland mit ihren Infektionsschutzmaß-
nahmen? Ich glaube, es gibt eine klare Strategie. Erstens: 
die frühzeitige Identifikation von Verdachtsfällen. Hier 
ist es ein Riesenerfolg, mit welchem Tempo Testentwick-
lungen, Aufbau von Laborkapazitäten, Verfügbarkeit von 
Identifikationsmöglichkeiten und Klärung von Ver-
dachtsfällen entstanden sind.Das ist ein Beleg für die 
hohe Leistungskraft des Forschungs- und Gesundheits-
wesens in Deutschland.

Zweitens: die konsequente Nachverfolgung von Kon-
taktpersonen. Es ist nicht so, dass der Pilot in einem 
Flieger durch die Reihen geht und die Patienten unter-
sucht. Das ist nirgendwo das Ziel. Aber darauf vorbereitet 
zu sein, dass es bei jemandem im Flieger Symptome gibt, 
und dafür zu sorgen, dass jemand anhand des Sitzplanes 
identifiziert werden kann und man weiß, wo er sich nach 

dem Ausstieg aus dem Flieger aufhält, ist eine vernünfti-
ge Vorsorge und verdient Lob und Anerkennung. Das 
sind richtige Entscheidungen gewesen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Drittens: die Eindämmung der Ausbreitung. Ich finde, 
lieber Kollege Ullmann – vielleicht habe ich es aber auch 
falsch verstanden –, den an die Bundesregierung gerich-
teten Vorwurf, sie tue nicht genug,

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Aufklärung!)

ein bisschen verkehrt.

(Heike Baehrens [SPD]: Ja!)

Die Frage, ob die deutsche Ärzteschaft auf dem Deut-
schen Ärztetag in die Weiterbildungsordnung der Ärzte-
schaft das Thema Infektiologie aufnimmt, hängt mehr 
davon ab, wie die Internisten, Chirurgen, Anästhesisten 
und Ärzte der anderen Fachrichtungen darauf vorbereitet 
sind, als mit dem, was sich der Bundesgesundheitsminis-
ter wünscht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Es 
ging um Aufklärung!)

Die Frage der Strukturreform der Krankenhäuser hat 
mehr mit dem zu tun, was sich mit der Krankenhauspla-
nung Beschäftigte, auch FDP-Gesundheitsminister Herr 
Garg, als Plan vornehmen, wie die Krankenhäuser in 
Zukunft strukturiert werden sollen, als mit der Position 
der Bundesregierung.

Hinsichtlich der internationalen Zusammenarbeit – das 
haben Sie selber hervorgehoben – verdient die Bundesre-
gierung jede Anerkennung dafür, wie sie sich dafür ein-
setzt, sie nach vorne zu bringen. Auch wenn die Chinesen 
mit der Teilung des Wissens sparsam umgehen, empfehle 
ich uns allen, jedenfalls in dieser Situation, Wege zu 
finden, die es den Chinesen ermöglichen, sich zu öffnen, 
dabei aber ihr Gesicht zu wahren, und nicht mit Verur-
teilungen zu arbeiten, sondern mit dem unablässigen An-
gebot der Kooperation. Ja, wir wissen über das Virus zu 
wenig. Ja, wir könnten wahrscheinlich mehr wissen, 
wenn wir beispielsweise, wie es heute schon im Gesund-
heitsausschuss gesagt wurde, Informationen bekommen 
würden über die Obduktion von Menschen, die in China 
dem Virus zum Opfer gefallen sind. Es gibt nicht einen 
einzigen Obduktionsbefund, den die Chinesen bis jetzt 
geteilt haben. Aber wir werden Befunde nicht dadurch 
bekommen, dass wir die Chinesen beschimpfen, sondern 
wir bekommen sie nur dadurch, dass wir versuchen, 
ihnen in Partnerschaft zu begegnen und sie für diese 
internationale Herausforderung zu gewinnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD und der Abg. Maria Klein-Schmeink 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich sage deswegen, dass es nicht viel Kritik an der 
Bundesregierung gibt.
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(Dr. Wieland Schinnenburg [FDP]: Ein biss-
chen schon!)

– Ein bisschen gibt es ja immer. – Ja, wir haben 350 Ge-
sundheitsämter. Ich kann sehr gut verstehen, dass man 
sich über die Vielzahl der Akteure im föderalen System 
seine Gedanken macht. Im RKI – so der Chef des RKI – 
verbringen 150 Mitarbeiter in zwei Schichten den Tag 
damit, unsere Strategie aufrechtzuhalten. Ich glaube, des-
wegen werden wir, nachdem alles vorüber ist, die Auf-
gabe haben, Lehren daraus zu ziehen. Aber Panik ist nicht 
im Geringsten notwendig und Angst auch nicht. Angst 
muss man haben vor einer Wiederholung der Grippeepi-
demie 2017/18. Damals sind in Deutschland 25 000 Men-
schen an der Grippe gestorben. Das hatte auch etwas mit 
einer etwas zu geringen Wertschätzung der Grippeimp-
fung zu tun.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Kordula Schulz-Asche [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Rudolf Henke. – Nächster Redner: für 

die AfD-Fraktion Dr. Robby Schlund.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Robby Schlund (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Liebe 

Gäste auf den Rängen! Für uns Menschen in Deutschland 
ist das Thema Coronavirus von großer Wichtigkeit. Täg-
lich werde ich von Bürgern angesprochen, die sich Sor-
gen darüber machen, was sie durch das Coronavirus zu 
befürchten haben. Sie wollen wissen, wie sie sich in 
Deutschland, aber auch auf Reisen davor schützen kön-
nen. Da haben Sie, Herr Spahn, ohne viel Panik zu ma-
chen, tatsächlich bereits gute Aufklärungsarbeit geleistet. 
Dafür gilt es an dieser Stelle auch mal Danke zu sagen. 
Ich hoffe, Sie nehmen das von der AfD an.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
AfD)

Was viele Bürger allerdings nicht wissen, ist, dass sich 
im Schatten des Coronavirus aktuell die Influenza wieder 
ausbreitet, so wie in jedem Jahr, mit wöchentlich steig-
ender Zahl. Die Anzahl der Toten einer Influenzawelle 
übersteigt bei Weitem die Gefahr des Coronavirus. Im 
Vergleich zum Virus aus der Metropole Wuhan gibt es 
aktuell 900 Prozent mehr Influenzakranke in Deutsch-
land. Aber aufgrund der hohen Infektionsrate des Coro-
navirus hat China strenge Quarantänemaßnahmen ergrif-
fen, was übrigens nicht immer so war, wenn wir uns 
einmal an SARS erinnern. Diese sind aber unbedingt 
nötig, und denen sollten wir derzeit auch vertrauen.

Um die Ausbreitung der Epidemie oder gar einer Pan-
demie zu verhindern, empfehlen wir der Regierung in 
unserem Antrag, folgende zusätzliche Maßnahmen zu er-
greifen: erstens ankommende Personen mithilfe einer 
Wärmebildkamera auf Fieber zu untersuchen und Passa-
giere mit auffälliger Temperatur einer ärztlichen Bera-
tung am Flughafen zu unterziehen,

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Macht doch mal 
konstruktive Vorschläge!)

zweitens Fluggesellschaften mit sogenannten universel-
len Vorsorgekästen auszustatten, um Crewmitglieder zu 
schützen und potenziell Infizierten zu helfen, drittens 
eine ausreichende Anzahl von Isolierbetten sowie ent-
sprechende Notfallmedikamente vorzuhalten, viertens 
alle Einrichtungen des Bundes bestmöglich bei der 
Impfstoffforschung zu unterstützen und natürlich sicher-
zustellen, dass der Bevölkerung der Impfstoff auch jeder-
zeit zur Verfügung steht,

(Beifall bei der AfD)
und fünftens natürlich sofort eine nationale Hygieneauf-
klärungskampagne zu initiieren, um die Ausbreitung 
weiter einzudämmen. Durch diese Maßnahmen können 
wir helfen, die Menschen wirkungsvoll zu schützen.

(Beifall bei der AfD)
Dennoch: Was wir dringend für die Zukunft tun müs-

sen, ist, einen langfristigen und nachhaltigen globalen 
Notfallplan für zukünftige Epidemien und Pandemien 
zu entwickeln. Deshalb sage ich Ihnen hier in diesem 
Hause: Gesundheitspolitik muss außenpolitischer wer-
den, meine Damen und Herren. Das ist das Entscheiden-
de; denn Gesundheitsfragen sind immer auch globale 
Fragen.

(Beifall bei der AfD)
Wir müssen die internationalen Standards der Gesund-

heitspolitik verbessern und gesundheitspolitische Kon-
senskonferenzen abhalten. Hier sind Sie als Bundesregie-
rung gefordert. Ergreifen Sie zum Wohle der Menschen 
die Initiative und entwickeln Sie nachhaltige Strategien!

Warum beschäftigt sich eigentlich nicht die Münchner 
Sicherheitskonferenz mit diesem wichtigen Thema? Weil 
die Gesundheitspolitik nämlich nicht hip ist und gerade 
das Schmuddelkind, das viel Arbeit macht und wenig 
Aufmerksamkeit erzeugt. Es gibt dort immer nur ausge-
leierte Fragen zur Sicherheitspolitik, meine Damen und 
Herren. Dabei gibt es genügend Herausforderungen und 
neue Horizonte.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Von Horizonten haben Sie keine Ah-
nung! – Tino Sorge [CDU/CSU]: Aber dass 
es eine G-7-Konferenz im Gesundheitsbereich 
gibt, das haben Sie mitbekommen, oder? – Zu-
ruf von der LINKEN)

– Können Sie mal Ihre Klappe halten und einfach mal 
zuhören? Dann verstehen Sie die Symptomatik auch ein 
bisschen.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch bei Abge-
ordneten der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Viele Länder – auch europäische – haben keine ent-
sprechenden Standards – das wissen Sie von den Linken 
vielleicht nicht – für das pandemische Management bei 
biologisch gesundheitsrelevanten Katastrophen, sodass 
wir auch momentan wenige Statistiken und Zahlen über 
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die Verbreitung des Coronavirus und anderer Erkrankun-
gen erhalten. Auch hier gilt es, zu neuen Ufern zu ge-
langen, entsprechende internationale Standards und einen 
weltweiten Maßnahmenplan bei biologischen Katastro-
phen zu erarbeiten. Deswegen fordert die AfD eine Ver-
besserung der internationalen Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Gesundheitspolitik – für uns, für China und für 
die gesamte Welt.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Thomas 

Hitschler.

(Beifall bei der SPD)

Thomas Hitschler (SPD):
Hochgeschätzte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Frei nach Gustav Heinemann zeigt sich 
die Stärke einer Gesellschaft daran, wie sie mit ihren 
schwachen Mitgliedern umgeht, mit ihren verletzlichen 
und verängstigten – mit Menschen, die sich mit ihren 
Familien in einem fremden Land wiederfinden, inmitten 
eines epidemischen Krankheitsausbruchs, mit Menschen, 
die die Ausbreitung eines bisher unbekannten Virus in 
ihrer Nachbarschaft erleben, ein Virus, gegen das es noch 
keinen Impfstoff gibt und an dessen Folgen Menschen 
sterben. Und dann kommt der erlösende Anruf aus der 
deutschen Botschaft: Man bereitet eine Evakuierung vor.

Auf der anderen Seite der Welt, in Germersheim, klin-
gelt parallel auch ein Telefon. In der Südpfalz-Kaserne 
geht der Befehl ein, binnen drei Tagen eine Quarantäne-
station für etwa 100 Menschen einzurichten, für die Män-
ner, Frauen und Kinder, die aus Wuhan evakuiert werden, 
deutsche Staatsbürgerinnen und Staatsbürger und deren 
Familien.

In einer solchen Lage ist schnelles und entschiedenes 
Handeln gefragt. Die Bundeswehr allein kann diese Auf-
gabe nicht erfüllen. Sie muss sich abstimmen mit den 
Blaulichtorganisationen, dem Roten Kreuz, den kommu-
nalen Behörden, den politischen Entscheidungsträgern 
aus der Region und dem Land. Die Bevölkerung muss 
eingebunden werden, um Panik und Misstrauen zu ver-
hindern. Die Liegenschaften vor Ort müssen auf die Qua-
rantäne vorbereitet werden. Eine große Herausforderung, 
die in kurzer Zeit bewältigt werden muss! Das geht nur 
mit guter Zusammenarbeit. Es geht in der Südpfalz.

(Beifall bei der SPD)
Kolleginnen und Kollegen, mir sei an dieser Stelle ein 

klein wenig Lokalpatriotismus gestattet. Als gebürtiger 
Südpfälzer, der diese Region hier vertreten darf, bin ich 
sehr stolz. Ich bin stolz auf die Soldatinnen und Soldaten 
der Kaserne, die unseren Namen trägt. Ich bin stolz auf 
die Kolleginnen und Kollegen in den örtlichen Behörden, 
die mehr als nur ihre Arbeit gemacht haben. Gut, dass wir 
uns auf die Strukturen in Rheinland-Pfalz verlassen kön-
nen und dass die Landesregierung alles dafür tut, die 
Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten!

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Corinna 
Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich bin stolz auf die vielen Helferinnen und Helfer des 
Roten Kreuzes, der Malteser und all der anderen Organi-
sationen, die seit zwei Wochen nun rund um die Uhr oft 
ehrenamtlich ihren Dienst leisten,

(Beifall bei der SPD)
und auf die Menschen der Region, die sich absolut an-
ständig verhalten haben, die nicht in Panik verfallen sind, 
die sich nicht gegen die Unterbringung der Evakuierten 
gewehrt haben, die sogar Sachspenden für die betroffe-
nen Familien gesammelt haben. Ihr seid alle großartig. 
Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich kurz 
erläutern, was die Unterbringung der Evakuierten in der 
Südpfalz-Kaserne in der praktischen Umsetzung bedeu-
tet. In der Kaserne gibt es glücklicherweise ein frisch 
renoviertes Unterkunftsgebäude auf dem modernsten 
Stand, das für die Unterbringung genutzt werden konnte. 
Aber Quarantäne heißt nicht nur: Soldaten raus, Evaku-
ierte rein, Tür zu und warten. – Familien mit kleinen 
Kindern haben andere Bedürfnisse als Soldatinnen und 
Soldaten im Dienst.Der Führungsstab in Germersheim 
hat deswegen quasi über Nacht Kinderbetten in ausreich-
ender Zahl angeschafft. Es wurde ein gesonderter 
Wäschekreislauf eingerichtet, damit die Kleidung der 
Evakuierten sich nicht mit der Kleidung der Bundesweh-
rangehörigen vermischt. Es wurden ein besonderer Ver-
sorgungskiosk und eine Anlaufstelle eingerichtet, um auf 
die Bedürfnisse von Familien, die ihren Hausstand zu-
rücklassen mussten, eingehen zu können – alles binnen 
kürzester Zeit und mit allerhöchstem Einsatz.

Allein in der ersten Woche hat das Luftwaffenausbil-
dungsbataillon fast 3 300 Stunden an Mehrarbeit geleis-
tet. Das Rote Kreuz hat Medikamente in Apotheken be-
schafft, mit dem THW ein Warenlager eingerichtet und 
über 100 Logistiktransporte durchgeführt.

Vor Ort kümmern sich Rotkreuzler rund um die Uhr 
um die Menschen in Quarantäne. Sie untersuchen sie 
täglich, sie messen Fieber, bieten aber auch Beschäfti-
gungsprogramme und psychosoziale Betreuung an. 22 
dieser Helferinnen und Helfer sind sogar selbst in Qua-
rantäne gegangen, um besser helfen zu können. Sie haben 
freiwillig diese Belastung und dieses Risiko auf sich ge-
nommen, um anderen zu helfen. Dafür gebührt ihnen 
unser Dank, unsere Anerkennung.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der AfD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Einsatz war erfolgreich: Gestern kam die Mel-
dung, dass sich bisher niemand unter den in Germersheim 
Untergebrachten mit dem Virus infiziert habe. Hoffen 
wir, dass dies auch weiterhin so bleibt und dass diese 
Menschen bald ihr Leben wieder ganz normal leben kön-
nen!
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Kolleginnen und Kollegen, eine schwache Gesell-
schaft hätte ihre Staatsbürgerinnen und Staatsbürger nicht 
aus China zurückgeholt. Eine schwache Gesellschaft hät-
te sich gedacht: besser dort als hier. – Wir sind aber keine 
schwache Gesellschaft. Wir haben uns nicht von Angst 
und Vorurteilen, von Falschmeldungen und Panikmache 
verleiten lassen. Wir haben gezeigt, dass wir eine starke 
Gesellschaft sind, deren Institutionen funktionieren und 
deren Menschen solidarisch miteinander sind. Wir sind 
eine starke Gesellschaft, die zusammenhält. Darauf dür-
fen auch Nichtpfälzer stolz sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Corinna Rüffer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Thomas Hitschler. – Nächster Redner: 

für die Bundesregierung der Parlamentarische Staatssek-
retär Thomas Rachel.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Daniela De Ridder [SPD])

Thomas Rachel, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Der aktuelle Ausbruch des neuartigen Corona-
virus, der seit gestern Covid-19 heißt, verursacht viele 
Fragen und Sorgen der Menschen. Als Ministerium für 
Bildung und Forschung wissen wir, dass dies auch For-
schung und Entwicklung vor immense Herausforderun-
gen stellen wird.

Wir wollen konsequent einen Impfstoff entwickeln, 
um den Menschen eine zuverlässige Prävention anbieten 
zu können. Wir brauchen aber auch Medikamente und 
andere therapeutische Verfahren, um den bereits Infizier-
ten helfen zu können. Zudem brauchen wir verlässliche 
Instrumente, um einen Ausbruchsverlauf sicherer vorher-
sagen zu können. Deutschland ist mit seiner starken For-
schungscommunity in der Infektionsforschung interna-
tional anerkannt und sofort aktiv geworden.

Eine ganz zentrale Herausforderung wird sein, dass die 
nun anlaufenden Entwicklungsarbeiten nicht in nationa-
len Silos erfolgen dürfen. Nationalismus ist auch hier 
falsch und führt in die Sackgasse. Die Ebolakrise hat 
uns nämlich gezeigt: Weil erst getrennt vorangegangen 
wurde, sind damals wertvolle Ressourcen und lebensret-
tende Zeit vergeudet worden.

Ja, Deutschland ist gut aufgestellt, um einen wichtigen 
Beitrag bei der Bekämpfung des neuartigen Coronavirus 
leisten zu können. Das zeigt sich auch daran, dass das 
weltweit erste etablierte diagnostische Verfahren für das 
neuartige Coronavirus hier an der Charité von Herrn Pro-
fessor Drosten in kürzester Zeit entwickelt wurde. Im 
Rahmen des BMBF-geförderten Forschungsnetzes „Zoo-
notische Infektionskrankheiten“ leitet Herr Professor 
Drosten zudem einen Forschungsverbund zur Risikobe-
wertung von Coronaviren. Das ist jetzt der Diagnostik-
entwicklung zugutegekommen.

Das BMBF ist Gründungsmitglied und Mitglied im 
Steuerungsgremium von CEPI, der internationalen Initi-
ative zur Impfstoffentwicklung. Das BMBF fördert CEPI 
mit rund 90 Millionen Euro.

(Beifall der Abg. Karin Maag [CDU/CSU])
In ganz enger Abstimmung mit der Weltgesundheitsorga-
nisation will CEPI einen ersten Impfstoff binnen 16 Wo-
chen in eine klinische Prüfung bringen. Das vom BMBF 
geförderte CEPI finanziert für den ersten Entwicklungs-
schritt bereits vier Entwicklungspartnerschaften, darunter 
übrigens eine Partnerschaft mit der CureVac AG, einer 
deutschen Firma.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Bei allem Engagement: Im Bereich der Impfstoffent-

wicklung müssen wir uns aber auch vor Augen führen, 
dass ein wirksamer Impfstoff wohl nicht vor Ende dieses 
Jahres verfügbar sein wird. Ein Impfstoff schützt gesunde 
Menschen vor einer Ansteckung, hilft aber nicht unmit-
telbar bei der Behandlung von schon Erkrankten. Deshalb 
ist es umso wichtiger, dass die Entwicklung von neuen 
Medikamenten, aber auch von anderen Therapieverfah-
ren und epidemiologischen Studien vorangetrieben wird. 
Wir führen hier bereits Gespräche mit verschiedenen in-
ternationalen Förderorganisationen, darunter der Europä-
ischen Kommission, dem Wellcome Trust und der 
Bill & Melinda Gates Foundation.

Als Lehre aus den Erfahrungen der Ebolakrise wurde 
die internationale Plattform zur Zusammenarbeit von in-
ternationalen Forschungsförderern GloPID-R gegründet. 
Das BMBF ist hier von Anfang an als Gründungsmitglied 
dabei. Das Ziel dieses Netzwerkes ist es, im Fall des 
Ausbruchs einer Epidemie schnell und unkompliziert 
koordinierte Forschungsantworten zu initiieren.

Meine Damen und Herren, die Weltgesundheitsorgani-
sation spielt eine ganz entscheidende Rolle in globalen 
Gesundheitsfragen. Daher begrüßen wir es sehr, dass die 
WHO jetzt zu dieser Stunde ein Treffen mit Wissen-
schaftlern, öffentlichen Gesundheitsdiensten, Regulato-
ren und auch Forschungsförderern durchführt, um an ei-
ner konsolidierten Forschungsantwort zu arbeiten. Das 
Bundesforschungsministerium ist hier aktiv und hochran-
gig vor Ort beteiligt.

Lassen Sie mich, weil vorhin die Münchner Sicher-
heitskonferenz angesprochen wurde, auch darauf hinwei-
sen: Ja, die Bundesregierung ist seit Langem dabei, das 
Thema „Gesundheit und Sicherheit“ – Gesundheitssi-
cherheit – zu einem internationalen Thema zu machen. 
Das haben wir auf dem G-7-Gipfel und auf dem G-20- 
Gipfel deutlich gemacht, und auch auf der Münchner 
Sicherheitskonferenz wird die Bundesregierung dieses 
Thema vertreten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, seit dem Ausbruch des Coronavirus tragen 
wir mit deutscher Forschungs- und Entwicklungsexperti-
se zur Bewältigung dieser Krise bei. Lassen Sie uns ge-
meinsam unseren Forscherinnen und Forschern viel Er-
folg bei ihrer wichtigen Aufgabe wünschen.
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Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Kordula Schulz- 
Asche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Die nächste Red-

nerin ist die Kollegin Martina Stamm-Fibich, SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD)

Martina Stamm-Fibich (SPD):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Was glauben Sie, wer 
heute der weltgrößte Exporteur für pharmazeutische 
Wirkstoffe ist? Nein, es ist nicht Europa, und es sind nicht 
die USA, es ist die Volksrepublik China. Deutschland ist 
auf den Import von pharmazeutischen Wirkstoffen aus 
China angewiesen. Unsere medizinische Versorgung be-
ruht darauf, dass wir im Ausland produzierte Wirkstoffe 
importieren können. Besonders abhängig ist Deutschland 
im Bereich der Antibiotika. Berechnungen gehen davon 
aus, dass etwa 80 Prozent der benötigten pharmazeuti-
schen Wirkstoffe entweder aus China oder aus Indien 
stammen. In Deutschland existiert seit 2017 kein einziger 
Produktionsstandort für Antibiotika mehr.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Genau!)

Letzte Woche war in der Berichterstattung mehrfach zu 
lesen, dass der Ausbruch des Coronavirus dramatische 
Auswirkungen auf die chinesische Wirtschaft hat. Fabri-
ken stehen still, Lieferketten sind unterbrochen, und Han-
delswege sind abgeschnitten. Diese Probleme betreffen 
auch die pharmazeutische Industrie. Wir wissen nach 
jetzigem Stand, dass die Produktion von 48 versorgungs-
relevanten Wirkstoffen betroffen ist. Es bahnt sich mög-
licherweise ein Engpass in der Arzneimittelversorgung in 
Deutschland an.

Das BfArM hat mitgeteilt, dass es bislang noch keine 
Lieferengpässe durch die Folgen des Coronavirus gibt. 
Angesichts der Informationen über Produktionsausfälle 
an mehreren chinesischen Standorten sollten wir nicht 
davon ausgehen, dass das so bleibt. Im Gegenteil: Das 
Virus ist noch lange nicht unter Kontrolle; es kann sich 
auf weitere Gebiete ausbreiten, die eine wichtige Rolle 
für die Arzneimittelproduktion spielen. Die Folgen wür-
den wir mit großer Wahrscheinlichkeit auch in Deutsch-
land zu spüren bekommen.

Aber ich möchte hier keine Panik verursachen. Davon 
haben wir in den letzten Tagen in den sozialen Medien 
genug gesehen und gelesen. Die unsäglichen diskrimi-
nierenden und rassistischen Vorfälle gegenüber den Mit-
bürgerinnen und Mitbürgern mit asiatischen Wurzeln ver-
urteilen ich und auch meine Fraktion zutiefst.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN)

Ich will lediglich die Situation nutzen, um die Diskussion 
über Lieferengpässe und Versorgungssicherheit im Arz-
neimittelbereich weiter voranzutreiben.

Deshalb sage ich: Es ist gut, dass wir noch in dieser 
Woche mit dem Entwurf eines Fairer-Kassenwettwerb- 
Gesetzes Maßnahmen zur Bekämpfung von Liefereng-
pässen beraten und abstimmen. Ich bin mir sicher, dass 
dieses Gesetz die Situation punktuell verbessern wird. Es 
wird jedoch keine Abhilfe schaffen hinsichtlich der Tat-
sache, dass Europa in Bezug auf die Produktion von 
Arzneimitteln am Tropf von China und Indien hängt. 
Nach Valsartan und Piperacillin ist die aktuelle Situation 
nur ein weiterer Schuss vor den Bug. Sie demonstriert uns 
eindringlich unsere Abhängigkeit.

Hinzu kommt die Informationspolitik der chinesischen 
Regierung, die ein einziges Desaster ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Hilfe wird abgelehnt, und Informationen sind auch auf 
höchster Ebene nur schwer zu bekommen. Wir müssen 
uns wirklich überlegen, wie stark wir in Fragen der Ge-
sundheit von einem Land abhängig sein wollen, das mit 
der Wahrheit über eine nationale Gesundheitskatastrophe 
nur häppchenweise herausrückt. Wir müssen darüber 
nachdenken, wie wir diese Abhängigkeit zumindest redu-
zieren können. Doch ein nationaler Alleingang ist auch 
hier nicht angebracht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb bin ich sehr froh, dass dieses Thema weit oben 
auf der Prioritätenliste für die deutsche EU-Ratspräsi-
dentschaft steht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ein Satz zum Schluss. Ich glaube, wir haben heute viel 
über das gehört, was sich in Deutschland im ganzen Um-
feld des Coronavirus getan hat. Ich glaube wirklich, man 
muss dem BMG, den Mitarbeitern und allen Beteiligten, 
wie es der Kollege Hitschler getan hat, ein großes Danke-
schön sagen. Denn meiner Meinung nach, unserer Mei-
nung nach haben wir bisher vorbildlich gehandelt, sind 
gut damit umgegangen. Die Leute, die auf mich zukom-
men, sagen: Wir sehen, dass in Deutschland etwas funk-
tioniert.

(Lachen der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner ist der Kollege Dr. Georg Kippels, 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Seuchen, Epidemien, Pandemien sind seit Jahrhun-
derten die Geißeln der Menschheit. Die Liste der Krank-
heitsbilder ist lang, und sie ist vor allen Dingen – trotz 
intensivster Forschungsmaßnahmen, gerade auch aus 
Deutschland – noch lange nicht geschlossen.

Bei den Pocken ist es gelungen, durch eine systemati-
sche Bekämpfung und Impfaktion die Ausrottung herbei-
zuführen. Bei Polio sind wir auf der Zielgeraden; es wird 
möglicherweise nur noch wenige Jahre dauern, bis dieser 
Gesundheitsbefund abgeschlossen ist.

Aber die Liste verlängert sich immer wieder: SARS, 
MERS, die Schweinegrippe. Immer wieder entsteht et-
was durch die Veränderung von Genkonstellationen. 
Die Natur ist in diesem Zusammenhang außerordentlich 
erfinderisch, stellt uns vor neue Herausforderungen.

Ich glaube, es ist heute in den Redebeiträgen zunächst 
einmal ziemlich deutlich geworden, dass trotz aller theo-
retischen Vorbereitung leider immer wieder ein Überra-
schungseffekt eintreten kann. In Westafrika kam es in den 
Jahren 2014 und 2015 durch nicht funktionierende Basis-
gesundheitssysteme und eine unzureichende Diagnostik 
zu einem verheerenden Ausbruch von Ebola. Aber auch 
ganz andere Problemstellungen wie beispielsweise unzu-
reichende Kommunikation, unzureichende Diagnostik 
spielen eine Rolle dafür, ob man diesen Gefahren begeg-
nen kann oder ob dies nicht gelingt.

Mit einer gewissen Verwunderung nehme ich aller-
dings heute zur Kenntnis, dass der eine oder andere, der 
sich offensichtlich aufgrund der Aktualität jetzt mit der 
Materie „globale Gesundheit“ beschäftigt, den Eindruck 
erweckt, diese Thematik sei in der Arbeit der Bundesre-
gierung erst seit wenigen Wochen, seit Anfang Dezember 
verankert. Das ist keineswegs der Fall. Insofern, lieber 
Kollege Ullmann: Ich weiß, dass Ihr Herz als Infektio-
loge für dieses Thema brennt. Aber den Eindruck zu er-
wecken, dass wir uns seit Jahr und Tag mit der Materie 
und der Systematik nicht auseinandersetzen, spiegelt ein 
vollkommen falsches Bild wider.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Habe ich mit kei-
nem Wort gesagt! Nicht die Worte umdrehen! – 
Christian Dürr [FDP]: Von der Sache her hat 
der Kollege Ullmann aber mehr Ahnung!)

Schon bei G 7 und G 20 in der letzten Legislaturperio-
de war es der Kanzlerin zu verdanken, dass diese Thema-
tik Eingang in die Tagesordnung gefunden hat. Und unter 
Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe wurde das 
International Advisory Board on Global Health, das In-
ternationale Beratergremium zur globalen Gesundheits-
politik, unter Leitung von Ilona Kickbusch, installiert, um 
sich mit der Methodik, mit der Art und Weise der Zusam-
menarbeit und natürlich auch mit einer Verbesserung der 
Arbeitsweise der Weltgesundheitsorganisation konstruk-
tiv auseinanderzusetzen.

Es ist auch das Verdienst der Zusammenarbeit der 
Großen Koalition, dass zu Beginn dieser Legislaturperio-

de der Unterausschuss Globale Gesundheit gegründet 
wurde, dass wir seit Beginn der Legislaturperiode in un-
seren Sitzungen ununterbrochen die Themen analysieren, 
die Formate der Zusammenarbeit zusammentragen und 
dass daraus dann die entsprechenden Lehren für die Ar-
beit der Regierung gezogen werden können.

Deutlich geworden ist, glaube ich, dass eine Einzel-
leistung durch die Bundesrepublik in diesem Zusammen-
hang keinesfalls ausreichend ist, wenngleich unser Bei-
trag unverzichtbar ist und auf hohem wissenschaftlichem 
Niveau stattfindet.

Es nützt aber auch nichts, dass wir jetzt mit besonders 
aggressivem Tonfall versuchen, China auf ein Einlenken 
und auf einen besseren Informationsfluss hin zu bewe-
gen,

(Zuruf des Abg. Dr. Wieland Schinnenburg 
[FDP])

weil China schlicht und ergreifend – Kollege Henke hat 
es eben beschrieben – eine besondere Mentalität im Um-
gang mit Fehlerbewältigung hat und es eben nicht ge-
lingt, durch Druck oder durch das Aufbauen eines Drohs-
zenarios an die für uns in der Arbeit so wichtigen 
Informationen zu gelangen.

Noch heute Morgen hat Professor Wieler vom Robert- 
Koch-Institut dezidiert dargelegt, wie wichtig es ist, wis-
senschaftliche Basisinformationen zu bekommen, und es 
gibt kein einziges Sanktionsmittel der Weltgesundheits-
organisation, um diesen Prozess zu beschleunigen. Es ist 
für den Erfolg der Arbeit allerdings ungeheuer wichtig, 
dass unsere wissenschaftlichen Institutionen möglichst 
schnell an diese Informationen kommen, um durch die 
Isolierung der Viren entsprechende Untersuchungen 
durchzuführen, die Diagnostik zu verbessern, eine expli-
zit auf dieses Gesundheitsproblem ausgerichtete Thera-
pie zu konzipieren und dann natürlich auch Vorkehrungs-
maßnahmen gegen die internationale Ausbreitung zu 
ergreifen.

Ich glaube, das wichtigste Fazit dieser Aktuellen Stun-
de muss sein, dass wir in Deutschland unsere Beiträge 
hervorragend leisten, dass wir teamfähig sind, dass wir 
mit der Europäischen Union konstruktiv zusammenarbei-
ten, dass wir aber auch noch sehr viel Überzeugungs-
arbeit im internationalen Kontext leisten müssen, damit 
alle diese Herausforderung der globalen Gesundheit glei-
chermaßen zur Kenntnis nehmen und konstruktiv an der 
Lösung mitarbeiten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Kordula Schulz- 
Asche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Die letzte Rednerin in 

der Aktuellen Stunde ist die Kollegin Emmi Zeulner, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Viel zu oft schauen wir nur darauf, was nicht 
funktioniert, wo wir noch Mängel haben, wo wir noch 
Handlungsbedarf sehen. Doch gerade wenn es um den 
Umgang mit dem Coronavirus in Deutschland geht, wird 
eines klar: Unsere Strukturen und Maßnahmen funktio-
nieren – und das auch im Ausnahmefall.

Dennoch bleibt es ein Kraftakt, den die Helfer vor Ort 
in den Bundesländern in den letzten Wochen gestemmt 
haben und immer noch stemmen. Deswegen möchte ich 
allem voran den Dank an die Helfer vor Ort richten, die 
hier eine beeindruckende Arbeit leisten. Diese verdient 
unseren großen Respekt und Dank sowie unsere große 
Anerkennung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Man muss sich das einmal vorstellen: Da kommt ein 
Anruf vom Bund an den Landrat: „Wir brauchen euch 
jetzt“, und dann wird – namentlich durch unseren Landrat 
Dr. Fritz Brechtel – von null auf hundert die Lage vor Ort 
gewuppt. Innerhalb kurzer Zeit wurden eine Quarantä-
neinfrastruktur in Germersheim aufgebaut und 122 Rück-
kehrer aus China aufgenommen und versorgt – organi-
siert durch unsere Bundeswehr. Diese Zone steht unter 
der Verantwortung der Kreisverwaltung des Landrats 
und wird von 22 Helfern des Roten Kreuzes unterstützt, 
die sich zum größten Teil ehrenamtlich in Quarantäne 
begeben haben, um zu helfen, ohne zu wissen, wie lange 
diese Quarantäne andauern wird.

Im Gespräch mit dem Landrat macht dieser deutlich, 
was der Kern der guten Arbeit ist: ein fachkompetentes 
und hochengagiertes Team rund um den Amtsarzt 
Dr. Jestrabek. Der Landrat selbst beschreibt es als huma-
nitäre Selbstverständlichkeit, den Rückkehrern zu helfen. 
In jedem Wort merkt man, wie viel Engagement hier vor 
Ort vorhanden ist und mit wie viel Herz alle Beteiligten 
dabei sind.

(Thomas Hitschler [SPD]: Tolle Region!)
Der ganze Landkreis hat sich gefreut, als die Nachricht 
kam, dass bei der zweiten Testung auf das Coronavirus 
alle Tests negativ waren und es somit keinen neuen An-
steckungsfall bei den Rückkehrern und den Helfern gab.

Die Bewunderung und der Dank vonseiten der Bun-
desebene gelten der Kreisverwaltung Germersheim, der 
Stadt Germersheim, dem Roten Kreuz, der Luftwaffe, 
den Bundeswehrsoldaten vor Ort, dem THW, der Feuer-
wehr, der Polizei, den Ärzten, den Pflegekräften und allen 
Helfern, die an der Rückkehr und der aktuellen Versor-
gung beteiligt sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen ist auch klar von Bundesseite – und damit 
beschäftigt sich aktuell der Haushaltsausschuss –: Jede 
Unterstützung, die wir geben können, müssen wir geben. 
Anhand des Vorgehens des Bundesgesundheitsministe-
riums und auch des Gesundheitsministeriums in Bayern, 

das als erstes Bundesland von dem Virus betroffen war, 
zeigt sich ein hervorragendes Krisenmanagement. So-
wohl unser Bundesgesundheitsminister Jens Spahn als 
auch unsere bayerische Gesundheitsministerin Melanie 
Huml und ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben 
von Anfang an die richtigen Maßnahmen in die Wege 
geleitet und dadurch eine Verbreitung wie in China bisher 
verhindern können. Gerade auch die Maßnahmen, die auf 
Länderebene ergriffen wurden, tragen hier zum Erhalt der 
gesicherten Lage bei.

Besonders hervorzuheben ist hier zum Beispiel die 
Spezialeinheit Task-Force Infektiologie, die in Bayern 
eingesetzt wird. Sie verfügt über jahrelange Erfahrung, 
ist jederzeit einsatzbereit und am Bayerischen Landesamt 
für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, LGL, ange-
siedelt. Die Task-Force kümmert sich unter anderem um 
die Identifikation und Betreuung möglicher Kontaktper-
sonen von Coronavirusfällen. Mit dem LGL haben wir 
eine sehr gute Stelle, die das Ausbruchsgeschehen in 
Bayern leitet und überwacht. Erprobte Alarmpläne wer-
den angewendet und sichern eine zügige Kommunikation 
der Akteure.

Auch das Robert-Koch-Institut – das wurde mehrmals 
erwähnt – unterstützt hier mit einem Team. Auch diese 
Zusammenarbeit zwischen Land und Bund funktioniert 
reibungslos und im Sinne der Sicherheit der Bevölke-
rung.

Aufklärung durch Transparenz schafft eine direkte 
Hotline des Landesamts und auch des Bundesgesund-
heitsministeriums, bei der die Bürger sich jederzeit infor-
mieren und Fragen stellen können. Auch die Informatio-
nen wissenschaftlicher Arbeit sind selbstverständlich auf 
der Homepage des Robert-Koch-Instituts und geben Un-
terstützung.

Neben den kurzfristigen Maßnahmen zeigt sich aber 
auch in den langfristigen Maßnahmen und Ankündigun-
gen die Stärke unseres Systems. Wir lernen aus Krisen 
und sind bereit, die Strukturen zu verbessern. So hat unser 
Bundesgesundheitsminister bereits angekündigt, dass 
man sich im Nachgang noch einmal ganz genau an-
schauen wird, wo wir im Infektionsschutzgesetz nachjus-
tieren müssen, um die Verantwortlichkeiten und damit 
auch die Lasten besser zu verteilen. Wir als Parlament 
werden ihn dabei unterstützen.

Es lässt sich also festhalten: Wenn alle Ebenen – Kom-
mune, Land, Bund, Europa und die Weltgemeinschaft – 
mit Herz, Verstand und kühlem Kopf zusammenarbeiten, 
meistern wir auch Ausnahmesituationen zum Wohle der 
Menschen in unserem Land. Wir werden nicht müde, an 
weiteren Verbesserungen zu arbeiten.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Kollegin Emmi Zeulner. – Wir sind am 

Ende der Aktuellen Stunde.
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Ich unterbreche jetzt die Sitzung bis 16.30 Uhr. Wir 
machen 16.30 Uhr pünktlich mit Tagesordnungspunkt 3 
weiter.

(Unterbrechung von 16.21 bis 16.30 Uhr)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir setzen die unter-
brochene Sitzung fort. Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 
auf:

Vereinbarte Debatte

40 Jahre Nord-Süd-Bericht – Mit Entwick-
lungspolitik Zukunft gestalten

Es ist eine Aussprache von 60 Minuten beschlossen 
worden.

Es beginnt mit seiner Rede der Bundesminister 
Dr. Gerd Müller. Herr Minister, das Mikrofon ist für Sie 
freigeschaltet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Gerd Müller, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Nord- 
Süd-Bericht von Willy Brandt ist ein Schlüsseldokument 
globaler Entwicklung. Das Überleben sichern – eine 
Welt: Mit diesem Titel leitete Willy Brandt einen Para-
digmenwechsel in der internationalen Politik ein. Es ging 
nicht mehr um Entwicklungshilfe der Industrieländer, 
sondern um eine Politik und Bedingungen des gemein-
samen Überlebens. Willy Brandt entwickelte eine Strate-
gie zur Gestaltung der Globalisierung. Man bedenke: Das 
war 1980, vor 40 Jahren. Ich erinnere mich. Das war 
damals unser Einstieg in die Politik.

Ich zitiere aus der Einleitung Willy Brandts zum Nord- 
Süd-Bericht:

Ob es uns passt oder nicht: Wir sehen uns mehr und 
mehr Problemen gegenüber, welche die Menschheit 
insgesamt angehen, so dass folglich auch die Lösun-
gen hierfür in steigendem Maße internationalisiert 
werden müssen. Die Globalisierung von Gefahren 
und Herausforderungen – Krieg, Chaos, Selbstzer-
störung – erfordert eine Art „Weltinnenpolitik“, die 
über den Horizont von Kirchtürmen, aber auch na-
tionale Grenzen weit hinausreicht. Dies vollzieht 
sich bisher nur im Schneckentempo.

Zitat Ende. Willy Brandt: Einleitung des Nord-Süd-Be-
richtes.

Willy Brandt wollte den Nord-Süd-Ausgleich voran-
bringen. Die Einleitungsworte von Willy Brandt könnten 
und müssten heute zum Beispiel bei der Münchner Si-
cherheitskonferenz oder hier im Plenum Leitschnur sein.

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Für die Regierung müsste das Leit-
schnur sein!)

Meine Damen und Herren, deswegen freue ich mich, dass 
ich hier als Auftaktredner sprechen darf.

So beauftragte Willy Brandt Minister Erhard Eppler 
bereits 1971 mit der Vorlage einer ersten entwicklungs-
politischen Konzeption der Bundesregierung. Erhard 
Eppler war ein Vordenker deutscher Entwicklungspolitik.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Uwe 
Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Seine Anstöße sind auch für mich bis heute grundlegend 
für die deutsche Entwicklungspolitik. Ich hatte vor sei-
nem Tod Gott sei Dank Kontakt mit ihm. Es ist mir als 
derzeitigem deutschen Entwicklungsminister sehr wich-
tig, ihm als langjährigem Entwicklungsminister ein eh-
rendes Gedenken, Respekt und Anerkennung des Parla-
ments zu erweisen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Der Nord-Süd-Bericht machte klar: Um Überleben zu 
sichern, geht es um eine stärkere Integration der armen 
Länder in die Weltwirtschaft – das liegt alles 40 Jahre 
zurück! –, es geht gleichwertig um ein stärkeres finanz-
ielles Engagement der reichen Nationen. Die Ausgaben 
für Entwicklung – so steht es im Nord-Süd-Bericht – 
sollten bis 1985 auf 0,7 Prozent des Bruttonationalein-
kommens steigen – 0,7 Prozent bis 1985 – und bis 2000 
auf 1 Prozent. Das war damals, vor 40 Jahren, die Vor-
gabe. Wenn die Unterstützung in diesen Feldern, auch die 
politische Unterstützung, auch noch heute genauso stark 
wäre wie diejenige in anderen Feldern – ich nenne die 
Verteidigungspolitik –, dann hätten wir das 1-Prozent- 
Ziel längst erreicht.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Volker 
Kauder [CDU/CSU])

Willy Brandt forderte – ich zitiere ihn –, weniger Geld 
für Rüstung und deutlich mehr für Entwicklung auszu-
geben.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Helin 
Evrim Sommer [DIE LINKE]: Genau so ist 
es!)

Denn für ihn war Entwicklungspolitik Friedenspolitik. 
Ich zitiere: „Wo Hunger herrscht, ist auf Dauer kein Frie-
de.“ So Willy Brandt in seiner Rede 1973 vor den UN. 
Wissen Sie, ich komme gerade aus dem Sudan und war 
im Nordosten Nigerias. Dort herrscht Hunger, und das ist 
der Auslöser für Bürgerkrieg, für Terror, für Instabilität. 
Wie recht Willy Brandt doch hatte und hat!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN – Dr. Christoph Hoffmann [FDP]: 
Das war noch eine Führungsperson!)

Sein Nord-Süd-Engagement entfaltete nachhaltige Wir-
kung. Es folgte die von Olof Palme geleitete Unabhängi-
ge Kommission für Abrüstungs- und Sicherheitsfragen, 
und es folgte die Weltkommission für Umwelt und Ent-
wicklung mit dem sogenannten Brundtland-Bericht.

40 Jahre sind seitdem vergangen. Die weltweite Bilanz 
heute ist leider ernüchternd. Die Ausbeutung von Mensch 
und Natur in globalen Lieferketten geht weiter. Heute vor 
einer Woche, am Mittwoch, stand ich im Nigerdelta: Tau-
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sende von Hektar verseuchte Mangroven, verseuchte Bö-
den. Dort beginnt die Lieferkette Öl. Wenn Sie in 
Deutschland, etwa in Berlin, an die Tankstelle fahren, 
wollen Sie solche Verhältnisse nicht am Anfang, an der 
Quelle der Ölausbeutung.

75 Millionen Kinder arbeiten heute für uns in Minen, 
auf Plantagen, in der Textilwirtschaft. Die Rüstungsaus-
gaben steigen weltweit – entgegen dem, was Willy 
Brandt damals als Ziel hatte –, zwischenzeitlich auf 
1 700 Milliarden. Die Ausgaben für Entwicklungszusam-
menarbeit stagnieren bei weltweit 170 Milliarden. 1 : 10 
beträgt dieses Missverhältnis, das es zu ändern gilt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ja, 40 Jahre später steigt die Zahl der Hungernden 
wieder an.

All dies muss uns motivieren. Wir alle, meine Damen 
und Herren, sind gefordert, den Kampf gegen Hunger und 
Armut, für Frieden und Gerechtigkeit im Sinne von Willy 
Brandt, Erhard Eppler, Gro Harlem Brundtland, Olof Pal-
me als moralische, politische und menschliche Verpflich-
tung ein Leben lang zum Grundanliegen unserer Politik 
zu machen.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN und des Abg. 
Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner ist für die Fraktion der AfD der 

Kollege Dietmar Friedhoff.

(Beifall bei der AfD)

Dietmar Friedhoff (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Zuschauer auf der Tribüne! Es geht um 
40 Jahre Nord-Süd-Kommission, 40 Jahre Brandt-Brief – 
nicht zu verwechseln mit Brandmauer. Willy Brandt hatte 
die Kinder und ihre Zukunft im Blick, als er 1977 begann, 
sein Team und die Inhalte für diese Kommission zusam-
menzustellen. Ich war damals elf Jahre alt und bin eines 
dieser Kinder. Und ich stelle fest: Nach 60 Jahren fehl-
geleiteter Entwicklungspolitik ein weiterer Versuch, die 
Welt, die Kulturen und ihre Menschen zu verstehen, zu 
verbiegen und anzupassen.

(Matern von Marschall [CDU/CSU]: Oje!)

Grund des Scheiterns sind die falsche Sicht, die falsche 
Brille und falsche Annahmen.

Zur Anpassung. „Anpassung“ ist ein Wort für die Na-
tur, die es immer wieder schafft, sich neu zu sortieren und 
damit überlebensfähig zu machen. In der Geschwindig-
keit unterscheidet das die Natur vom Menschen, dessen 
Eigen es ist, einen freien Willen, eine freie Identität und 
einen freien Glauben zu haben sowie kulturelle Eigen-
heiten, die bei aller Gleichheit Ungleichheit schaffen. 

Und genau diese Punkte sind es, die den Menschen in 
Obhut nehmen und eben nicht gleichsetzen lassen.

Deswegen hat die Nord-Süd-Kommission 40 Jahre 
versucht, eine Anpassung zu schaffen, die gar nicht zu 
erreichen ist. Man war durchdrungen von guten Gedan-
ken, aber es reichte wieder einmal nicht zur Lösung, weil 
es eben keine allumfassende Lösung gibt. Und immer 
wieder bleiben die Fragen: Anpassung an wen, an was 
und vor allen Dingen warum?

Afrika ist und bleibt ein Kontinent mit eigener Identi-
tät, eigener Sinnhaftigkeit und eigener Natürlichkeit, in 
Grenzen gezwungen durch westlichen Formungswahn, 
der Afrika in keiner Weise gerecht wird. Afrika erlebt 
im Zuge eines Helferleintums und Fremdbestimmungs-
wahns Ausbeutung, Terror und Bevölkerungswachstum 
wie nie und damit einhergehend Ungleichheit, Armut 
und Umweltzerstörung wie nie.

Was wir wirklich brauchen, wären Einsicht und 
Weitsicht und ein sofortiges Beenden einer Entwick-
lungshilfeindustrie, die sich selbst erhält.

(Beifall bei der AfD)

Afrika braucht eine ernstgemeinte wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit, gerade auch im deutschen Interesse. Wer 
Afrika wirklich fördern will, wer Afrika wirklich auf 
einen besseren Weg der Nachhaltigkeit und Teilhabe 
bringen will, dem muss klar sein: Afrika ist Afrika und 
nicht Europa.

(Nezahat Baradari [SPD]: Was heißt das?)

Wir müssen, sollten und wollen alles tun, die Afrikaner 
auf ihrem eigenen afrikanischen Weg – der afrikanischen 
Agenda 2063 – zu unterstützen.

(Marianne Schieder [SPD]: Aber die deutschen 
Autos sollen sie schon kaufen, oder?)

Werte Kollegen, wir schauen doch gerne nach Afrika 
und prangern die demokratischen Missverhältnisse zum 
Beispiel in Eritrea und in Ägypten an, erkennen verlie-
hene Preise ab und erkennen Teilhabende nicht als Preis-
träger an. Lassen Sie uns doch mal in uns gehen. Können 
wir als Deutschland es wagen, Demokratie und Opposi-
tion im Ausland zu fordern, wenn unser eigener moral-
ischer Kompass, egal wo man steht, immer nach links 
zeigen muss, um zum Ziel zu kommen?

(Beifall bei der AfD – Lachen bei der SPD – 
Marianne Schieder [SPD]: Ja, rechts ist auf je-
den Fall schlecht!)

Nehmen wir als Beispiel doch mal Thüringen.

(Dr. Christoph Hoffmann [FDP]: Da hat Ent-
wicklungspolitik versagt in Thüringen!)

Da wird demokratisch gewählt, und die deutsche Kanz-
lerin sagt – ich zitiere –: Dieser Vorgang ist unverzeihlich, 
und das Ergebnis muss rückgängig gemacht werden.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wer hat-
te da 31 Prozent? Wer hatte 5,2 Prozent? Nur so 
als Nachfrage!)

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 145. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. Februar 2020                                                                                                                                                                                             18099 

Bundesminister Dr. Gerd Müller 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Die anderen Parteien rufen auf, eine Brandmauer inner-
halb eines frei gewählten Parlamentes aufzubauen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sagen 
Sie mal was zum Thema! – Stefan Liebich 
[DIE LINKE]: Falsche Rede dabei!)

In vielerlei Hinsicht haben wir es wirklich geschafft, 
40 Jahre nach Willy Brandts Nord-Süd-Kommission sel-
ber zum förderungsfähigen politischen Entwicklungsland 
zu werden.

(Zuruf von der SPD: Der arme Willy Brandt!)
Im Übrigen war Willy Brandt immer bemüht, Mauern 
einzureißen, weil er immer für Offenheit und Dialog 
war, auf Augenhöhe. Leider fehlt uns das mittlerweile 
in unserer eigenen Demokratie.

(Marianne Schieder [SPD]: Der hätte alles ge-
tan, um Sie zu bekämpfen, und zwar mit allen 
Mitteln! – Gegenruf des Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: Allerdings! Und 
womit? Mit Recht!)

Wer es verpasst, ergebnisoffen mit Respekt und Würde 
miteinander zu reden – das betrifft uns alle hier im Haus, 
ausnahmslos –, sollte nochmals über Demokratiever-
ständnis, im wahrsten Sinne des Wortes, nachdenken.

(Beifall bei der AfD)
Übrigens: Wer Brandmauern willentlich aufstellt, soll-

te sich genau überlegen, ob er auch auf der richtigen Seite 
steht. Wer hingegen Afrika und Deutschland in Einklang 
bringen will, braucht nicht nur Verstand, sondern auch 
Herz, Respekt für Afrika und Liebe zu Deutschland.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Gabriela 

Heinrich, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Gabriela Heinrich (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! „Das Überleben sichern“: Der Nord-Süd-Re-
port – der Brandt-Report – hat vor 40 Jahren viele Men-
schen mobilisiert. Dieser Anspruch – jedes Land hat das 
Recht, sich zu entwickeln –, diese Idee von globaler 
Solidarität und von Frieden – das faszinierte damals. 
Viele engagierten sich dann auch in diversen entwick-
lungspolitischen Initiativen.

(Beifall bei der SPD)
Schon vor 40 Jahren hat man gewusst: Wer die Heraus-
forderungen dieser einen Welt meistern will, der kommt 
um globale Solidarität nicht herum. Die funktioniert aber 
nur durch internationale Zusammenarbeit aller Staaten.

Der Nord-Süd-Bericht nahm vieles von dem vorweg, 
was wir heute als SDGs kennen, die 17 Nachhaltigkeits-
ziele der Vereinten Nationen. Diese Ziele gelten für Nord 
und für Süd. Sie sind gleichermaßen Aufgabe für Indust-

rieländer, für Schwellenländer und Entwicklungsländer. 
Und nur wenn wir diese Ziele gemeinsam erreichen, kann 
es uns gelingen, dass alle Menschen ein Leben in Würde 
führen können unter der Bewahrung der natürlichen Le-
bensgrundlagen.

(Beifall bei der SPD)
Meine Damen und Herren, die treibenden Kräfte der 

Globalisierung können wir nicht alleine – national – zäh-
men, und die negativen Auswirkungen betreffen uns alle: 
Umweltzerstörung und Klimawandel, zügellose Finanz-
märkte und hemmungslose Börsenspekulationen auch 
mit Nahrungsmitteln, das Gegeneinander-Ausspielen 
von Arbeitskräften weltweit mit der Folge rücksichtsloser 
Ausbeutung und Lohnsenkung.

Das heißt aber auch, dass der Wandel zuerst bei uns 
selber anfangen muss. Wir brauchen entschlossenes Han-
deln, damit die SDGs noch stärker Leitlinie der Politik in 
Deutschland werden, bei uns zum Beispiel im Bereich 
Armutsbekämpfung und Armutsprävention, bei Bildung 
und Gleichstellung der Geschlechter und natürlich beim 
Klimawandel. Und unsere Politik darf die nachhaltige 
Entwicklung in anderen Ländern nicht gefährden. Wir 
brauchen gute und faire Handelsabkommen

(Beifall bei der SPD)
zur Gestaltung der Globalisierung; Verträge, die Umwelt-
schutz, Klimaschutz, Arbeits- und Sozialstandards, 
Gleichstellung und Menschenrechte nicht nur festschrei-
ben, sondern auch wirkungsvoll um- und durchsetzen 
können.

(Beifall des Abg. Dr. Sascha Raabe [SPD])
Ein wichtiger Teil, die SDGs zu fördern, muss ein 

ambitioniertes Lieferkettengesetz werden. Für deutsche 
Unternehmen muss es selbstverständlich sein, dass die 
Menschen, die in den Entwicklungsländern für sie produ-
zieren, von ihrer Arbeit leben können und dass die Um-
weltstandards eingehalten werden. Dieser Verantwortung 
sind sich viele Unternehmen durchaus bewusst, und sie 
befürworten auch eine gesetzliche Regelung. Denn es 
darf kein Wettbewerbsvorteil sein, Menschen in Entwick-
lungsländern auszubeuten.

Ich freue mich jetzt auf den Gesetzentwurf von Ar-
beitsminister Hubertus Heil in Zusammenarbeit mit Ent-
wicklungsminister Gerd Müller. Herr Minister, vielleicht 
darf ich das sagen: Wir freuen uns als SPD, dass Willy 
Brandt und Erhard Eppler Ihnen als Vorbild für Ihre Ent-
wicklungspolitik dienen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Helin 
Evrim Sommer [DIE LINKE])

Nachhaltige Entwicklung zu fördern, heißt auch, Frie-
den, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit weltweit zu un-
terstützen. Das ist Teil sowohl unserer Entwicklungszu-
sammenarbeit als auch unserer Außenpolitik, und dafür 
suchen wir weltweit Verbündete. Entwicklung hat nur 
eine Chance, wenn Konflikte befriedet statt immer wie-
der angeheizt werden. Deswegen haben wir auch die 
Politischen Grundsätze für Rüstungsexporte geschärft 
und als SPD-Bundestagsfraktion ein Positionspapier vor-
gelegt, um Waffenexporte einzuschränken.
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Sehr geehrte Damen und Herren, der vollständige Titel 
des Nord-Süd-Berichts lautete: „Das Überleben sichern. 
Gemeinsame Interessen der Industrie- und Entwicklungs-
länder“. Das – das wissen wir alle – ist aktueller denn je: 
Die Klimakatastrophe können wir nur gemeinsam auf-
halten, für das Artensterben und die Vermüllung der Mee-
re gilt das gleichermaßen, und es gilt natürlich auch für 
Krisen und Konflikte. Diese Herausforderungen gemein-
sam anzugehen, dafür steht der Nord-Süd-Bericht, dafür 
stehen die SDGs. Für uns als SPD sind die SDGs auch so 
etwas wie „social democratic goals“, sozialdemokrati-
sche Ziele für eine nachhaltige Entwicklung weltweit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matern 
von Marschall [CDU/CSU])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Dr. Christoph Hoffmann.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Herr Präsident! Herr Minister! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Kollegen! Liebe Zuhörer auf den 
Rängen! Vor 40 Jahren hat Altkanzler Willy Brandt den 
Nord-Süd-Bericht den Vereinten Nationen vorgelegt. Der 
Bericht forderte unter der Überschrift „Das Überleben 
sichern“ ein stärkeres finanzielles Engagement von den 
Industrieländern. Zur damaligen Zeit hieß der Entwick-
lungsminister Rainer Offergeld, SPD, späterer OB in Lör-
rach in meinem Wahlkreis und jetzt Ehrenbürger dort, 
weil er auch dort gute Entwicklungsarbeit geleistet hat.

Populisten behaupten heute – wir haben es gerade wie-
der gehört –, die Entwicklungshilfe würde verschwendet, 
sie würde nichts erreichen. Aber das Gegenteil ist richtig.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Matern von Marschall 
[CDU/CSU])

Die Entwicklungsarbeit hat vieles geschafft, aber nicht 
nur mithilfe staatlicher Mittel, sondern vor allem wegen 
vieler privater Initiativen, Spenden und Organisationen. 
In Deutschland werden jährlich ungefähr 10 Milliarden 
Euro von privaten Bürgern für die Entwicklungszusam-
menarbeit gespendet; das ist genauso viel, wie der Staat 
gibt. Ihnen möchte ich heute an dieser Stelle dafür ganz 
herzlich danken.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Die staatliche Entwicklungspolitik hat allerdings auch 
die Illusion genährt, dass staatliche finanzielle Mittel die-
se Welt retten könnten. Es ist ein paternalistischer 
Wunsch, der letztlich aber ein bisschen realitätsfern ist. 
Für die immensen Herausforderungen der Entwicklung 
im globalen Süden braucht es Trillionen. Nein, nur die 
Menschen und die Staaten selbst können mithilfe einer 
sozialen Marktwirtschaft und guter Regierungsführung 
sich zum Wohlstand bewegen. Zwingende Rahmenbedin-
gungen dafür sind Freiheit, Rechtsstaatlichkeit, Eigen-

tumsgarantie, Demokratie, Meinungsfreiheit, kurz ge-
sagt: wirtschaftliche und persönliche Freiheiten und 
Garantien.

(Beifall bei der FDP – Ottmar von Holtz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Und globale 
Machtverhältnisse!)

Deshalb muss auch die Despotenhilfe in der Entwick-
lungszusammenarbeit, also Entwicklungsgelder für des-
potische Regimes zum Beispiel in Kamerun und Brasi-
lien, aufhören, Herr Minister, um nur zwei Beispiele zu 
nennen.

Leider ist es in der deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit nach wie vor das wichtigste Credo, das Geld aus-
zugeben. Der Mittelabfluss wird also gewürdigt, aber die 
Ergebnisse vor Ort, am Boden, werden zu wenig gewür-
digt oder analysiert. Das führt dann eben auch zu Miss-
verständnissen in der Bevölkerung.

Ein Beispiel. Wir geben 375 Millionen Euro für die 
Sonderinitiative „EINEWELT ohne Hunger“ aus; das 
wird bejubelt – zu Recht. Im September 2019 bittet die 
FAO, die Weltorganisation für Nahrung und Landwirt-
schaft, um 2 Millionen US-Dollar, um eine Heuschre-
ckenplage zu bekämpfen. Nur 2 Millionen! Da hat die 
Bundesregierung nicht reagiert. Die Heuschrecken ver-
mehren sich weiter ungestört. Im November waren es 
dann schon 6 Millionen, die die FAO brauchte, und im 
Januar dieses Jahres waren 75 Millionen nötig, um die 
Heuschreckenplage zu bekämpfen. Und es passierte ein-
fach nichts.

Das heißt, wir produzieren eine Hungerkatastrophe 
und hätten diese mit 2 Millionen US-Dollar eigentlich 
verhindern können. Das ist weder effizient noch vertret-
bar in der Entwicklungszusammenarbeit hier in diesem 
Hause.

(Beifall bei der FDP)

Die Entwicklungspolitik ist auch viel zu viel auf innen-
politische Wirkung angelegt. So wurde der Haushalt des 
Entwicklungsministeriums mit dem Credo „Migration 
verhindern“ – das ist ein innenpolitisches Argument – 
aufgefüllt. Man erfand den Marshallplan mit Afrika und 
unzählige weitere Initiativen, die alle gut gemeint sind.

Das jüngste Beispiel unseres Ministers ist eine neue 
Strategie für den Sahel – mal eben so am Rande. Er will 
ein Aussteigerprogramm für die Terroristen von Boko 
Haram auflegen. Ich zitiere aus der „Berliner Morgen-
post“ vom 7. Februar 2020:

Ich werde ein Aussteigerprogramm auflegen, um 
Waffen einzusammeln und ihnen eine echte Alter-
native zu geben mit Cash for Work, beruflicher Aus-
bildung und langfristigen Jobs.

Das ist sicherlich gut gemeint, aber es ist geradezu eine 
Fata Morgana für die Wähler in Deutschland unter der 
Verkennung der Realitäten von Volkswirtschaft, dynami-
scher Bevölkerungsentwicklung und dem afrikanischen 
Kontinent. Es ist bestenfalls eine gut gemeinte Selbst-
überforderung.
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(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Volker 
Münz [AfD])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege, denken Sie an Ihre Redezeit.

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Noch ein Satz. Gute Regierungsführung und Investi-

tionen schreiben die Erfolgsgeschichte von Staaten. Neh-
men wir zum Beispiel Thailand: 1980 hatte Thailand ein 
Pro-Kopf-Einkommen von 700 Dollar. Sie haben es in 
40 Jahren verzehnfacht. Also: Investitionen der privaten 
Wirtschaft und gute Rahmenbedingungen lösen die Pro-
bleme.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Helin Evrim 

Sommer für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Helin Evrim Sommer (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ver-

ehrte Gäste! Wir feiern heute das 40. Jubiläum des Be-
richts der Nord-Süd-Kommission. Willy Brandt war da-
mals deren Vorsitzender. Und so feiern wir nicht nur den 
Geburtstag des Berichts, sondern würdigen damit einen 
Politiker für seinen politischen Scharfsinn und seinen 
Weitblick, und das über die Parteigrenzen hinweg.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD sowie 
des Abg. Olaf in der Beek [FDP])

Die von Willy Brandt verfasste Einleitung zum Nord- 
Süd-Bericht gibt einen authentischen Einblick in das 
Denken des Friedenspolitikers. Der Bericht ist eine Auf-
forderung zum politischen Handeln. Er benennt die zent-
ralen Bedingungen und die globalen Zusammenhänge, 
die für das Überleben der Menschheit notwendig sind. 
Mehr geht nicht.

Aber was würde Willy Brandt sehen, wenn er heute die 
Ergebnisse seines Nord-Süd-Berichts betrachten könnte? 
Fast nichts.

(Marianne Schieder [SPD]: Na ja! Das ist auch 
eine Demagogie!)

- „Fast nichts“, habe ich gesagt.

Meine Damen und Herren, liebe Bundesregierung, ich 
will kurz drei Punkte ansprechen.

Erstens. Den Anteil der öffentlichen Entwicklungsgel-
der sollten wir endlich auf 0,7 Prozent des Bruttonationa-
leinkommens anheben –

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

das ist übrigens die Vorgabe der Vereinten Nationen –, 
das haben wir nämlich in fast 50 Jahren immer noch nicht 
erreicht. Die Bundesregierung frisiert die eigenen Zahlen 

ganz geschickt: Sie rechnet die Kosten für die Unterbrin-
gung von Geflüchteten in die Entwicklungsausgaben mit 
ein und feiert sich dafür ab, dass sie näher an die 0,7- 
Prozent-Quote rankommt.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Sie zitieren unsere 
Kleine Anfrage!)

Tatsächlich bedeutet das aber, dass das reiche Deutsch-
land zeitweilig selbst der größte Empfänger von deut-
schen Entwicklungsgeldern ist. Wie absurd ist das bitte 
schön?

(Beifall bei der LINKEN – Markus Frohnmaier 
[AfD]: Laut Ihnen sind wir das ärmste Indust-
rieland!)

Punkt zwei. Wir Linke fordern, dass mindestens 
0,2 Prozent des Bruttonationaleinkommens für die armen 
Länder bereitgestellt werden. Dass die unterstützt werden 
sollten, ist sogar inzwischen der Bundesregierung aufge-
fallen. Die Armut südlich des Äquators will sie bekämp-
fen, auch um die Migrationsbewegung zu stoppen. Das 
wäre eigentlich eine tolle Idee, nur kürzt die Koalition 
gleichzeitig die Mittel für die ärmsten Länder, die soge-
nannten LDC.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Zwei Drittel von 
deren Staatsausgaben werden aus deutschen 
Entwicklungsleistungen getragen!)

Das ist paradox, und das konnte mir auch noch keiner aus 
der GroKo erklären.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Anteil der Gelder für die LDC in der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit liegt jetzt schon unter 
10 Prozent. Die Bundesregierung arbeitet stattdessen 
mit privilegierten Reformpartnern, eine beschönigende 
Umschreibung für das, was das tatsächlich heißt: Staaten, 
die sich kooperativ zeigen bei der Migrationsabwehr und 
dem Grenzmanagement, bekommen mehr Unterstützung. 
Auf der anderen Seite fallen nicht privilegierte ärmere 
Partnerländer einfach hinten runter. Das sind aber aus-
gerechnet diejenigen, die am stärksten unsere Unterstüt-
zung brauchen.

Drittens. Wir Linke fordern deutlich mehr Geld für die 
zivile Konfliktbearbeitung und Konfliktprävention.

(Beifall bei der LINKEN)

Und was macht die Bundesregierung? Sie will die fried-
liche Entwicklung fördern, wie sie sagt. „Prima, ganz in 
unserem Sinne“, denken sich zum Beispiel die Mitglieder 
der Parlamentarischen Versammlung der Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, OSZE, 
und merken dann: Ein einziger Eurofighter kostet mehr, 
als die Organisation für ihren Haushalt pro Jahr zur Ver-
fügung hat. Das ist ein Rohrkrepierer und keine Friedens-
politik, liebe Koalition.

(Beifall bei der LINKEN)

Mehr Geld für Entwicklungszusammenarbeit oder 
mehr Geld für Verteidigung? Das ist eine einfache Frage, 
die sich hier stellt. Was jetzt benötigt wird, ist der poli-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 145. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. Februar 2020                              18102 

Dr. Christoph Hoffmann 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



tische Wille. Die SPD hat es selbst in der Hand und muss 
sich wieder auf ihre Wurzeln als Friedenspartei besinnen.

(Beifall bei der LINKEN)
Denn wie Willy Brandt schon im Nord-Süd-Bericht rich-
tig erkannte: „Entwicklungspolitik von heute ist die Frie-
denspolitik von morgen.“

In diesem Sinne: Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner: für Bündnis 90/Die Grünen der 

Kollege Uwe Kekeritz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich 

freue mich auch sehr darüber, dass das Thema Nord-Süd- 
Bericht heute auf der Agenda steht. Das geschieht sicher-
lich auch in der Anerkennung der persönlichen Leistun-
gen der Person Willy Brandts. Sein Bericht, der Brandt- 
Bericht, wird zu Recht zu den bahnbrechenden Weltbe-
richten zur globalen Entwicklung gezählt. Er ist ein intel-
lektueller Meilenstein und ein Schlüsseldokument der 
internationalen Politik und könnte auch heute noch in 
vielerlei Hinsicht als ein politisches Lehrbuch gewertet 
werden. Herr Müller hat ja gesagt: Die Regierung wird 
demnächst mehr und mehr in dieses Buch reinschauen.

Die heutige globale Situation zeigt uns, wie weitsichtig 
dieser Bericht eigentlich war. Klimawandel, Erderwär-
mung, Aufrüstung, Verarmung und Reichtumskonzentra-
tion, alles in noch nie dagewesenem Ausmaße, und genau 
davor warnt der Bericht. Dieser Bericht sollte von uns als 
ein Vermächtnis begriffen werden, das uns einen klaren 
Handlungsauftrag erteilt. In der Nachschau wirkt der Be-
richt wie der Gegenentwurf zum Marktfundamentalismus 
der 80er- und 90er-Jahre. Diese Jahre waren für den glo-
balen Süden düster, und zwar sehr düster. Ich erinnere nur 
an die damalige Schuldenkrise. Die lateinamerikanischen 
Staaten waren die ersten, die die bitteren Pillen des Inter-
nationalen Währungsfonds in Form von Strukturanpas-
sungsmaßnahmen verschrieben bekommen hatten. Für 
sie war es ein Desaster. Die verschuldeten Staaten sollten 
glauben, dass der freie Markt alles richten, der Trickle- 
down-Effekt Armut bekämpfen und das Privat-vor-Staat- 
Dogma zu einer nachhaltigen Entwicklung und zu inklu-
sivem Wachstum führen würde – heute wie damals 
schlicht Unsinn.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Heute ist die weltweite Verschuldung der Staaten auf 
einem historischen Rekordniveau, und wir sind da nicht 
vorbereitet. Wir haben immer noch kein Staateninsol-
venzverfahren.

Auch das Wiederaufflammen der Ideologie des Wa-
shington Consensus mit den einfältigen Investitionsini-
tiativen, den erzwungenen Marktöffnungen oder auch 
mit der europäischen Handelspolitik, die Ökologie und 
Menschenrechte weit aufs Abstellgleis stellen, gefährdet 

die dringend nötige soziale und ökologische Transforma-
tion.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir brauchen eine Gemeinwohlökonomie und keine 

stoische Wachstumsideologie. Dann würden sich Investi-
tionen auch als sinnvoll erweisen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Der Nord-Süd-Bericht forderte damals zu Recht eine 
Weltinnenpolitik, und er forderte auch strukturelle Verän-
derungen. Zu den strukturellen Veränderungen wissen 
wir, dass diese Regierung nichts davon hält. Im Gegen-
teil: Sie blockiert national, auf EU- und auf UN-Ebene. 
Und nicht nur im Agrar- und im Handelsbereich wären 
strukturelle Änderungen dringend nötig. So wäre zum 
Beispiel das Lieferkettengesetz unbedingt notwendig. 
Es müsste schon längst da sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Eva-Maria Schreiber [DIE 
LINKE])

Es wird aber vom Kanzleramt und auch vom Wirtschafts-
minister torpediert.

Das damalige Einfordern einer Weltinnenpolitik hat 
Größe und Weitsicht bewiesen. Wir können an diesem 
Punkt, 40 Jahre später, sogar tatsächlich einen kleinen 
Erfolg vorweisen. Dieser Erfolg besteht leider nur in 
internationalen Verträgen, die allerdings der Umsetzung 
harren. Die Agenda 2030 und das Klimaabkommen von 
Paris sind Zeugnisse einer neuen Weltinnenpolitik, und 
sie beinhalten den Auftrag, Hunger und Armut weltweit 
abzubauen, Wohlstand gerechter zu verteilen und so zu 
wirtschaften, dass unsere Lebensgrundlagen erhalten 
bleiben. Allerdings wird diese Regierung dem Auftrag 
und ihrem eigenen Anspruch bei Weitem nicht gerecht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Die Regierung verwechselt den Begriff „Weltinnenpo-
litik“ immer mit innenpolitisch getriebener Weltpolitik. 
Das ist aber etwas ganz anderes. So wird zum Beispiel 
Entwicklungspolitik zur Außenwirtschaftsförderung, zur 
Migrationskontrolle oder zur Grenzsicherung weitgehend 
zweckentfremdet.

(Johannes Selle [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
alles gar nicht!)

Genau das widerspricht der Idee Willy Brandts.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Willy Brandt hat die dramatischen Folgen des Kalten 
Krieges und eines unsinnigen Wettrüstens stets verurteilt. 
Ich möchte ihn an dieser Stelle zitieren. Willy Brandt 
sagte:

Es kann sehr wohl sein, längst dabei sind, uns zu 
Tode zu rüsten … Nur langsam wird den Menschen 
klar, welche Aussichten sich eröffnen könnten, 
wenn es gelänge, auch nur einen Teil der unproduk-
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tiven Ausgaben für Waffen in produktive Aufwen-
dungen für Entwicklung umzulenken.

(Dr. Christoph Hoffmann [FDP]: Aber trotz-
dem geht es heute allen besser!)

40 Jahre müssten für solch einen Erkenntnisgewinn 
reichen. Stattdessen eifert diese Regierung blindlinks 
dem 2-Prozent-NATO-Ziel nach und verbucht Rüstungs-
exporte in Rekordhöhe – ein Offenbarungseid. Und der 
SPD sei gesagt: Wenn Willy das wüsste, was würde er 
von dieser SPD halten?

Herr Präsident, ich möchte aber hoffnungsvoll 
schließen. Denn tatsächlich glaube ich, wie es Brandt 
selbst formulierte, dass Probleme, die von Menschen ge-
schaffen wurden, auch von Menschen gelöst werden kön-
nen. Es braucht nur den ehrlichen politischen Willen und 
Mut dazu. „Das Überleben sichern“, so der Titel des Rep-
orts, verlangt eben politischen Willen und Mut. Beides 
sehe ich in der Koalition und in dieser Regierung nicht 
ausreichend vorhanden.

Ich danke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner ist der Kollege Matern von 

Marschall, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Matern von Marschall (CDU/CSU):
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Es ist gewissermaßen eine historische De-
batte. Wir denken 40 Jahre zurück. Wir denken an den 
wichtigen Impuls – das ist ausgeführt worden –, den 
Willy Brandt gegeben hat. Vielleicht noch ein paar Jahre 
zurück: in das Jahr 1973. Willy Brandt war Kanzler. Zu 
diesem Zeitpunkt ist Deutschland in die Vereinten Natio-
nen aufgenommen worden. Es ist ein ganz bedeutender 
Zeitpunkt gewesen. Er hat damals – ich zitiere – gesagt: 
„Wir sind … gekommen, um … weltpolitische Mitver-
antwortung zu übernehmen.“ Über diesen langen Prozess 
auf einem Weg Deutschlands, weltpolitische Verantwor-
tung zu übernehmen, können wir in diesem Jahr, in dem 
wir 30 Jahre Wiedervereinigung feiern, noch einmal neu 
nachdenken. Aber der erste Impuls, den Willy Brandt 
1973 bei der Aufnahme Deutschlands in die UN gegeben 
hat, ist sehr wichtig.

Diesen Impuls für diesen Nord-Süd-Bericht, über den 
wir noch sprechen werden, hat der Weltbankpräsident 
gegeben. Ich weiß nicht genau, ob erinnerlich ist, wer 
damals der Weltbankpräsident war: Robert McNamara, 
der vorherige amerikanische Verteidigungsminister, der 
eine sehr schwierige und natürlich auch sehr schwere 
Verantwortung im Vietnam-Krieg getragen hatte, sich 
dieser Verantwortung nicht mehr gewachsen zeigte, zu-
rücktrat und später Weltbankpräsident wurde und eine 
ganz andere Perspektive hinsichtlich der Verantwortung 
für die Entwicklung der Welt hatte. Unter verschiedenen 
Staatsmännern führte es dann Willy Brandt, den damali-

gen Altkanzler, an die Spitze dieser Gruppe, die inter-
national zusammengesetzt war.

Heute – darauf ist hingewiesen worden – haben wir 
einen wirklichen Paradigmenwechsel. Wenn wir von 
dem Begriff, um den es geht, „Nord-Süd-Bericht“ reden, 
dann sieht man daran, dass wir von einer zweigeteilten 
Welt sprechen, von einer Welt, die in Nord und in Süd, in 
Arme und in Reiche zerfällt und die auch noch so be-
griffen worden ist. Das ist heute mit dem, was wir in 
den globalen Nachhaltigkeitszielen verabreden, nämlich 
eine Begegnung auf Augenhöhe, eine wechselseitige Ver-
antwortung füreinander, ein ganz neues Modell. Ich bin 
sehr dankbar, dass sich Deutschland diesen globalen 
Nachhaltigkeitszielen mit großem Engagement, lieber 
Minister Müller, stellt und dass wir versuchen, diese an-
spruchsvolle Agenda mit der Verantwortung, die wir hier 
in Deutschland haben, auch umzusetzen.

Dazu gehört auch ein Bekenntnis zu den Klimaschutz-
zielen, die ein wesentlicher Teil der internationalen Zu-
sammenarbeit sind. In unserem Ministerium macht der 
globale Klimaschutz einen ganz beträchtlichen Anteil 
der Investitionen aus.

Wenn ich von Investitionen spreche – darauf ist von-
seiten der Liberalen hingewiesen worden –, dann sollten 
wir noch einmal deutlich machen, worum es uns eigent-
lich geht. Wir haben – es ist sehr viel Negatives gesagt 
worden – in diesen 40 Jahren Großes erreicht. Die abso-
lute Armut auf der Welt ist unglaublich stark zurückge-
gangen. Wir hatten im Jahr 1980  4,5 Milliarden Men-
schen und fast 2 Milliarden davon in absoluter Armut. 
Bei einer jetzt auf 7,5, 7,7 Milliarden Menschen angestie-
genen Bevölkerung ist der Anteil der in absoluter Armut 
lebenden Menschen dramatisch zurückgegangen. Es sind 
nur noch 700 Millionen Menschen. Wir haben also die 
Zahl absolut verringert, mehr als halbiert, prozentual sind 
es überhaupt nur noch 10 Prozent der Menschen. Das ist 
ein gewaltiger Erfolg. Insofern sollten wir dankbar sein 
für diesen Impuls von 1980 und auch einmal positiv über 
das sprechen, was wir erreicht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Das gilt übrigens auch für viele andere Bereiche. Ich 

nenne nur einen Bereich, über den wir vorhin debattiert 
haben: die Gesundheit. Auch die Sterblichkeit von Kin-
dern ist ganz stark zurückgegangen, hat sich in dieser Zeit 
halbiert. Auch das ist ein Riesenerfolg.

Die Sache ist schwierig – deswegen muss man auch 
differenziert schauen –, wenn man den Blick auf Afrika 
richtet. Wir haben einen wahnsinnigen Erfolg, eine wahn-
sinnige Entwicklung in Asien, in China, in Indien, in 
Südostasien erlebt. Große Mittelschichten sind entstan-
den. Afrika – das muss man sagen – ist unser Sorgenkind. 
Deswegen muss unser Augenmerk auch auf Afrika ge-
richtet sein. Das tut auch Herr Minister Müller. Da geht es 
genau um zwei Dinge. Da geht es zum einen um die 
Verbesserung in der Regierungsführung, auf Englisch 
Good Governance. Das heißt, wir müssen die Staaten, 
die dazu gewillt sind, ertüchtigen, gegen Korruption 
und für gute Regierungsführung zu arbeiten. Dabei unter-
stützen wir sie, vor allen Dingen mit unserer GIZ. Das 
heißt auch, dass Staaten sich selbst in die Lage versetzen, 
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Steuern in ihren Ländern zu erheben, um so einigermaßen 
auf eigenen Füßen zu stehen, was ihre Finanzkraft an-
geht.

Dann geht es zum anderen darum – das sollte die Folge 
von Bemühungen um Good Governance sein –, dass wir 
die Investitionsbedingungen in den betreffenden Ländern 
verbessern, sodass unsere Unternehmen Lust und Rechts-
sicherheit haben, dort zu investieren. Was die Menschen 
dort brauchen, das sind Jobs, das sind Arbeitsplätze. Wir 
sollten die Begegnung mit den Menschen in Afrika, mit 
den Staatenlenkern auf Augenhöhe suchen. Wenn wir das 
gemeinsam tun – die EU und die Afrikanische Union –, 
dann bin ich positiv gestimmt, dass wir in Zukunft unsere 
Zusammenarbeit auf einen guten Weg bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zum Abschluss will ich noch einen wichtigen Punkt 

ansprechen. All das ginge nicht ohne Engagement, ohne 
Engagement von Zivilgesellschaft, von Kirchen und vor 
allen Dingen von jungen Menschen, die in der Begeg-
nung auf diesem Erdball voneinander lernen. Wenn ich 
an die vielen „weltwärts“-Programme denke, die stark 
auch von kirchlichen Einrichtungen getragen werden 
und durch die junge Menschen in die Welt hinaus gesandt 
werden, wo sie in der Begegnung mit anderen jungen 
Menschen auf der ganzen Welt voneinander lernen und 
die sie auch zu uns holen, sodass junge Menschen aus 
anderen Ländern hier bei uns lernen können, dann stelle 
ich fest, dass wir der wirklichen Bedeutung der globalen 
Nachhaltigkeitsziele nahekommen, nämlich einer ge-
meinsamen Entwicklung in wechselseitiger Verantwor-
tung auf Augenhöhe.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Herr Kollege von Marschall. – Der 

nächste Redner ist der Kollege Markus Frohnmaier, 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Markus Frohnmaier (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Vor genau 40 Jahren forderte Willy Brandt im Nord- 
Süd-Bericht die Einführung einer globalen Steuer für 
Industrieländer. Durch eine globale Umverteilung von 
Geld sollte der Norden für den Süden bezahlen. Damit 
wurde der Grundstein für die Probleme der deutschen 
Entwicklungspolitik gelegt.

(Beifall bei der AfD)
Keine Hilfe zur Selbsthilfe, keine Unterstützung der Ei-
genverantwortlichkeit, stattdessen ewige Alimentation! 
Heute gibt es zwar keine bedingungslose Umverteilung-
steuer. Dafür gibt es aber häufig eine Entwicklungshilfe 
ohne Bedingungen. Heute feiern wir nicht nur 40 Jahre 
Nord-Süd-Bericht. Heute feiern wir 40 Jahre Entwick-
lungshilfe mit der Gießkanne. Wir feiern, dass von 
84 Empfängerländern deutscher Entwicklungshilfe 

„nur“ 70 hochgradig korrupt sind. Eine schöne Leistung, 
Herr Minister Müller!

(Beifall bei der AfD)

Heute feiern wir auch die Bundeskanzlerin, die 1 Mil-
liarde Euro deutsches Steuergeld an Indien verschenkt, 
Indien, eine Wirtschaftsmacht mit eigenem Raumfahrt-
programm. Wir feiern heute auch die kreativen Program-
me von Entwicklungsminister Müller. Wenige Bürger 
wissen, dass Minister Müller durch die tatkräftige Unter-
stützung von Germany’s-Next-Topmodel-Kandidatinnen 
überlebenswichtige Projekte wie gendersensible Männer-
arbeit in Nicaragua oder mobile Trainingszentren für Fri-
seurinnen in Kooperation mit L’Oréal Paris auf Kosten 
des Steuerzahlers finanziert. Vom Nord-Süd-Bericht über 
die Millenniumsziele bis zur Agenda 2030 zieht sich eine 
rote Linie: Umverteilung, Umverteilung, Umverteilung!

(Beifall bei der AfD – Ottmar von Holtz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Keine Ah-
nung! Redet von etwas, was er nicht kennt!)

Linke weiße Männer mittleren Alters möchten die gan-
ze Welt zwangsbeglücken. Dabei helfen sie den Entwick-
lungsländern nicht, sondern fördern nur Korruption und 
Abhängigkeit. Was würde den Entwicklungsländern 
wirklich helfen?

Erstens: Keine Entwicklungshilfe mehr für potente 
Wirtschaftsmächte wie China und Indien!

(Beifall bei der AfD)

Wir müssen die Zahl der Partnerländer reduzieren und 
uns auf die ärmsten Länder der Welt konzentrieren.

Zweitens. Stoppen Sie endlich die Bevölkerungsexplo-
sion in Afrika!

(Beifall bei der AfD – Uwe Kekeritz [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie sollen wir das 
machen?)

Auf die ungezügelte Geburtenrate in Entwicklungslän-
dern hinzuweisen, ist kein Rassismus.

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Frohnmaier, wie machen wir das?)

Das ist eine der größten Herausforderungen unserer Zeit.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: In Deutschland wollen Sie die 
Geburtenrate anheben! Das ist doch völkischer 
Unsinn erster Ordnung!)

Drittens: Die Abwanderung junger Männer aus den 
Entwicklungsländern stoppen! Das geht nur mit robustem 
Grenzschutz

(Marianne Schieder [SPD]: Ach Gott, ach 
Gott!)

und keinen Wassertaxen im Mittelmeer.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner ist der Kollege Dr. Sascha Raabe, 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Sascha Raabe (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Wir reden heute über den Nord-Süd-Bericht von 
Willy Brandt aus dem Jahr 1980, der am 12. Februar vor-
gelegt wurde. Daraus wurde schon oft zitiert. Willy 
Brandt hat gesagt:

Wo Hunger herrscht, kann Friede nicht Bestand ha-
ben. Wer den Krieg ächten will, muß auch die Mas-
senarmut bannen.

Im moralischen Sinn macht es keinen Unterschied, 
ob ein Mensch im Krieg getötet wird oder durch die 
Gleichgültigkeit anderer zum Hungertod verurteilt 
ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, angesichts 
von fast 20 000 Menschen, die pro Tag an Hunger und 
Armut sterben müssen, werde ich jetzt nicht auf meinen 
Vorredner eingehen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

weil ich der Meinung bin, dass man Willy Brandts Satz 
abwandeln könnte – Herr Frohnmaier, Sie sind doch 
schon so lange mit uns im Ausschuss –: Wo Dummheit 
und Ignoranz herrschen, haben Argumente keinen Be-
stand. – Deswegen nützt es gar nichts, mit Ihnen darüber 
zu reden.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU und der FDP – 
Rüdiger Lucassen [AfD]: Wahnsinnsargu-
ment!)

Sie sprechen angesichts von Menschen, die ertrinken, 
von Wassertaxen, die über das Meer fahren, und behaup-
ten immer wieder, wir würden an China und an Indien 
Entwicklungsgelder geben,

(Markus Frohnmaier [AfD]: Machen wir 
doch!)

obwohl wir Ihnen im Ausschuss schon hundertmal erklärt 
haben, dass das nicht stimmt. Ich sage es noch einmal für 
die Öffentlichkeit – nicht wegen Ihnen –: Nein, es gibt 
keine Entwicklungszusammenarbeit mit China,

(Markus Frohnmaier [AfD]: Zinsvergünstigte 
Kredite!)

für die Steuergelder eingesetzt werden, und auch in In-
dien sind es in der Regel Kredite

(Markus Frohnmaier [AfD]: Ja!)
für Projekte im Bereich der erneuerbaren Energien, die 
zurückgezahlt werden müssen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Den 
Unterschied kennt er nicht!)

Natürlich werden wir weiterhin mit globalen Partnern 
zusammenarbeiten, damit wir das Klima schützen kön-
nen. Aber wir helfen nicht mit Steuergeldern, sondern mit 
Know-how-Transfer oder, wenn überhaupt, mit Krediten, 
die zurückgezahlt werden müssen.

(Ulli Nissen [SPD]: Genau!)
Die Kolleginnen und Kollegen wissen das – Sie wollen es 
nicht wissen. Aber ich wollte es einmal gesagt haben.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin froh, dass es uns, anders als denen rechts außen, 
nicht gleichgültig ist, ob Menschen den Hungertod ster-
ben.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Haben wir doch 
gar nicht gesagt!)

Sie kennen mich – ich bin seit 2002 im Parlament –: Ich 
hätte mir auch gewünscht, dass wir das, was Willy Brandt 
1980 wollte, nämlich, wie Herr Minister Müller es auch 
schon gesagt hat, eine ODA-Quote von 0,7 Prozent bis 
1985, schon früher erreicht hätten. Es ist aber auch wahr, 
dass der Etat des Entwicklungsministeriums, nachdem 
wir unter Entwicklungsminister Niebel die berühmte Nie-
bel-Delle hatten und der Entwicklungsetat vier Jahre 
stagniert hatte,

(Ulli Nissen [SPD]: War das der mit dem Tep-
pich?)

bei etwa 6 Milliarden Euro lag, als die SPD zusammen 
mit der CDU/CSU an die Regierung gekommen ist.

Jetzt sind wir bei fast 11 Milliarden Euro. Wir haben 
die ODA-Mittel allein in den letzten drei Jahren um je-
weils 1 Milliarde Euro erhöht, also dreimal hintereinan-
der gesteigert. Ich finde, das ist etwas, worauf wir stolz 
sein können. Aber es geht nicht darum, dass wir stolz 
sind, vielmehr haben wir damit ganz vielen Menschen 
geholfen

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Stefinger [CDU/CSU])

und haben auch Menschen vor dem Hungertod gerettet, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

Das machen wir nicht allein aus einer humanitären 
Verantwortung heraus – das würde schon reichen –, son-
dern es ist das, was Willy Brandt gesagt hat: Es geht auch 
um gemeinsame Interessen. – Er hat 1980 schon erkannt, 
dass wir nur so unsere natürlichen Ressourcen schützen 
können, dass wir auch ökonomisch ein Interesse daran 
haben müssen – das steht da wörtlich drin –, dass die 
Kaufkraft in den Entwicklungsländern steigt und sie ei-
nen größeren Anteil am Weltmarkt haben. Er hat auch 
gesagt: Höhere Löhne in den Entwicklungsländern helfen 
auch uns, helfen dabei, auch hier Arbeitsplätze zu si-
chern. Denn wenn Menschen auch von uns etwas kaufen 
können, hilft das auch hier bei der Sicherung von Arbeits-
plätzen. Deswegen geht es nicht nur darum, dass wir 
helfen wollen, sondern es ist in unserem gegenseitigen 
Interesse, die Globalisierung fair zu gestalten. Deswegen 
brauchen wir in der Tat auch ein Lieferkettengesetz, das 
jetzt schnell kommen muss.
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Wir haben gerade in diesen Tagen die Diskussion über 
das Durchführungsgesetz zur EU-Konfliktminerale-Ver-
ordnung. Wir Sozialdemokraten können stolz darauf sein, 
dass wir es waren, die am Ende mit Wirtschaftsminister 
Gabriel in Brüssel dafür gesorgt haben, dass es erstmals 
eine verpflichtende Regelung gibt. Unternehmen müssen 
jetzt verantwortlich nachweisen, dass nicht mehr mit Kin-
derhänden blutig in Minen geschuftet wird, und das ist 
auch gut, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)
Das müssen wir jetzt in einem Lieferkettengesetz auf 

alle Bereiche ausweiten. Ich bin Gerd Müller und 
Hubertus Heil sehr dankbar, dass sie das voranbringen. 
Aber ich sage auch: Es darf nicht sein, dass Peter 
Altmaier, dass das Wirtschaftsministerium gemeinsam 
mit Funktionären vom BDI versucht, die Regeln aufzu-
weichen und am Ende das Gesetz immer weiter nach 
hinten zu schieben.

Ehrbare Unternehmer – es gibt Gott sei Dank viel mehr 
verantwortungsvolle Unternehmer als schwarze Schafe – 
wollen die gleichen Wettbewerbsbedingungen haben.

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD] und Uwe 
Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wenn sie sich fair verhalten, wollen sie auch verbindliche 
Regelungen. Deswegen brauchen wir gesetzlich ver-
pflichtende Regeln. Es muss selbstverständlich sein, dass 
es keine Ausbeutung durch Kinderarbeit und keine 
Zwangsarbeit gibt. Das ist eine Frage, die eigentlich 
längst überfällig ist. Es ist doch klar, dass so etwas auch 
gesetzlich geregelt werden muss.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

In diesem Sinne: Willy Brandt, du hast recht gehabt. 
Wir werden das jetzt umsetzen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Martin 
Patzelt [CDU/CSU])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der Kollege Till Mansmann ist der nächste Redner für 

die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Till Mansmann (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Vor 40 Jahren wurde unter Willy Brandt 
die Entwicklungszusammenarbeit global neu definiert. 
Wo stehen wir heute, gerade vor dem Hintergrund der 
Erkenntnis der gemeinsamen Interessen? Die OECD 
und die Welthandels- und Entwicklungskonferenz UN-
CTAD schätzen, dass jedes Jahr weltweit mehr als 
2 000 Milliarden US-Dollar gebraucht werden, um die 
nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten Nationen, 
die Agenda 2030, zu erreichen.

Bei der UN-Konferenz für Entwicklungsfinanzierung 
im Sommer 2015 in Addis Abeba haben die weltweiten 
Entwicklungsbanken dafür das Schlagwort „From Bil-

lions to Trillions“ geprägt. Es geht also nicht mehr nur 
um ein paar Milliarden Euro oder Dollar, es geht um 
Tausende Milliarden. Nur einen Bruchteil davon können 
wir aus staatlichen Mitteln aufbringen.

Lieber Kollege Uwe Kekeritz, man muss einfach se-
hen, dass die Summen nicht ausreichen, die wir als Staa-
ten alleine zur Verfügung stellen können. Es gehört zu 
unseren ganz wesentlichen Aufgaben, diese Mittel zu 
hebeln und bei der freien Wirtschaft für Investitionen zu 
werben und den Staaten zu helfen, entsprechende Rah-
menbedingungen aufzubauen, die eine freie Entfaltung 
der Kräfte in ihren Ländern ermöglichen.

(Beifall bei der FDP)

Denn auch das ist eine Erfahrung der letzten 40 Jahre: 
In dieser zurückliegenden Zeit ist es uns weltweit viel-
fach gelungen, die schlimmste Armut massiv zurückzu-
drängen und die wachsenden Gesellschaften auf eine hö-
here Lebensqualität zu heben. Weltweit sinkt die 
Kindersterblichkeit und steigt die durchschnittliche Le-
benserwartung. Ich danke dem Kollegen Matern von 
Marschall für die entsprechenden Hinweise. Wir müssen 
aber erkennen, dass dies vor allem da der Fall war, wo 
sich freie Märkte mit rechtstaatlicher Setzung der Rah-
menbedingungen entwickeln konnten.

(Beifall bei der FDP)

Wir sollten beim Rückblick auf 40 Jahre der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit bei allen Erfolgen auch 
kritisch prüfen, was wir besser machen können. Dort, 
wo staatliche Willkür, schlechte Regierungsführung, 
Planwirtschaft und Korruption herrschen, geht es vielen, 
vielen Menschen weltweit weiter schlecht. Dort versi-
ckert investiertes Geld in den falschen Taschen. Wir müs-
sen Druck aufbauen im Interesse der Menschen dort. Es 
ist wirklich eine spannende Frage der nächsten Monate, 
ob ein Lieferkettengesetz oder vielleicht auch Freihan-
delsabkommen nicht die besseren Instrumente auf dem 
Weg dahin sind.

(Zuruf von der FDP: Ja!)

Aber wie sieht es bei uns aus, was die Entwicklungs-
zusammenarbeit angeht? Heute ist die deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit auf 15 Ministerien verstreut. Die 
Reibungsverluste, vor allem zwischen Entwicklungsmi-
nisterium und Auswärtigem Amt, sind inzwischen leider 
traurige Tradition.

(Beifall bei der FDP)

Wir fordern immer multilaterale Zusammenarbeit, haben 
aber unsere eigenen nationalen Strukturen noch nicht 
wirklich im Griff.

Vielleicht noch ein letzter Hinweis: Es liegt endlich ein 
Entwurf der viel diskutierten Länderliste vor – wir haben 
jetzt ganz viel über andere Kontinente gesprochen –; dort 
sind auch europäische Länder drauf. Ich will nur darauf 
hinweisen, gerade als Mitglied der Parlamentariergruppe 
Südkaukasus: Armenien ist dort zum Beispiel als ein 
Land gelistet, das wir nicht mehr direkt unterstützen wol-
len. Das ist eigentlich traurig, weil gerade in diesem Land 
wichtige demokratische Entwicklungen stattgefunden ha-
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ben. Auch auf solche Länder sollten wir bei unserer Ar-
beit schauen.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank. – Der Kollege Dr. Wolfgang Stefinger 

hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Wolfgang Stefinger (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In dieser Debatte ist schon sehr viel gesagt 
worden, doch der Grundtenor vieler Reden, insbesondere 
der Opposition, war – das muss man ehrlich sagen – doch 
eher negativ. Von daher möchte ich den Blick auf den 
Chancenkontinent Afrika richten.

Ich bin davon überzeugt, dass unser Nachbarkontinent 
Afrika wirklich herausragende Chancen bietet. Die Be-
völkerung Afrikas orientiert sich, so wie ich sie kennen-
gelernt habe, sehr stark an Europa. Die Afrikanische 
Union ist nach dem Vorbild der Europäischen Union ge-
gründet worden. Man versucht, mit Freihandel, mit Han-
delsabkommen, mit freien Handelswegen innerhalb des 
Kontinents zu arbeiten – nach dem Vorbild Europas.

Selbstverständlich brauchen viele Staaten Unterstüt-
zung; selbstverständlich haben viele Länder mit dem Be-
völkerungswachstum zu kämpfen. Das kann ich hier kri-
tisieren und bedauern, oder ich kann versuchen, den 
Menschen durch Aufstiegsmöglichkeiten, durch Bildung, 
durch gesicherte Einkommen Hoffnung und Perspektive 
zu bieten. Wenn wir uns beispielsweise Äthiopien an-
schauen, dann sehen wir, welch positive Auswirkungen 
Bildung auf die Bevölkerungsentwicklung hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich möchte heute den Blick vor allem auf die Chancen 

lenken, die Afrika für die Wirtschaft bietet, und zwar für 
die afrikanische Wirtschaft, aber auch für unsere Wirt-
schaft; das wird nämlich häufig vergessen. Ich darf darauf 
hinweisen, dass es in Afrika 600 Millionen Haushalte 
gibt, die bis heute keine einzige Steckdose haben. Sollten 
die Afrikaner in den nächsten Jahren diesen Bedarf an 
Energie mit Kohlekraftwerken decken wollen, dann brau-
chen wir uns über die Klimaziele überhaupt nicht mehr zu 
unterhalten. Hier ist doch unser Know-how, das deutsche 
Know-how gefordert, um die Energieversorgung auf er-
neuerbare Energieträger umzustellen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Christoph Hoffmann [FDP])

Wir haben die große Chance – das ist auch eine Chance 
für die deutsche Autoindustrie –, grüne Energie in Afrika 
auf den Weg zu bringen. Ich denke an Ethanol und Was-
serstoff. Ich bin unserem Entwicklungsminister Gerd 
Müller, unserem Verkehrsminister Andi Scheuer und 
auch der Bildungsministerin Anja Karliczek sehr dankbar 
dafür, dass sie eine Wasserstoffinitiative aufgelegt haben, 
mit der wir versuchen, diesen Bereich zu unterstützen und 

zu fördern; denn viele afrikanische Staaten haben die 
große Chance, in Zukunft Energielieferant der Industrie-
staaten zu werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen Afrika 
beim Thema Klimawandel, aber nicht nur Afrika, son-
dern auch Indien, China, Russland und viele andere Län-
der. Man kann den Klimawandel natürlich bedauern, man 
kann auch dagegen demonstrieren, aber wichtig ist, dass 
wir mit Forschung und Innovationen Lösungen entwi-
ckeln, und zwar gemeinsam mit Afrika. Welcher Konti-
nent ist denn inzwischen am stärksten vom Klimawandel 
betroffen? Afrika. – Da können wir sehr viel lernen. Die-
ses Know-how sollten wir nutzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen die Part-
nerschaften mit Unternehmen erleichtern. Diesbezüglich 
sind viele Initiativen angestoßen worden. Wir haben ei-
nen Wirtschaftsinvestitionsfonds aufgesetzt. Wir wollen 
die Ausbildung unterstützen, und zwar nicht nur die glo-
balen Bildungspartnerschaften, sondern wir versuchen 
auch, mit unserem Know-how im Bereich der beruflichen 
Bildung voranzugehen, mit unserer Initiative für Jobs und 
Bildung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen die Be-
ziehungen zu unserem Nachbarkontinent insgesamt auf 
eine neue Grundlage stellen. Deswegen bin ich dankbar 
für die vielen Afrika-Gipfel, die bereits stattgefunden 
haben. Wir müssen dabei auch über Absatzmärkte für 
Afrika in Europa sprechen. Wir müssen über faire Han-
delsbeziehungen sprechen. Wir müssen auch über unsere 
Verantwortung – das ist schon angesprochen worden – in 
den globalen Lieferketten sprechen. Selbstverständlich 
müssen wir auch über die Verantwortung der einzelnen 
Länder sprechen.

Deswegen ist der Reformansatz von Gerd Müller sehr 
richtig. Wir brauchen einen Pakt zwischen Europa und 
Afrika, der erstens Armut und Hunger bekämpft, sich 
zweitens dem Thema „Lebensgrundlagen und Klima“ 
widmet, drittens den fairen Handel auf eine neue Grund-
lage stellt und viertens das Thema „Sicherheit und Migra-
tion“ angeht.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Kollege Stefinger. – Die letzte Rednerin 

zu diesem Tagesordnungspunkt ist die Kollegin Heike 
Baehrens, SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Heike Baehrens (SPD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Mit 

Erlaubnis des Präsidenten zitiere ich noch einmal Willy 
Brandt: Im moralischen Sinn macht es keinen Unter-
schied, ob ein Mensch im Krieg getötet oder durch 
Gleichgültigkeit anderer zum Hungertod verurteilt wird.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, es darf uns nicht 
gleichgültig sein, wenn Menschen sterben, weil sie zu 
arm sind, um einen Arzt aufzusuchen, weil das Medika-
ment, das geholfen hätte, zu teuer ist – oder es wegen 
mangelnder Renditeerwartung gar nicht entwickelt wur-
de –, es darf uns nicht gleichgültig sein, wenn Menschen 
sterben, weil es dort, wo sie leben, schlicht keine medi-
zinische Versorgung gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Ungefähr die Hälfte der Weltbevölkerung hat keinen an-
gemessenen Zugang zu Gesundheitsversorgung. Was 
Willy Brandt schon vor über 40 Jahren erkannte: In der 
einen Welt können wir das gemeinsame Überleben nur 
sichern, wenn wir erträgliche und würdevolle Lebensbe-
dingungen für alle Menschen herstellen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Darum wurde schon im Jahr 1948 in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte verankert: Gesundheit 
ist ein Menschenrecht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Gesundheit ist auch notwendige Voraussetzung für gu-
te Entwicklung; denn nur gesunde Menschen können ler-
nen, können ihre Fähigkeiten und Talente einsetzen, eine 
Arbeit ausüben, mit der sie ihre Familie ernähren können. 
Dass wir das Nachhaltigkeitsziel 3 – Gesundheit und 
Wohlergehen für alle – politisch stark machen, ist darum 
für Staaten des globalen Südens von elementarer Bedeu-
tung.

(Beifall bei der SPD)

Willy Brandt wollte die Nord-Süd-Beziehungen neu 
ausrichten auf der Grundlage gemeinsamer Interessen 
und gleicher Rechte für Industrie- wie Entwicklungslän-
der. Auch Gesundheit ist ein gemeinsames Interesse aller 
Staaten. Das Menschenrecht auf Gesundheit ist die Basis 
für ein faires und partnerschaftliches Handeln im inter-
nationalen Feld. Vor diesem Hintergrund sollte insbeson-
dere die Partnerschaft mit der Afrikanischen Union ver-
stärkt auch zur Kooperation im Bereich der globalen 
Gesundheitspolitik genutzt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Darum, Herr Minister Müller, verfolgen wir als SPD 
im Moment sehr aufmerksam die Pläne im BMZ, Ge-
sundheit ausschließlich als Thema der multilateralen Zu-
sammenarbeit zu definieren. Als SPD-Bundestagsfrak-
tion ist uns wichtig, dass die erfolgreichen Projekte der 
bilateralen Zusammenarbeit im Gesundheitssektor wei-
tergeführt werden können. Wir erkennen sehr wohl die 
Chancen, die in einer Neuausrichtung liegen können. Im 
Sinne des Global Action Plan müssen und wollen wir 
unsere Anstrengungen bündeln und aufeinander abstim-
men. Insbesondere bei der Stärkung der Gesundheitssys-
teme sind noch größere Anstrengungen nötig; das habe 
ich vorhin in der Aktuellen Stunde am Beispiel des Co-
ronavirus auch schon deutlich machen können.

Zum Schluss, Herr Präsident, will ich noch eine Replik 
auf den grünen Redner vorhin loswerden: Wir als SPD 
werden weiterhin mit Mut und politischem Willen auf die 
Erreichung der SDGs hinarbeiten. Denn 40 Jahre nach 
dem Nord-Süd-Bericht sind eben 10 Jahre vor 2030, 
dem Zeitpunkt, wo wir die 17 Nachhaltigkeitsziele er-
reicht haben wollen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin.

Ich schließe die Aussprache zum Tagesordnungs-
punkt 3 und rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Rüdiger 
Lucassen, René Springer, Gerold Otten, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Abstimmung über die Beteiligung deutscher 
Streitkräfte an der NATO-Battlegroup im 
Rahmen der Enhanced Forward Presence im 
Deutschen Bundestag

Drucksache 19/17095

Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten be-
schlossen worden.

Wenn Sie sich jetzt entschließen könnten, sich entwe-
der hinzusetzen oder den Saal zu verlassen, könnte ich die 
Aussprache eröffnen.

Ich eröffne die Aussprache. Der erste Redner ist der 
Kollege Rüdiger Lucassen, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Rüdiger Lucassen (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeordnete! Der Antrag 

der AfD will mehr Parlament und weniger Direktive 
durch die Bundesregierung, mehr Gewissensentschei-
dung und weniger Fraktionszwang. Der Antrag der AfD 
will die Rolle des Bundestages beim Einsatz unserer 
Streitkräfte stärken.

Der Einsatz der Bundeswehr im Rahmen der Enhanced 
Forward Presence ist keine Kleinigkeit, kein simpler Ver-
waltungsakt, keine geringfügige Gesetzesänderung. Wir 
reden hier über die höchste Verantwortung der Politik: 
den Einsatz von jungen Männern und Frauen unserer 
Bundeswehr, die ihre Gesundheit und in letzter Konse-
quenz ihr Leben riskieren.

Die Entsendung deutscher Truppen ins Baltikum geht 
aber auch weit über die Verantwortung der Politik für das 
Leben unserer Soldaten hinaus. Wir sprechen hier über 
eine Entscheidung der Bundesregierung von höchster si-
cherheitspolitischer Tragweite; denn die Stationierung 
deutscher Panzergrenadiere kurz vor der russischen 
Grenze hat enorme Auswirkungen auf die Beziehungen 
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Deutschlands und des gesamten Westens zur Russischen 
Föderation.

(Beifall bei der AfD)

Da die Bundesregierung diesen Militäreinsatz bis heute 
mit keinen vertrauensbildenden Maßnahmen flankiert, ist 
das deutsch-russische Verhältnis dadurch schlechter statt 
besser und sicherer geworden.

Die AfD will, dass Einsätze der Bundeswehr von sol-
cher Tragweite zukünftig vom deutschen Parlament über-
prüft und kontrolliert werden können.

(Beifall bei der AfD)

Die AfD steht zur Bundeswehr als Parlamentsarmee.

Meine Damen und Herren, der EFP-Einsatz der Bun-
deswehr in Litauen zeigt eine große militärische 
Unwucht auf, ein grobes Missverhältnis zwischen den 
mandatierten Einsätzen und dieser sogenannten einsatz-
gleichen Verpflichtung:

Gleich im Anschluss wird der Bundestag über den Ein-
satz im Südsudan debattieren. Dort sind aktuell 13 Solda-
ten stationiert. Ihre Hauptaufgabe: beobachten und An-
sprechpartner sein. Morgen das Gleiche mit dem Einsatz 
im nördlichen Sudan! Dort sind lediglich vier deutsche 
Soldaten stationiert. Insgesamt debattiert der Deutsche 
Bundestag volle drei Stunden über diese zwei Kleinstein-
sätze mit 17 Soldaten, und er stimmt im Anschluss darü-
ber ab. Das ist Parlamentskontrolle. In Litauen sind aber 
über 600 deutsche Soldaten mit Schützenpanzern und 
Kampfpanzern stationiert, und der Bundestag kann dies 
lediglich zur Kenntnis nehmen. Das ist nicht in Ordnung.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der CDU/ 
CSU: Verfassungsrang!)

Der Einsatz in Litauen hat im schlimmsten Fall das 
Potenzial, die NATO in einen Krieg mit Russland zu ver-
wickeln.

(Dr. Marcus Faber [FDP]: Das ist Bündnisge-
biet!)

Strategen sprechen von einer Stolperdrahtfunktion durch 
die eingesetzten Kräfte. Wer die parlamentarische Kon-
trollfunktion respektiert, der bringt einen solchen Einsatz 
zur Abstimmung.

(Beifall bei der AfD)

Ich möchte hier ausdrücklich nicht über Sinn oder Un-
sinn des Bundeswehreinsatzes im Baltikum sprechen.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber das wäre schon mal spannend, zu 
hören, was Sie dazu denken! Sind Sie dafür 
oder dagegen? – Jürgen Hardt [CDU/CSU]: 
Das ist eine ausgesprochen NATO-kritische 
Position hier!)

Ich möchte, dass unser Parlament die Möglichkeit zur 
Entscheidung darüber erhält.

Meine Damen und Herren, seit einigen Tagen diskutie-
ren die Parteien in Deutschland hitzig, teilweise hyste-

risch über die Rolle von Parlamenten und die Rechte 
von Abgeordneten.

(Elisabeth Motschmann [CDU/CSU]: Aller-
dings!)

Wir sehen eine hasserfüllte Welle der Diffamierung des 
politischen Gegners.

(Dr. Marcus Faber [FDP]: In Litauen?)
Und wir erlebten einen einmaligen Angriff der Bundes-
kanzlerin auf die Unabhängigkeit eines deutschen Lan-
desparlaments.

(Beifall bei der AfD – Jürgen Hardt [CDU/ 
CSU]: Wollen Sie da die NATO schicken, oder 
was? – Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Einen Kandidaten aufstellen und mit keiner 
Stimme wählen! Das ist wohl ernsthaft nicht 
zu diskutieren!)

Sehr geehrte Kollegen von CDU bis Linkspartei,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: „Links-
partei“ heißen wir schon seit 13 Jahren nicht 
mehr!)

Demokrat ist man nicht, weil man sich so nennt. Bestes 
Beispiel ist die DDR, die Deutsche Demokratische Re-
publik. Demokrat ist man, wenn man Entscheidungen zur 
Abstimmung bringt und das Ergebnis akzeptiert.

(Christian Dürr [FDP]: Demokrat ist man, 
wenn man einen eigenen Kandidaten aufstellt 
und dann nicht wählt? Was ist das denn für ein 
Gaga-Quatsch!)

Wer dem vorliegenden Antrag auf Abstimmung über den 
Einsatz der Bundeswehr in Litauen zustimmt, stärkt die 
Rechte des Bundestages, bringt Sicherheitspolitik ins 
Parlament –

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege, kommen Sie zum Ende.

Rüdiger Lucassen (AfD):
– und handelt als echter Demokrat.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Das Wort hat für die CDU/CSU-Fraktion der Kollege 

Roderich Kiesewetter.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ist 

es nicht absurd, vom Thema abzuweichen, hier einen An-
trag einzubringen und dann gar nicht darüber zu reden?

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, genauso absurd ist 
es, in Ihrem Antrag die erweiterte NATO-Präsenz anzu-
führen und als Provokation Russlands zu erwähnen, in-
dem man russische Sprache verwendet, ohne diesen rus-
sischen Vorwurf einzuordnen. Und: Es ist absurd, 
Luftraumverletzungen verharmlosend als „Zwischenfäl-
le“ zu bezeichnen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Allein aus diesen Gründen können wir diesem Antrag 
nicht zustimmen.

Aber ich möchte weitergehen. Enhanced Forward Pre-
sence, um die es hier geht, ist ein hauchdünner Stolper-
draht, den die NATO im Rahmen der Rückversicherung 
gezogen hat, um den baltischen Staaten und Polen Rück-
halt zu geben und ihr Bedrohungsgefühl ernst zu nehmen.

Was heißt das? Diese Vornepräsenz gibt es seit 2016, 
seit dem Gipfel von Warschau. Seit 2017 ist die Bundes-
republik Deutschland verantwortlich für eine der vier 
Einsatzgruppen. Sie führt sie seither. Es geht um insge-
samt 5 000 Soldaten, etwa ein Viertel davon führt die 
Bundeswehr.

Worauf geht das zurück? 2007: Cyberangriff auf Est-
land – durch Russland. 2008: ein spalterischer Krieg, der 
Georgien bis heute geteilt hält – durch Russland.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Sie wis-
sen schon, dass Georgien angefangen hat!)

2014: völkerrechtswidrige Annexion der Krim und ein 
Krieg im Osten der Ukraine, der bis heute andauert,

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Gehen 
Sie darauf ein!)

ein Krieg, der 2 Millionen Binnenvertriebene zur Folge 
hatte, über 10 000 Tote und über 30 000 Verletzte.

All das hat natürlich zu Sorge geführt, und dann Luft-
raumverletzungen als „Zwischenfälle“ zu bezeichnen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, das geht gar nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es geht darum, dass wir Völkerrechtsverstöße anspre-
chen und dass wir maßvoll reagieren. Es ist eine maßvolle 
Reaktion.

Wenn wir vom Vorredner hören, dass es keine ver-
trauensbildenden Maßnahmen seitens der Bundesrepu-
blik gegeben hat, so halte ich entgegen: Während der 
OSZE-Präsidentschaft der Bundesrepublik gab es Ange-
bote für einen strukturierten Dialog in der OSZE. Wer hat 
es nicht angenommen? Russland.

Es geht also darum, dass wir sehr klar herausarbeiten 
müssen: Russland möchte zwei Dinge nicht: erstens eine 
Annäherung seiner unmittelbar westlichen Staaten an 
NATO und EU. Zweitens akzeptiert Russland nicht die 
Charta von Paris, sondern provoziert vielmehr durch fort-
gesetzte Völkerrechtsverstöße, nicht zuletzt auch in Sy-
rien, wohin der Antragsteller ab und zu gerne reist: zu 
Assads Schergen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, lassen Sie mich deshalb sagen: Wir 
müssen diesen Antrag nicht nur aus diesen Gründen ab-
lehnen, sondern es gilt, herauszustellen, dass Enhanced 
Forward Presence seit drei Jahren eine maßvolle Antwort 
des Westens auf diese Provokation ist.

Ich möchte abschließend einen Punkt herausgreifen, 
den der Vorredner angesprochen hat. Es geht um die 
Frage der Gewichtung der Einsätze im Parlament. Wir 
hatten vor drei oder vier Jahren im Rahmen des Parla-
mentsbeteiligungsgesetzes aufgrund der Ergebnisse der 
sogenannten Rühe-Kommission eine Reformdebatte. 
Wir sollten das schon ernst nehmen und sicherstellen, 
dass wir die hochsensiblen Einsätze mit einem robusten 
Mandat wesentlich intensiver behandeln als Einsätze wie 
den, den wir gleich im Anschluss mit großer Ernsthaftig-
keit behandeln werden. Wir müssen hier schon gewich-
ten, sonst entsteht in der Bevölkerung ein falscher Ein-
druck.

Ich glaube, es steht uns als Parlament gut an, wenn wir 
die Fragen der niedrigschwelligeren Beobachtereinsätze 
etwas anders behandeln und als informationspflichtige 
Einsätze ansehen,

(Rüdiger Lucassen [AfD]: Ja was denn nun?)

aber uns umso stärker darum kümmern, dass wir jährlich 
über außen-, sicherheits- und entwicklungspolitische 
Punkte debattieren, so wie wir das gerade in der Debatte 
vorher getan haben, dass wir zeigen: Wir sind in einem 
vernetzten Ansatz.

In diesem Sinne greift der Antrag, den wir hier gerade 
beraten, viel zu kurz und nutzt nicht die Möglichkeiten, 
die wir uns als Parlament aufbauen könnten.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Marcus Faber, 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Marcus Faber (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir reden heute 
über den Einsatz von Bundeswehrsoldaten im Ausland, 
außerhalb des Gebiets der Bundesrepublik Deutschland, 
und dafür gibt es viele Beispiele. Wir haben beispiels-
weise Bundeswehrsoldaten in Frankreich in Évreux, wir 
haben Bundeswehrsoldaten in den USA in El Paso. Wir 
haben häufiger über Bundeswehrsoldaten im Einsatz in 
Mali oder in Afghanistan diskutiert. Hier geht es heute 
um Bundeswehrsoldaten in Litauen.

Manche dieser Stationierungen sind mandatiert, andere 
nicht. Es gibt zwei Kriterien, die unterscheiden, welche 
Einsätze mandatiert werden und welche nicht. Das erste 
Kriterium ist: Sind diese Soldaten im Bündnisgebiet der 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 145. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. Februar 2020                                                                                                                                                                                             18111 

Roderich Kiesewetter 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



NATO, sind sie innerhalb unseres Bündnisgebietes ein-
gesetzt?

(Zuruf von der FDP: So ist es!)
Deswegen mandatieren wir auch nicht den Einsatz in 
Frankreich oder in den USA. Wenn Sie hier behaupten, 
wir müssten den Einsatz in Litauen mandatieren, impli-
zieren Sie eigentlich, dass Litauen kein vollwertiges 
NATO-Mitglied ist.

(Zuruf von der FDP: So ist das!)
Das finde ich, ehrlich gesagt, eine Frechheit.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
von der AfD: Lächerlich!)

Ich war vor gut einem Jahr in Litauen. Ich habe dort 
mit Litauern gesprochen, mit Militärangehörigen, aber 
auch Zivilisten. Die Litauer sind froh, dass sie Mitglied 
der NATO sind, weil sie sich sicher sind, dass ihr Staat 
ansonsten nicht mehr existieren würde.

(Zuruf von der AfD: Darum geht es doch jetzt 
gar nicht!)

Die Litauer haben gesehen, dass die Russen in Georgien 
einmarschieren. Die Litauer haben gesehen, dass es eine 
russische Invasion in der Ostukraine gab. Die Litauer 
haben auch gesehen, dass die Krim von Russland besetzt 
wurde.

Die Litauer leben in einem sehr kleinen Land, ähnlich 
wie die Esten und die Letten, und die Litauer möchten 
gern, dass es ein demokratischer Rechtsstaat bleibt.

(Zuruf von der FDP: So ist es!)
Bei dieser russischen Außenpolitik sind sie sich da nicht 
so sicher.

(Rüdiger Lucassen [AfD]: Haben Sie sich mal 
den Antrag durchgelesen?)

– Ich habe ihn sogar dabei.

(Rüdiger Lucassen [AfD]: Dann reden Sie bitte 
darüber!)

Zweites Kriterium: Befindet sich die Region, in die wir 
Soldaten schicken, derzeit in einem bewaffneten Kon-
flikt, oder steht ein solcher Konflikt unmittelbar bevor?

Litauen ist zum Glück ein sehr friedliches Land. Wenn 
es nach uns geht, dann bleibt es übrigens auch dabei. Sie 
hingegen tun hier so, als würde ein bewaffneter Konflikt 
in Litauen unmittelbar bevorstehen, und das wundert 
mich doch sehr; denn sowohl vom rechten Rand als auch 
vom linken Rand höre ich doch immer wieder, wie nett 
der Putin doch eigentlich ist

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: Haben Sie da mal 
gelebt? Wilde Behauptungen!)

und dass er es doch gar nicht so ernst meint, dass der doch 
eigentlich nur ein bisschen kuscheln will.

(Widerspruch von der AfD)

Das beißt sich mit Ihrem Antrag. Deswegen sage ich: 
Beide Kriterien werden hier nicht erfüllt.

Solche Übungen wie die Enhanced Forward Presence 
in Litauen sind deswegen sinnvoll, genauso wie die 
Übung „Defender 2020“, eine Verlegeübung, die wir die-
ses Jahr in Deutschland durchführen.

Weil Sie gerade den Antrag angesprochen haben, sage 
ich Ihnen: Ich habe ihn nicht nur gelesen, ich habe ihn 
sogar dabei.

(Der Redner hält ein Papier hoch)
Das ist der gesamte Antrag; der inhaltliche Teil sind drei 
Absätze.

(Ulli Nissen [SPD]: Peinlich!)
Ich bitte Sie – Sie sind ja seit zwei Jahren hier –, sich 

doch einfach mit der Materie ein bisschen intensiver aus-
einanderzusetzen und vielleicht etwas mehr Gedanken-
gänge zu investieren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort der Kollege Dirk 

Vöpel.

(Beifall bei der SPD)

Dirk Vöpel (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn man den Antrag der AfD, der uns schon gestern 
Abend erreicht hat, liest, entsteht der Eindruck, die 
NATO habe die Russische Föderation im Jahr 2016 ohne 
jeden Anlass als möglichen Gegner benannt und hier-
durch unnötig provoziert. Historische Erinnerungslücken 
Ihrer Fraktion überraschen uns nicht; dass sie bereits die 
letzten sechs Jahre umfassen, allerdings schon – Erinne-
rungslücken, die man sonst nur aus Untersuchungsaus-
schüssen kennt.

Zur Erinnerung: Im März 2014 hat Russland durch die 
Annexion der Krim und die Destabilisierung der Ostuk-
raine Grundprinzipien des Völkerrechts verletzt und sei-
ne militärischen Aktivitäten an der Grenze zur NATO 
erheblich intensiviert.

(Dr. Marc Jongen [AfD]: Das hat nichts mit 
dem Antrag zu tun, über den wir jetzt abstim-
men wollen, Herr Kollege!)

Die NATO hat auf dieses Verhalten reagiert. Beim 
Gipfel 2014 in Wales wurde der sogenannte „Readiness 
Action Plan“ beschlossen, der unter anderem eine ver-
stärkte Luftraumüberwachung, mehr Übungen und die 
Aufstellung einer schnell verlegbaren NATO-Eingreif-
truppe beinhaltete. Auf dem Gipfel in Warschau im Juli 
2016 wurde als weiter gehende Maßnahme die Einrich-
tung einer Vornepräsenz in der Stärke von jeweils einem 
multinationalen Gefechtsverband in den drei baltischen 
Staaten Estland, Lettland und Litauen sowie in Polen be-
schlossen.
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Seit Januar 2017 ist ein solcher Verband unter deut-
scher Führung im Rahmen der Enhanced Forward Pre-
sence – auf Deutsch: verstärkte vorgeschobene Präsenz – 
in Litauen stationiert. Dieser besteht aus bis zu 1 200 Sol-
datinnen und Soldaten, darunter ungefähr 500 deutsche. 
Zusammen mit Deutschland engagieren sich neben den 
Niederlanden und Norwegen auch Belgien, Frankreich, 
Kroatien, Luxemburg, die Tschechische Republik und Is-
land. Die beteiligten Nationen rotieren mit ihrem Perso-
nal, ihrem Material und ihrer Ausrüstung in regelmäßigen 
Abständen. Sie sind eben nicht, wie im Antrag irrtümlich 
behauptet wird, dauerhaft stationiert. Von Deutschland 
aus geschieht dies zweimal jährlich. Wir befinden uns 
mittlerweile in der siebten Rotation. Das Panzergrena-
dierbataillon 371 aus Marienberg hat Anfang Februar 
seinen Dienst zum zweiten Mal in Litauen aufgenommen.

Sollen solche Übungen durch den Deutschen Bundes-
tag mandatiert werden? Aus Sicht unserer Soldatinnen 
und Soldaten, die für mich als Mitglied des Verteidi-
gungsausschusses an erster Stelle stehen, macht dies in 
der Praxis keinen Unterschied. Sie sind durch die An-
wendung des Auslandsverwendungszuschlags endlich 
den Kameradinnen und Kameraden in mandatierten Ein-
sätzen finanziell gleichgestellt.

(Beifall bei der SPD – Thomas Hitschler 
[SPD]: Und wer hat das gemacht?)

Was die Beschaffung von Ersatzteilen für die Instand-
setzung der Fahrzeuge und Waffensysteme angeht – ein 
Problem, das sich durch die gesamte Bundeswehr zieht 
und dringend behoben werden muss –: Ich hoffe, dass die 
von der Ministerin kürzlich angekündigte „Initiative Ein-
satzbereitschaft“ bei unseren Soldatinnen und Soldaten 
schnell für spürbare Verbesserungen sorgt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner: der Kollege Dr. Alexander Neu, 

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE):
Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 

Präsident! Der Antrag der AfD fordert die parlamentari-
sche Beteiligung bei der Entsendung der Bundeswehr an 
die russische Grenze. Ich bin zunächst einmal davon aus-
gegangen: „Das könnte auch ein Antrag der Grünen 
sein“, habe dann aber darauf geschaut und festgestellt: 
Nein, das ist ein Antrag der AfD. – Ich habe mich gefragt, 
warum denn nicht die Forderung nach dem Abzug der 
Bundeswehr und des NATO-Militärs aus dem Baltikum 
und aus Polen erhoben wird. Die AfD rühmt sich doch 
sonst ihrer russlandfreundlichen Politik. Zugleich unter-
stützt sie aber den NATO-Expansionismus. Beides zu-
sammen schließt sich aber aus, sehr geehrte Damen und 
Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Schlussfolgerung ist: In der AfD-Fraktion be-
stimmen nach wie vor die Kalten Krieger die Außen- und 
Sicherheitspolitik. Bei den Linken hingegen gibt es eine 
eindeutige Position, dass wir die sogenannte Enhanced 
Forward Presence der NATO in Osteuropa ablehnen. Wa-
rum? Die behauptete Bedrohungslage für osteuropäische 
NATO-Staaten ist schlichtweg nicht existent. Niemand 
Geringeres als die Bundesregierung räumt auf eine Klei-
ne Anfrage der Linken aus dem Jahre 2018 genau das ein. 
Ich zitiere die Frage und zitiere die Antwort.

Die Frage lautet:

Existieren nach Kenntnis der Bundesregierung … 
konkrete Hinweise … auf eine tatsächlich bevorste-
hende militärische Invasion oder zumindest Inva-
sionspläne bzw. -absichten seitens Russlands in die 
baltischen Staaten und Polen?

Die Antwort der Bundesregierung war für uns Linke 
angesichts der NATO-Propaganda doch sehr überra-
schend. Die Bundesregierung sagte nämlich:

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkennt-
nisse vor.

Interessant. Also: Seit Jahren wird die Bevölkerung in 
Deutschland und in den anderen NATO-Staaten mit 
NATO-Propaganda zugeschüttet. Dann kommt das Ein-
geständnis: Wir wissen nichts von einer Bedrohung und 
von Angriffsabsichten Russlands. – Nun ja. Aber die 
Menschen glauben auch nicht mehr an diese NATO-Pro-
paganda von einer russischen Aggression gegenüber den 
NATO-Staaten in Osteuropa. Mehr noch: Die westlichen 
Regierungen haben auch keine gesellschaftliche Unter-
stützung für eine Konfrontation mit Russland. Die trans-
atlantisch indoktrinierte Bundesregierung

(Lachen bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

spricht nicht für ihre Bevölkerung, im Gegenteil. – Ihnen 
wird das Lachen noch vergehen.

(Lachen bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von der FDP: 
Also ehrlich!)

Eine Meinungsumfrage des European Council on Foreign 
Relations von 2019 kommt zu dem Ergebnis, dass 70 Pro-
zent der Befragten in Deutschland im Konfliktfall zwi-
schen den USA und Russland eine neutrale Position von 
Deutschland erwarten. Nur 12 Prozent wollen an der 
Seite der USA sein, sogar 7 Prozent an der Seite Russ-
lands. Interessant!

Aber es kommt noch schlimmer für die US-hörigen 
Parteien in diesem Hohen Hause. Eine Meinungsumfrage 
des Pew Research Center aus den USA aus dem Jahre 
2018 besagt, dass 49 Prozent der Befragten in Deutsch-
land in den USA eine größere Bedrohung gegenüber 
Deutschland sehen. Zum Vergleich: Nur 30 Prozent der 
Befragten in Deutschland sehen in Russland eine große 
Bedrohung.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: Na, 
da freust du dich aber!)
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Kurzum: Die Menschen in Deutschland sehen in den 
USA eine größere Gefahr für den Weltfrieden als in Russ-
land. Das sind die Meinungsumfragen.

(Dr. Marcus Faber [FDP]: Und was ist mit Li-
tauen?)

Sehr geehrte Damen und Herren, das Fazit ist: Die 
NATO braucht Russland als Feind für ihren Zusammen-
halt und für ihre Aufrüstungsorgien.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Sie lesen zu viel 
„Neues Deutschland“!)

Die Linke fordert hingegen erstens die sofortige Beendi-
gung der Teilnahme an der NATO Enhanced Forward 
Presence im Baltikum und in Polen,

(Beifall bei der LINKEN – Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Das ist aber nichts Neues!)

zweitens den Stopp des US-Manövers „Defender 2020“ 
und aller weiteren US- und NATO-Manöver über 
deutschem Staatsgebiet und abschließend die Kündigung 
des NATO-Stationierungsvertrages.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Lachen des Abg. 
Christian Dürr [FDP])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort der Kollege 

Jürgen Trittin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Man kann 

doch nicht so tun, als hätte es die Aggression Russlands 
gegenüber der Ukraine, die Annexion der Krim, die an-
haltende militärische Verwicklung der Ostukraine nicht 
gegeben. Wenn in einer solchen Situation Mitglieder der 
NATO sagen: „Wir stehen zusammen“, dann, finde ich, 
ist das genau der Zweck der NATO. Und wenn man in 
dieser Situation dann sagt: „Wir halten uns trotzdem an 
die NATO-Russland-Akte; wir wollen nicht, dass aufge-
kündigt wird; wir wollen auch weiterhin den Dialog mit 
Russland führen“, dann ist diese Präsenz dort über wech-
selnde Kontingente eine maßvolle, eine kluge und im 
Rahmen der NATO eben auch eine solidarische Antwort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Ich füge ein Zweites hinzu. Mich würde es allerdings 
freuen, wenn auf das Gerede: „Wir machen auf der einen 
Seite Abschreckung und suchen auf der anderen Seite den 
Dialog“ auch mal Handlungen folgen würden.

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Ist doch Trick-
serei!)

Das ist der Punkt, wo ich glaube, dass diese Bundesre-
gierung, der Bundesaußenminister, die Kanzlerin, einen 
erheblichen Nachholbedarf hat. Man kann doch nicht ein-
fach abwarten, ob zum Beispiel in Europa weiter atomare 

Mittelstreckenraketen stationiert werden. Wo bleibt 
eigentlich die Initiative der Bundesregierung zu einem 
europäischen Vorschlag für Abrüstung? Das ist nämlich 
der andere Teil einer solchen Bündnissolidarität, die wir 
in diesem Lande brauchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Stefan Liebich [DIE LINKE])

Letzte Bemerkung. Meine rechtspolitische Sprecherin 
hat mich gerade darauf hingewiesen, man könnte eigent-
lich zum Antrag der AfD einfach das Parlamentsbeteili-
gungsgesetz vorlesen. Das besagt klar, dass Fragen kol-
lektiver Selbstverteidigung nicht dem Vorrang des 
Bundestages unterliegen. Ich hätte mich allerdings ge-
freut, wenn Sie an dieser Stelle gesagt hätten, wie Sie 
denn abstimmen würden bei einer solchen Abstimmung. 
Das ist nämlich offen geblieben. Ich habe da so eine Idee:

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
SPD)

Sie sind sich da nicht ganz einig.

(Beifall der Abg. Agnieszka Brugger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Ulli Nissen 
[SPD])

Aber Ihr Fraktions- und Parteivorsitzender – und Ehren-
vorsitzender inzwischen – ist da völlig klar. Der hat näm-
lich gesagt – ich zitiere Alexander Gauland –: „Die Be-
gründung für die Sanktionen, Russland habe durch die 
Annexion der Krim die … entstandene Friedensordnung 
… zerstört, ist falsch.“ Diese Ordnung sei Russland auf-
gezwungen worden.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh! – Zuruf des Abg. Frank Pasemann [AfD])

Hört! Hört!

Also, wenn das ernst gemeint ist, dann haben Sie an 
dieser Stelle den Versuch gemacht, sich in diesem Fall 
mit Alexander Neu zu verbrüdern, um das als Vorwand zu 
nehmen, diese Präsenz abzulehnen. Das hätten Sie dann 
auch sagen sollen, Herr Lucassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: 
Jetzt wird es aber lächerlich!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Die Kollegin Elisabeth Motschmann hat das Wort für 

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Elisabeth Motschmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liest 

man den Antrag der AfD, spürt man die Absicht und ist 
verstimmt. Unter dem Vorwand, dieses Parlament zu stär-
ken – das ist ja schon merkwürdig; Sie chaotisieren doch 
Parlamente; Sie stärken Parlamente mit Ihren Initiativen 
doch nicht –, fordern Sie eine Abstimmung über die Be-
teiligung deutscher Streitkräfte an der NATO-Battle-
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group. In Wahrheit – da bin ich etwas weiter als der 
Kollege Trittin – lehnen Sie doch diesen Einsatz der 
NATO in Litauen ab.

Sie bezeichnen die NATO-Präsenz als Provokation für 
die russische Staatsführung. Meine Damen und Herren, 
45 000 russische Soldaten stehen vor den Toren der balti-
schen Länder in Weißrussland, 20 000 Soldaten stehen in 
der Region Kaliningrad. Das ist doch die eigentliche Pro-
vokation.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Rüdiger Lucassen [AfD]: Da schicken Sie 
600 deutsche Soldaten hin!)

Das ist die Provokation für die baltischen Staaten, für 
Europa und für die NATO.

Sie betrachten Putin als Ihren Freund. Unsere Freunde 
sind die baltischen Länder, und meine ganz besonders.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Die baltischen Staaten sind stolz, glücklich, dankbar für 
ihre Freiheit, für ihre demokratische Entwicklung. Sie 
sind stolz auf ihre wirtschaftliche, auf ihre digitale Ent-
wicklung, stolz auf die Integration in die EU und in die 
NATO, und genau das wollen sie nicht aufs Spiel setzen. 
Deshalb müssen wir die Außengrenzen schützen oder 
bereit sein, sie im Ernstfall zu schützen.

Sie von der AfD haben ein gebrochenes Verhältnis zur 
NATO; das gilt übrigens auch für die Linken.

(Zurufe von der LINKEN)
Wir sind froh und dankbar, dass wir sie haben und wollen 
genau diese NATO stärken. Seit mehr als 70 Jahren ist die 
NATO Garant für Freiheit und Wohlstand. Sie ist das 
Rückgrat der europäischen Sicherheit. Seit der gewalt-
samen, völkerrechtswidrigen Annexion der Krim durch 
Russland und dem andauernden Krieg in der Ostukraine – 
es ist gesagt worden – hat sich die sicherheitspolitische 
Landschaft in Europa natürlich verändert.

Die aggressive Außenpolitik Russlands – man kann sie 
übrigens überall in der Welt beobachten – empfinden die 
baltischen Staaten als existenzielle Bedrohung. Wenn Sie 
sich dort aufhalten – ich tue das regelmäßig und sehr 
gerne –, dann werden Sie sehen, dass sie Sorge haben, 
teilweise Angst haben und dass sie diese Bedrohung ganz 
anders empfinden als wir hier. Es ist immer leicht, aus 
seinem Sessel heraus zu sagen: Das alles ist überflüssig. – 
Insofern erhoffen und erwarten sie zu Recht die Verteidi-
gungsbereitschaft und die Handlungsfähigkeit der NATO 
an der Ostflanke der EU.

Deutschland hat in Litauen die Führung der Battle 
Group übernommen, aktuell mit 638 Soldaten – und das 
ist gut so, Herr Lucassen. Da bin ich anderer Meinung als 
Sie.

(Enrico Komning [AfD]: Wir wollen abstim-
men, Frau Motschmann!)

Unser Ziel ist Abschreckung, ja, aber natürlich keine 
Konfrontation. Natürlich müssen alle Gesprächskanäle 
mit Russland offengehalten werden, und das geschieht 
auch. Dass es keine militärische Eskalationen geben darf, 

obwohl sie von der anderen Seite ausgehen, ist auch allen 
klar. Immer muss die Diplomatie das erste Wort und den 
Vorrang haben; das ist unbestritten. Aber im Gegensatz 
zu Ihnen bekennen wir uns zu Artikel 5 des NATO-Ver-
trags.

Damit schließe ich. Wir müssen erstens dafür sorgen, 
dass wir ohne Wenn und Aber politisch hinter unseren 
Soldaten stehen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Elisabeth Motschmann (CDU/CSU):
Wir müssen ihnen zweitens die bestmögliche Ausrüs-

tung geben. Und drittens und letztens: Wir wissen, dass 
sie im Ernstfall ihr Leben einsetzen; deshalb haben wir 
allen Grund,

(Enrico Komning [AfD]: Nicht darüber abzu-
stimmen, oder was?)

ihnen zu danken und die Mission zu würdigen.

Ihren Antrag lehnen wir natürlich ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächster Redner für die SPD-Fraktion ist der Kollege 

Dr. Eberhard Brecht.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Eberhard Brecht (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Am gestrigen 11. Februar, genau 
um 20.41 Uhr, stand uns ein Antrag der AfD-Fraktion 
zur Verfügung.

(Ulli Nissen [SPD]: Doch so früh!)
Ich schließe aus der uns vergönnten nur sehr kurzen Vor-
bereitungszeit, dass die AfD mit ihrem Vorgehen keinen 
Wert auf eine fachlich niveauvolle Debatte gelegt hat.

(Dr. Marcus Faber [FDP]: So lange war er 
nicht!)

Nach Lesen des AfD-Antrages denke ich sogar, dass man 
ihn auch schadlos erst nach unserer heutigen Debatte 
hätte verteilen können.

(Beifall bei der SPD)
Denn der Antrag der AfD ist nicht nur spät ausgereicht 
worden, er ist auch überflüssig und beruht auf falschen 
Annahmen.

Zunächst handelt es sich bei der Präsenz von NATO- 
Streitkräften im Baltikum und in Polen eben nicht um 
eine dauerhafte Stationierung, da Material und Personal 
halbjährlich gewechselt werden. Damit sind auch die Be-
stimmungen der NATO-Russland-Grundakte formal er-
füllt. Sie von der AfD werden nun einwenden: Na gut, 
wenn sie rotieren, dann läuft es ja auf eine dauerhafte 
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Stationierung heraus. – Dabei blenden Sie die Sicher-
heitssituation im östlichen Europa völlig aus. Da fühlen 
sich Millionen von Polen und Balten durch einen hoch-
gerüsteten Nachbarn bedroht, der die Krim annektiert hat 
und mit Soldaten in Fantasieuniformen die Ostukraine 
besetzt hält. Wie einfach ließe sich eine vermeintliche 
Unterdrückung der russischen Minderheiten als Vorwand 
für eine militärische Besetzung der früheren Teilrepubli-
ken der Sowjetunion anführen?

Und wie reagiert nun die NATO? Sie schickt einen 
Gefechtsverband, der nicht ansatzweise offensiver Natur 
ist. Militärexperten würden sogar voraussagen, dass er 
auch für defensive Zwecke gar nicht ausreichen würde.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Nur 
Brücken bauen!)

Diese zurückhaltende Reaktion der NATO kann Russland 
also nun wirklich nicht provozieren, soll aber den Men-
schen in den baltischen Staaten signalisieren, dass wir an 
ihrer Seite stehen, dass wir sie notfalls auch verteidigen 
können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Gleichzeitig sind wir natürlich an einem Dialog mit Russ-
land interessiert. Wir sind daran interessiert, friedliche 
und freundschaftliche Beziehungen mit unserem großen 
Nachbarn im Osten zu haben.

Noch etwas anderes im Antrag der AfD ist verstörend. 
Der Duktus des Textes ist ziemlich eindeutig: Der Deut-
sche Bundestag möge die Provokation der NATO gegen-
über Russland durch den Abzug deutscher Soldaten aus 
Polen und den baltischen Staaten unverzüglich beenden. 
Gleichzeitig findet sich am Ende Ihres Antrags die For-
mulierung, ein Parlamentsbeschluss würde – Herr Präsi-
dent, ich zitiere mit Ihrer Genehmigung – „das öffentliche 
Interesse am Einsatz deutscher Soldaten im Rahmen der 
EFP deutlich erhöhen“. Was also will uns nun die AfD 
sagen, wenn sie die Mission EFP fachlich als Einsatz 
definiert, das Parlamentsbeteiligungsgesetz damit irrtüm-
lich bemüht und uns am Ende einen kuriosen Wider-
spruch präsentiert?

Meine Damen und Herren, die SPD-Fraktion wird die-
sen Antrag selbstverständlich ablehnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herzlichen Dank. – Letzter Redner zu diesem Tages-

ordnungspunkt ist der Kollege Florian Hahn, CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Florian Hahn (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

70 Jahre NATO ist 70 Jahre ein Erfolgsprojekt, ein Garant 
für Frieden und Freiheit. Grundlage für diesen Erfolg 
waren immer Verteidigungsbereitschaft und Abschre-
ckung. Im Kalten Krieg standen die Verbündeten, Ame-

rikaner, Briten und viele andere, deswegen direkt am 
Eisernen Vorhang, mitten in unserem Land, jederzeit be-
reit, uns zu verteidigen, unsere Freiheit zu verteidigen. 
Das sollten wir auch an dieser Stelle noch mal sagen 
und nicht vergessen. Nach dem Fall des Eisernen Vor-
hangs waren wir der Meinung, dass wir diese Art der 
Abschreckung so nicht mehr brauchen und mussten lei-
der 2014, als die Russische Föderation beschlossen hat, 
mit militärischen Mitteln ihre Interessen durchzusetzen, 
uns wieder eines anderen besinnen.

Seit dieser Zeit sind es vor allem die baltischen Staa-
ten, die sich durch diese neue Situation dramatisch 
bedroht fühlen. Deswegen ist es ein richtiges und not-
wendiges Zeichen, Entschlossenheit zu zeigen, unseren 
Partnern beizustehen, wenn sie bedroht sind. Nur wer im 
Frieden übt, kann im Krisenfall als glaubwürdige Ab-
schreckung zur Verfügung stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deshalb, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, läuft diese Übung, und deswegen be-
teiligen wir uns an ihr. Sie wird auch in Litauen und im 
gesamten Baltikum wahrgenommen.

Wenn man unsere Soldaten in Litauen oder Estland 
besucht, bekommt man schnell ein Bild davon, wieso 
man sich im Baltikum bedroht fühlt. Cyberattacken, vor-
sätzliche Luftraumverletzungen und Desinformations-
kampagnen sind an der Tagesordnung. Vor diesem Hin-
tergrund mutet es geradezu grotesk an, wenn die AfD von 
„NATO-Provokationen“, „Kriegstreiberpolitik der USA“ 
oder „Drohgebärden gegen Russland“ schwadroniert. 
Übrigens: Die Ähnlichkeiten zwischen AfD und Linke 
in Sprache und Argumentation sind da frappierend und 
einmal mehr ein Praxisbeispiel für die Hufeisentheorie, 
bei der sich die Extremisten links und rechts inhaltlich 
treffen.

(Zurufe von der AfD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Abschluss drei 

Argumente für unser Engagement im Baltikum: Unsere 
Soldaten stehen voll und ganz hinter diesem Einsatz; 
denn hier können sie mit ihren Verbündeten unter besten 
Bedingungen üben. Die baltischen Staaten sind überaus 
dankbar, dass wir uns hier engagieren. Und unser Beitrag 
zur NATO-Battlegroup unterstreicht unsere Bündnistreue 
und unsere Verlässlichkeit, einen mutigen, einen wichti-
gen Beitrag in diesen Zeiten zu leisten.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage.

Florian Hahn (CDU/CSU):
Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Ach, Sie sind fertig. – Das ist leider nicht mehr mög-

lich. Tut mir leid, Herr Lucassen.

(Rüdiger Lucassen [AfD]: Kurzintervention!)
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– Sie wollen eine Kurzintervention? Diese müsste eigent-
lich von Ihrem Parlamentarischen Geschäftsführer bean-
tragt werden; aber um die Geschwindigkeit zu erhöhen: 
Sie haben die Gelegenheit zur Kurzintervention. Bitte.

Rüdiger Lucassen (AfD):
Danke schön. – Um bei den vielen Fehlinformationen, 

die meine Nachredner hier im Deutschen Bundestag ge-
geben haben, nur mit einer, die eben sowohl der Kollege 
Hahn als auch vorher, ich glaube, ein Kollege von der 
FDP erwähnt hat, aufzuräumen: Es handelt sich hier um 
eine einsatzgleiche Verpflichtung und mitnichten um eine 
Übung. Sie sollten unsere Soldaten, die Sie in diesen ge-
fährlichen Einsatz entsenden, nicht in dieser ungewissen 
Situation, es handelte sich hier nur um eine Übung, las-
sen. Das zeugt von wenig Respekt und Verantwortung 
gegenüber dem Einsatz unserer deutschen Soldaten.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Hahn, wollen Sie antworten? – Bittte.

Florian Hahn (CDU/CSU):
Herr Lucassen, Sie haben ja in Ihrer Rede schon deut-

lich gemacht, dass Sie auch keinen Unterschied zwischen 
dem Südsudan und Litauen sehen. Insofern verwundert 
mich Ihre Argumentation nicht.

Ich kann Ihnen nur sagen: In den Gesprächen mit den 
Soldatinnen und Soldaten konnte ich erfahren, dass sie 
sich der Situation im Baltikum sehr bewusst und deswe-
gen auch sehr motiviert sind, hier einen wichtigen Beitrag 
für die Sicherheit Europas zu leisten. Davon lasse ich 
mich auch durch Ihre Argumentation nicht abbringen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, da-

mit ist die Aussprache geschlossen.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/17095 zur federführenden Beratung an 
den Auswärtigen Ausschuss und mitberatend an den Ver-
teidigungsausschuss vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Ich sehe, das ist nicht der 
Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Beratung des Antrags der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der Mission der Verein-
ten Nationen in der Republik Südsudan 
(UNMISS)

Drucksache 19/17032

Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 

Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten be-
schlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner das Wort Herrn Bundesminister Heiko Maas.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Heiko Maas, Bundesminister des Auswärtigen:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im 

Südsudan spielt sich nichts anderes als eine humanitäre 
Tragödie ab. Von den 12 Millionen Einwohnern sind 
aktuell 7,5 Millionen Menschen auf humanitäre Hilfe an-
gewiesen. 4 Millionen mussten ihre Heimat bereits ver-
lassen, und nach den heftigen Regenfällen und den Über-
flutungen im Vorjahr bedroht aktuell auch noch eine 
verheerende Heuschreckenplage die Ernten.

Hinzu kommen die menschengemachten Leiden. Ge-
walt ist leider nach wie vor an der Tagesordnung. Der 
Waffenstillstand, den es gibt, hat daran nicht genug ge-
ändert, auch wenn er vor Kurzem noch einmal ausdrück-
lich von allen Seiten bestätigt wurde. So ist zwar die 
sogenannte politische Gewalt zwischen den Konfliktpar-
teien deutlich zurückgegangen, aber das gilt leider nicht 
für das Gewaltniveau insgesamt. Dieses steigt sogar wie-
der an. Das Friedensabkommen von 2018 muss deshalb 
zügig und vollständig umgesetzt werden, und das Ge-
schachere um Posten und Geld, das wir dort immer wie-
der sehen, muss endlich aufhören. Es muss endlich das 
Wohl der südsudanesischen Bevölkerung in den Mittel-
punkt gestellt werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zeit wird wieder 
einmal knapp. Dabei sind die offenen Fragen zur internen 
Grenzziehung und zum Aufbau eines neuen Sicherheits-
sektors mit gutem Willen, mit Kompromissbereitschaft 
und auch unter politischer Führung der Region durchaus 
lösbar. Das Schlüsselelement des internationalen Engage-
ments, das es gibt, ist und bleibt die VN-Friedensmission 
UNMISS. Sie bündelt die militärischen, die zivilen und 
die humanitären Ansätze unter einem Dach, und sie hat 
viele Zivilisten schon vor dem Schlimmsten bewahrt und 
zumindest ein Grundgerüst von Ordnung erhalten. Poli-
tisch unterstützt UNMISS den Friedensprozess, auch 
durch die Überwachung der Waffenruhe. Oft sind es die 
Berichte von UNMISS, die es den Vereinten Nationen 
und uns überhaupt erst erlauben, politischen Druck auf 
die einzelnen Parteien auszuüben. UNMISS ist zudem für 
die Menschenrechtslage im Land von großer Bedeutung. 
Der Menschenrechtsrat in Genf greift auf die Berichte 
von UNMISS zurück, und in Zukunft müssen diese Be-
richte auch die Grundlage sein, um Kriegsverbrecher, von 
denen es dort viel zu viele gibt, zur Rechenschaft zu 
ziehen, so wie das im Friedensabkommen auch vorge-
sehen ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Dafür brauchen wir diese Mission auch in Zukunft.

Aber auch angesichts der humanitären Notlage ist UN-
MISS unverzichtbar. Dafür will ich nur zwei Beispiele 
nennen: Auf den Versorgungsschiffen auf dem Nil sind 
Militärbeobachter, die bei jeder Fahrt an den Checkpoints 
der verschiedenen Parteien über die sichere Durchfahrt 
verhandeln. Nach wie vor leben knapp 200 000 Men-
schen in von UNMISS geschützten Camps.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, so umfangreich die 
Herausforderungen sind, vor denen die Mission steht, so 
umfassend ist aber auch unsere Unterstützung. Ob in 
New York oder von den Vertretern der Vereinten Natio-
nen im Feld: Wir hören immer wieder, wie sehr der Bei-
trag unserer Soldatinnen und Soldaten geschätzt wird. 
Als Militärbeobachter sind sie nichts anderes als die Au-
gen und Ohren der gesamten Mission, und sie vermitteln 
lebenswichtige Zugänge für die Menschenrechtsbe-
obachter oder auch für zivile Helfer. Deshalb möchte 
ich auch von dieser Stelle unseren Soldatinnen und Sol-
daten und ihren Familien alles Gute wünschen und mich 
für diesen außerordentlichen Einsatz, oft auch unter äu-
ßerst schwierigen psychischen und physischen Bedin-
gungen, für die wichtige Arbeit, die sie dort leisten, die 
keine einfache ist, ganz herzlich bedanken.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir flankieren die Ziele von 
UNMISS zudem politisch, gegenüber den Verantwortli-
chen in Juba, aber auch bei den Mandatsverhandlungen 
im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. 2019 haben wir 
erneut den Trust Fund der UNMISS unterstützt. Er finan-
ziert das, was wir die Friedensdividende nennen, zum 
Beispiel die Wiedereingliederung von Binnenvertriebe-
nen und Flüchtlingen oder auch die Instandsetzung zerst-
örter Gesundheits- und Bildungseinrichtungen. Aber 
auch Hilfsangebote für Überlebende sexueller Gewalt 
werden mit Mitteln dieses Fonds gezielt gefördert. 
Schließlich gehört Deutschland auch bilateral zu den 
größten Gebern humanitärer Hilfe im Südsudan. Allein 
in den letzten drei Jahren haben wir dafür 235 Millionen 
Euro bereitgestellt. Auch die Übergangshilfen und Ent-
wicklungsprojekte in Höhe von 185 Millionen Euro rich-
ten sich an der humanitären Notlage aus.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, den Menschen im 
Südsudan zeigen wir mit dieser Mission und dieser Un-
terstützung: Wir lassen sie nicht alleine auf dem langen 
Weg in Richtung Frieden. Unseren Soldatinnen und Sol-
daten sowie den zivilen Helferinnen und Helfern zeigen 
wir mit der Zustimmung zu dem vorliegenden Mandats-
entwurf, um die ich Sie bitte: Wir stärken euch den Rü-
cken bei eurer schwierigen Aufgabe.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Minister. – Nächster Redner ist der 

Kollege Professor Dr. Lothar Maier, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Lothar Maier (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Der Südsudan war vor seiner Abspaltung vom Sudan 
oder ist auch jetzt noch ein von jahrzehntelangen Kämp-
fen geplagtes Land. Auch nach der Unabhängigkeit des 
Landes ist das Verhältnis zum Sudan alles andere als 
konfliktfrei. Die Grenzziehung zwischen beiden Ländern 
ist umstritten. Zudem bestehen Territorialkonflikte mit 
Äthiopien, und Stammeskriege im Inneren verschärfen 
die Situation noch weiter.

Die endlosen Jahre des Krieges verhinderten jede 
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung des Landes. 
Große Teile der in der Vergangenheit aufgebauten Infra-
struktur sind zerstört. Von den geschätzt 11,3 Millionen 
Einwohnern des Landes sind nach Angaben der Vereinten 
Nationen mindestens 5 Millionen auf ausländische Le-
bensmittelhilfe angewiesen. Daran dürfte sich in naher 
Zukunft auch nicht viel ändern, zumal die Einnahmen 
aus dem Öl – das ist praktisch das einzige Exportgut 
des Landes – durch den Preisverfall an den Weltölmärk-
ten drastisch gesunken sind und die Erträge großteils 
wegen grassierender Korruption in der Verwaltung nicht 
der Entwicklung des Landes zugutekommen.

Das Bildungsniveau ist eines der niedrigsten in der 
Welt, zugleich gibt es einen sehr hohen Bevölkerungs-
zuwachs: eine fatale, sich gegenseitig verstärkende Kor-
relation, die auch anderswo in Afrika die Entwicklungs-
perspektiven verdüstert. Die innere Schwäche des Landes 
und sein Rohstoffreichtum haben es zum Schauplatz 
zahlreicher ausländischer Interventionen gemacht, die 
bis heute andauern und die das Elend des Südsudans zu 
perpetuieren drohen.

Dabei wären alle natürlichen Grundlagen für eine gute 
wirtschaftliche Entwicklung gegeben. Neben dem Erdöl 
gibt es Vorkommen an Eisenerz, Chrom, Kupfer, Zink, 
Wolfram, Silber und Gold. Reichlich vorhandene Wasser-
reserven würden auch die Entwicklung einer produktiven 
Landwirtschaft ermöglichen. Mit Ausnahme des Öls wird 
aber keine dieser Ressourcen effektiv genutzt.

Auf die Beine kommen kann der Südsudan nur dann, 
wenn er im Inneren befriedet ist und wenn die ausländ-
ischen bewaffneten Interventionen ein Ende finden. Ge-
nau dies ist nun das Ziel der konfliktpräventiven und 
konfliktdämpfenden Maßnahmen der Vereinten Natio-
nen, deren Teil auch das kleine militärische Detachement 
ist, das die Bundeswehr im Südsudan unterhält. Und klein 
ist es nun wirklich: Von maximal 50 möglichen Dienst-
posten sind meines Wissens derzeit lediglich 14 besetzt; 
Kollege Lucassen hat die Zahlen vorhin genannt. Kampf-
aufgaben haben unsere Soldaten dort keine. Ihre Haupt-
funktion besteht in der Informationsgewinnung, in der 
Sicherung des Zugangs zu humanitärer Hilfe und, ja, 
auch im Flaggezeigen.

Wie immer bei langanhaltenden Konflikten werden 
nach dem Ende und bei Beginn des wirtschaftlichen Wie-
deraufbaus diejenigen begünstigt sein, die friedenstiftend 
gewirkt haben. Deutschland wird aber leider nicht an 
erster Stelle stehen. China hat in die südsudanesische 
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Erdölförderung Milliarden Dollar investiert und unter-
stützt UNMISS nicht mit 14 Dienstposten, sondern mit 
einem Bataillon.

Wir unterstützen den Antrag der Bundesregierung auf 
Fortsetzung der Mission, aber wir hoffen, dass die Regie-
rung bei der Förderung deutscher Investitionen im Süd-
sudan nicht genauso knausert wie bei UNMISS. Man 
muss nicht warten, bis China alle Rohstofflager dieser 
Welt an sich gebracht hat. Gebot der Stunde wäre, die 
deutsche Entwicklungspolitik im Südsudan und anders-
wo mit den Investitionen der Privatwirtschaft zu verzah-
nen, statt sie sich in ideologisch motivierten Kleinprojek-
ten verzetteln zu lassen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Lothar Maier (AfD):
Auf diesem Weg werden wir Sie unterstützen, aber 

nicht bei der Verteilung von Entwicklungskrediten nach 
dem Gießkannenprinzip.

Ich danke Ihnen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege 

Florian Erndl, CDU/CSU-Fraktion.

(Zurufe von der CDU/CSU: Thomas!)

– Entschuldigung: Thomas Erndl. Doppelte Erwähnung 
im Protokoll ist immer gut.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Danke für die Korrektur. – Herr Präsident! Meine Kol-

leginnen und Kollegen! Wir können an verschiedenen 
Stellen in Ostafrika einen positiven Wandel beobachten, 
aber natürlich mit noch offenem Ausgang. Wir haben 
eine Phase der Öffnung und Demokratisierung in Äthio-
pien. Wir haben im Sudan die Situation, dass das Volk 
erfolgreich gegen das autoritäre Regime aufbegehrt hat, 
und im Südsudan haben wir zumindest eine Beruhigung 
der kriegerischen Auseinandersetzungen.

Aber wenn man zurückblickt, zeigt sich ein anderes 
Bild: Zwei Jahre nach der Unabhängigkeit 2011 versank 
der Südsudan in einem blutigen Bürgerkrieg mit 
400 000 Opfern. Die Sicherheitslage ist nach wie vor 
fragil, aber das Friedensabkommen hält so einigermaßen. 
Das ist vielleicht eine kleine positive Nachricht für die 
leidende Bevölkerung.

Es ist aber trotzdem unklar, ob, wie vereinbart, eine 
Übergangsregierung gebildet werden kann, so wie es 
das Friedensabkommen vorsieht. Die Frist wurde – jetzt 
schon zum zweiten Mal – bis Ende dieses Monats ver-
längert. Umstritten ist nicht nur die Frage über die Re-
form des Sicherheitssektors, sondern vor allem auch die 
Frage der Neuordnung der Bundesstaaten.

Wir sehen zwei zentrale Herausforderungen im Südsu-
dan:

Erstens die katastrophale humanitäre Versorgungslage. 
2019 gab es massive Regenfälle und Überschwemmun-
gen. Seit Anfang dieses Jahres – wir vernehmen es in den 
Medien – befällt eine dramatische Heuschreckenplage 
weite Teile Ostafrikas, die vor allem in dieser Region 
die arme Landbevölkerung existenziell bedroht. Von 
den 12 Millionen Einwohnern sind 7 Millionen auf hu-
manitäre Hilfe angewiesen, und 6 Millionen leiden unter 
extremer Ernährungsunsicherheit.

Zweitens ist die Sicherheitslage immer noch fragil. Es 
kommt nach wie vor zu ethnischer Gewalt. Erst im De-
zember kamen bei Kämpfen zwischen unterschiedlichen 
Bevölkerungsgruppen 80 Menschen ums Leben. Insge-
samt haben wir 4 Millionen Vertriebene, davon 1,5 Mil-
lionen Menschen, die innerhalb des Südsudans auf der 
Flucht sind.

Meine Damen und Herren, eine Verbesserung der Lage 
der Menschen vor Ort – um die geht es uns – geht nur mit 
internationaler Unterstützung. Dabei ist die VN-Mission 
UNMISS eine wichtige Stütze, weil die humanitäre Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Hilfsgütern gesichert wird; 
andererseits ist die Präsenz der Blauhelmsoldaten wichtig 
für die Verhinderung von weiterer Gewalt und zum 
Schutz der Zivilbevölkerung. Das sind Kernaufgaben, 
die wir weiterhin massiv unterstützen müssen. Warum? 
Weil es natürlich in unserem eigenen Interesse liegt, Frie-
den und Sicherheit in der Region zu schaffen. Wir müssen 
die Sahel-Sahara-Region stabilisieren, um letztendlich 
Gewalt, Terrorismus, Migration und humanitäre Kata-
strophen bekämpfen und verhindern zu können. Die Ent-
wicklungen in der Region haben direkte Auswirkungen 
auf Europa und unsere Sicherheit.

Wir als Unionsfraktion stehen, wie die meisten Frak-
tionen in diesem Hause, für einen funktionierenden Mul-
tilateralismus. Wir wollen, dass internationale Organisa-
tionen funktionieren. Dafür müssen wir natürlich unseren 
Beitrag leisten: finanziell – selbstverständlich –, aber 
auch durch aktives Engagement, sprich: durch aktive Be-
teiligung. Als Mitglied im Sicherheitsrat sollten wir unser 
Engagement nicht zurückfahren, sondern mindestens bei-
behalten und vielleicht an der einen oder anderen Stelle 
auch ausweiten. Das machen für uns viele Soldatinnen 
und Soldaten. An dieser Stelle möchte ich ihnen allen 
für ihren Einsatz danken, den sie bei den unterschied-
lichen Einsätzen für unser Land leisten. Herzlichen 
Dank!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Jawohl, ich komme zum Schluss, Herr Präsident. – Wir 

wollen den Multilateralismus verteidigen. Wir wollen un-
serer außenpolitischen Verantwortung gerecht werden, 
und wir wollen für Sicherheit und Stabilität in der Region 
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sorgen. Daher müssen wir UNMISS verlängern. Herzli-
chen Dank für die Zustimmung zu diesem Antrag.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Christian Sauter, 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Christian Sauter (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Das Mandat zur Beteiligung deutscher Streit-
kräfte an der UN-Mission im Südsudan, abgekürzt: UN-
MISS, soll nun um ein weiteres Jahr verlängert werden, 
nachdem es Ende März auslaufen wird. Erneut steht die 
Behandlung der Mandatsverlängerung zeitlich recht 
knapp an. Derzeit sind ein gutes Dutzend deutsche Solda-
ten der Bundeswehr bei einer Mandatsobergrenze von 50 
in die Mission im jüngsten Staat der Welt involviert. Dies 
erscheint, gemessen an den anderen Mandaten, klein, ist 
aber, gemessen an den humanitären Aufgaben, ein sehr 
wichtiger und wirkungsvoller Beitrag.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Jedem Einzelnen von ihnen gebührt unser Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die humanitären Dimensionen sind groß. So leiden 
Millionen Menschen dort akut an Hunger bei zugleich 
steigenden Bevölkerungszahlen. Im Kern übernehmen 
die Soldaten dort Führungs-, Unterstützungs- und Koor-
dinierungsaufgaben sowohl innerhalb der als auch zwi-
schen den beteiligten Nationen. Hinzu kommen techni-
sche Hilfestellung und Ausbildungsaufgaben. Sie 
arbeiten in Stäben und als Militärbeobachter. Damit un-
terstützen sie zentrale Ziele von UNMISS: das südsuda-
nesische Volk zu beschützen, spätere Rückkehr von Men-
schen in die Heimat zu fördern, den Zugang zu 
humanitärer Hilfe und weiterhin die Beteiligung von in-
ternationalen Kräften an der UN-Mission zu sichern, 
Menschenrechtsverletzungen zu verhindern und aufzu-
klären. Dies sind unabdingbare Voraussetzungen dafür, 
einen funktionierenden Staat in einer immer noch zer-
brechlichen Sicherheitslage aufzubauen. Besonders ein 
ordentliches und funktionierendes Justizwesen und 
Sicherheitsstrukturen müssen geschaffen werden.

Die Sicherung des weitestgehend eingehaltenen Waf-
fenstillstandes ist eine weitere Aufgabe dabei. Hierzu ist 
die Hilfe der internationalen Staatengemeinschaft für den 
Südsudan dringend notwendig. Diese muss zugleich den 
Druck auf die Regierung und die anderen Konfliktpar-
teien hochhalten, den Waffenstillstand vollumfänglich 
umzusetzen. Deutschland ist aktuell nichtständiges Mit-
glied des UN-Sicherheitsrates und hiermit besonders ge-
fordert. Die Bundesrepublik hat also auch nationales In-
teresse an der Stabilisierung dieser Region. Die UN- 

Mission im Südsudan ist daher als Teil einer langjährigen 
Bemühung um Konfliktbewältigung und Friedensförde-
rung in Afrika zu verstehen. Circa 900 000 Euro, das sind 
die Kosten für die Fortsetzung des deutschen Mandates 
insgesamt. Dieser Betrag ist, so finde ich, auch sehr an-
gemessen,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

und er kann ein wirkungsvoller Beitrag dazu sein, Frei-
heit und Menschenrechte weltweit zu sichern.

Der Ausschussüberweisung stimmen wir als Fraktion 
der Freien Demokraten daher selbstverständlich zu.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Kollege Sauter. – Nächste Rednerin ist 

die Kollegin Kathrin Vogler, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Kathrin Vogler (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bun-

desregierung will erneut die Beteiligung der Bundeswehr 
am UN-Militäreinsatz UNMISS im Südsudan verlängern. 
Wir hingegen halten das für nicht richtig, und ich will 
begründen, warum.

Im Südsudan gibt es seit der Unabhängigkeit 2011 ja 
immer wieder Kämpfe zwischen der Regierungsarmee 
und Milizen konkurrierender Politiker. Es geht dabei im 
Wesentlichen um die Frage, wer sich und seine Anhänger 
am besten am Erdöl des Landes bereichern kann. Inzwi-
schen gibt es ein neues Friedensabkommen – das ist auch 
gut – und einen Waffenstillstand. Wenigstens dieser Waf-
fenstillstand wird weitgehend eingehalten. Aber ansons-
ten kommt das Friedensabkommen nicht voran.

Was sind die Aufgaben von UNMISS? Laut Bundes-
regierung sind es der „Schutz von Zivilpersonen“, die 
„Schaffung förderlicher Bedingungen für die Bereitstel-
lung humanitärer Hilfe“, die „Beobachtungs- und Unter-
suchungstätigkeit auf dem Gebiet der Menschenrechte“ 
und die „Unterstützung der Umsetzung des Friedensab-
kommens und des Friedensprozesses“. Meine Damen 
und Herren, das sind aber alles keine militärischen Auf-
gaben. Deshalb sagen wir Nein zu diesem Mandat.

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der 
CDU/CSU und der FDP)

Ich nenne Ihnen mal ein paar Beispiele, die aufzeigen, 
was da so alles gemacht wird. Zum Beispiel wurden zwi-
schen August und November letzten Jahres 42 Works-
hops, Gemeindedialoge und Friedenskampagnen durch-
geführt. Über 18 000 Menschen überall im Südsudan 
profitierten davon. Und das ist gut so.

(Beifall bei der LINKEN)
In Kuajena zum Beispiel wurden Bauern und Viehhirten 
zusammengebracht, um Konflikte um die Landnutzung 
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gewaltfrei zu bearbeiten. Fantastisch! Oder: Es gibt ein 
Forum für alle politischen Parteien im Südsudan, das da-
zu beitragen soll, dass die Wahlen, die für 2022 geplant 
sind, gewaltfrei, fair und transparent stattfinden. Auch 
das ist völlig in Ordnung, aber das sind keine Aufgaben 
für Soldatinnen und Soldaten.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Grosse- 
Brömer [CDU/CSU]: Was hätten Sie denn ger-
ne?)

Es gibt noch jede Menge anderer Bereiche, in denen 
das UN-Expertenpanel angeregt hat, ziviles Handeln zu 
nutzen. Zum Beispiel finanzieren sich verschiedene Kon-
fliktparteien darüber, dass sie illegal eingeschlagenes 
Holz im Ausland verkaufen. Die Nachbarstaaten tun viel 
zu wenig, um diesen Raubbau einzudämmen. Gleichzei-
tig kommen über die Grenzen zu den Nachbarstaaten 
Waffen an die verschiedenen Konfliktparteien im Südsu-
dan. Auch hier müsste der politische Druck größer wer-
den, dass damit Schluss gemacht wird.

(Beifall bei der LINKEN)
Die politische Bearbeitung des Konflikts im Südsudan 

und die humanitäre Situation im Land bieten genug an-
spruchsvolle zivile Herausforderungen für Deutschland, 
für die wir Friedensfachkräfte, Mediatoren, Juristinnen, 
Entwicklungshelfer, Zollbeamtinnen usw. entsenden 
könnten. Deshalb sagt Die Linke: Frieden mit friedlichen 
Mitteln – keine Soldatinnen und Soldaten in den Südsu-
dan!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist Agnieszka 

Brugger, CDU – nein, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In keinem 

anderen Land auf dem afrikanischen Kontinent haben so 
viele Menschen ihre Heimat verloren wie im Südsudan: 
2,5 Millionen sind in die Nachbarländer geflohen, 
1,5 Millionen sind Binnenvertriebene, und es sind vor 
allem Frauen und Kinder. Das ist doch eine Katastrophe, 
die uns nicht kaltlassen und gleichgültig lassen darf.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Präsident Salva Kiir und sein früherer Stellvertreter 

Riek Machar sind verantwortlich für Menschenrechtsver-
letzungen, für schreckliche Verbrechen und auch für se-
xualisierte Gewalt, und all das, um seit Jahren ihren bru-
talen Machtkampf auf dem Rücken der Menschen 
auszutragen. Und in ein paar Tagen wird einmal mehr 
eine Frist für die Bildung einer Übergangsregierung 
wahrscheinlich folgenlos verstreichen.

Meine Damen und Herren, ich will an dieser Lage 
nichts schönreden. Und auch das ist klar: Die Friedens-
mission der Vereinten Nationen hat ihre Schwächen und 
hat ihre Probleme, und sie konnte der Gewalt im Land in 
der Vergangenheit nur unzureichend begegnen. Aber Re-

signation darf doch nicht die letzte Antwort auf diese 
schwierige Situation sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nach wie vor sind es 190 000 Menschen, die in den 
UNMISS-Camps Zuflucht gefunden haben. Für diese 
Menschen bietet UNMISS damit ein Mindestmaß an Hil-
fe und an Schutz. Wer diese Mission ersatzlos beenden 
will, der muss auch erklären, wie eigentlich die Sicherheit 
dieser Menschen in Zukunft gewährleistet sein soll.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nicht nur vor diesem Hintergrund wollen wir all denje-
nigen, die Dienst in dieser Friedensmission leisten – ob in 
Uniform oder ohne –, wirklich noch einmal unseren herz-
lichen Dank aussprechen; denn es ist kein einfacher und 
auch kein ungefährlicher Dienst, der dort geleistet wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP])

Meine Damen und Herren, eins ist aber auch klar: Die 
Vereinten Nationen sind immer nur so stark, wie die Mit-
gliedstaaten sie unterstützen. Hier hat Deutschland mit 
seinem vorübergehenden Sitz im Sicherheitsrat eine be-
sondere Verantwortung dafür, die Vereinten Nationen ins-
gesamt, aber auch gerade ihre Friedensmissionen stärker 
zu unterstützen. Da verwundert eben – das haben ja auch 
schon viele Rednerinnen und Redner angesprochen – der 
Blick ins Mandat schon sehr.

Sie sehen eine sehr bescheidene Mandatsobergrenze 
von 50 vor. Laut der letzten Unterrichtung des Parlaments 
sind genau 13 Soldatinnen und Soldaten vor Ort. Die 
Obergrenze wird also nicht einmal annähernd erreicht. 
Dabei ist doch klar: Langfristige Sicherheit und über-
haupt eine kleine Chance auf echten Frieden im Südsudan 
wird es nur geben mit handlungsfähigen Vereinten Natio-
nen, mit einem belastbaren Friedensplan, mit einem breit 
angelegten Entwaffnungsprogramm und einer echten Re-
form des Sicherheitssektors. Dafür müssen wir uns doch 
stärker engagieren als nur mit 13 Leuten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir führen ja seit Jahren diese Debatte über eine größ-
ere deutsche Verantwortung in der Außen- und Sicher-
heitspolitik. Hier, bei den Vereinten Nationen, hätten 
Sie doch wirklich eine breite Unterstützung aus dem Par-
lament, aus der Koalition, aber auch aus der Opposition. 
Ergreifen Sie sie, und unterstützen Sie die Friedensmis-
sionen der Vereinten Nationen endlich stärker – mit mehr 
Geld, aber auch mit mehr Personal, nicht nur mit militär-
ischem.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Ulrich Lechte [FDP])
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Brugger. – Letzter Redner 

zu diesem Tagesordnungspunkt ist der Kollege – – Ingo 
Gädechens steht bei mir.

(Ursula Groden-Kranich [CDU/CSU]: Nicht 
ganz!)

– Oh, Entschuldigung, Jürgen Hardt. Es ist heute offen-
sichtlich nicht mein Tag.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ab-
warten! Ist ja noch gar nicht vorbei!)

Herr Kollege Hardt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Herr Präsident Kubicki! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Über den Inhalt unseres Mandates ist ja ausrei-
chend vorgetragen worden. Ich unterstütze es nachdrück-
lich und finde es auch gut, dass der Bundesaußenminister 
es hier ausführlich persönlich begründet hat. Ich möchte 
einige wenige Aspekte ansprechen.

Ich hatte letztes Jahr die Gelegenheit, einen unserer 
Staatssekretäre in dieses Land zu begleiten. Wir sind im 
Übrigen kreuz und quer durch Afrika geflogen, 25 Stun-
den im A400M: ein super Leistungsnachweis für dieses 
tolle Flugzeug, das fast so schnell ist wie ein Jet. Ich 
glaube, es gibt kein schnelleres Propellerflugzeug als 
die A400M der Bundeswehr. Das war auf jeden Fall eine 
interessante Erfahrung.

Juba, die Hauptstadt des Südsudan, ist vermutlich die 
einzige Hauptstadt der Welt, in der nachts kein Licht 
brennt. Das ist eine Stadt, in der lediglich die Hauptstra-
ßen asphaltiert sind. Es gibt in dem gesamten Land im 
Übrigen nur rund 7 000 Kilometer Straßen, die wenigsten 
davon asphaltiert. Der Weiße Nil ist einer der wichtigen 
Transportwege. Allein der Schutz der humanitären Güter, 
die auf dem Weißen Nil durch die UN-Mission zu See 
transportiert werden, ist schon ein Argument, dieses 
Mandat zu unterstützen.

(Ulrich Lechte [FDP]: Sehr richtig!)
Die Armut und der Zustand des Landes stehen im kras-

sen Gegensatz zu den Ressourcen, die dieses Land in 
Form von Bodenschätzen hat. Wenn die Konfliktparteien 
endlich zusammenfinden würden und sich entscheiden 
könnten, einen leistungsfähigen Staat aufzubauen, wäre 
für alle viel mehr drin, als das heute der Fall ist. Das ist 
ein typisches Dilemma, wie wir es oft erleben. Man kann 
zusammen viel mehr erreichen, als wenn man nur auf 
seinen eigenen Vorteil achtet und dann versucht, sich 
irgendwo mühsam eine Scheibe abzuschneiden. Deswe-
gen ist der Appell an die Konfliktparteien, jetzt doch 
endlich den Weg des Übergangs zu einer Zivilregierung 
freizugeben und natürlich auch die Wahlen 2022 durch-
zuführen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ein ganz wichtiger Effekt dieser Mission ist – das habe 

ich dort auch so erfahren –, dass die Afrikaner selbst bei 
der Mission UNMISS eine starke Rolle spielen. Die afri-

kanischen Staaten der Region wachsen zunehmend in 
eine Rolle hinein, in der sie auch selbst positive Beiträge 
zu Frieden in der Nachbarschaft liefern können sowie 
bereit und in der Lage sind, Verantwortung zu überneh-
men bis hinein in Führungspositionen, selbstverständlich 
auch der UN-Missionen. Ich finde: Das ist der richtige 
Ansatz. Wir müssen unseren Beitrag zu dieser Mission 
leisten, aber wir müssen sie auch als Teilbeitrag dafür 
sehen, die afrikanischen Staaten selbst in die Lage zu 
versetzen, durch eigene multilaterale Strukturen solche 
Konflikte einzuhegen und beizulegen. Wir haben in den 
letzten Jahren hierfür positive Ansätze entwickelt. Wir 
erleben es insbesondere in der Sahelzone. Wir erleben 
die Initiative des äthiopischen Präsidenten, der auch einer 
der Friedensstifter im Sudan ist. Ich glaube, darauf sollten 
wir politisch noch mehr Augenmerk lenken: die Befähi-
gung Afrikas zur Selbstregulierung solcher Missstände 
auf dem eigenen Kontinent.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hardt. – Aber jetzt der 

Kollege Ingo Gädechens, CDU/CSU-Fraktion, Schles-
wig-Holstein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ingo Gädechens (CDU/CSU):
Herr Präsident! Sie bemerken ja: Es ist immer gut, 

zweimal im Protokoll zu stehen, und von Ihnen als 
schleswig-holsteinischer Landsmann zweimal erwähnt 
zu werden, ist dann schon fast eine Ehre. Es ist auch eine 
Ehre, letzter Redner in dieser für mich sehr wichtigen 
Debatte zu sein und über die Verlängerung des UN-Man-
dats UNMISS zu reden.

Wir haben es gehört: Der Südsudan steht seit seiner 
Unabhängigkeit Mitte 2011 vor vielen riesigen, leider 
ungelösten Herausforderungen und Problemen. Der jahr-
zehntelange Befreiungskrieg hat das Land zermürbt. Der 
darauffolgende Bürgerkrieg und der immer wieder auf-
flammende Machtkampf zwischen dem Präsidenten und 
seinen Stellvertretern hat mehr als 2,3 Millionen Sudane-
sen in die Flucht getrieben, aus dem Land heraus. Unzäh-
lige Menschen sind diesem Konflikt zum Opfer gefallen.

Aufgrund einer Massenepidemie und dem hohen In-
fektionsrisiko von Cholera und auch Ebola erwartet 
UNICEF im Jahr 2020, also in diesem Jahr, einen Anstieg 
der Zahl von Kindern mit akuter Mangelernährung von 
860 000 auf 1,3 Millionen. Laut UNO sind auch im Janu-
ar 2020 circa 7,2 Millionen Menschen, rund zwei Drittel 
der Bevölkerung, auf humanitäre Hilfe angewiesen. Hier 
leistet der Außenminister Deutschlands – er erwähnte 
es – einen erheblichen Beitrag. Wir zählen zu den größten 
Geberländern. Verschärft wurde die Situation zuletzt im 
Oktober letzten Jahres durch schwere Überschwemmun-
gen im Osten und Nordosten des Landes.

Meine Damen und Herren, dieser Teil Afrikas bildet 
nach wie vor ein weiteres sehr trauriges Kapitel. Die 
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andauernden Auseinandersetzungen haben viele Ent-
wicklungserfolge des jungen Staates wieder kaputtge-
macht. Besonders die mangelnde Infrastruktur, exorbi-
tante Ausgaben an falscher Stelle für Militär, teilweise 
für Polizei, eine Hyperinflation, hohe Kosten für Güter 
und Dienstleistungen, insbesondere aber eine grassieren-
de, nach wie vor vorhandene Korruption und ein extremer 
Bevölkerungszuwachs stellen das Land immer wieder 
vor neue und große Herausforderungen.

Das 2018 abgeschlossene Friedensabkommen ist ein 
wahrer Hoffnungsschimmer. Der Waffenstillstand wurde 
bislang weitgehend eingehalten. Die Sicherheitslage hat 
sich insgesamt verbessert. Allerdings wird nicht in allen 
Provinzen die Waffenruhe eingehalten. Lokale ethnische 
Konflikte und Verteilungskämpfe fordern weiterhin ihre 
Opfer. Der Friedensvertrag bietet dennoch nach Jahren 
der kriegerischen Auseinandersetzung endlich wieder ei-
nen Ansatzpunkt, der – bei aller gebotenen Vorsicht – 
einen Weg aus dem Konflikt aufweisen kann. Es ist aller-
dings von großer Bedeutung, die mit dem Friedenspro-
zess eingeschlagene Roadmap stringent einzuhalten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, als letzter 
Redner zu diesem Tagesordnungspunkt kann ich große 
Einigkeit im Parlament feststellen, aber auch, dass die 
Linken etwas verquere Sichtweisen haben. Wenn Sie 
die Jacke von oben falsch einknöpfen, dann können Sie 
am Ende nicht glücklich enden. Ich sage Ihnen ganz ehr-
lich: Natürlich können wir im Rahmen einer UN-Mission 
viele in ein geschundenes Land entsenden, die helfen 
können. Aber diese Menschen gehen in ein solches Land 
nur, wenn ein Mindestmaß an Sicherheit gewährleistet 
ist. Deshalb entsenden wir natürlich im Rahmen dieser 
UNO-Mission bewaffnete Soldatinnen und Soldaten, die 
sich gegebenenfalls selbst beschützen können. Das macht 
Sinn,

(Ulrich Lechte [FDP]: Sogar sehr viel Sinn!)

so wie das ganze Mandat Sinn macht. Deshalb erhoffe ich 
Ihrer aller Unterstützung.

Herzlichen Dank, Herr Präsident. – Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und der Abg. Agnieszka 
Brugger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Gädechens. – Mit diesen 

Worten schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/17032 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Über-
weisungsvorschläge? – Ich sehe, das ist nicht der Fall. 
Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Florian Toncar, Christian Dürr, Frank 
Schäffler, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der FDP

Sparer schützen, Vermögensaufbau und Al-
tersvorsorge fördern

Drucksache 19/16794

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten be-
schlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner das Wort dem Kollegen Dr. Florian Toncar, FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Florian Toncar (FDP):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir haben ein historisch niedriges Zinsniveau. 
Immer mehr Banken geben Negativzinsen an die Bürger 
weiter. „Die Altersvorsorge für Millionen Menschen 
schmilzt wie Schnee in der Sonne“. Das sagt nicht irgend-
jemand, das sagt der Präsident des Deutschen Sparkas-
sen- und Giroverbandes, Helmut Schleweis. Ich meine, 
wir müssen diese Warnungen ernst nehmen. Was heute an 
Versorgungslücken entsteht, das wird uns über Jahrzehn-
te beschäftigen. Genau deshalb sollten wir es dazu gar 
nicht erst kommen lassen.

(Beifall bei der FDP – Bettina Stark-Watzinger 
[FDP]: Sehr richtig!)

Wir Freie Demokraten fordern, dass über die geldpoli-
tischen Rahmenbedingungen politisch diskutiert wird. 
Wir halten für sinnvoll: eine Begrenzung der Anleihekäu-
fe der Notenbank, hohe Hürden für unkonventionelle 
Geldpolitik und auch eine Diskussion darüber, ob die 
statistisch gemessene Inflation die Wirklichkeit wirklich 
so exakt abbildet, dass man darauf geldpolitische Ent-
scheidungen mit solcher Tragweite stützen kann. Darüber 
muss gesprochen werden.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Bruno 
Hollnagel [AfD])

Aber die Probleme rund um Vermögensaufbau und 
Altersvorsorge entstehen mitnichten ausschließlich in 
der Geldpolitik, sondern sie entstehen auch in der Bun-
desregierung. Bundesfinanzminister Olaf Scholz erklärt 
der Öffentlichkeit – Zitat –:

Ich lege mein Geld nur auf einem Sparbuch, also 
sogar auf dem Girokonto an …

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist selbstverständ-
lich eine private Entscheidung;

(Otto Fricke [FDP]: Aber eine dumme!)
problematisch wird das aber, wenn man genau so Politik 
für das ganze Land macht, wie Olaf Scholz sein Geld 
privat anlegt.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Bruno 
Hollnagel [AfD])

Und die von Olaf Scholz mitgetragene Bundesregierung 
macht Politik auf diese Art und Weise: eine neue Steuer 
auf Aktiengeschäfte, eine Begrenzung der steuerlichen 
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Berücksichtigung von Verlusten bei Kapitalanlagen, vor 
allem bei Termingeschäften und bei Totalausfällen von 
Kapitalanlagen.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Wer kennt das 
nicht als Normalsparer?)

Das ist gerade erst in Kraft getreten.

Die Negativzinsen werden in vielen Fällen steuerlich 
überhaupt nicht berücksichtigt, obwohl es doch eindeutig 
Verluste sind, die ein Anleger eingeht. Ich meine, wenn 
der Staat bestimmte Vorgänge besteuert, wenn Gewinne 
entstehen, dann muss er in gleicher Weise, spiegelbild-
lich, Verluste, die bei denselben Vorgängen entstehen, 
anerkennen. Das sollte eine Selbstverständlichkeit sein.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Bruno 
Hollnagel [AfD])

Aber es geht weiter: Anleger zahlen weiterhin den 
Solidaritätszuschlag. Anleger sollen einen neuen Topf 
für die Einlagensicherung füllen. Dieser Topf muss natür-
lich erst mal aufgefüllt werden. Wer zahlt das denn? Und 
die Beratung von Anlegern, die nun wirklich wichtig ist, 
gerade für die weniger erfahrenen Bürgerinnen und 
Bürger, wird durch Regelungen wie MiFID und andere 
immer bürokratischer, am Ende immer teurer, sodass sich 
das Produkt für den Einzelnen immer weniger lohnt. Also 
erhalten gerade diejenigen, die die meiste Beratung brau-
chen, immer schlechtere Angebote und immer schlechte-
re Renditen. Das ist sozialpolitisch völlig verfehlt.

(Beifall bei der FDP)
Deswegen wollen wir Freie Demokraten Vorfahrt für 

privaten Vermögensaufbau und Altersvorsorge: Kurs-
gewinne von Wertpapieren nach fünf Jahren – das ist eine 
langfristig orientierte Anlage – steuerfrei, volle Anerken-
nung von Verlusten aus Kapitalanlagen; die jüngsten Ein-
schränkungen müssen wieder rückgängig gemacht wer-
den.

(Beifall bei der FDP)
Der Sparerpauschbetrag ist seit 2009 nicht mehr erhöht 
worden, es gab nicht einmal einen Inflationsausgleich.

(Zuruf der Abg. Ulli Nissen [SPD])
Wir fordern einen Sparerpauschbetrag von 920 Euro; das 
wäre gerade ein Inflationsausgleich, nicht mehr. Das soll-
ten die Sparer doch bekommen.

(Beifall bei der FDP)
Wir wollen den Soli selbstverständlich auch für Anleger 
abschaffen. Und wir müssen über die Bürokratie bei der 
Anlageberatung dringend reden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Ansonsten beraten Google oder irgendein Chatroom die 
Leute, die eigentlich qualifizierte Beratung bräuchten.

(Ulli Nissen [SPD]: Was sagen Sie denn zu den 
Gebühren der Fondsgesellschaften beispiels-
weise?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Anlegerpolitik ist 
Gesellschaftspolitik. Es geht im Kern um die Frage: Wol-

len wir unseren Bürgern finanzielle Unabhängigkeit – vor 
allem, aber nicht nur im Alter – ermöglichen, oder wollen 
wir das nicht?

(Beifall bei der FDP)

Das ist eine Frage mit enormen gesellschaftlichen Aus-
wirkungen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Macht 
doch mal eine anständige Reform der gesetz-
lichen Rentenversicherung! So wie in Öster-
reich!)

Genau diese Frage „Pro finanzielle Unabhängigkeit für 
die Bürgerinnen und Bürger in unserem Lande?“ beant-
worten wir Freie Demokraten in diesem Antrag mit ei-
nem klaren „Ja, wir wollen es“.

(Beifall bei der FDP – Zuruf der Abg. Ulli 
Nissen [SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Als nächster Redner hat 

das Wort der Kollege Dr. Carsten Brodesser, CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Carsten Brodesser (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren auf 
der Besuchertribüne und vor den Bildschirmen! Der vor-
liegende Antrag „Sparer schützen, Vermögensaufbau und 
Altersvorsorge fördern“ ist ein regelrechter Rundum-
schlag

(Jörg Cezanne [DIE LINKE]: Kraut und Rü-
ben!)

zu den aktuellen Fragestellungen der europäischen und 
nationalen Finanzpolitik.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Ist auch not-
wendig!)

Wenn wir derzeit nicht die fünfte Jahreszeit, also Kar-
neval, feiern würden, so könnte man meinen, dass sich 
die FDP schon wieder in der Adventszeit wähnt,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der LINKEN)

in der man seine Wunschliste schreibt.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Ja! Passiert ja 
nichts! – Otto Fricke [FDP]: Man merkt, dass 
Sie von Karneval keine Ahnung haben!)

Von der geldpolitischen Präzisierung des EZB-Mandates 
über die korrekte Errechnung der Inflationsrate, die Ver-
hinderung der europäischen Einlagensicherung, die Stär-
kung der Aktienkultur und Altersvorsorge in Deutschland 
bis hin zur Evaluierung der Anlegerinformation reicht 
diese Wunschliste.

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Der Antrag ist karnevalsreif!)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, bei vielen 
dieser Wünsche bleiben Sie leider oberflächlich und stel-
len lieber populäre Forderungen zur Schau,

(Ulli Nissen [SPD]: Wie so häufig!)

als konkret zu werden. Auf zwei Punkte Ihres Papieres 
möchte ich in der Kürze der Zeit jedoch genauer einge-
hen, da diese das wichtige Politikfeld der Altersvorsorge 
betreffen: erstens die Stärkung der Aktienkultur im ak-
tuellen Niedrigzinsumfeld und zweitens die geplante 
Übertragung der Beaufsichtigung von freien Finanzanla-
genvermittlern und Honorarfinanzanlagenberatern auf 
die BaFin.

(Zuruf der Abg. Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle müssen seit 
einigen Jahren mit sinkenden Zinsen leben. Die expan-
sive Geldpolitik der Europäischen Zentralbank und die 
demografisch bedingte Zunahme der Sparaktivitäten ha-
ben das Kapitalangebot ständig anwachsen lassen. Infol-
gedessen sanken die Zinsen auf bisher unbekannte Tief-
stände, und dies wird auf absehbare Zeit auch leider so 
bleiben. Das ist vordergründig gut für die öffentliche 
Hand, weil niedrige Zinsen den Schuldendienst entlasten. 
Die Niedrigzinspolitik belastet aber in immensem Aus-
maß die Sparerinnen und Sparer in unserem Land. Infla-
tionsbereinigt frisst dies sogar an der Substanz der Er-
sparnisse, da die meisten Bürger hohe Bestände auf 
ihren laufenden Konten verwalten.

(Otto Fricke [FDP]: Und weshalb?)

Die Erzielung einer vernünftigen Rendite bei festver-
zinslichen Anlagen ist nahezu unmöglich und führt zu 
massiven Herausforderungen für die gesamte Finanz-
branche.

(Otto Fricke [FDP]: Und deshalb?)

Folgerichtig sollten wir als Politik die richtigen Anreize 
zur Förderung der Vermögensbildung in Immobilien und 
Aktien setzen.

(Otto Fricke [FDP]: Und deshalb?)

Die Koalition hat in den letzten Monaten bereits wichtige 
Impulse zur Vermögensbildung auf den Weg gebracht: 
Wir haben das Baukindergeld eingeführt und ermögli-
chen damit vielen Familien den Erwerb einer selbstge-
nutzten Immobilie.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Aber nicht al-
len!)

Und wir haben die Wohnungsbauprämie deutlich verbes-
sert. In Kürze werden also mehr Menschen mit höheren 
Prämiensätzen bei der Eigenkapitalbildung zum Erwerb 
von Wohneigentum gefördert – ein wichtiger, um nicht zu 
sagen der wichtigste Baustein einer guten privaten Alters-
vorsorge.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Die FDP dage-
gen? Skandal!)

Doch müssen wir auch gute Rahmenbedingungen für 
das Wertpapiersparen zur Altersvorsorge schaffen. Das 
bedeutet, dass wir eine zusätzliche Belastung von Aktien-
käufen im Rahmen der Altersvorsorge, wie in der aktuel-
len Diskussion zur Finanztransaktionsteuer, vermeiden 
müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es ist eben zu kurz gedacht, dass bei einem beispiels-
weise 30-jährigen Sparvorgang in Investmentfonds nur 
einmal eine Steuer in Höhe von 0,2 Prozent anfallen 
und diese nicht weiter ins Gewicht fallen würde. Richtig 
ist vielmehr, dass Investmentfonds und damit auch fonds-
gebundene Lebensversicherungen ihr Anlageportfolio 
mehrfach innerhalb eines Jahres umschichten, um gute 
Erträge für die Anleger zu erwirtschaften, und somit 
mehrfach diese Steuer entrichten müssten – Kosten, die 
am Ende der Sparer zu tragen hätte und die die Bildung 
von Altersvorsorgevermögen schmälern würden. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, wenn wir wollen, dass die 
Bürger unseres Landes mehr vorsorgen und diese Vorsor-
geentscheidung auch an den Renditechancen ausrichten 
sollen, dann darf die Altersvorsorge nicht zusätzlich 
steuerlich belastet werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Im Koalitionsvertrag haben wir die Einrichtung einer 
Rentenkommission vereinbart, die sich parteiübergrei-
fend unter Einbeziehung von Wissenschaft und Sozial-
partnern mit der Herausforderung einer nachhaltigen 
Sicherung und Fortentwicklung der gesetzlichen Renten-
versicherung und der beiden weiteren Rentensäulen be-
fasst. Ohne den Ergebnissen dieser Kommission vorgrei-
fen zu wollen – eines dürfte aus Sicht der Union klar sein: 
Wir müssen die betriebliche und die private Altersvor-
sorge stärken und werden konkrete Verbesserungen zu 
den geförderten Altersvorsorgeprodukten auf den Weg 
bringen.

(Frank Schäffler [FDP]: Wann denn? – Otto 
Fricke [FDP]: Und danach?)

Dies betrifft sowohl die Anpassung von Förderbeträgen 
als auch die stärkere Berücksichtigung von Anlagen in 
Aktien. So sollten die Sparer in Zukunft selber entschei-
den, ob sie eine Beitragsgarantie im Rahmen eines ge-
förderten Zulagenproduktes vereinbaren wollen oder 
eben nicht, um dadurch die Anlage in Aktien zu ermög-
lichen.

Die Altersvorsorge ist mit den drei Säulen und den 
vielfältigen Produkten am Markt für viele Menschen un-
übersichtlich, ja manchmal sogar ein Buch mit sieben 
Siegeln.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Deshalb 
die gesetzliche Rentenversicherung stärken!)

Dem wollen wir abhelfen und eine übersichtliche Platt-
form schaffen, die dem Einzelnen jederzeit einen Über-
blick über seine individuelle Vorsorgesituation gibt.

(Zuruf von der FDP: Das habt ihr von uns ab-
geschrieben!)
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Dies ist zugegebenermaßen eine riesige technische He-
rausforderung, aber wir begrüßen ausdrücklich die Initi-
ative des BMAS, eine säulenübergreifende 
Renteninformation einzuführen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Kommt 
diese Legislatur nicht mehr!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine solche Alters-
vorsorge bedarf einer soliden Beratung. Annähernd 
40 000 freie Finanzanlagenvermittler und Honorarfinan-
zanlagenberater tragen tagtäglich dazu bei, dass unsere 
Mitbürgerinnen und Mitbürger gute Vorsorgeentschei-
dungen treffen. Die Beaufsichtigung dieser Berater und 
Vermittler geschieht seit Jahren durch die Gewerbeämter 
sowie durch die Industrie- und Handelskammern in den 
Ländern.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Und das funktio-
niert auch! – Nicole Westig [FDP]: Genau, 
eben!)

Sie prüfen vor der Erlaubniserteilung die fachliche und 
persönliche Befähigung der Vermittler und fordern ohne 
Ausnahme von jedem Vermittler im Rahmen der Finanz-
anlagenvermittlungsverordnung einen jährlichen Prü-
fungsbericht ein. Dies geschieht dezentral, kostengünstig 
und lückenlos.

(Nicole Westig [FDP]: Absolut richtig!)

Bei einer schrittweisen Übertragung dieser Aufsicht auf 
die BaFin muss man tatsächlich die Frage nach dem 
Mehrwert

(Nicole Westig [FDP]: Sehr richtig!)

und der damit verbundenen Bürokratie sowie der zusätz-
lichen Kosten stellen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir als Union wollen weiterhin die Vielfältigkeit in der 
Altersvorsorgeberatung ermöglichen und gleichzeitig ei-
ne Aufsicht im Sinne des Verbraucherschutzes. Eine teil-
weise Übertragung der Aufsichtskompetenz auf die Ba-
Fin, wie im Koalitionsvertrag vereinbart, sollte sich 
meines Erachtens auf die Einhaltung des Prüfungskatalo-
ges der dezentralen Aufsichtsbehörden beschränken.

(Markus Herbrand [FDP]: Ihre überzogene 
Redezeit wird bei uns aufgeschlagen!)

Die operative Begleitung und Beaufsichtigung der Ver-
mittlungsaktivitäten könnte dadurch in den bewährten 
Händen der Gewerbeämter und IHKs verbleiben. Die 
BaFin würde hingegen den Qualitätsstandard dieser Auf-
sicht gewährleisten – ein Aspekt, den wir im Kreise der 
Koalition, aber selbstverständlich auch gerne mit allen 
anderen Fraktionen beraten wollen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP-Fraktion, 
Sie sprechen in Ihrem Antrag viele wichtige Aspekte 
zur Förderung der Altersvorsorge an.

(Nicole Westig [FDP]: Zu Recht! – Weiterer 
Zuruf von der FDP: Ja!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Carsten Brodesser (CDU/CSU):
Einen Satz noch. Danke. – Zu Ihrer adventlichen 

Wunschliste kann ich Ihnen nur sagen, dass die Koalition 
bereits wichtige Entscheidungen zur Altersvorsorgebera-
tung und Vermögensbildung auf den Weg gebracht hat. In 
Kürze werden weitere Menschen in unserem Land noch 
besser vorsorgen können. Die Punkte, die wir dazu disku-
tieren wollen, diskutieren wir gerne mit Ihnen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Das waren zwar vier Sätze, aber das ist auch egal. 

Herzlichen Dank. – Als nächster Redner hat das Wort 
der Kollege Albrecht Glaser, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Albrecht Glaser (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Es ist in der Tat ein Sammelsurium an Vorschlägen 
vom Steuerrecht bis zur EZB-Zinspolitik, eine Art 
Schrotschuss für die Galerie.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Ein Gesamtkon-
zept!)

Es hat leider wenig Substanz. Man kann nicht alle elf 
Punkte behandeln, sondern nur ein paar Andeutungen 
machen.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Schenken Sie uns 
doch die Redezeit!)

– Ja, ich gebe mir Mühe.

Zum Thema Steuern: Abschaffung des Solidaritätszu-
schlags – völlig neue Idee, ganz originell, das hat noch 
niemand beantragt. Sie gestatten mir, das Thema damit 
schon abgehandelt zu haben.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Anpassung des Sparerpauschbetrags an die allgemeine 

Preisentwicklung. Wunderbar! Wir haben, glaube ich, 10 
oder 20 Indexierungsanträge für alle Freibeträge. Wir 
müssen dann auch die Pauschbeträge, die Pauschalen 
und neben den Freibeträgen natürlich auch den Tarif in-
dexieren. Das wäre eine Lösung, und das hätte Hand und 
Fuß. Jetzt nur den Sparerpauschbetrag herauszugreifen, 
macht keinen Sinn.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Na ja, im Antrag 
zum Anlegerschutz schon! Es geht doch um 
Sparer!)

Freistellung der Kursgewinne: Wer mit Aktien speku-
liert, der soll für die Wertveränderung Steuern zahlen; die 
anderen sollen das nicht. Ja, das ist eine gute Idee. Sie 
wollen die Spekulationsfrist aber erst nach fünf Jahren 
enden lassen. Wir hatten schon mal eine Spekulationsfrist 
von einem Jahr. Auch das ist also nicht besonders an-
spruchsvoll.
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Keine Finanztransaktionsteuer auf Aktien: Ja, das ist 
richtig. Der Entwurf der Bundesregierung trifft die völlig 
Falschen, nämlich den langfristig haltenden Anleger und 
nicht die Spekulanten. Die Spekulanten hatten etwas mit 
der Finanzkrise zu tun; diese trifft die Steuer gar nicht. 
Das ist in der Tat totaler Dilettantismus.

Negative Einlagezinsen: Das ist ein pikanter Punkt, 
klar. Die negativen Einlagezinsen sind negative Einkünf-
te aus Kapitalvermögen und müssen systematisch abge-
zogen werden; so systematisch, wie es gerade und krum-
me Zahlen gibt. Trotzdem hat der Bundesfinanzminister 
am 27. Mai 2015 einen Erlass an alle Welt geschickt – ich 
zitiere –:

Behält ein inländisches Kreditinstitut negative Ein-
lagezinsen für die Überlassung von Kapital ein, stel-
len diese negativen Einlagezinsen keine Zinsen i. S. 
von § 20 Absatz 1 Nummer 7 EStG dar ...

Meine Damen und Herren, das ist eine Sünde wider 
den Geist. Das ist völlig absurd, ist mit Sicherheit ver-
fassungswidrig. Ich hoffe, es wird geklagt. Diese Torheit 
muss in dem Fall dem Anwender – sprich: dem Bundes-
finanzministerium, das es im Moment steuern kann – 
über das Verfassungsgericht ausgetrieben werden.

(Beifall bei der AfD)
Die Europäische Union – jetzt sind wir bei der Europä-

ischen Union –, meine sehr verehrten Damen und Herren: 
Das ist ganz sensationell. Da sagen Sie, die Einführung 
einer europäischen Einlagensicherung sei keine gute 
Idee, man müsse eben die deutschen Kreditinstitute und 
ihre Sicherungsinstrumente schützen. Dazu haben wir in 
der Tat Anträge gestellt. Die haben Sie alle abgelehnt. Ja, 
wir sind gegen EDIS. Ja, wir glauben, dass Europa eine 
Selbstverantwortung der Staaten braucht und nicht die 
Poolung von Risiken. Völlige Übereinstimmung: völlig 
untaugliches Vorgehen.

Die EZB – das ist besonders delikat –: Man beklagt die 
ultralockere Geldpolitik. Sie kritisieren die mittelbare 
Staatsfinanzierung durch Anleihekäufe. Sie rügen eine 
Vermischung von auftragsgemäßer Geldpolitik und na-
tionalstaatlichen Interessen. – Gut gebrüllt, Löwe. Alles 
richtig! Aber wo ist die Lösung?

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Im Antrag!)
Als Lösung schreiben Sie – Zitat –: „… eine Initiative 

anzustoßen, das geldpolitische Mandat der EZB zu prä-
zisieren …“. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wie geht das? Entweder machen wir eine Dienstanwei-
sung an die EZB. Das geht nicht, weil sie bekanntlich 
unabhängig ist.

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Genau!)

Oder wir ändern die Verträge. Wer ist bereit, die Verträge 
zu ändern? Ich weiß nicht, wo Sie da eine konzeptionelle 
Idee entwickelt hätten. Das wäre schön gewesen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.

Ich denke, wir werden uns mit dem Thema weiter be-
fassen. Aber mit dieser Streumunition wird der Krieg 
nicht zu gewinnen sein.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Was ist das für eine 
Wortwahl?)

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege 

Michael Schrodi, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Michael Schrodi (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Die FDP hat ja derzeit gewisse Proble-
me bei der korrekten Verortung, was bzw. wo die gesell-
schaftliche Mitte ist. Das passiert ihr auch bei der 
gesellschaftlichen Verteilung von Einkommen und Ver-
mögen. Da verortet sie auch, wenn man es auf einer X- 
Achse sieht, die Mitte leider ganz rechts, nämlich bei den 
Superreichen. Auch hier liegt die FDP falsch.

Sie benennen ein Problem, niedriges Medianvermö-
gen, und haben eine relativ einfache Lösung für alle Pro-
bleme, nämlich eine Verbesserung der Aktienkultur. Sie 
wollen dafür alle vermeintlichen Hemmnisse abbauen 
und haben ein Sammelsurium an Vorschlägen vorge-
bracht. Übrigens wollen Sie auch die Altersvorsorge mit 
dazunehmen und privatisieren. Das ist natürlich Quatsch.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Sie vergessen aber, eines zu erwähnen: eine weiter 
zunehmende Einkommens- und auch eine weiterhin sehr 
hohe Vermögensungleichheit in Deutschland. Wen Sie 
auch nicht erwähnen, sind die reichsten 10 Prozent der 
Bevölkerung, die die Hälfte des Gesamtvermögens besit-
zen, und die 40 Prozent der Bevölkerung, die praktisch 
kein Nettovermögen haben.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: So ist 
es! – Dr. Florian Toncar [FDP]: Unser Antrag 
ist doch die Lösung dafür!)

Diesen Menschen raten Sie, jetzt mal Aktien zu kaufen.

(Ulli Nissen [SPD]: Superidee! – Dr. Florian 
Toncar [FDP]: Das steht doch gar nicht in un-
serem Antrag!)

Das ist frei nach Marie-Antoinette: Wenn sie kein Geld 
haben, sollen sie Aktien kaufen. – Das ist Quatsch an der 
Stelle.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Bettina Stark-Watzinger [FDP]: 
Weiterhin hohe Steuern mit der SPD zahlen, 
ist auch nicht die Lösung!)

Wie sieht denn die Politik für die tatsächliche Mitte der 
Gesellschaft aus? Wie sieht sozialdemokratische Politik 
aus? Wir machen eine Mindestausbildungsvergütung für 
Auszubildende. Dieses Geld landet bei denen in der Ta-
sche.
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(Beifall bei der SPD)
Wir wollen die Tarifbindung erhöhen, damit ordentliche 
Löhne gezahlt werden. Den Mindestlohn wollen wir er-
höhen.

(Beifall des Abg. Metin Hakverdi [SPD])
Eine Stärkung der gesetzlichen solidarischen Rentenver-
sicherung hilft den Menschen

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sehr 
gut! Aber wer ist in der Regierung?)

und mehr Steuergerechtigkeit mit einem Spitzensteuer-
satz, der höher greift, aber Bezieher mittlerer und unterer 
Einkommen stärker entlastet. Das ist Politik für die Mitte 
der Gesellschaft.

(Beifall bei der SPD – Dr. Florian Toncar 
[FDP]: Machen Sie es doch! Einfach machen!)

Diese guten Löhne sind dann auch die Basis für Vermö-
gensbildung. Dann können wir auch über Aktienkultur 
sprechen.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Ach so, ja!)
Da bin ich gar nicht weit weg.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Ach so! Jetzt sind 
Sie gar nicht weit weg! Hört, hört!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, einen ganz kleinen Moment. – Ich bitte 

die Fotografen auf der Tribüne, davon Abstand zu neh-
men, die Bänke der Abgeordneten zu fotografieren. An-
sonsten muss ich Sie entfernen lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Herr Kollege, Sie haben weiter das Wort.

Michael Schrodi (SPD):
So aber ist es eine Politik für Superreiche, die Sie 

jedoch als Schutz der Kleinsparer oder als Politik für 
den kleinen Mann verkaufen wollen. Übrigens, genau 
so macht es die AfD. Die AfD hat im Ausschuss ja auch 
als Einzige diesem Antrag zugestimmt. Aber stimmt das? 
Ist das eine Politik für die Mitte der Gesellschaft? An 
zwei Punkten möchte ich klarstellen, dass dem nicht so 
ist.

Sie haben den Solidaritätszuschlag erwähnt. Sie for-
dern wie schon in Anträgen zuvor – auch die AfD übri-
gens – die komplette Abschaffung des Solidaritätszu-
schlags. Wir werden ihn abschaffen, für 90 Prozent.

(Jörn König [AfD]: Er ist ja auch verfassungs-
widrig!)

Wenn Sie die restlichen 10 Prozent nun auch entlasten 
wollen: Über welche Einkommen sprechen wir denn 
da? Ein Alleinstehender muss erst ab einem Jahresbrutto-
lohn von circa 109 000 Euro den Soli weiterhin voll be-
zahlen, eine Familie erst ab 221 000 Euro.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ihr wollt 
das für euch abschaffen!)

Zum Vergleich: Das Medianeinkommen, die exakte Mit-
te, liegt bei 36 000 Euro. Das ist es, was Sie wollen: die 
Entlastung von Topverdienern um insgesamt zehn Mil-
liarden Euro, aber nicht die der Mitte. Schauen Sie sich 
die Zahlen genau an. Das werden wir natürlich nicht mit-
machen, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 

Kollegen Dr. Toncar?

Michael Schrodi (SPD):
Nein, ich führe das jetzt fort.

Genauso ist es übrigens bei der Finanztransaktion-
steuer. Da müssen Sie nur das Gutachten des Kieler Insti-
tuts für Weltwirtschaft anschauen. Die Finanztrans-
aktionsteuer trifft vor allem große, professionelle 
Investoren, nicht die vielzitierten Kleinsparer. Auch hier 
gilt: Die Kleinsparer vorschieben, aber die Groß-
investoren schützen – das ist die Devise von FDP und 
AfD, und auch das ist falsch.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Damit sind wir bei einem Thema, das Sie ebenfalls 
immer wieder erwähnen, auch heute wieder, und mit 
dem Sie Schindluder treiben. Das sind die Niedrigzinsen. 
Die FDP wirft da mit Nebelkerzen, anstatt die Debatte 
über die langfristigen, volkswirtschaftlichen Ursachen 
von Niedrigzinsen zu führen, die jetzt auch von Ökono-
minnen und Ökonomen geführt wird. Clemens Fuest und 
Marcel Fratzscher tun das, und sie sagen übereinstim-
mend: Nicht die EZB ist der Grund dafür, dass es Nied-
rigzinsen gibt. Seit Jahrzehnten gibt es einen Abwärts-
trend auch in den USA, auch in der Schweiz, ohne 
Euro-Zone, ohne Euro.

(Ulli Nissen [SPD]: Hört! Hört!)

Welche Ursachen werden benannt? Eine hohe private 
Sparquote, auch aufgrund der bestehenden Ungleichheit 
und aufgrund der demografischen Entwicklung – man 
sorgt für das Alter vor –, eine hohe Sparquote bei Unter-
nehmen und auch eine hohe Sparquote des Staates, weil 
wir in Teilen nicht ausreichend investiert haben.

Nun, liebe FDP, eine kleine Rechnung: Wenn alle 
sparen, es also ein großes Angebot an Geld gibt, aber 
keiner da ist, der Kredite aufnimmt, also eine geringe 
Nachfrage nach Geld vorhanden ist, dann muss ich Ihnen, 
die Sie immer nach dem Markt schreien, sagen: Der funk-
tioniert da.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Ein Preis – in dem Fall die Zinsen – ist wegen des hohen 
Angebots und geringer Nachfrage so gering. Das ist der 
Markt, und das sagt Clemens Fuest beispielsweise und 
schreibt es Ihnen ins Stammbuch.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Die Ökonomen schreiben auch, welche Maßnahmen es 
dann geben muss. Wir müssen etwas tun, um Ungleich-
heiten zu verringern. Da gehen wir mit so etwas wie der 
Vermögensteuer heran, mit einem ordentlichen Spitzen-
steuersatz und übrigens auch mit einer ordentlichen Erb-
schaftssteuer für hohe Erbschaften.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Außerdem brauchen wir natürlich ein ordentliches In-
vestitionsprogramm zusätzlich zu den hohen Investitio-
nen, die wir schon haben,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
Programm der Linken! Sehr schön!)

wie DGB und BDI feststellen, übrigens auch kreditfinan-
ziert; denn eins muss klar sein: Staatsanleihen sind siche-
re Anlagen auch für Sparer. Das jedoch, was Sie machen, 
ist volkswirtschaftlich unsinnig.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Unsin-
nig ist der Sozialismus!)

Es ist nicht durchdacht, und natürlich lehnen wir deshalb 
Ihren Antrag ab.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Gute Rede!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Schrodi. – Das Wort zu 

einer Kurzintervention hat der Kollege Dr. Toncar, 
FDP-Fraktion.

Dr. Florian Toncar (FDP):
Ich bedanke mich, Herr Präsident. – Kollege Schrodi, 

ich möchte anhand von zwei Beispielen einmal aufzei-
gen, weshalb ich glaube, dass Sie doch sehr im Irrtum 
auch darüber sind, wie sich die steuerlichen Belastungen, 
die Ihre Fraktion und die von Ihnen mitgetragene Bun-
desregierung einführt, für Kleinsparer auswirken.

Sie haben gesagt, der Solidaritätszuschlag werde für 
90 Prozent abgeschafft. Da haben Sie die Einkommens-
grenzen aufgeführt. Das Entscheidende ist doch aber, 
dass der Solidaritätszuschlag auf die Abgeltungsteuer, 
also auf Kapitalerträge, für alle Einkünfte beibehalten 
bleibt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wie 
hoch ist denn die Abgeltungsteuer, Herr Kolle-
ge? Magere 25 Prozent!)

Da werden also alle Anleger, ganz egal, wie hoch das zu 
versteuernde Einkommen am Ende ist, den Solidaritäts-
zuschlag weiter zahlen, nicht nur die Gruppen, von denen 
Sie hier gesprochen haben. Das geht natürlich in die Mitte 
der Gesellschaft hinein.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Bei Ihrer Aktienstrafsteuer tun Sie übrigens auch so, 
als ob das ein Problem nur für die Großanleger sei. Aber 
ein ETF-Fonds zum Beispiel, ein Produkt, das sehr gut 
für die Anlage von ganz normalen Kleinanlegern geeig-
net ist, schichtet sein Portfolio jeden Tag um, weil er 
Indizes nachbaut, und da fallen natürlich nicht nur ein-
mal, sondern zigmal am Tag diese Steuern an. Solche 
Produkte wären also genauso betroffen. Selbstverständ-
lich hat das auch eine ganze Menge mit der Situation von 
Kleinanlegern zu tun, Herr Kollege.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Herr Kollege Schrodi, wollen Sie ant-

worten? – Herr Kollege Toncar, Sie bleiben freundlicher-
weise stehen, auch wenn Herr Schrodi nicht gestanden 
hat.

Michael Schrodi (SPD):
Sie reden gerade wieder vom Kleinsparer. An einem 

Beispiel möchte ich hier mal darstellen, dass Sie da nicht 
richtig liegen. Sie haben von den Kapitalerträgen gespro-
chen und davon, dass der Kleinsparer betroffen ist. Es 
gibt den Sparerpauschbetrag; den haben Sie angespro-
chen – 801 Euro. Bei der derzeitigen Zinsphase sind es 
circa 80 000 Euro, die hier steuerfrei gestellt sind. Ich 
möchte mal den Kleinsparer mit 80 000 Euro sehen! 
Das widerlegt schon alles.

Sie machen Politik für diejenigen, die eben genau die-
ses „Kleingeld“ haben, um so viel anzulegen und über 
den Sparerpauschbetrag zu kommen. Das sind eben nicht 
die Kleinsparer, sondern das sind diejenigen, die Sie hier 
vertreten. Klientelpolitik für die Superreichen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Jörn König [AfD]: Das ist Popu-
lismus! Reiner Populismus!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege Jörg 

Cezanne, Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Jörg Cezanne (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die FDP 

will die Altersvorsorge fördern. Aber Ihr Antrag ist so 
Kraut und Rüben, dass ich niemandem empfehlen kann, 
sich von Ihnen in Vorsorgefragen beraten zu lassen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So schreibt die FDP: „Wertpapiersparen hat sich … in 
den letzten Jahrzehnten immer als sicher wertsteigernde 
Anlageform erwiesen.“ Nur mal zur Erinnerung: Nach 
der Finanz- und Wirtschaftskrise 2007/2008 hat es fünf 
Jahre gedauert, bis die Kursverluste ausgeglichen waren. 
Nach dem Platzen der New-Economy-Blase im Jahr 2000 
hat ein DAX-Portfolio sogar über sieben Jahre gebraucht, 
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bis diese Verluste ausgeglichen waren. Die nächste Krise 
kommt bestimmt.

Unbestritten: Wer viel Geld übrig hat, um mit Wert-
papieren zu spekulieren, der kann auch gewinnen. Aber 
wer angesichts solcher Risiken Aktiensparen als Alters-
vorsorge für Kleinsparer anpreist, der hat die Interessen 
der Finanzindustrie und der Fondsmanager im Blick, aber 
ganz sicher nicht die kleiner Sparerinnen und Sparer.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der CDU/ 
CSU: Weltfremd!)

Keine der von der FDP vorgeschlagenen elf Maßnah-
men

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Elf ist 
das Beste an dem Antrag!)

– mein Kollege Matthias Birkwald hat sich sehr darüber 
gefreut – hat irgendeinen praktischen Nutzen für Men-
schen, deren Rente zu niedrig ist, weil sie durch niedrige 
Löhne oder langjährige Leiharbeit nicht genug verdient 
haben. Auch für jene 40 Prozent der Bevölkerung, deren 
Einkommen seit der Jahrtausendwende kaum gestiegen 
oder sogar gesunken ist, sind Ihre Maßnahmen einfach 
nutzlos.

(Beifall bei der LINKEN)

Vielmehr liegt dem FDP-Antrag offensichtlich folgen-
de Lagebeurteilung zugrunde: In Deutschland sind so 
viele Leute arm oder haben zu niedrige Renten, a) weil 
sie zu wenig mit Aktien und Immobilien spekulieren, b) 
weil sie für ihre Kapitaleinkünfte nicht genügend Steuer-
befreiung erhalten und c) weil sie durch den finanziellen 
Verbraucherschutz von Anlagen am Finanzmarkt abge-
schreckt werden. – Sorry, aber das ist einfach Unfug.

(Beifall bei der LINKEN)

Die finanzielle Unabhängigkeit im Alter stärkt man am 
besten mit der Stärkung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung,

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

und zwar am besten in Form einer Erwerbstätigenrente, in 
die eben alle Erwerbstätigen einzahlen, also auch Frei-
berufler, Selbstständige, Beamtinnen und Beamte

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Die Ansprü-
che danach muss ja auch irgendjemand bezah-
len!)

und eben auch Bundestagsabgeordnete.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Beitrag sollte auch auf das gesamte Einkommen 
bezahlt werden und nicht nur auf das Einkommen bis 
zur Beitragsbemessungsgrenze.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Die haben 
dann auch höhere Ansprüche!)

Das Rentenniveau, das im Moment stetig sinkt, ließe sich 
so wieder auf 53 Prozent erhöhen: eben eine solidarische 

Rentenversicherung für alle statt Wertpapierkultur für 
Besserverdienende.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin Lisa 

Paus, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! „Sparer 

schützen, Vermögensaufbau und Altersvorsorge för-
dern“ – das klingt sehr, sehr gut, aber leider ist das in 
diesem Antrag nicht drin. Stattdessen und ganz zuvor-
derst will die FDP mit diesem Antrag die Unabhängigkeit 
der Europäischen Zentralbank einschränken. Aber das 
machen Sie nicht mit uns, meine Damen und Herren!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Das steht doch 
da überhaupt nicht drin! Lesen hilft! – 
Dr. Florian Toncar [FDP]: Überhaupt nicht! 
Im Gegenteil!)

Wie die AfD sagt die FDP: Schuld ist immer die EZB. – 
Da muss man ganz klar sagen: Das ist einfach zu viel 
Ehre für die EZB. Es ist richtig: Die EZB ist für die 
Geldpolitik zuständig, auch für den Zins. Aber wahr ist: 
Sie kann zwar etwas regeln, aber am Ende des Tages 
ermittelt sich der Zinssatz ganz normal, wie es sich für 
den Markt gehört, mit Angebot und Nachfrage.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Aber auf Basis des 
Leitzinses! – Jörn König [AfD]: Eben nicht bei 
der EZB!)

Da ist es so, dass wir in der Europäischen Union seit 
Langem das Problem haben, dass wir zu geringe Investi-
tionen und zu hohe Ersparnisse haben. Es ist zwar wenig 
bekannt, aber trotzdem wahr, dass inzwischen in der Eu-
ropäischen Union selbst die Unternehmen im Saldo Net-
tosparer sind. Wenn aber Unternehmen sparen, Haushalte 
sparen, öffentliche Haushalte sparen und niemand tat-
sächlich Kredite anfragt

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Vielleicht hat 
das was damit zu tun, dass wir gute Wirt-
schaftspolitik machen sollten!)

und investieren möchte, dann ist doch völlig klar, dass der 
Zinssatz niedrig sein muss. Wenn die, die Geld verleihen 
wollen, niemanden finden, der Geld leihen will, dann gibt 
es auch keinen hohen Zinssatz, meine Damen und Her-
ren. Deswegen: Das ist das Problem, und dagegen müs-
sen wir etwas tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jörg Cezanne [DIE LINKE])

Das ist nämlich nicht nur schlecht für den Zins und für die 
Anleger, sondern das ist eben auch schlecht für die Wett-
bewerbsfähigkeit, für die Innovationskraft, für die Be-
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schäftigung und auch für die Zukunftsfähigkeit der Euro-
päischen Union.

Außerdem ist es so, dass davon übrigens auch die 
Anteilseigner stärker profitieren. Damit nimmt die Un-
gleichheit in der Europäischen Union zu,

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Ja, dann las-
sen Sie doch alle Anteilseigner werden!)

und auch der Sprengsatz zwischen den europäischen Län-
dern, zwischen Deutschland und den anderen Mitgliedern 
der Euro-Zone, erhöht sich. Auch deswegen müssen wir 
etwas dagegen tun und eine Investitionsoffensive starten, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen noch einmal meine eindringliche Bitte an 
diese Seite des Hauses: Lassen Sie endlich die EZB in 
Ruhe ihren Job machen, und sorgen Sie dafür, dass Sie 
und wir alle miteinander unseren Job machen! Wir sind 
nämlich zuständig für die Wirtschafts- und für die Fi-
nanzpolitik. Da liegt der Schlüssel zur Lösung, und da 
müssen wir ran, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schaffen wir endlich klare Leitplanken für die Wirt-
schaft,

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Steuerreform 
zum Beispiel!)

klare Leitplanken für Investitionen in die klimaneutrale 
Transformation, damit wir endlich die Unsicherheit, die 
wir alle miteinander spüren und haben, wie es genau 
gehen soll, was im Zuge der Transformation genau an-
steht, zu einem kalkulierbaren Risiko umbauen, mit dem 
dann auch die Unternehmen umgehen können.

(Jörn König [AfD]: Ist das jetzt Maos großer 
Sprung, die Transformation?)

Lassen Sie uns mit einer Reform der Schuldenbremse 
auch die öffentliche Infrastruktur hin zu einer klimaneut-
ralen Infrastruktur transformieren. Ob das Ding jetzt 
„Green Deal“, „Green New Deal“ oder „Umbau in eine 
klimaneutrale Wirtschaft“ heißt, das ist uns egal; aber 
lassen Sie es uns gemeinsam tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jörg Cezanne [DIE LINKE])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und damit am Ende auch alle davon profitieren, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin.

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– lassen Sie uns das mit einem staatlichen, öffentlich- 

rechtlichen Bürgerfonds verbinden, von dem dann tat-

sächlich alle Bürgerinnen und Bürger profitieren, der in 
genau diesen Umbau investiert –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– ich komme zum Schluss, Herr Präsident –, damit sich 

der Wohlstand auf alle verteilt und wir eine klimaneutrale 
gemeinsame Zukunft haben, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jörg Cezanne [DIE LINKE])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Zum Schluss lauschen wir den Worten 

des Kollegen Sebastian Brehm, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU – Fritz Güntzler 
[CDU/CSU]: Jetzt kommt endlich Fachkompe-
tenz in die Debatte!)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Antrag der FDP von Ende Januar 2020 hat 
einige gute Elemente, die Sie teilweise übrigens aus un-
serem Positionspapier von Anfang Januar, von der CSU- 
Klausur im Kloster Seeon, übernommen und mit einge-
baut haben. Also herzlichen Dank dafür! Ich komme spä-
ter noch mal darauf zu sprechen.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU], an die FDP ge-
wandt: Habt ihr abgeschrieben?)

Aber zum Bereich Vermögensaufbau, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, gehört mehr als in Ihrem Antrag auf-
geführt. Vermögensaufbau besteht aus drei Bereichen: 
zum Ersten Immobilien, selbstgenutzt oder vermietet; 
das Zweite sind die drei Säulen der Altersversorgung, 
also staatliche Rente, betriebliche Altersversorgung und 
private Altersversorgung; und der dritte Bereich ist natür-
lich das Sparen: Geld, Edelmetalle, aber selbstverständ-
lich auch Aktien.

Im ersten Bereich haben wir einiges geleistet: Einfüh-
rung des Baukindergeldes, Erhöhung der Wohnungsbau-
prämie – da waren Sie übrigens dagegen –,

(Fritz Güntzler [CDU/CSU], an die FDP ge-
wandt: Was? – Dr. Florian Toncar [FDP]: Sie 
schaffen es ja auch wieder ab!)

und wir schaffen gerade den im Koalitionsvertrag verein-
barten Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer. Hier sind 
wir im Gespräch und sind dran, damit wir auch hier lie-
fern können.

Für den zweiten großen Bereich der Altersvorsorge 
haben wir die Rentenkommission eingesetzt. Die soll sich 
ja mit der Sicherung und Fortentwicklung der Alterssi-
cherungssysteme ab dem Jahr 2025 beschäftigen. Es ist 
der richtige Weg, mit Wissenschaftlern und Menschen, 
die sich auskennen, hier eine Lösung zu erarbeiten.

Aber natürlich müssen wir unser Rentensystem über 
2025 hinaus fit machen. Wir wollen Altersarmut verhin-
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dern; dazu brauchen wir ein Bündel von Maßnahmen. 
Eines ist wichtig – ich glaube, da sind wir uns alle einig –: 
Wer 30, 35, 40 Jahre arbeitet, muss von seiner Rente 
leben können.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja, aber 
dann müsstet ihr eine andere Rentenpolitik ma-
chen!)

Deswegen verdient der, der so lange arbeitet, nicht nur 
unseren Respekt, sondern wir müssen auch dafür sorgen, 
dass er für seine Lebensleistung auch das entsprechende 
Geld bekommt. Ich glaube, auch in diesem Bereich haben 
wir geliefert.

Auf der anderen Seite muss man erst mal sagen, dass 
die Renten derzeit so hoch sind wie noch nie zuvor und 
die Rentensteigerungen der letzten Jahre ebenfalls so 
hoch sind wie noch nie zuvor. Aber natürlich sind die 
Kosten gestiegen – auch das muss man sagen; Lebens-
haltungskosten, Wohnungskosten etc. –, sodass letztlich 
die staatliche Rente gefühlt oftmals nicht ausreicht.

Deswegen haben wir wichtige Maßnahmen beschlos-
sen. Wir haben die Mütterrente durchgesetzt; Sie waren 
dagegen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir 
waren dafür!)

Wir haben jetzt einen guten Kompromiss beim Thema 
Grundrente erreicht. Das bedeutet eine Verbesserung für 
diejenigen, die im Niedriglohnsektor arbeiten.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Zulasten der 
Aktiensparer!)

Natürlich müssen wir in der betrieblichen und privaten 
Altersvorsorge Gas geben und noch mehr tun.

Übrigens – da sind wir nicht einer Meinung –: Die rein 
nationale Aktiensteuer lehnen wir in der Form ab. Ich 
glaube nicht, dass das nur Großsparer betrifft, sondern 
jeder Kleinsparer, der einen Fonds hat, der viermal im 
Jahr umgeschichtet wird, hat über eine Laufzeit von 
30 Jahren – es ist ganz üblich, bei einem normalen Fonds 
von der Sparkasse oder Raiffeisenbank viermal im Jahr 
umzuschichten – 24 Prozent Verlust. Insofern ist, glaube 
ich, die Rechnung, die Sie anstellen, definitiv falsch. Des-
wegen lehnen wir diese nationale Steuer ab.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Sehr gut!)

Im Bereich der betrieblichen Altersvorsorge haben wir 
zwar noch nicht alles, aber vieles geleistet. Wir haben 
zum Beispiel in den Verhandlungen über die Grundrente 
eine deutliche Stärkung der betrieblichen Altersvorsorge 
beschlossen. Zusätzlich – es steht auch in Ihrem Antrag – 
konnten wir für die betriebliche Altersvorsorge einen 
Freibetrag bei der Doppelverbeitragung der Krankenver-
sicherung beschließen, sodass es für 60 Prozent der Be-
troffenen inzwischen keine Doppelverbeitragung mehr 
gibt. Auch das hat die Koalition umgesetzt oder wird es 
noch im Detail umsetzen. Ich glaube, das ist der richtige 
Weg.

Der dritte Bereich sind die Zinsen. Ich kann Ihnen allen 
recht geben: Wir müssen bei der EZB aus der Niedrig- 

bzw. aus der Negativzinspolitik raus. Eine Negativzins-
politik der EZB schadet letztlich nachhaltig der Wirt-
schaft und schadet auch den Sparern. Deswegen müssen 
wir die EZB auffordern – wir können es ja nicht beschlie-
ßen –, aus der Negativzinspolitik auszusteigen. Das ist 
eine richtige Maßnahme, die in dem Antrag steht, und 
das unterstützen wir nachdrücklich.

Sie haben den Sparerpauschbetrag im Antrag genannt. 
Der Bundesfinanzminister hat bereits veröffentlicht, dass 
er angehoben werden soll.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Bitte, wir 
warten!)

Wir haben in unserem CSU-Papier – das habe ich ja vor-
hin zitiert – auch die Steuerfreiheit für Aktien nach einer 
fünfjährigen Spekulationsfrist aufgenommen. Darüber 
müssen wir diskutieren. Ich denke, es ist ein wichtiger 
Ansatz, um auch die Aktienkultur in unserem Land nach 
vorne zu bringen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Deswegen sind wir auch hier im Gespräch.

Ein letzter Punkt. Wir müssen noch einen Aspekt be-
trachten im Zusammenhang mit § 20 Absatz 6 Einkom-
mensteuergesetz. Wenn ein Aktiengeschäft mit Zinsen 
verbunden ist, das mit einem Zinssicherungsgeschäft ab-
gesichert ist, dann müssen wir doch den Gewinn und den 
Verlust miteinander verrechnen können.

(Lothar Binding [Heidelberg] [SPD]: Im Un-
ternehmerbereich!)

Das ist derzeit, glaube ich, der Webfehler. Darüber müs-
sen wir noch mal reden. Ich glaube, das ist ein Punkt, den 
wir so nicht gewollt haben. Lassen Sie uns da noch mal 
ins Gespräch kommen, damit wir solche verbundenen 
Geschäfte beseitigen und keine Scheingewinne be-
steuern.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Sehr gut!)

Insofern erst mal herzlichen Dank! Lassen Sie uns an den 
Punkten arbeiten.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Zuruf des Abg. Lothar 
Binding [Heidelberg] [SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Brehm. – Mit diesen Wor-

ten schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/16794 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Über-
weisungsvorschläge? – Das ist nicht erkennbar. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung. Ich wünsche Ihnen allen noch einen erholsamen 
Restabend.
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Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, den 13. Februar 2020, 
9 Uhr, ein.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 19.24 Uhr)

Berichtigung

142. Sitzung, Seite 17773 C, erste Klammerbemer-
kung ist wie folgt zu lesen:

(Beifall bei der CDU/CSU – Christian Kühn [Tübingen] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir haben das doch 
nicht vorgeschlagen!)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht 

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Baerbock, Annalena BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bayaz, Dr. Danyal BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bellmann, Veronika CDU/CSU

Brand (Fulda), Michael CDU/CSU

Christmann, Dr. Anna* BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Cotar, Joana AfD

Esken, Saskia SPD

Grund, Manfred CDU/CSU

Irlstorfer, Erich CDU/CSU

Irmer, Hans-Jürgen CDU/CSU

Korte, Jan DIE LINKE

Kulitz, Alexander FDP

Löbel, Nikolas CDU/CSU

Müller-Böhm, Roman FDP

Rehberg, Eckhardt CDU/CSU

Remmers, Ingrid DIE LINKE

Röspel, René SPD

Rottmann, Dr. Manuela BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schnieder, Patrick CDU/CSU

Schreiner, Felix CDU/CSU

Tiemann, Dr. Dietlind CDU/CSU

Weinberg (Hamburg), Marcus CDU/CSU

Wildberg, Dr. Heiko AfD

Witt, Uwe AfD

* aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes

Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 19/17043)

Frage 2

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Caren Marks auf die Frage der 
Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Welches Ziel haben die laufenden Prüfungen (unter Nen-
nung der beteiligten Bundesministerien) zur Frage einer über 
das Diskriminierungsverbot des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes hinausgehenden eventuellen Berücksichtigung 
weiterer Vielfaltsmerkmale (Antwort der Bundesregierung 
vom 8. November 2019 auf meine schriftliche Frage 127 auf 
Bundestagsdrucksache 19/14931), und strebt die Bundesregie-
rung die Abfrage des Migrationshintergrundes und gegebenen-
falls weiterer Vielfaltsmerkmale der Mitglieder in den Gre-
mien nach dem Bundesgremienbesetzungsgesetz (BGremBG) 
an, beispielsweise durch die Schaffung einer gesetzlichen 
Grundlage für die Abfrage bzw. durch anonyme und freiwillige 
Abfragen?

Zum ersten Teil Ihrer Frage zu den laufenden Prüfun-
gen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

An den laufenden Prüfungen sind alle Bundesministe-
rien beteiligt.

Ziel der Prüfungen ist, zu klären, mit welchen Maß-
gaben der Bund künftig beim Handeln in seinem Verant-
wortungsbereich den Aspekt der Vielfalt berücksichtigt.

Zum zweiten Teil Ihrer Frage bezüglich der Abfrage 
des Migrationshintergrundes:

Ziel des Bundesgremienbesetzungsgesetzes 
(BGremBG) ist ein paritätisches Verhältnis zwischen 
Frauen und Männern in Aufsichtsgremien und wesent-
lichen Gremien. Die Bundesregierung arbeitet fortwäh-
rend daran, das Ziel des Bundesgremienbesetzungsgeset-
zes zu erreichen. Wir haben seit der Neufassung des 
Gesetzes im Jahre 2015 große Fortschritte erzielt.

Aufgrund des Gesetzeszwecks, Frauen bei der Beset-
zung von Gremien zu fördern, ist die Frage nach einem 
Migrationshintergrund der Gremienmitglieder kein Be-
standteil der Statistikvorgaben zum Bundesgremienbe-
setzungsgesetz. Eine Änderung im Sinne einer Auswei-
tung der Statistikvorgaben zum Gesetz ist daher nicht 
geplant. Der Fokus liegt auf der Erreichung des Gesetzes-
zieles einer gleichberechtigten Teilhabe und Vertretung 
von Frauen und Männern in Gremien des Bundes.

Ich persönlich finde Ihre Idee gut, über eine freiwillige 
Befragung zu weiteren Hintergründen der Gremienmit-
glieder nachzudenken. Das nehme ich gerne mit.
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Frage 7

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Maria Klein-Schmeink 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Warum werden im Referentenentwurf des Patientendaten- 
Schutzgesetzes (PDSG) die Physiotherapeutinnen und -thera-
peuten als einzige Berufsgruppe der Heilmittelerbringer ge-
nannt, die zu einem festen Zeitpunkt Zugang zur Telematikinf-
rastruktur (TI) erhalten sollen, und warum sollen die anderen 
Heilmittelerbringer erst zu einem späteren, nicht näher be-
nannten Zeitpunkt angeschlossen werden?

Ziel ist, dass alle Heilmittelerbringer schrittweise an 
die Telematikinfrastruktur angeschlossen werden.

Der Koalitionsvertrag sieht vor, die Pflege in die Tele-
matikinfrastruktur einzubeziehen sowie die Möglichkeit 
zu schaffen, Untersuchungsausweise bzw. -pässe (Mut-
terpass, Untersuchungsheft für Kinder, Impfpass, Zahn- 
Bonusheft) digital zu speichern bzw. zu verwalten. Hier-
zu korrespondierend sollen daher zunächst Pflegeeinrich-
tungen und die Angehörigen der Pflegeberufe sowie die 
Berufsgruppen angeschlossen werden, die auf die Unter-
suchungsausweise bzw. -pässe Zugriff haben müssen. 
Daher wurde mit dem Anschluss der Physiotherapeutin-
nen und Physiotherapeuten, der Hebammen sowie der 
Pflege begonnen. Die entsprechenden Zugriffsregelun-
gen auf die elektronische Patientenakte sind Gegenstand 
des Referentenentwurfs des Patientendaten-Schutzgeset-
zes (PDSG).

Für den freiwilligen Anschluss für Physiotherapeutin-
nen und Physiotherapeuten wurden bereits mit dem Di-
gitale-Versorgung-Gesetz Finanzierungsregelungen fest-
geschrieben. Anschließend sollen nach und nach alle 
nichtakademischen Heilberufe an die Telematikinfra-
struktur angebunden werden. Hierfür können die Erfah-
rungen, die mit der Anbindung und Ausstattung der ers-
ten Berufsgruppen gewonnen wurden, eine wertvolle 
Hilfe darstellen.

Frage 8

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Sven-Christian Kindler (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie hat sich die Anzahl der Funklöcher (Gebiete ohne Netz-
abdeckung) in Niedersachsen zwischen 2017 und 2019 ent-
wickelt (bitte jahresscheibengenau aufschlüsseln)?

Die Bundesregierung geht davon aus, dass sich die 
Anzahl der Funklöcher, insbesondere zur Haushaltsver-
sorgung, aufgrund des Mobilfunkausbaus zur Erfüllung 
der Versorgungsauflagen aus der Frequenzvergabe 2015 
reduziert hat.

Frage 9

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Sven-Christian Kindler (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

In wie viel Prozent der Landesfläche Niedersachsens hatten 
Nutzerinnen und Nutzer zwischen 2017 und 2019 0 Prozent 
Empfang, zwischen 0 und 1 Prozent Empfang, zwischen 1 
und 10 Prozent Empfang, zwischen 10 und 50 Prozent Emp-
fang, zwischen 50 und 75 Prozent Empfang und zwischen 50 
und 100 Prozent Empfang (bitte jahresscheibengenau auf-
schlüsseln)?

Die Bundesnetzagentur bietet eine App zur Messung 
der Mobilfunkversorgung („Breitbandmessung“) an. In 
der Kartenansicht (breitbandmessung.de/kartenansicht- 
funkloch) wird dargestellt, wie die Mobilfunkversorgung 
aus Endkundensicht erfasst wurde (2G, 3G, 4G oder: kein 
Empfang). Die Entwicklung über einen längeren Zeit-
raum und die Qualität der Mobilfunkverbindung (Daten-
rate) können ebenfalls getestet und erfasst werden.

Im Übrigen liegen der Bundesregierung keine eigenen 
detaillierten Erkenntnisse vor.

Frage 12

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Auf welchem Streckenanteil (in Prozent) des Bundesauto-
bahnnetzes gibt es Streckenbeeinflussungsanlagen zur ver-
kehrsabhängigen Steuerung der zulässigen Höchstgeschwin-
digkeit, und wie hoch wären nach Schätzung der 
Bundesregierung die erforderlichen Investitionen des Bundes, 
um das gesamte Bundesautobahnnetz mit Streckenbeeinflus-
sungsanlagen auszustatten?

Im Bundesautobahnnetz befinden sich auf rund 11 Pro-
zent der Richtungsfahrbahnen sogenannte Strecken-
beeinflussungsanlagen (SBA).

Nach derzeitigen Erfahrungswerten beträgt die Investi-
tionssumme für die Errichtung von SBA je Richtungs-
kilometer rund 0,5 Millionen Euro. Bezogen auf das noch 
auszustattende Bundesautobahnnetz wären Investitionen 
in Höhe von rund 12 Milliarden Euro erforderlich.

Frage 13

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Über welchen Zeitraum erstreckt sich das zwischen der 
Deutschen Bahn AG und der ukrainischen Bahngesellschaft 
Ukrsalisnyzja unterzeichnete Memorandum zur technischen 
B e r a t u n g  ( w w w. d e u t s c h e b a h n . c o m / d e / p r e s s e /  
pressestart_zentrales_uebersicht/DB-vereinbartstrategische- 
Zusammenarbeit-mit-ukrainischer-Eisenbahn-4878100), und 
ab welchem Zeitpunkt ist die Einbindung der Deutschen Bahn 
AG in das operative Geschäft der ukrainischen Bahngesell-
schaft Ukrsalisnyzja vorgesehen?

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) ist 
die neue ukrainische Regierung Anfang dieses Jahres auf 
die DB AG zugegangen, wegen ihrer Erfahrungen im 
Rahmen der Bahnreform sowie mit internationalen Bera-
tungsprojekten der DB Engineering & Consulting 
GmbH.
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Das Memorandum sieht eine strategische Kooperation 
zur Unterstützung der Reform der ukrainischen Eisen-
bahn (UZ) in drei Phasen mit einer Gesamtdauer von 
bis zu zehn Jahren vor. Nach Evaluierung und Unterstüt-
zung der UZ ist eine direkte Einbindung der DB AG in 
das operative Geschäft im Anschluss an den erfolgrei-
chen Abschluss der ersten beiden Phasen eine Option. 
Der weitere zeitliche Verlauf hängt davon ab, wie schnell 
ein Vertrag für Evaluation und Unterstützung mit der 
ukrainischen Seite vereinbart und umgesetzt werden 
kann.

Frage 14

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
der Abgeordneten Annalena Baerbock (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche Fernverkehrszüge mit Halt im Land Brandenburg 
werden derzeit von der Deutschen Bahn AG aktuell zur Fahr-
radbeförderung angeboten (bitte unter Angabe der Kapazitä-
ten), und in welchen Umfang plant die Deutsche Bahn AG, 
diese Kapazitäten in den kommenden Jahren auszubauen (bitte 
unter Angabe der Ausbauzahlen und des Jahres)?

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) sind 
folgende Fernverkehrszüge mit Halt in Brandenburg mit 
Fahrradbeförderung (Fahrtangaben pro Durchschnittstag 
mit Summe aus Hin- und Gegenrichtung):

–  IC-Linie Rostock–Berlin–Dresden

16 Fahrten mit jeweils 8 Fahrradstellplätzen ab 8. März 
2020;

derzeit gilt bis 7. März 2020 ein Übergangskonzept – 
mit unterschiedlichen Stellplatzkapazitäten je Fahrt 
und Abschnitt

–  IC-Zugpaar Westerland/Dagebüll Mole–Hamburg– 
Berlin–Dresden

2 Fahrten mit jeweils 32 Fahrradstellplätzen

–  EC-Linie Hamburg–Berlin–Dresden–Prag

10 Fahrten mit jeweils 8 Fahrradstellplätzen

–  IC-Zugpaar Emden–Hannover–Magdeburg–Berlin– 
Cottbus

2 Fahrten mit jeweils 9 Fahrradstellplätzen

–  EC-Linie Berlin–Warschau/Gdynia

6 Fahrten derzeit bzw. 8 Fahrten ab 14. Juni 2020 mit 
jeweils 8 Fahrradstellplätzen (übrige Fahrten dieser 
EC-Linie ohne Fahrradmitnahme)

Mittelfristig sind im deutsch-polnischen Verkehr An-
gebotsausweitungen vorgesehen.

– ICE/IC-Züge (München–) Berlin–Prenzlau–Stral-
sund/Binz

4 IC-Fahrten mit jeweils 10 Fahrradstellplätzen

2 ICE-Fahrten mit jeweils 3 Fahrradstellplätzen

Frage 20

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Enak Ferlemann auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Kühn (Dresden) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Bei welchen Gelegenheiten hat der Bundesminister für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur, Andreas Scheuer, seinen Vor-
schlag, während der EU-Ratspräsidentschaft ein neues Mobi-
litätspaket voranzutreiben (https://rp-online.de/politik/eu/ 
neues-eu-mobilitaetspaket-scheuer-sieht-wasserstoff-als- 
noetig-an_aid-48726331), innerhalb der Bundesregierung so-
wie mit der EU-Kommission besprochen (bitte einzeln auflis-
ten), und welche weiteren Initiativen plant das Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur während der 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020?

Die Vorbereitungen zum Programm der deutschen Rat-
spräsidentschaft sind innerhalb der Bundesregierung 
noch nicht abgeschlossen.

Mit dem von Bundesminister Andreas Scheuer ge-
nannten „New Mobility Package“ plant das Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI), 
sich in der Ratspräsidentschaft EU-weit für eine moderne 
Mobilität einzusetzen, die neben Nachhaltigkeit und 
Klimafreundlichkeit auch gleichzeitig Innovationen, Di-
gitalisierung, Bürgernähe und Sicherheit fokussiert. Es 
werden damit auch Vorschläge von Kommissionsvize-
präsident Frans Timmermans aufgegriffen.

Es sind während der deutschen Ratspräsidentschaft 
eine Reihe von Veranstaltungen beabsichtigt, um das 
Thema „klimafreundliche, moderne und innovative Mo-
bilität“ sowie auch speziell den Aspekt der alternativen 
Kraftstoffe weiter voranzutreiben. Die Bundesregierung 
steht hierzu im ständigen Austausch mit der Europä-
ischen Kommission, mit der gegenwärtigen kroatischen 
und den nachfolgenden portugiesischen und sloweni-
schen Ratspräsidentschaften sowie dem Europäischen 
Parlament. Diese Gespräche werden fortlaufend geführt.

Frage 21

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Kühn (Dresden) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Inwiefern plant die Bundesregierung, im Rahmen der Über-
führung der novellierten Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
(RED II) in deutsches Recht oder auf andere Weise Nachhal-
tigkeitsstandards für strombasierte Kraftstoffe einzuführen, 
und welche CO2-Bezugsquellen kommen bei der Produktion 
strombasierter Kraftstoffe aus Sicht der Bundesregierung in 
Betracht, um die Treibhausgasneutralität dieser Kraftstoffe si-
cherzustellen?

Zur nationalen Umsetzung der novellierten Erneuerba-
re-Energien-Richtlinie (RED II) im Verkehr bereitet die 
Bundesregierung derzeit die im Koalitionsvertrag vorge-
sehene Weiterentwicklung der verpflichtenden Treib-
hausgasminderungs-Quote (THG-Quote) des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes für Inverkehrbringer von 
Otto- und Dieselkraftstoffen vor.

Bereits seit dem Quotenjahr 2018 sind durch die 
37. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis-
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sionsschutzgesetzes (37. BImSchV) gasförmige stromba-
sierte Kraftstoffe (Wasserstoff und synthetisches Methan) 
auf die THG-Quote anrechenbar. Die 37. BImSchV regelt 
dabei auch die Anrechnungsvoraussetzungen im Hin-
blick auf die Stromherkunft, Rohstoffquelle und Treib-
hausgasemissionen der Kraftstoffe. Die 37. BImSchV 
wird voraussichtlich zur Umsetzung der RED II ange-
passt werden, die nunmehr auch flüssige strombasierte 
Kraftstoffe berücksichtigt. Gemäß RED II wird die Euro-
päische Kommission bis zum 31. Januar 2021 delegierte 
Rechtsakte zur Festlegung einer Methode zur Bewertung 
der Treibhausgaseinsparungen durch Nutzung flüssiger 
oder gasförmiger strombasierter Kraftstoffe für den Ver-
kehr erlassen. Ein entscheidendes Bewertungskriterium 
ist laut RED II weiterhin die Stromherkunft respektive 
Strombezugskonstellation.

Geeignete Nachhaltigkeitsstandards sichern nicht nur 
die Umweltintegrität der energieintensiv herzustellenden 
Kraftstoffe, sondern sind auch unerlässlich für ihre Ak-
zeptanz. Beides ist maßgeblich für eine perspektivische 
Marktentwicklung. Die Erfahrungen bei Biokraftstoffen 
verdeutlichen dies. Die Bundesregierung will daher bei 
der Entwicklung von Nachhaltigkeitsstandards eine 
aktive Rolle spielen. Die Befassung mit Nachhaltig-
keitskriterien soll unter anderem im Rahmen des 
PtX-Aktionsprogramms des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit sowie der 
Nationalen Wasserstoffstrategie der Bundesregierung er-
folgen.

Frage 22

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Geht die Bundesregierung davon aus, dass sie ihr Klima-
schutzziel für 2020 noch erreichen wird, und, wenn nein, plant 
die Bundesregierung konkrete Schritte einzuleiten, um dieses 
noch zu erreichen?

Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag zu 
den nationalen, europäischen und internationalen Klima-
zielen für 2020, 2030 und 2050 bekannt und sich vorge-
nommen, die Handlungslücken mit Blick auf das Ziel im 
Jahr 2020 zu verkleinern. Dies ist dem derzeitigen Emis-
sionstrend nach zu urteilen bisher gelungen. Die Treib-
hausgasemissionen sind in den vergangenen Jahren deut-
lich gesunken. Gemäß der Treibhausgas-Inventardaten 
des Umweltbundesamtes war im Jahr 2018 bereits ein 
Rückgang auf insgesamt 858,4 Millionen Tonnen CO2- 
Äquivalent zu verzeichnen. Gemäß der Auswertung der 
AG Energiebilanzen, die am 18. Dezember 2019 veröf-
fentlicht wurde, ist auch für das Jahr 2019 von einem 
erneuten, deutlichen Rückgang der Treibhausgasemissio-
nen auszugehen. Diese Zahlen fließen auch in die voll-
ständige Vorjahresschätzung für das Jahr 2019 des Um-
weltbundesamtes ein, die zum 15. März 2020 vorliegen 
wird.

Frage 23

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. André Hahn (DIE LINKE):

Inwieweit haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung 
die im Jahr 2017 vorgenommenen Änderungen an der Sport-
anlagenlärmschutzverordnung (18. BlmSchV) bewährt, und zu 
welchen Punkten sieht bzw. plant die Bundesregierung weitere 
Änderungen in der Verordnung?

Durch die Änderung der Sportanlagenlärmschutzver-
ordnung aus dem Jahr 2017 wurden deutliche Erleichte-
rungen insbesondere für den Trainings- und Spielbetrieb 
in den Abendstunden und am Sonntagnachmittag einge-
führt. Diese Neuregelung hat sich in der Praxis gut be-
währt. Sie wird von den Sportvereinen, soweit dem Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (BMU) bekannt, als wichtige und praxistaug-
liche Erleichterung bewertet. Eine Änderung der Sport-
anlagenlärmschutzverordnung plant die Bundesregierung 
aktuell nicht.

Um die ersten Vollzugserfahrungen mit der geänderten 
Sportanlagenlärmschutzverordnung zu evaluieren, finan-
ziert das BMU im Ressortforschungsplan seit dem Jahr 
2019 ein Forschungsvorhaben. Ergebnisse können vo-
raussichtlich im Jahr 2022 veröffentlicht werden.

Frage 24

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Jeweils welche Planungszonen des nuklearen Katastrophen-
schutzes gelten nach Kenntnis der Bundesregierung derzeit in 
den Nachbarstaaten mit Atomkraftwerken (bitte möglichst mit 
Angabe der wesentlichen vorgesehenen Maßnahmen)?

In Belgien werden Evakuierungen im Umkreis von 
10 Kilometern um Kernkraftwerke geplant, wobei eine 
Erweiterung auf 20 Kilometer im Bedarfsfall möglich 
ist. Die Maßnahmen „Jodblockade“ und „Aufenthalt in 
Gebäuden“ werden im Umkreis von 20 Kilometern um 
Kernkraftwerke geplant, wobei eine Ausweitung auf 
100 Kilometer Radius möglich ist.

In Frankreich werden die Maßnahmen „Evakuierung“, 
„Aufenthalt in Gebäuden“ und „Jodblockade“ in einem 
Umkreis von 20 Kilometern um Kernkraftwerke geplant. 
Auch jenseits dieser Radien werden Notfallplanungen ge-
troffen.

In den Niederlanden werden Evakuierungen im Um-
kreis von 10 Kilometern um Kernkraftwerke geplant. Der 
Aufenthalt in Gebäuden und die Jodblockade für Erwach-
sene bis zu einem Alter von 40 Jahren werden im Um-
kreis von 20 Kilometern geplant. Für Kinder und 
Schwangere erstrecken sich die Vorbereitungen der Jod-
blockade bis zu einem Radius von 100 Kilometern.

In der Schweiz werden die Maßnahmen „Evakuie-
rung“ und „Aufenthalt in Gebäuden“ im Umkreis von 
20 Kilometern um Kernkraftwerke geplant. Zur Vorbe-
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reitung der Jodblockade werden Jodtabletten im Umkreis 
von 50 Kilometern an die Bevölkerung vorverteilt.

In Tschechien bestehen Planungszonen von 20 Kilome-
tern Radius um das Kernkraftwerk Dukovany und von 
13 Kilometern Radius um das Kernkraftwerk Temelin. 
Innerhalb dieser Gebiete werden die Schutzmaßnahmen 
„Evakuierung“, „Aufenthalt in Gebäuden“ und „Jodblo-
ckade“ geplant.

Diese Informationen sind auch als sogenannte Country 
Fact Sheets von der Vereinigung der Leiter und Leiter-
innen der Strahlenschutzbehörden in Europa (Heads of 
the European Radiological protection Competent Autho-
rities – HERCA) unter www.herca.org/ veröffentlicht.

Frage 25

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche Nachbarstaaten mit im Leistungsbetrieb befindli-
chen oder noch nicht kernbrennstofffreien Atomkraftwerken, 
die weniger als 200 Kilometer von der deutschen Staatsgrenze 
entfernt sind, haben im Zusammenhang mit dem nuklearen 
Katastrophenschutz die ihren „Planungen zugrunde gelegten 
Quellterme öffentlich zugänglich“ gemacht (Antwort der Bun-
desregierung auf meine schriftliche Frage 53 auf Bundestags-
drucksache 18/13076; gegebenenfalls bitte mit Angabe der 
Veröffentlichung), und welchen Stand hat im Zusammenhang 
mit dem nuklearen Katastrophenschutz der „Abgleich der Re-
chencodes auf internationaler Ebene“ insbesondere zwischen 
Deutschland und Nachbarstaaten mit Atomkraftwerken (Ant-
wort der Bundesregierung auf meine schriftliche Frage 83 auf 
Bundestagsdrucksache 17/10696)?

Mehrere Nachbarstaaten haben Informationen über 
Quellterme oder Freisetzungsanteile für unterstellte 
schwere Unfallabläufe veröffentlicht. Dazu gehören 
Frankreich, die Niederlande, die Schweiz und Tsche-
chien.

Den Abgleich von Rechencodes für den nuklearen 
Notfallschutz hatten und haben zahlreiche internationale 
Aktivitäten zum Ziel. Es wurden beispielsweise in den 
Jahren 2014 bis 2015 in einem Projekt der Nuclear Ener-
gy Agency (NEA) und der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) Soft-
ware-Tools zur Abschätzung der Konsequenzen 
schwerer Unfälle in nuklearen Einrichtungen verglichen.

Auf der Fachebene der für den operationellen Einsatz 
von Rechencodes für den kerntechnischen Notfallschutz 
zuständigen Behörden und Organisationen im Vereinig-
ten Königreich, in Frankreich und in Deutschland gibt es 
seit dem Jahr 2015 eine Zusammenarbeit, in deren Rah-
men regelmäßig Vergleichsrechnungen und Analysen der 
verwendeten Rechencodes durchgeführt werden.

Seit Anfang 2020 werden im Rahmen eines sogenann-
ten Coordinated Research Project der Internationalen 
Atomenergie-Organisation (IAEA) Ergebnisse von Re-
chencodes für den radiologischen und kerntechnischen 
Notfallschutz verglichen, um deren Einsatz im Notfall-
schutz zu verbessern und deren Möglichkeiten und Ein-
schränkungen besser zu verstehen.

Frage 27

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Judith Skudelny (FDP):

Kann Bundesumweltministerin Svenja Schulze vor dem 
Hintergrund der häufiger im Zuge der Bonpflicht unsachge-
mäß in die Umwelt entsorgten Kassenbons ausschließen 
(www.rewe-group.com/de/newsroom/pressemitteilungen/ 
1753-rewe-elektronischer-kassenbon), dass beispielsweise der 
Lebensmitteleinzelhandel, das Bäckerhandwerk und Apothe-
ken in die Herstellerverantwortung aufgenommen werden, um 
an den entstandenen Kosten der Entsorgung, durch die ver-
mehrt ausgegebenen Bons, beteiligt zu werden?

Die Bundesregierung plant im Hinblick auf Kassen-
bons derzeit keine Maßnahmen der erweiterten Herstel-
lerverantwortung zur Beteiligung an den Kosten für die 
öffentliche Straßenreinigung. Das gilt sowohl für die 
Hersteller des Kassenbonpapiers als auch für die Unter-
nehmen des Handels, welche die Kassenbons an Kunden 
ausgeben.

Frage 28

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Frage 
des Abgeordneten Torsten Herbst (FDP):

Wie viele Schulen in den Bundesländern Sachsen, Sachsen- 
Anhalt und Thüringen haben nach Kenntnis der Bundesregie-
rung bisher Fördermittel aus dem DigitalPakt Schule bean-
tragt, und wie viele dieser beantragten Mittel wurden bisher 
genehmigt bzw. ausgezahlt (bitte nach Bundesländern auf-
schlüsseln)?

Die Anträge für die Infrastrukturausstattung der 
Schulen werden von den Schulträgern an die Länder ge-
richtet, nicht an den Bund. Die Bundesregierung wird 
dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages 
erstmals zum 15. März 2020 auf dessen Bitte hin über 
die Umsetzung des DigitalPakts Schule berichten. Ent-
sprechende Berichte der Länder werden derzeit ausge-
wertet und für die Beratung der gemeinsamen Steuer-
ungsgruppe abgestimmt.

Frage 29

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Maria Flachsbarth auf die 
Frage der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Teilt die Bundesregierung die von Bundesentwicklungsmi-
nister Dr. Gerd Müller geäußerte Ansicht (www.schwaebische. 
de/ueberregional/wirtschaft_artikel,- interview-mit-  
entwicklungsminister-m%C3%BCller-in-kaffee-steckt-viel- 
zu-oft-kinderarbeit-_arid,11172268.html), dass die großen 
Handelsketten dafür zuständig sind, „dass in der Schokolade, 
im Kaffee, im Kakao, in den Textilien und in allen anderen 
Waren keine Kinder- und Sklavenarbeit steckt“, und mit wel-
chen Gesetzesinitiativen will die Bundesregierung möglichst 
zeitnah garantieren, dass dies von den großen Handelsketten 
auch umgesetzt wird?

Die Bundesregierung erwartet von multinational täti-
gen Unternehmen eine verantwortungsvolle Unterneh-
mensführung, die im Einklang mit dem geltenden Recht 
und international anerkannten Standards steht. Sie ist der 
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Auffassung, dass alle multinational tätigen Unternehmen 
ihren Beitrag dazu leisten müssen, dass darin keine Kin-
der- und Sklavenarbeit steckt. In Bezug auf die Men-
schenrechte hat die Bundesregierung im Nationalen Ak-
tionsplan die klare Erwartung an die Unternehmen 
formuliert, den im NAP beschriebenen Prozess unterneh-
merischer Sorgfalt in einer ihrer Größe, Branche und 
Position in der Liefer- und Wertschöpfungskette ange-
messenen Weise einzuführen. Sie erwartet daher, dass 
sie ihre entsprechenden unternehmerischen Sorgfalts-
pflichten einhalten. Falls die wirksame und umfassende 
Überprüfung des NAP 2020 zu dem Ergebnis kommt, 
dass die freiwillige Selbstverpflichtung der Unternehmen 
nicht ausreicht, wird sie national gesetzlich tätig und sich 
für eine EU-weite Regelung einsetzen.

Frage 30

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Maria Flachsbarth auf die 
Frage der Abgeordneten Eva-Maria Schreiber (DIE 
LINKE):

Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung ange-
sichts der Heuschreckenplage in Ostafrika, die sich laut 
UNO-Angaben bis zum Sommer noch um das 500-Fache ver-
mehren und die Landwirtschaft mehrerer Länder gefährden 
könnte, sollte sie nicht rasch und wirksam bekämpft werden, 
unternommen, und welche gedenkt sie noch zu unternehmen?

Zur Bewältigung der Heuschreckenplage hat die Bun-
desregierung der Ernährungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen (FAO) über das Auswär-
tige Amt kurzfristig Mittel der humanitären Hilfe in Höhe 
von 2 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Mit der 
deutschen Unterstützung kann die FAO schnell und flexi-
bel Maßnahmen zum Schutz und zur Sicherstellung von 
Lebensgrundlagen in Äthiopien, Somalia und Kenia um-
setzen, beispielsweise mit der Bereitstellung von Tierfut-
ter und Saatgut in von der Krise besonders betroffenen 
Gebieten. Darüber hinaus stellt die Bundesregierung dem 
Welternährungsprogramm 28 Millionen Euro für Nah-
rungsmittelnothilfe in der Region zur Verfügung.

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) leistet einen entwick-
lungspolitischen Beitrag, bei dem die Stabilisierung und 
der Wiederaufbau von Lebensgrundlagen im Vorder-
grund stehen. Es wird geprüft, wie Hilfsmaßnahmen in 
laufende EZ-Landwirtschaftsprogramme integriert wer-
den können. Über die entwicklungsfördernde und struk-
turbildende Übergangshilfe unterstützt das BMZ gezielt 
lokale Gemeinden und bedürftige Bevölkerungsgruppen 
bei der nachhaltigen Krisenbewältigung und Ernährungs-
sicherung. Im Jahr 2020 werden in Somalia und Sudan 
dafür rund 84 Millionen Euro neu zur Verfügung gestellt. 
In beiden Ländern finanziert das BMZ bereits das Welter-
nährungsprogramm. Derzeit wird geprüft, wie die Pro-
gramme der Übergangshilfe auf die Bewältigung der 
Heuschreckenplage ausgerichtet werden können.

Frage 31

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Maria Flachsbarth auf die 
Frage des Abgeordneten Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Auf welchem offiziellen Mindestlohn beruht nach Kenntnis 
der Bundesregierung die Aussage der Deutschen Investitions- 
und Entwicklungsgesellschaft (DEG), nach der im Fall Feronia 
in der Demokratischen Republik Kongo (DRC) der niedrigste 
gezahlte Lohn auf der Plantage 150 Prozent des Mindestlohnes 
betragen solle, bei einem Durchschnittslohn von 3,30 USD pro 
Tag (siehe Antwort der Bundesregierung auf die mündliche 
Frage 52 der Abgeordneten Eva-Maria Schreiber – Plenarpro-
tokoll 19/139), obwohl im Mai 2018 ein Dekret in Kraft trat, 
das eine stufenweise Erhöhung des garantierten Mindestlohns 
in der DRC – im Agrarsektor bis Juli 2019 – auf 7 075 CDF pro 
Tag (umgerechnet also circa 3,70 bis 3,80 Euro) vorsieht (De-
kret 18-017; www.ilo.org/dyn/natlex/docs/MONOGRAPH/ 
218/135448/F567457656/COD-109218.pdf), und welche kon-
kreten Maßnahmen trifft nach Kenntnis der Bundesregierung 
die DEG, um sicherzustellen, dass Feronia diese Lohnanglei-
chungen zeitnah umsetzt?

Nach Kenntnis der Bundesregierung ist die Bezugs-
größe für die genannte Angabe von 150 Prozent des Min-
destlohnes der aktuell gültige Mindestlohn für Unterneh-
men im Agrarsektor in der Demokratischen Republik 
Kongo. Die Anwendung des in der Anfrage zitierten 
Mindestlohns von 7 075 kongolesischen Francs hat die 
kongolesische Regierung für den Agrarsektor so lange 
ausgesetzt, bis parallel staatliche Begleitmaßnahmen zur 
Entlastung der betroffenen Unternehmen in Kraft sind. 
Diese Entlastungsmaßnahmen sollen dazu dienen, die 
wirtschaftliche Nachhaltigkeit des Agrarsektors und der 
darin tätigen Unternehmen zu gewährleisten. Auf diese 
noch ausstehenden Entlastungsmaßnahmen wird unter 
anderem auch in dem vom Fragesteller zitierten Dekret 
der kongolesischen Regierung (siehe dort Artikel 11) ex-
plizit hingewiesen. Daher liegen die niedrigsten von Fer-
onia Plantations et Huileries du Congo S.A. (PHC) be-
zahlten Löhne mit 150 Prozent deutlich über dem derzeit 
verbindlichen Mindestlohn.

Frage 32

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Maria Flachsbarth auf die 
Frage des Abgeordneten Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Inwiefern hat Bundesentwicklungsminister Dr. Gerd Müller 
während seiner Afrikareise mit Regierungsvertreterinnen und 
-vertretern der Republik Sudan Gespräche über die Wieder-
aufnahme der Entwicklungszusammenarbeit geführt, und wel-
che konkreten Reformen zur Verbesserung der Menschen-
rechtslage wurden auf dieser Reise in Gesprächen mit 
Vertreterinnen und Vertretern der Regierung des Reformpart-
ners Ägypten eingefordert (bitte nach erbetenen Reformmaß-
nahmen auflisten)?

Bundesminister Dr. Gerd Müller hat während seines 
Aufenthalts in der Republik Sudan Gespräche über lau-
fende EZ-Maßnahmen und deren mögliche künftige Aus-
weitung geführt. Voraussetzung für die Wiederaufnahme 
der staatlichen bilateralen Entwicklungszusammenarbeit 
ist die Aufhebung des Beschlusses des Deutschen Bun-
destages vom 14. Juni 1989. Die Bundesregierung ist 
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bereit, die politischen und wirtschaftlichen Reformen der 
zivilen Übergangsregierung unter Premierminister Ham-
dok zu unterstützen.

Mit der Arabischen Republik Ägypten besteht keine 
Reformpartnerschaft. Der thematische Fokus des kurzen 
Besuchs von Bundesminister Dr. Gerd Müller in Ägypten 
lag im Bereich „nachhaltige Wasser- und Energieversor-
gung in Ägypten“. Daher hat Bundesminister Dr. Gerd 
Müller von Deutschland unterstützte Infrastrukturvorha-
ben in Assuan besucht und an einem Fachgespräch zum 
Thema „Wasser und Wassermangel in Ägypten“ teilge-
nommen; ein politischer Austausch mit Vertretern der 
ägyptischen Regierung fand nicht statt.

Frage 33

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sarah Ryglewski auf die Frage 
des Abgeordneten Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):

Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus der Ab-
schaffung der Kassenbonpflicht für Kleinbeträge in Frankreich 
(„Zeit Online“ vom 30. Januar 2020)?

Nach uns vorliegenden Informationen wurden die Kas-
senbelege in Frankreich bislang vorrangig auf Papier ge-
druckt. Im Gegensatz dazu bieten in Deutschland einige 
Unternehmen bereits kurze Zeit nach Einführung der Be-
legausgabepflicht digitale Verfahren zur Belegausgabe 
an.

Zudem ist zu beachten, dass die französische Verwal-
tung bereits zwei Jahre lang Erfahrungen mit dem dorti-
gen Fiskalisierungssystem (der Ausstattung der Kassen 
mit einer zertifizierten Technischen Sicherheitseinrich-
tung) gesammelt hat. Auch in Deutschland ist eine Eva-
luierung des Gesetzes zum Schutz vor Manipulationen an 
digitalen Grundaufzeichnungen geplant. Im Gesetzge-
bungsverfahren haben die damaligen Regierungsfraktio-
nen vereinbart, in diesem Zusammenhang auch Erfahrun-
gen einzubeziehen, die andere Länder mit der Einführung 
und Umsetzung einer Registrierkassen- sowie einer Be-
legausgabepflicht gemacht haben (Beschlussempfehlung 
und Bericht zum Gesetz auf Drucksache 18/10667). Dies 
wird auch geschehen.

Neben der hier eingeführten Belegausgabepflicht wur-
de gleichzeitig die Möglichkeit zur Befreiung von der 
Belegausgabepflicht aus Zumutbarkeitsgründen einge-
räumt. Unabhängig hiervon kann anstelle eines Papier-
belegs ein elektronischer Beleg erstellt werden, wenn 
die Kundin bzw. der Kunde zustimmt. Dadurch können 
unnötige Papierbelege vermieden werden.

Etwaige weitere Maßnahmen der Bundesregierung 
sind aktuell noch Gegenstand von politischen Diskussio-
nen innerhalb der Bundesregierung, denen ich an dieser 
Stelle nicht vorgreifen möchte.

Frage 34

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sarah Ryglewski auf die Frage 
des Abgeordneten Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):

In welchen Fällen wurde nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die Aufhebung der Parallelitätsklausel hinsichtlich der 
Tilgung von ESM- bzw. EFSF- und IWF-Darlehen beschlos-
sen?

Bislang haben Irland, Portugal, Zypern und Griechen-
land Hilfskredite des IWF vorzeitig teilweise oder 
vollständig zurückgezahlt. Dabei wurde jeweils mit 
Zustimmung des Deutschen Bundestages bzw. des Haus-
haltsausschusses des Deutschen Bundestages auf die 
Anwendung der Parallelitätsklauseln verzichtet (die Pa-
rallelitätsklauseln hätten eine parallele proportionale vor-
zeitige Rückzahlung der EFSF/ESM Kredite vorgese-
hen).

Hinweis: Der Verzicht („Waiver“) auf das Recht auf 
vorzeitige anteilige Rückzahlung der EFSF-Kredite be-
darf nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 Stabilisierungsmecha-
nismusgesetz (StabMechG) der Zustimmung des Bun-
destagsplenums; bei ESM-Krediten ist gemäß § 5 
Absatz 2 Nummer 1 ESM-Finanzierungsgesetz (ESM-
FinG) die Zustimmung des Haushaltsausschusses des 
Bundestages erforderlich.

Insgesamt handelt es sich bislang um sieben Fälle. Bei 
Irland, Portugal und Zypern wurde jeweils zweimal auf 
die Anwendung der Parallelitätsklausel verzichtet, um 
erst eine teilweise und später eine vollständige IWF- 
Rückzahlung zu ermöglichen. Bei Griechenland wurde 
einmal auf die Anwendung der Parallelitätsklausel ver-
zichtet, um eine teilweise vorzeitige IWF-Rückzahlung 
zu ermöglichen.

Frage 35

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sarah Ryglewski auf die Frage 
des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Inwiefern hat die Bundesregierung ihre Pläne, die Kfz- 
Steuer für Neuzulassungen ab dem 1. Januar 2021 stärker an 
den CO2-Emissionen auszurichten, wie sie es in ihrem Klima-
schutzprogramm 2030 vom Oktober 2019 beschlossen hat 
(www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/ 
e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima- 
massnahmen-data.pdf?download=1, Seite 77), angesichts von 
Pressemeldungen, in der sich die CSU gegen entsprechende 
Pläne ausspricht, aufgegeben (https://rp-online.de/politik/ 
deutschland/schulze-will-autos-mit-hohem-spritverbrauch- 
teurer-machen_aid-48708773) (bitte begründen), und wenn 
die Bundesregierung noch immer an den Plänen festhält, wann 
wird sie einen entsprechenden Gesetzentwurf zur Änderung 
der Kfz-Steuer vorlegen?

Die Abstimmung innerhalb der Bundesregierung zur 
konkreten Ausgestaltung der künftigen Kraftfahrzeug-
steuer für Pkw ist noch nicht abgeschlossen.

Fragen 36 und 37

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Fragen 
des Abgeordneten Thomas Seitz (AfD):

Wie ist der aktuelle Stand der vom Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge unter Geschäftszeichen 7982356-160 betrie-
benen Abschiebung der russlanddeutschen Familie B. aus Ger-
mersheim mit zwei kleinen Kindern?
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Gedenkt die Bundesregierung die Abschiebung der oben 
genannten Familie aus humanitären Gründen auszusetzen 
und, wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 36 und 37 werden gemeinsam beantwortet.

Für aufenthalts- und passrechtliche Maßnahmen und 
Entscheidungen nach dem Aufenthaltsgesetz und für 
den Vollzug der Abschiebung sind die Ausländerbehör-
den (und damit die Länder) zuständig.

Frage 38

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

In welchen Bundesländern wurde nach Kenntnis der Bun-
desregierung eine Abweichung vom Trennungsgebot gemäß 
§ 62a des Aufenthaltsgesetzes vorgenommen, und wie viele 
Anordnungen für die Sicherungshaft wurden seit dem Inkraft-
treten der Änderung des Aufenthaltsgesetzes zum 1. August 
2019 nach Kenntnis der Bundesregierung angeordnet (mit der 
Bitte um Aufschlüsselung nach Bundesländern)?

Von allen Ländern will nach Kenntnis der Bundesre-
gierung derzeit lediglich Sachsen-Anhalt von der Aus-
setzung des Trennungsgebots nach § 62a des Aufenthalts-
gesetzes Gebrauch machen.

Zur Teilfrage nach der Zahl der Anordnungen für Si-
cherungshaft seit dem Inkrafttreten der Änderung des 
Aufenthaltsgesetzes zum 1. August 2019 liegen der Bun-
desregierung keine Zahlen vor.

Frage 39

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE):

Wie viele mit Stand vom 31. Dezember 2019 im Ausländer-
zentralregister gespeicherte Ausländerinnen und Ausländer, 
gegen die im Jahr 2019 eine Ausweisungsverfügung ergangen 
ist, leben derzeit in Deutschland (bitte unter Nennung der 
jeweiligen Zahl nach Bundesländern aufgliedern), und aus 
welchen Herkunftsländern (bitte unter Nennung der jeweiligen 
Zahl die zehn wichtigsten Herkunftsländer nennen) stammen 
sie jeweils?

Ausweislich des Ausländerzentralregisters lebten zum 
Stichtag 31. Dezember 2019 2 620 ausländische Staats-
angehörige in Deutschland, gegen die im Jahr 2019 eine 
Ausweisungsverfügung ergangen ist. Die Aufteilung 
nach Bundesländern und Hauptstaatsangehörigkeiten 
kann den folgenden Tabellen entnommen werden:

Anzahl der aufhältigen Ausländer mit im Jahr 2019 
erhaltener Ausweisungsverfügung  

(nach Bundesland)

Gesamt 2.620

davon:

Baden-Württemberg 493

Bayern 525

Berlin 168

Anzahl der aufhältigen Ausländer mit im Jahr 2019 
erhaltener Ausweisungsverfügung  

(nach Bundesland)

Brandenburg 33

Bremen 36

Hamburg 129

Hessen 234

Mecklenburg-Vorpommern 7

Niedersachsen 221

Nordrhein-Westfalen 362

Rheinland-Pfalz 59

Saarland 15

Sachsen 231

Sachsen-Anhalt 23

Schleswig-Holstein 72

Thüringen 12

Anzahl der aufhältigen Ausländer mit im Jahr 2019 
erhaltener Ausweisungsverfügung (nach Haupt-
staatsangehörigkeiten bezogen auf im Jahr 2019 

erhaltene Ausweisungsverfügungen)

Gesamt 2.620

darunter:

Albanien 249

Ukraine 232

Türkei 232

Serbien 159

Moldau (Republik) 85

Afghanistan 79

Irak 75

Marokko 74

Georgien 70

Algerien 62

Frage 40

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE):

In welcher Höhe wurden seit Inkrafttreten der „besonderen 
Gebührenverordnung des BMI“ im Oktober 2019 (http://www. 
gesetze-im-internet.de/bmibgebv/BJNR135900019.html) 
Maßnahmen der Bundespolizei gegenüber Bürgerinnen und 
Bürgern in Rechnung gestellt, und was waren die zehn am 
meisten in Rechnung gestellten Anlässe bzw. Posten (bitte 
der Aufgliederung der Gebührenordnung zuordnungsfähig 
darstellen)?
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Eine Statistik im Sinne der Fragestellung wird bisher 
nicht geführt; es sind bislang Einnahmen in Höhe von 
3 100 Euro eingegangen.

Die Zahl gebührenrelevanter Maßnahmen und Einsät-
ze beläuft sich innerhalb der gesamten Bundespolizei seit 
Inkrafttreten der Besonderen Gebührenverordnung des 
Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat für 
individuell zurechenbare öffentliche Leistungen in des-
sen Zuständigkeitsbereich (Besondere Gebührenverord-
nung BMI – BMIBGebV) auf circa 3 000 Fälle. Wie viele 
Gebührenbescheide daraufhin erlassen wurden, ist statis-
tisch noch nicht ausgewertet.

Eine „Rangliste“ nach Anlässen bzw. Posten der Ge-
bühren- und Auslagentatbestände liegt ebenfalls noch 
nicht vor. Es zeichnet sich aber eine Häufigkeit folgender 
Gebühren- und Auslagentatbestände ab:

1. Ziffer 1: Abwehr von Gefahren nach § 14 BPolG

1.1 Polizeieinsätze

1.1.1 Polizeieinsatz, der durch eine vorsätzliche 
oder fahrlässige Schaffung einer Gefahren-
lage veranlasst wurde

1.1.2 Polizeieinsatz, der durch ein vorsätzliches 
oder fahrlässiges Erwecken des Anscheins 
einer Gefahrenlage veranlasst wurde

2. Ziffer 4: Identitätsfeststellungen nach § 23 Absatz 1 
Nummer 5 BPolG

3. Ziffer 7: Platzverweisungen nach § 38 BPolG

7.1 Mündliche Platzverweisung in Verbindung mit 
Identitätsfeststellung nach § 23 Absatz 1 BPolG.

Frage 41

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Christian Kühn (Tübingen) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie ist der aktuelle Stand der Beratungen innerhalb der 
Bundesregierung zu einer gesetzlichen Regelung zur Begren-
zung der Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentums-
wohnungen (vergleiche Antwort der Bundesregierung vom 
31. Januar 2020 auf meine schriftliche Frage 51 auf Bundes-
tagsdrucksache 19/16951 und Welt am Sonntag vom 2. Februar 
2020, „Wir brauchen die privaten Vermieter“), um gerade in 
Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten Menschen 
nicht aus ihrem Zuhause zu verdrängen und die soziale Mi-
schung von Milieus zu erhalten?

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zur 
schriftlichen Frage des Abgeordneten Christian Kühn 
auf Bundestagsdrucksache 19/16951, Nummer 51 vom 
31. Januar 2020 verwiesen. Der Sachstand ist seitdem 
unverändert.

Frage 42

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um die Analysefähigkeit der Sicherheitsbehörden im Hinblick 
auf rechtsextreme Bedrohungen vor der flächendeckenden 
Einführung des Instruments RADAR-rechts im Jahr 2022 zu 
verbessern?

Bei RADAR („Regelbasierte Analyse potenziell de-
struktiver Täter zur Einschätzung des akuten Risikos“) 
handelt es sich um ein Instrument zur Priorisierung bei 
der Bearbeitung des bereits erkannten extremistischen 
Personenpotenzials. An die Bewertung mittels RADAR 
schließt sich eine individuelle Einzelfallbetrachtung an, 
bei der eine auf die jeweilige Person zentrierte Risiko-
analyse durchgeführt wird.

Die vorherige Bewertung mittels RADAR ist für der-
artige Einzelfallanalysen allerdings nicht zwingend erfor-
derlich, sie werden im Bereich der Politisch Motivierten 
Kriminalität-rechts (PMK-rechts) daher auch jetzt schon 
unabhängig vom Einsatz von RADAR-rechts durchge-
führt. Diese individuelle Risikoanalyse soll bis Ende 
2020 für alle nicht inhaftierten Gefährder und in Einzel-
fällen – gemäß einer Priorisierung aufgrund der Einschät-
zung der jeweils zuständigen Bundesländer – auch für 
Relevante Personen erstellt werden.

Zudem werden zukünftig alle eingestuften Gefährder 
im Bereich der PMK-rechts halbjährlich und alle einge-
stuften Relevanten Personen jährlich in Sitzungen der 
„AG Personenpotenziale“ im Gemeinsamen Extremis-
mus- und Terrorismusabwehrzentrum zur Bekämpfung 
des Rechtsextremismus/-terrorismus (GETZ-R) themati-
siert.

Frage 43

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die Uzi- 
Maschinenpistole, die bei dem im GBA-Verfahren zum rech-
ten Nordkreuz-Netzwerk als Zeugen geführten Marko G. be-
schlagnahmt wurde, insbesondere zu ihrer Entwendung 1993 
in·Brandenburg, und welche Schritte, Maßnahmen und Ermitt-
lungen wurden veranlasst, um die Herkunft und Geschichte der 
Waffe aufzuklären (www.neues-deutschland.de/artikel/ 
1128773.tag-x-nordkreuz-gruender-vor-gericht.html)?

Dem Bundeskriminalamt liegen keine Erkenntnisse zu 
der bei Marko G. sichergestellten Uzi-Maschinenpistole 
vor.

Die in der mündlichen Frage angesprochene Sicher-
stellung einer Maschinenpistole und die daran anschließ-
enden weiteren Ermittlungen erfolgten in einem Strafver-
fahren der Staatsanwaltschaft Schwerin. Zu Verfahren 
der Länder nimmt die Bundesregierung aus kompetenz-
rechtlichen Gründen grundsätzlich nicht Stellung.

Frage 44

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Ab wann will die Bundesregierung die umstrittene Ausbil-
dungsmission für Sicherheitskräfte in Saudi-Arabien, die we-
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gen des schwelenden Konflikts um die Ermordung des Journa-
listen Jamal Khashoggi ausgesetzt wurde, wieder aufnehmen, 
vor dem Hintergrund, dass im Januar 2020 acht Trainer der 
Bundespolizei nach Saudi-Arabien zurückkehren und dort 
Grenzschützer ausbilden sowie fünf weitere deutsche Beamte 
den Einsatz aus einem Projektbüro in Riad koordinieren sollen 
(AFP vom 24. Januar 2020), und inwieweit hat die Bundesre-
gierung neue Erkenntnisse zur Ermordung des Journalisten 
Khashoggi im Oktober 2018 im saudi-arabischen Konsulat in 
Istanbul mutmaßlich im Auftrag des saudischen Kronprinzen 
Mohammed bin Salman hinsichtlich der unaufgeklärten Hin-
tergründe und der Weigerung Saudi-Arabiens, ihre Ermittlun-
gen gegen die mutmaßlichen Hintermänner offenzulegen, die 
die Bundesregierung veranlasst haben, nun wieder Polizisten 
nach Saudi-Arabien zu schicken (www.spiegel.de/politik/ 
deutschland/saudi-arabien-bundespolizei-nimmt-ausbildung- 
wieder-auf-a-00000000-0002-0001-0000-000169122932)?

Die Entscheidung über die Ausbildungsmaßnahme ist 
und bleibt fortlaufend Gegenstand von Beratungen inner-
halb der Bundesregierung. Diesbezüglich hat man sich 
auf eine Wiederaufnahme der Trainingsmaßnahmen in 
2020 geeinigt. Die Trainings- und Beratungsmaßnahmen 
für den SDA-Grenzschutz haben Ende Januar 2020 be-
gonnen. Alle Trainingsmaßnahmen vermitteln rechts-
staatliche Prinzipien und Menschenrechte. Hierauf legt 
die Bundesregierung besonderen Wert.

Was die Ermordung von Jamal Khashoggi betrifft, so 
hat die Bundesregierung gegenüber Saudi-Arabien stets 
deutlich gemacht, dass sie eine vollständige und glaub-
hafte Aufklärung dieses Mordes erwartet. Dazu zählt 
auch ein transparentes und rechtsstaatliches Verfahren 
für die Angeklagten. Wichtig ist zudem, dass Saudi-Ara-
bien sicherstellt, dass eine solche Tat nicht wieder ge-
schehen kann. Den Bitten der deutschen Botschaft in 
Riad auf Prozessbeobachtung wurde von saudischer Seite 
bislang nicht stattgegeben. Daher konnte sich die Bun-
desregierung bisher kein verlässliches Bild vom Verfah-
ren machen. Sie bemüht sich weiter um einen entsprech-
enden Zugang und ein transparentes Verfahren.

Frage 45

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Inwieweit befinden sich die von der Bundesregierung mit 
25 Millionen Euro unterstützten zu bauenden Notunterkünfte 
für Vertriebene in der syrischen Provinz Idlib (dpa vom 31. Ja-
nuar 2020) in der sogenannten Sicherheitszone, vor dem Hin-
tergrund, dass die Errichtung einer türkischen „Sicherheitszo-
ne“ gegen Völkerrecht verstößt und jegliche Formen der An- 
bzw. Umsiedlung geschützter Personen in besetzten Gebieten 
gemäß Artikel 49 der 4. Genfer Konvention von 1949 unters-
agt sind (Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste des Deut-
schen Bundestages, WD 2 – 3000 – 116/19, Seite 12), und 
inwieweit präjudizieren entsprechende Hilfen für den türki-
schen Roten Halbmond nach meiner Auffassung den Status 
der Türkei als Besatzungsmacht?

Die Bundesregierung steht derzeit zur Umsetzung der 
von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel am 24. Januar 
zugesagten 25 Millionen Euro zur Finanzierung von Not-
unterkünften in der sogenannten „Deeskalationszone“ Id-
lib in Kontakt mit verschiedenen humanitären Organisa-
tionen, darunter dem Türkischen Roten Halbmond. Eine 
abschließende Entscheidung über die genauen Projekts-
tandorte sowie die Modalitäten der Umsetzung ist noch 

nicht getroffen. Die Bundesregierung wird sicherstellen, 
dass die geförderten Maßnahmen bedarfsorientiert und 
entsprechend den humanitären Prinzipien sowie im Ein-
klang mit dem humanitären Völkerrecht umgesetzt wer-
den.

Die sogenannte „Sicherheitszone“ ist nicht Teil der 
Provinz Idlib. Es sind keine Projekte in dieser Zone ge-
plant.

Frage 46

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Eva-Maria Schreiber (DIE LINKE):

Inwiefern gedenkt die Bundesregierung auf die Forderungen 
des tansanischen Botschafters in Berlin, Abdallah Possi, ein-
zugehen, die Bundesregierung solle den ersten Schritt für „Ver-
handlungen über Wiedergutmachungen“ für Verbrechen wäh-
rend der deutschen Kolonialzeit machen und die tansanische 
Seite „möglichst bald“ darüber informieren, „wie viele 
menschliche Gebeine und Kulturobjekte aus dem heutigen 
Tansania während der Kolonialzeit nach Deutschland gebracht 
wurden und wo sie sich heute befinden“ (www.tagesspiegel. 
de/politik/deutsche-kolonialverbrechen-in-afrika-tansania- 
fordert-von-bundesregierung-verhandlungen-ueber- 
wiedergutmachungen/25496372.html), und welche Schritte 
gedenkt die Bundesregierung von sich aus einzuleiten bzw. 
der tansanischen Seite anzubieten, um Verantwortung für die 
Taten während der Kolonialzeit zu übernehmen?

Der Umgang mit der Kolonialvergangenheit Deutsch-
lands ist für die Bundesregierung von besonderer Bedeu-
tung und im Koalitionsvertrag erstmalig als klarer Auf-
trag an die Regierung verankert.

Die Bundesregierung steht seit Jahren in ständigem 
Austausch mit der tansanischen Seite zu verschiedenen 
Aspekten der deutschen Kolonialvergangenheit.

Konkrete Forderungen, einschließlich solcher nach 
Rückgabe von Kulturgut aus Tansania, sind bisher nicht 
an die Bundesregierung herangetragen worden.

Bei Forderungen zur Rückgabe menschlicher Gebeine 
aus kolonialen Kontexten, die sich in deutschen Einrich-
tungen befinden, herrscht in der Bundesregierung Kon-
sens, dass diese zurückgeführt werden sollen.

In Deutschland steht die überwiegende Zahl von Ein-
richtungen, in deren Beständen sich Sammlungsgut aus 
kolonialen Kontexten befindet, in der Trägerschaft und 
Zuständigkeit der Länder und Kommunen. Die Bundes-
regierung verfügt daher nicht über genaue Erkenntnisse 
über den Umfang von Sammlungsgut in Deutschland aus 
dem heutigen Tansania.

Frage 47

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage des Abge-
ordneten Ottmar von Holtz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Mit welchen konkreten Maßnahmen wird die Bundesregie-
rung zu einem friedlichen und demokratischen Ablauf der 
Wahlen in Togo am 22. Februar 2020 beitragen, und inwiefern 
stellt die Bundesregierung fest, dass die repressiven Entwick-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 145. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. Februar 2020                              18144 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/saudi-arabien-bundespolizei-nimmt-ausbildung-wieder-auf-a-00000000-0002-0001-0000-000169122932
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/saudi-arabien-bundespolizei-nimmt-ausbildung-wieder-auf-a-00000000-0002-0001-0000-000169122932
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/saudi-arabien-bundespolizei-nimmt-ausbildung-wieder-auf-a-00000000-0002-0001-0000-000169122932
https://www.tagesspiegel.de/politik/deutsche-kolonialverbrechen-in-afrika-tansania-fordert-von-bundesregierung-verhandlungen-ueber-wiedergutmachungen/25496372.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/deutsche-kolonialverbrechen-in-afrika-tansania-fordert-von-bundesregierung-verhandlungen-ueber-wiedergutmachungen/25496372.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/deutsche-kolonialverbrechen-in-afrika-tansania-fordert-von-bundesregierung-verhandlungen-ueber-wiedergutmachungen/25496372.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/deutsche-kolonialverbrechen-in-afrika-tansania-fordert-von-bundesregierung-verhandlungen-ueber-wiedergutmachungen/25496372.html


lungen in der Region (wie beispielsweise in Benin, Guinea 
oder der Elfenbeinküste) einen verstärkenden Einfluss auf 
das Regime in Togo haben (www.un.org/africarenewal/ 
magazine/december-2019-march-2020/africa-watch-2020- 
election-season-across-africa)?

Bei den Präsidentschaftswahlen in Togo am 22. Febru-
ar wird eine Wahlbeobachtung durch die „Economic 
Community of West African States“ (ECOWAS) gewähr-
leistet. ECOWAS hat in den vergangenen Jahren in Togo 
und der Region eine starke Rolle in Demokratisierungs-
prozessen und der Vermittlung von politischen Konflik-
ten gespielt. Die Bundesregierung unterstützt das Enga-
gement von ECOWAS ausdrücklich. Die togoische 
Regierung hat der EU keine formelle Rolle bei den Wah-
len eingeräumt.

In Gesprächen der Bundesregierung mit der togoischen 
Regierung wie auch mit den Oppositionsparteien spielen 
gegenwärtig Fragen des Wahlprozesses eine zentrale Rol-
le. Dabei unterstreicht die Bundesregierung vor allem die 
Notwendigkeit von Inklusivität und Transparenz des 
Wahlvorgangs. Ein Kernpunkt ist die detaillierte Veröf-
fentlichung der Wahlergebnisse.

Wir führen diesen Dialog gemeinsam mit Frankreich, 
den USA und Vertretern der Vereinten Nationen sowie 
der Europäischen Union.

Die Bundesregierung ist darüber hinaus aktiv und er-
folgreich am Aufbau demokratischer Strukturen im Rah-
men der Dezentralisierung beteiligt, sowohl finanziell als 
auch ganz praktisch beim Verwaltungsaufbau. Hier konn-
ten in Togo auf kommunaler Ebene in den letzten zwei 
Jahren deutliche Fortschritte gemacht werden. Das trägt 
dazu bei, auch auf nationaler Ebene den Umgang zwi-
schen politischen Gegnern zu normalisieren.

Ein direkter Einfluss der politischen Entwicklungen in 
Benin, Côte d’Ivoire und Guinea auf die Situation in 
Togo ist aus Sicht der Bundesregierung nicht gegeben. 
Diese drei Länder stehen jeweils vor ganz unterschied-
lichen Herausforderungen in ihren Prozessen der Demo-
kratisierung. Und so ist auch in Togo die politische Situa-
tion vor allem aus den Prozessen in Togo selbst heraus zu 
verstehen.

Frage 48

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage des Abge-
ordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Räumt auch die Bundesregierung wie der UN-Generalsek-
retär António Guterres ein, dass sich an der Berliner „Libyen- 
Konferenz“ teilnehmende NATO-Mitglieder wie die Türkei 
weiterhin nicht an die dort verabredete Einhaltung des Waffen-
embargos halten („Der Berliner Friedensplan ist nach zwei 
Wochen schon in Gefahr“, „Der Tagesspiegel“ vom 4. Februar 
2020; bitte mitteilen, zu welchen NATO-Mitgliedern ihr dies 
bekannt ist), und hinsichtlich welcher Verabredungen der Teil-
nehmenden der „Libyen-Konferenz“ spricht die Bundesregie-
rung trotzdem von deren Erfolg (vergleiche auch „Operation 
Sophia plan calls for migrant redistribution“, „Politico“ vom 
24. Januar 2020)?

Auf der Berliner Libyen-Konferenz hat sich die Bun-
desregierung mit allen beteiligten Staaten auf einen um-

fassenden Plan für das Land geeinigt. In Berlin wurde so 
der Weg für den weiteren politischen Prozess geöffnet.

Das Engagement der Bundesregierung hat dazu beige-
tragen, das Waffenembargo zu stärken. Alle Teilnehmer 
der Konferenz haben zugestimmt, von weiteren Waffen-
lieferungen abzusehen.

Jetzt kommt es darauf an, die Beschlüsse umzusetzen – 
auch durch die libyschen Konfliktparteien.

Letzte Woche hat das „5-plus-5-Komitee“ in Genf 
sechs Tage lang verhandelt, um die Waffenruhe in einen 
Waffenstillstand zu überführen.

Dass diese Gespräche stattfanden und die Konfliktpar-
teien anfangen, über die Rahmenbedingungen eines ech-
ten Waffenstillstands zu verhandeln, ist ein gutes Zei-
chen.

Einige Gemeinsamkeiten konnten zu Papier gebracht 
werden. Es bleiben aber immer noch offene Fragen. Die 
Verhandlungen sollen deshalb ab dem 18. Februar wei-
tergeführt werden.

Die Bundesregierung steht auch in regelmäßigem Aus-
tausch mit den Konfliktparteien. Erst letzte Woche war 
der Nahostbeauftragte des Auswärtigen Amts in Tripolis 
und Bengasi.

Das erste Treffen des Internationalen Follow-up-Ko-
mitees, das die Umsetzung der bei der Berliner Konferenz 
getroffenen Schlussfolgerungen überwachen soll, findet 
am 16. Februar in München statt.

Wir arbeiten weiter an einer möglichst baldigen Indos-
sierung der Beschlüsse von Berlin im Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen. Die Verhandlungen dazu dauern an.

Die Bundesregierung ist über die Berichte des brüchi-
gen Waffenembargos auf beiden Seiten des Konflikts 
besorgt.

Verstöße gegen das Embargo wird die Bundesregie-
rung nicht hinnehmen, sondern weiter auf die Unterstüt-
zer der Konfliktparteien einwirken, sich an ihre in Berlin 
gemachten Zusagen zu halten. Dies wird auch auf der 
kommenden Libyen-Konferenz in München der Fall sein.

Wir sind zudem weiterhin mit unseren EU-Partnern in 
engem Austausch über unser zukünftiges Engagement 
bei der Umsetzung und Überwachung des Waffenembar-
gos.

Frage 49

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage des Abge-
ordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der 
Aufforderung der Parlamentarischen Versammlung des Euro-
parates an alle 47 Mitgliedstaaten, die „unverzügliche Freilas-
sung“ des Wikileaks-Gründers Julian Assange zu fordern, weil 
seine „Inhaftierung und strafrechtliche Verfolgung … einen 
gefährlichen Präzedenzfall für Journalisten darstellt“ („Threats 
to media freedom and journalists’ security in Europe“, Resolu-
tion 2317 (2020); http://assembly.coe.int/nw/xml/XRef/Xref- 
XML2HTML-en.asp?fileid=28508&lang=en), und sieht die 
Bundesregierung auch nach den Aussagen des UN-Sonderbe-
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richterstatters für Folter, Nils Melzer, über gravierende Ver-
fahrensmängel – Assange werde sein Recht auf ein faires Ver-
fahren „konsequent verwehrt“ („Vor unseren Augen kreiert 
sich ein mörderisches System“, republik.ch, 31. Januar 
2020) – weiterhin „keinen Grund, am rechtsstaatlichen Vorge-
hen der britischen Justiz zu zweifeln“ (Bundespressekonferenz 
vom 6. Dezember 2019)?

Die Bundesregierung verfolgt den Auslieferungspro-
zess von Julian Assange sehr aufmerksam und hat die 
genannte Resolution der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarats ebenso wie die „Communications“ 
und Einschätzungen von Nils Melzer, dem Sonderbe-
richterstatter der Vereinten Nationen über Folter und an-
dere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung oder Strafe, zur Kenntnis genommen.

An der Rechtsstaatlichkeit und Arbeitsweise der briti-
schen Justiz hat die Bundesregierung keinerlei Zweifel. 
Wir gehen davon aus, dass Julian Assange in Groß-
britannien ein faires Verfahren erhält und die Einhaltung 
der Menschenrechte und internationaler Rechtsstaat-
sprinzipien gewährleistet ist.

Frage 50

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Margit Stumpp (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus der von der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates verabschie-
deten Resolution (www.heise.de/newsticker/meldung/ 
Europarat-Julian-Assange-sofort-freilassen-4648886.html), 
die die Mitgliedstaaten auffordert, sich für die sofortige Frei-
lassung von Wikileaks-Gründer Julian Assange aus britischer 
Haft einzusetzen?

Die Bundesregierung verfolgt den Auslieferungspro-
zess von Julian Assange sehr aufmerksam und hat auch 
die in der Frage genannte Resolution der Parlamentari-
schen Versammlung des Europarats zum Fall Assange 
zur Kenntnis genommen.

Die Bundesregierung wird zur vorliegenden Resolu-
tion gegebenenfalls ihre Haltung darlegen, wenn sich 
das Ministerkomitee des Europarats hiermit befasst.

Frage 51

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Margit Stumpp (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Wie bewertet die Bundesregierung die Belege dafür, dass 
die Vergewaltigungsvorwürfe gegen Wikileaks-Gründer Julian 
Assange von der schwedischen Polizei konstruiert wurden und 
dass Assange deutlich länger als üblich wegen des Verstoßes 
gegen Kautionsauflagen in britischer Haft sitzt, wie sie der 
UN-Sonderberichterstatter für Folter Nils Melzer kürzlich vor-
gelegt hat (www.republik.ch/2020/01/31/nils-melzer-spricht- 
ueber-wikileaks-gruender-julian-assange)?

Das Auswärtige Amt hat zu den Haftbedingungen Ju-
lian Assanges keine eigenen Erkenntnisse, da es Herrn 
Assange als australischem Staatsangehörigen nicht kon-
sularisch betreut. Die Bundesregierung verfolgt den Fall 

dennoch aufmerksam und hat die Resolution der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarats ebenso wie 
die „Communications“ und Einschätzungen von Nils 
Melzer, dem Sonderberichterstatter der Vereinten Natio-
nen über Folter und andere grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, zur Kenntnis 
genommen.

In Bezug auf das mittlerweile von den schwedischen 
Behörden eingestellte Verfahren gegen Herrn Assange 
und auch mit Blick auf das von der britischen Justiz ge-
gen ihn verhängte Strafmaß für den Verstoß gegen Kau-
tionsauflagen hat die Bundesregierung keinen Zweifel an 
der Rechtsstaatlichkeit und der Arbeitsweise der Justiz 
sowohl in Schweden als auch im Vereinigten Königreich.

Frage 52

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Heike Hänsel (DIE LINKE):

Wird sich die Bundesregierung nach den ausführlichen Un-
tersuchungen und neuen Enthüllungen des UN-Sonderberich-
terstatters über Folter, Nils Melzer, im Hinblick auf die Ge-
sundheitssituation und Foltersymptome von Julian Assange 
(vergleiche www.republik.ch/2020/01/31/nils-melzer-spricht- 
ueber-wikileaks-gruender-julian-assange) gegenüber der briti-
schen Regierung für eine Freilassung von Julian Assange ein-
setzen, damit er genesen und sich nach rechtsstaatlichen Stan-
dards auf seinen Prozess vorbereiten kann, wenn ja, inwiefern, 
und, wenn nein, warum nicht?

Die Bundesregierung verfolgt den Auslieferungspro-
zess von Julian Assange sehr aufmerksam und bemüht 
sich aktiv um Informationen.

So hat zum Beispiel ein Vertreter der deutschen Bot-
schaft London an der „Case Management“-Anhörung im 
Fall Assange am 19. Dezember 2019 teilgenommen.

An der Rechtsstaatlichkeit und Arbeitsweise der briti-
schen Justiz hat die Bundesregierung keinerlei Zweifel. 
Die Bundesregierung geht davon aus, dass Julian Assan-
ge in Großbritannien ein faires Verfahren erhält und die 
Einhaltung der Menschenrechte und internationaler 
Rechtsstaatsprinzipien gewährleistet ist.

Frage 53

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Heike Hänsel (DIE LINKE):

Inwiefern unterstützt die Bundesregierung den von US-Prä-
sident Donald Trump und dem israelischen Ministerpräsiden-
ten Benjamin Netanjahu vorgestellten sogenannten Friedens-
plan für den Nahen Osten (www.sueddeutsche.de/politik/ 
israel-palaestina-trump-1.4776008), und welche politischen 
Initiativen stößt sie an, um zu einer von beiden Seiten – der 
israelischen und der palästinensischen – unterstützten Zwei- 
Staaten-Lösung zu kommen (www.tagesschau.de/ausland/ 
reax-nahost-friedensplan-101.html)?

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich Impulse, 
die den festgefahrenen Nahostfriedensprozess wieder in 
Gang bringen können. Das haben wir auch in der gestri-
gen Sitzung des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
zu Nahost klar zum Ausdruck gebracht.
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Der US-Vorschlag weicht von den international aner-
kannten Parametern im Nahostfriedensprozess ab. Für 
die Bundesregierung ist klar: Am Ende wird nur eine 
für beide Parteien akzeptable, verhandelte Vereinbarung 
zu einem dauerhaften Frieden zwischen Israelis und Pa-
lästinensern führen. Daher haben wir im Sicherheitsrat 
gestern auch dazu aufgerufen, von unilateralen Schritten 
abzusehen, die einer Friedenslösung auf Grundlage der 
einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen und 
der international anerkannten Parameter entgegenstehen.

Wir engagieren uns in diesem Sinne gemeinsam mit 
unseren EU-Partnern und stehen mit allen Seiten in en-
gem Austausch.

Frage 54

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage des Abge-
ordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Welche Umstände haben nach Kenntnis der Bundesregie-
rung dazu geführt, dass deutsche Staatsbürger nach meiner 
Ansicht sehr spät aus der chinesischen Region Wuhan ausge-
flogen wurden (www.welt.de/vermischtes/live205334991/Li- 
Wenliang-Chinesischer-Arzt-der-vor-Coronaviros-warnte-ist- 
tot.html)?

Die Abholung der deutschen Staatsangehörigen und 
ihrer Kernfamilien wurde im Krisenstab der Bundesre-
gierung im Auswärtigen Amt am 27. Januar 2020 be-
schlossen, kurz nachdem im Auswärtigen Amt erhebliche 
Reisebeschränkungen für die Provinz Hubei bekannt 
wurden und erste konkrete diesbezügliche Anfragen ein-
gegangen waren. Im unmittelbaren Anschluss daran wur-
den die notwendigen Vorbereitungen eingeleitet, unter 
anderem das Einholen zwingend erforderlicher Landege-
nehmigungen der chinesischen Seite.

Nachdem die Landegenehmigung am Morgen des 
31. Januar 2020 durch die chinesischen Behörden erteilt 
worden war, konnte die Maschine der deutschen Bundes-
wehr am selben Abend in Wuhan landen.

Dabei konnten alle deutschen Staatsangehörigen mit 
ihren Kernfamilien ausgeflogen werden, die sich zuvor 
registrierten und am Flughafen erschienen.

Weitere ausreisewillige Deutsche und ihre Angehöri-
gen wurden am 8. und 9. Februar 2020 mit Unterstützung 
unserer britischen Kollegen ausgeflogen.

Das Krisenreaktionszentrum des Auswärtigen Amts ist 
seit Beginn der Ausbreitung des Coronavirus mit europä-
ischen und weiteren Partnern in engem Kontakt und beo-
bachtet die Situation vor Ort weiterhin genau.

Frage 55

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Annalena 
Baerbock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wann ist unter Zugrundelegung des am 29. Januar 2020 im 
Bundeskabinett verabschiedeten Kohleausstiegsgesetzes die 
Abschaltung des noch in Betrieb zu gehenden Kohlekraftwerks 

Datteln 4 vorgesehen (bitte unter Angabe der Option des Kom-
plettausstiegs 2035 sowie 2038), vor dem Hintergrund der 
Graf ik  unter  www.bmu.de / themen/k l ima-energ ie /  
klimaschutz/fragen-und-antworten-zum-kohleausstiegsgesetz/
, und wie hoch wird auf Grundlage des Kabinettbeschlusses die 
Mehremission aller Kohlekraftwerke gegenüber dem linearen 
Pfad des Ergebnisses der Kohlekommission sein?

Der Entwurf für ein Gesetz zur Reduzierung und Be-
endigung der Kohleverstromung stellt die Einhaltung 
jährlicher Zielniveaus für die schrittweise Reduzierung 
und Beendigung der Kohleverstromung insgesamt sicher. 
Es wird diejenige Kapazität an Kraftwerken stillgelegt, 
die notwendig ist, um das jährliche Zielniveau zu errei-
chen. Die jährlich stillzulegende Menge an Steinkohleka-
pazitäten errechnet sich aus dem jeweiligen Zielniveau 
abzüglich marktgetriebener oder anderweitiger Stillle-
gungen, der Umrüstungen von Kraftwerken und der Still-
legungen von Braunkohlekraftwerkskapazitäten. Daher 
ist nicht genau vorhersehbar, in welchem Jahr die Still-
legung einzelner Kraftwerke erfolgen wird, zumal hierfür 
auch wirtschaftliche Überlegungen des jeweiligen Kraft-
werksbetreibers zu beachten wären, die der Bundesregie-
rung nicht bekannt sind.

Die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Be-
schäftigung“ stellt für das Erreichen der Klimaziele auf 
die Reduktion von Kraftwerksleistung und nicht auf 
Emissionsmengen ab und empfiehlt, diese Kraftwerks-
leistung möglichst stetig zu reduzieren. Da aufgrund der 
im Kohleausstiegsgesetz vorgesehenen Regelungen ex 
ante nicht feststeht, welche Kraftwerke im Einzelnen 
wann aus dem Markt gehen, und zudem gilt, dass die 
CO2-Emissionen eines Kohlekraftwerks – neben der Art 
des eingesetzten Brennstoffs – wesentlich von dessen 
Auslastung, ausgedrückt in jährlichen Vollbenutzungs-
stunden, und dem Wirkungsgrad des Kraftwerks für die 
Stromerzeugung abhängen, kann keine abschließende 
Aussage über den konkreten Emissionspfad getroffen 
werden.

Frage 56

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Lisa Badum 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Kann die Bundesregierung bestätigen, dass Projekte, die im 
Rahmen des Strukturförderungsgesetzes finanziell vom Bund 
unterstützt werden, laut § 4 des aktuellen Gesetzentwurfs nicht 
zwingend zur Verwirklichung der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie beitragen müssen, sondern dass dieses Kriterium fa-
kultativ ist (bitte begründen)?

Gemäß § 4 Absatz 2 Investitionsgesetz Kohleregionen 
(InvKG) sind insbesondere folgende Kriterien für Projek-
te, die im Rahmen des Strukturstärkungsgesetzes Kohler-
egionen finanziell unterstützt werden, maßgeblich:

1. Schaffung und Erhalt von Arbeits- und Ausbil-
dungsplätzen in den Fördergebieten nach § 2,

2. Diversifizierung der Wirtschaftsstruktur und Ver-
besserung der Attraktivität des Wirtschaftsstand-
orts in den Fördergebieten nach § 2,
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3. Verwirklichung von Nachhaltigkeitszielen im Rah-
men der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie.

Absatz 2 InvKG stellt klar, nach welchen Kriterien die 
Vorhaben von den Ländern und Kommunen auszuwählen 
sind: Dem Grundansatz erfolgreicher Strukturförderung 
folgend sollte dies die Sicherung der Beschäftigung 
durch die Schaffung und den Erhalt von Arbeits- und 
Ausbildungsplätzen sein. Die Diversifizierung der Wirt-
schaftsstruktur und Aspekte der Nachhaltigkeit stellen 
ebenfalls valide Auswahlkriterien dar.

Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie verfolgt ökolo-
gische, soziale und ökonomische Ziele (SDGs). Insofern 
lassen sich auch die in § 4 Absatz 2 Ziffer 1 und 2 InvKG 
genannten Kriterien sowie alle in § 4 Absatz 1 InvKG 
genannten Bereiche einzelnen Zielen der Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie zuordnen, zum Beispiel SDG 8 
(Beschäftigung), SDG 9 (Infrastruktur), SDGs 13/15 
(Klima- und Umweltschutz) oder SDG 4 (Perspektiven 
für Familien).

Frage 57

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Oliver Krischer 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Für welche Leistungen bzw. Maßnahmen im Einzelnen soll 
die Lausitz Energie Bergbau AG (LEAG) aus dem Bundes-
hauhalt 1,75 Milliarden Euro bekommen (www.energate- 
messenge r.de /news /199872 / l eag -bekommt-mehr -  
sicherheitsbereitschaft), und wann ist dabei jeweils der Beginn 
der Auszahlung vorgesehen?

Nach dem Entwurf des Kohleausstiegsgesetzes wird 
die Bundesregierung ermächtigt, einen öffentlich-recht-
lichen Vertrag mit Zustimmung des Bundestages abzu-
schließen – erst mit Abschluss des Vertrages können Ent-
schädigungen ausgezahlt werden. Die Entschädigung ist 
das Ergebnis langer und intensiver Verhandlungen zwi-
schen der Bundesregierung und den Kraftwerksbetrei-
bern. Die Verstromung von Braunkohle erfordert ein 
komplexes Gesamtsystem aus Tagebau und Kraftwerken. 
Die Entschädigung berücksichtigt insbesondere Stillle-
gungszeitpunkt, Höhe der stillgelegten Leistung und die 
noch zu erwartenden und entgangenen Erträge für eine 
bestimmte Anzahl von Jahren.

Nach dem Entwurf des Kohleausstiegsgesetzes soll die 
Zahlung der Entschädigung im öffentlich-rechtlichen 
Vertrag wie folgt geregelt werden: Die Entschädigung 
wird je Anlagenbetreiber in 15 gleich großen Jahrestran-
chen – beginnend zum Zeitpunkt der ersten endgültigen 
Stilllegung eines Kraftwerksblocks des Betreibers bzw. 
der Beendigung des Regelbetriebs eines Kraftwerksb-
locks des Betreibers – ausgezahlt.

Frage 58

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Oliver Krischer 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie viele Gigawatt Photovoltaikanlagen sind aktuell im 
Marktstammdatenregister im Rahmen der EEG-Förderung ein-
getragen, und welche Auswirkungen auf die Solarbranche 
sieht die Bundesregierung durch den bisher nicht aufgehobe-
nen Solardeckel von 52 Gigawatt?

Im Marktstammdatenregister der Bundesnetzagentur 
sind mit Stand Ende Dezember 2019 insgesamt 
49,8 GW PV-Leistung eingetragen. Aktuelle Zahlen für 
Januar 2020 werden Ende Februar erwartet, da die Bun-
desnetzagentur die Zahlen prüfen und validieren muss.

Die Aufhebung des Förderdeckels ist bereits mit dem 
Klimaschutzprogramm beschlossen. Um möglichen Vor-
zieheffekten zu begegnen, soll die gesetzliche Umsetzung 
schnellstmöglich erfolgen.

Frage 59

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Ulrich Oehme 
(AfD):

Mit welcher Technologie soll von 2030 bis 2038 und darü-
ber hinaus die Grundlast für die Energieversorgung in unserem 
Land hauptsächlich erzeugt werden, und, sollte die Grundlast 
nicht im eigenen Land erzeugt werden, wie gedenkt die 
Bundesregierung, flächendeckende Blackouts mit größeren 
Schäden zu vermeiden?

Deutschland ist bei der Stromversorgungssicherheit 
weltweit Spitzenreiter. Zudem führen wir fortlaufend 
ein Monitoring der Sicherheit der Stromversorgung 
durch. Im Rahmen des Kohleausstiegs soll es noch deut-
lich ausgebaut werden.

Neben den Maßnahmen zur Kraft-Wärme-Kopplung, 
überregionalem Ausgleich von Angebot und Nachfrage, 
Speichern und Lastflexibilisierung sorgen die Energieträ-
ger Erneuerbare, Gas, und derzeit noch Kernenergie und 
Kohle für eine zuverlässige Stromversorgung. Mit der 
Reduktion der letzten beiden Erzeugungsarten kommt 
Erneuerbaren und Gas eine bedeutendere Rolle zu. Wir 
fangen den fehlenden Kohlestrom durch einen beschleu-
nigten Ausbau der erneuerbaren Energien auf und novel-
lieren dazu das Erneuerbaren-Energie-Gesetz und entwi-
ckeln die Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung weiter 
und fördern so zusätzliche Erzeugungskapazitäten.

Unser Kohleausstiegsgesetz beschreibt den Stillle-
gungspfad für die Kohleverstromung. Dieser ist so ge-
wählt, dass die Versorgungssicherheit jederzeit gewähr-
leistet ist: Er ist netztechnisch verkraftbar, erfüllt die 
Vorgaben der Kohle-Kommission und ist regional ausge-
wogen. Die Auswirkungen auf Versorgungssicherheit 
und Strompreisentwicklung werden über den gesamten 
Pfad kontinuierlich überprüft: also in den Jahren 2022, 
2026, 2029 und 2032. So kann die Versorgungssicherheit 
jederzeit gewährleistet werden.

Frage 60

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Hubertus 
Zdebel (DIE LINKE):
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Welche konkreten Inhalte bzw. „Perspektiven“ sind ge-
meint, wenn die Bundesregierung in ihrer Antwort auf meine 
mündliche Frage 13 (Plenarprotokoll 19/142) über ein stattge-
fundenes Treffen zwischen Vertretern des Urankonzerns Uren-
co, der ETC sowie dem Bundeswirtschaftsministerium antwor-
tet, dass beim „Thema ,Kernbrennstoffe der nächsten 
Generationʼ unter anderem für modular aufgebaute For-
schungsreaktoren … seitens der Urenco die Perspektiven von 
im oberen Bereich niedrig angereichertem Uran summarisch 
beschrieben“ wurden, und hat es mit Blick auf Medienveröf-
fentlichungen in „Physics Today“ (1. Januar 2020, Controver-
sy continues to swirl around uranium enrichment contract, 
https://physicstoday.scitation.org/doi/10.1063/PT.3.4385) 
bzw. Telepolis (24. Januar 2020, www.heise.de/tp/features/ 
Urenco-Umstrittene-Uran-Anreicherung-mit-deutscher- 
Beteiligung-4644963.html), in denen davon die Rede ist, dass 
laut einem Bericht der US-Armee aus 2018 „Urenco für einen , 
bescheidenen bis groß angelegten Einsatzʼ tragbarer Reaktoren 
die kostengünstigste Quelle für HALEU ist“, Gespräche zwi-
schen Vertretern von Urenco mit Stellen des Department of 
Defense oder des Department of Energy hinsichtlich möglicher 
Lieferungen von HALEU bzw. Kernbrennstoff der nächsten 
Generation gegeben?

Während des besagten Treffens zwischen den Unter-
nehmen Urenco und ETC sowie dem Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie (BMWi) hat es keine inhalt-
liche Vertiefung des Themas „im oberen Bereich niedrig 
angereichertes Uran“ (sogenanntes High Assay-LEU 
oder HA-LEU) gegeben. Die zitierten modular aufgebau-
ten Forschungsreaktoren wurden im Rahmen der wirt-
schaftlichen Perspektiven für diesen Kernbrennstoff 
exemplarisch als potenzielle Abnehmer seitens der Firma 
Urenco aufgeführt.

Dem BMWi ist bekannt, dass es wegen der Urenco- 
Aktivitäten auf dem US-Markt in der Vergangenheit Ge-
spräche zwischen Vertreterinnen und Vertretern des Un-
ternehmens und dem US-Department of Energy gab. Ge-
spräche zu möglichen Lieferungen von HALEU sind dem 
BMWi nicht bekannt.

Frage 61

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Canan Bayram 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Hat bei der Bundesregierung bezüglich der Schaffung eines 
Mietrechts zum Schutz von Gewerbemieterinnen und -mietern 
ein Umdenken eingesetzt, dass nach meiner Auffassung unter 
anderem wegen der Zwangsräumung der Berliner Landesge-
schäftsstelle der CDU aus ihren langjährigen Büroräumen in 
der Berliner Kleiststraße aufgrund der vom Vermieter gefor-
derten Verdoppelung der Miete und ihr damit einhergehender 
erzwungener Umzug an den Rand von Charlottenburg (siehe 
„Der Tagesspiegel“ vom 15. Januar 2020, Seite 7) veranlasst 
sein könnte, oder hält die Bundesregierung an ihrer am 
11. März 2019 von Ulrich Nußbaum geäußerten Antwort zu 
meiner damaligen schriftlichen Frage fest, dass „dies erst ge-
prüft werden kann, wenn die zugrunde liegenden Probleme 
und ihre Ursachen ermittelt sind“, die dafür notwendigen „ver-
lässlichen und belastbaren Daten“ aber weiterhin fehlen?

Die Einschätzung der Bundesregierung hat sich nicht 
geändert. Eigene Daten zur Entwicklung der Gewerbe-
mieten liegen der Bundesregierung nicht vor. Aus vor-
handenen Studien und Daten ergibt sich aus Sicht der 
Bundesregierung derzeit kein klares und einheitliches 
Bild. Gleichwohl sieht die Bundesregierung, dass in ei-
nigen Ballungsgebieten – insbesondere in Teilen von Ber-

lin – der Druck auf kleine Läden, Handwerk und Ge-
werbe in Innenstadtlagen zunimmt.

Mit der neuen EU-Verordnung für Unternehmenssta-
tistiken, die zurzeit das Rechtsetzungsverfahren auf EU- 
Ebene durchläuft und am 1. Januar 2021 in Kraft treten 
soll, erweitert sich der Erfassungsbereich der Erzeuger-
preise für Dienstleistungen. Damit wird unter anderem 
auch die Bereitstellung von Erzeugerpreisindizes für 
das Grundstücks- und Wohnungswesen verpflichtend.

Das Statistische Bundesamt konzipiert derzeit Erhe-
bungen in diesem Bereich, unter anderem auch für Ge-
werbemieten. Eine regelmäßige Erhebung ist ab dem 
nächsten Basisjahr 2021 geplant, die Veröffentlichung 
gemäß der oben genannten Verordnung erstmals im Juni 
2024. Zweck der Erhebungen ist die Darstellung der 
Preisentwicklung im Zeitverlauf. Daher erfolgt die Ver-
öffentlichung in Form von Indizes.

Frage 62

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Dr. André Hahn 
(DIE LINKE):

Welche Aktivitäten zur Entwicklung des barrierefreien Tou-
rismus unter Berücksichtigung der Maßgaben der UN-Behin-
dertenrechtskonvention (insbesondere Artikel 30) hat die Bun-
desregierung im Jahr 2019 gefördert, und was ist diesbezüglich 
für 2020 geplant (bitte detailliert aufgegliedert nach Bundes-
ministerien nennen)?

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
fördert das bundesweit einheitliche Kennzeichnungs- 
und Zertifizierungssystem für barrierefreie Angebote ent-
lang der touristischen Leistungskette („Reisen für Alle“) 
seit dem Jahr 2011 in verschiedenen Förderphasen. Kern-
element der seit 2018 laufenden dritten Förderphase ist 
der Pilotbetrieb der zentralen Datenbank für barrierefreie 
touristische Angebote. Die Datenbank, die im Oktober 
2018 in Betrieb gegangen ist, kann von den Lizenzneh-
mern in ihre Vermarktungsplattform integriert werden. 
Lizenznehmer sind vor allem Tourismusmarketingorga-
nisationen der Länder und überregional aufgestellte Tou-
rismusunternehmen.

Auch die Deutsche Zentrale für Tourismus (DZT) hat 
das System in ihre Marketingplattform eingebunden.

Die DZT hat im Jahr 2019 den „Tag des barrierefreien 
Tourismus“ auf der Internationalen Tourismusbörse 
(ITB) durchgeführt. Inhaltlicher Schwerpunkt der Veran-
staltung waren zielgruppenspezifische Angebote. Auf der 
diesjährigen ITB ist erneut ein „Tag des barrierefreien 
Tourismus“ geplant.

Die vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
veranstalteten Inklusionstage 2019 hatten die Themen 
„Kultur, Freizeit, Sport und Tourismus“ zum Inhalt. In 
verschiedenen Foren, bei einigen Informationsständen 
und auf dem Podium wurde unter anderem das Thema 
„Reisen“ im Kontext von Barrierefreiheit und gesell-
schaftlichen Teilhabechancen diskutiert bzw. vorgestellt. 
Zudem hat der Bundesteilhabepreis 2020 der Initiativ-
eSozialraumInklusiv (ISI) „barrierefreies Reisen“ zum 
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Thema, ebenso wie die erste von zwei ISI-Regionalkon-
ferenzen dieses Jahr.

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirt-
schaft fördert seit 2018 ein Projekt für barrierefreie Na-
turerlebnisangebote als Impulsgeber für den ländlichen 
Raum. Zur nachhaltigen Sicherung der Verknüpfung 
von erlebbaren Angeboten in nationalen Naturlandschaf-
ten und Informationen zur Barrierefreiheit auf Grundlage 
des bundesweiten Kennzeichnungssystems „Reisen für 
Alle“ werden neue Formen der Zusammenarbeit zwi-
schen dem Natur- und dem Inklusionsbereich erprobt.

Frage 63

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Lange auf die Frage 
des Abgeordneten Christian Kühn (Tübingen) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wann wird die Bundesregierung dem sogenannten Mietwu-
cherparagrafen durch entsprechende Überarbeitung des § 5 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes zur praktisch wirksamen Anwendbar-
keit verhelfen, was Bundesminister Horst Seehofer nach eige-
ner Aussage „zu 100 Prozent“ unterstützt („Welt am Sonntag“, 
2. Februar 2020, „Wir brauchen die privaten Vermieter“), und 
wenn sie dies nicht plant, warum nicht?

Die Bundesregierung begrüßt das Ziel, wirksam auf 
die Vermeidung unangemessen hoher Mieten für Wohn-
raum insbesondere in Ballungsräumen hinzuwirken. Sie 
hat daher zahlreiche Maßnahmen vereinbart und zu ei-
nem guten Teil bereits umgesetzt, um zusätzlichen Wohn-
raum zu schaffen und bezahlbaren Wohnraum zu erhal-
ten:

Zum 1. Januar 2019 wurde die Möglichkeit zur Mo-
dernisierungsmieterhöhung bundesweit von 11 auf 8 Pro-
zent gesenkt und eine Kappungsgrenze für die Erhöhung 
der Miete nach Modernisierung eingeführt. Ferner kann 
das sogenannte „Herausmodernisieren“ nun als Ord-
nungswidrigkeit geahndet werden. Seit dem 1. Januar 
dieses Jahres ist ferner das Gesetz zur Verlängerung des 
Betrachtungszeitraums für die ortsübliche Vergleichs-
miete in Kraft.

Im Bundestag wird außerdem aktuell der von der Bun-
desregierung vorgelegte Gesetzentwurf für die Verlänge-
rung und Verbesserung der Mietpreisbremse beraten. Da-
neben arbeitet die Bundesregierung mit Hochdruck an 
der Mietspiegelreform.

Die Bundesregierung prüft darüber hinaus auch, wie 
dem berechtigten Anliegen, Mietwucher zu unterbinden, 
rechtssicher entsprochen werden kann.

Frage 64

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Lange auf die Frage 
des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka (AfD):

Sieht die Bundesregierung, in Anbetracht des im Dezember 
2019 eingebrachten baden-württembergischen Gesetzentwur-
fes, welcher beinhaltet, dass Sexualstraftaten gegen Minder-
jährige nicht mehr aus dem Bundeszentralregister gelöscht 
werden sollen, einen gesetzgeberischen Handlungsbedarf in 
dieser Angelegenheit („Legal Tribune Online“ vom 3. Februar 

2 0 2 0 ,  w w w . l t o . d e / r e c h t / h i n t e r g r u e n d e / h /  
bundeszentralregister-fuehrungszeugnis-sexualstraftaten- 
minderjaehrige-baden-wuerttemberg-bundesrat, zuletzt aufge-
rufen am 5. Februar 2020)?

Der Bundesrat wird erst in seiner Sitzung am komm-
enden Freitag (14. Februar 2020) über den Gesetzesan-
trag beraten. Sollte dieser beschlossen werden, wird die 
Bundesregierung ihre Stellungnahme dazu in der vorge-
schriebenen Frist und Form abgeben.

Frage 65

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Kerstin Griese auf die Frage 
der Abgeordneten Kordula Schulz-Asche (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Mit welchen zusätzlichen Ausgaben rechnet die Bundesre-
gierung hinsichtlich der Einführung bzw. Erhöhung des Pfle-
gemindestlohns für Pflegefachkräfte sowie für qualifizierte 
und nichtqualifizierte Pflegehilfskräfte jeweils in den Jahren 
2021, 2022 und 2023?

Die vierte Pflegekommission hat mit Beschluss vom 
28. Januar 2020 für den Zeitraum vom 1. Mai 2020 bis 
zum 30. April 2022 unter anderem höhere Mindestent-
gelte für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der 
Pflegebranche empfohlen. Diese können bei Vorliegen 
der gesetzlichen Voraussetzungen für diesen Zeitraum 
zum Gegenstand einer Rechtsverordnung nach § 11 Ar-
beitnehmer-Entsendegesetz gemacht werden.

In welcher Höhe dadurch zusätzliche Ausgaben ent-
stehen, lässt sich derzeit nicht abschließend beurteilen, 
da es bei der Berechnung auf die jeweilige konkrete 
Lohn- und Gehaltssituation ankäme. Zusätzliche Ausga-
ben durch Mindestentgelte können immer nur insoweit 
entstehen, als die Arbeitsentgelte der in den Geltungsbe-
reich einer zukünftigen Verordnung fallenden Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer die in der Verordnung vor-
gesehenen Mindestentgelte unterschreiten. Insbesondere 
in kollektivrechtlich gebundenen Arbeitsverhältnissen ist 
dies jedoch häufig nicht der Fall.

Frage 66

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Kerstin Griese auf die Frage 
der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau) 
(DIE LINKE):

Wie stellten sich nach Kenntnis der Bundesregierung je-
weils in den Jahren 2005, 2010, 2015, 2018 und 2019 die Ver-
sichertenzahlen der Künstlersozialkasse (KSK) dar, und wel-
ches sind nach Kenntnis der Bundesregierung die zehn 
häufigsten Tätigkeiten, für die eine Versicherung besteht (bitte 
jeweils auch die absoluten Zahlen der Versicherten angeben)?

Im Jahr 2005 waren insgesamt 145 059 Personen bei 
der Künstlersozialkasse versichert. Diese Zahl stieg bis 
zum Jahr 2010 auf 165 646 Personen, bis zum Jahr 2015 
auf 181 482 Personen und bis zum Jahr 2018 auf 186 220 
Personen. Im Jahr 2019 waren 188 332 Personen bei der 
Künstlersozialkasse versichert.
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Bei einer Unterscheidung nach den zehn häufigsten 
Tätigkeitsfeldern stammen im Jahr 2019 die meisten Ver-
sicherten aus den folgenden Bereichen:

– Musikausbildung/Musiklehre mit 27 127 Versicher-
ten,

–  Grafik-, Kommunikations- und Werbedesign mit 
23 645 Versicherten,

–  Journalistik und Redaktion mit 18 192 Versicherten,

– Malerei/Zeichnung/Illustration mit 13 950 Versicher-
ten,

–  Kunstfotografie/Fotodesign/Werbefotografie mit 
9 093 Versicherten,

– Pop-, Rock-, Jazz-, Unterhaltungsmusik mit 6 280 Ver-
sicherten,

– Regie/Film- und Fernsehproduktion/Spielleitung/Re-
gieassistenz mit 6 180 Versicherten,

–  Bildende Kunst/Design mit 5 948 Versicherten,

– Schauspiel/Performances für Bühne, Film und Wer-
bung mit 4 239 Versicherten sowie

–  Autorentätigkeiten für Bühne, Film, Funk, Fernsehen 
und Multimedia mit 4 177 Versicherten.

Frage 67

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Kerstin Griese auf die Frage 
der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau) 
(DIE LINKE):

Wie stellt sich derzeit nach Kenntnis der Bundesregierung 
das durchschnittliche Jahreseinkommen der über die Künstler-
sozialkasse Versicherten dar (bitte insgesamt sowie für die 
zehn häufigsten Tätigkeiten angeben), und wie viele KSK-Ver-
sicherte erhalten nach Kenntnis der Bundesregierung derzeit 
neben ihrer Erwerbstätigkeit Leistungen nach dem SGB II?

Das gemeldete durchschnittliche Jahreseinkommen al-
ler bei der Künstlersozialkasse versicherten Personen be-
trug im Jahr 2019 insgesamt 17 852 Euro.

Bezogen auf die zehn häufigsten Tätigkeitsfelder wur-
den, basierend auf den Meldungen der Versicherten, für 
das Jahr 2019 folgende durchschnittliche Jahreseinkom-
men erzielt:

– Musikausbildung/Musiklehre in Höhe von 13 337 Eu-
ro,

–  Grafik-, Kommunikations- und Werbedesign in Höhe 
von 21 699 Euro,

–  Journalistik und Redaktion in Höhe von 21 763 Euro,

–  Malerei/Zeichnung/Illustration in Höhe von 
12 712 Euro,

–  Kunstfotografie/Fotodesign/Werbefotografie in Höhe 
von 19 574 Euro,

–  Pop-, Rock-, Jazz-, Unterhaltungsmusik in Höhe von 
15 503 Euro,

– Regie/Film- und Fernsehproduktion/Spielleitung/Re-
gieassistenz in Höhe von 19 855 Euro,

–  Bildende Kunst/Design in Höhe von 16 260 Euro,

– Schauspiel/Performances für Bühne, Film und Wer-
bung in Höhe von 13 479 Euro sowie

–  Autorentätigkeiten für Bühne, Film, Funk, Fernsehen 
und Multimedia in Höhe von 24 394 Euro.

Der Bundesregierung liegen keine spezifischen Zahlen 
vor, wie viele Versicherte der Künstlersozialkasse neben 
ihrer Erwerbstätigkeit Leistungen nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) erhalten. Auch bei der 
Künstlersozialkasse werden keine entsprechenden Daten 
erhoben bzw. nach diesen spezifischen Fragestellungen 
ausgewertet.

Frage 68

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Kerstin Griese auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Wie hat sich innerhalb der letzten zehn Jahre die Anzahl der 
armutsgefährdeten Rentner in Deutschland entwickelt, und 
welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung in 
diesem Zeitraum unternommen, um die Altersarmut zu mini-
mieren (bitte in absoluten Zahlen sowie dem prozentualen An-
teil an der Gesamtzahl aller Rentner in Deutschland angeben 
und in Jahresscheiben aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen keine Daten in der ge-
wünschten Abgrenzung vor. Hilfsweise können Daten 
für die Gruppe der Rentnerinnen und Rentner sowie Pen-
sionärinnen und Pensionäre für die Jahre 2011 bis 2018 
auf Basis des Mikrozensus zur Verfügung gestellt wer-
den.

Danach bezogen im Jahr 2011 13,8 Prozent der Rent-
nerinnen und Rentner sowie Pensionärinnen und Pensio-
näre ein Nettoäquivalenzeinkommen von weniger als 
60 Prozent des Medianeinkommens. Dies entspricht etwa 
2,3 Millionen Personen. Für das Jahr 2018 beträgt die 
Armutsrisikoquote 16,1 Prozent, die absolute Anzahl 
rund 2,8 Millionen Personen.

Die Armutsgefährdungs- oder auch Armutsrisikoquote 
ist eine statistische Maßgröße für die Einkommens-
verteilung. Ihre Höhe hängt unter anderem von der zu-
grundeliegenden Datenbasis und der Gewichtung der 
Haushaltsmitglieder bei der Bestimmung des Nettoäqui-
valenzeinkommens ab. Der Indikator kann je nach Daten-
quelle unterschiedlich ausfallen.

Ob jemand im Alter hilfebedürftig ist, hängt von vie-
len, oftmals sehr individuellen, Einflüssen ab, die für die 
Höhe des Alterseinkommens entscheidend sind. Perso-
nen, die die Regelaltersgrenze überschritten haben und 
deren Einkommen nicht ausreicht, um ihren Lebensunter-
halt zu decken, erhalten Grundsicherung im Alter.

Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren 
wichtige Leistungsverbesserungen auf den Weg gebracht, 
die für viele Personen zu höheren Rentenansprüchen füh-
ren und somit einen Beitrag zur Reduzierung des Risikos 
von Altersarmut leisten. Beispielhaft genannt seien hier 
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die zum 1. Juli 2014 in Kraft getretenen Maßnahmen des 
RV-Leistungsverbesserungsgesetzes, das Rentenüberlei-
tungs-Abschlussgesetz aus dem Jahr 2017 sowie das 
RV-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetz 
des Jahres 2018.

Zudem ist nach dem Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD für die 19. Legislaturperiode die Einfüh-
rung einer „Grundrente“ vereinbart.? 
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